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Vorwort 

Auf dem 38. Deutschen Historikertag in Bochum fand am Vormittag des 
28. September 1990 eine Sektionssitzung „Rahmenbedingungen und Hand-
lungsspielräume europäischer Außenpolitik im Zeitalter Ludwigs XIV." 
statt. Die damals gehaltenen und diskutierten Referate werden - z.T. in 
erweiterter Form und unter Berücksichtigung von Gesichtspunkten, die in 
der Aussprache eine Rolle gespielt haben - nunmehr der interessierten 
Öffentlichkeit  zugänglich gemacht. 

Es ist hier nicht der Ort, über das seit einigen Jahren auch in Deutschland 
zu beobachtende neue Interesse an internationaler Politik und zwischen-
staatlichen Beziehungen zu reflektieren  - ob, was zu vermuten ist, etwa 
auch die Gegenwartserfahrung  des Aufbrechens mächtepolitischer Grund-
strukturen, denen eigentlich eine große Konstanz und Festigkeit unterstellt 
werden mußte, bis in die historischen Wissenschaften ausstrahlt und Fragen 
provoziert nach dem Gestaltungswillen von Einzelpersönlichkeiten und 
Völkern, nach kollektiven Ressentiments und Antihaltungen, die der Außen-
polit ik eines Staates eine andere Richtung zu geben vermögen, mag deswe-
gen auf sich gestellt bleiben. Wenn man sich indes dafür entscheidet, für die 
Frühe Neuzeit exemplarisch die Faktoren, die Außenpolitik bedingen, und 
die Mechanismen und Ko- bzw. Adhäsionskräfte,  die staatliches Neben-
und Gegeneinander gestalten und verändern, zu illustrieren, dann drängte 
sich das Zeitalter Ludwigs XIV. förmlich auf: ein gutes halbes Jahrhundert, 
das im zwischenstaatlichen Raum ganz ungeheuer bewegt war, weil die 
Staatenkonkurrenz und die Fürstenrivalität bisher unbekannte Dimensio-
nen erreichte. Grundmoment und Motivationskern dieses Neben- und 
Gegeneinanders der Staaten war zum einen der Kampf um Plazierungen 
und Positionen in einer neuen, für Festschreibungen und Veränderungen 
noch offenen  Staatengesellschaft, für die die Fürsten als die eigentlichen 
dynamischen Elemente des Zeitalters alles Verfügbare  zu instrumentalisie-
ren suchten bis hin zum eigentlich grundlos vom Zaun gebrochenen Krieg; 
zum anderen stand die Epoche vor der Herausforderung  erdrückender 
Großmachtsysteme, die es abzuwehren oder denen es sich zu beugen galt. 
Das Zeitalter Ludwigs XIV. erlebte vor dieser Folie den Kollaps des Frie-
denssystems von 1648 und das Suchen nach einem neuen Regulativ der 
internationalen Politik, das man gegen Ende des Jahrhunderts mit der For-
mel vom Gleichgewicht der Kräfte dann auch gefunden zu haben glaubte, es 
erlebte eine ungeheure militärische Anspannung und Eskalation, die sich in 
einer Fülle von Kriegen verschiedener Abschattierungen, die der Epoche 
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6 Vorwort 

eine ganz eigentümliche Signatur verliehen, entluden, es erlebte den fast 
ideologischen Zusammenprall von Herrscherpersönlichkeiten und nicht 
zuletzt auch qualitative Veränderungen im Völkerrecht. Im vorrevolutionä-
ren Europa ist dies die Epoche, in der Statik und Beharrung gegenüber Ver-
änderung und Beschleunigung in der internationalen Politik am weitesten 
zurücktraten. 

Die hier vorgelegten fünf  Beiträge fragen einerseits nach der Typik 
bestimmter Konflikte und Phänomene der internationalen Politik, d.h. 
suchen die für die Epoche typischen Faktoren, die für Krisen und Kriege 
verantwortlich waren, zu präzisieren (Kunisch) bzw. thematisieren im 
Längsschnitt Probleme der Kriegführung (Sicken) und der „ideologischen 
Unterfütterung"  von Konflikten (Burkhardt). Andererseits werden in zwei 
„nationalen" Studien die außenpolitischen Konzeptionen, Optionen und 
Zwänge zweier dominierender Staaten und Fürstenpersönlichkeiten sowie 
das Zusammenspiel von Innen- und Außenpolitik in Frankreich (Malettke) 
und England (Recker) schärfer  und neu beleuchtet. 

Den Autoren gilt ein erster Dank, weil sie sich nicht nur von der der Sek-
tion zugrundeliegenden Idee haben „anstecken" lassen, sondern auch ihre 
Beiträge sehr zügig druckfertig  gemacht und damit erst die Voraussetzung 
geschaffen  haben, daß diese Bochumer Sektion rasch in das wissenschaft-
liche Gespräch gebracht werden kann. Johannes Kunisch bot unmittelbar 
nach der Sektionssitzung spontan an, daß die Vorträge in der von ihm mit-
herausgegebenen Reihe der Beihefte zur Zeitschrift  für Historische For-
schung publiziert werden; die Mitautoren und der Herausgeber wissen sich 
ihm und dem Verlag, der das verlegerische Risiko einging, in besonderer 
Weise verbunden. Meine Mitarbeiter in Münster haben mich in der Phase 
der Vorbereitung der Sektion und beim Redigieren der Manuskripte nach 
Kräften zu entlasten gesucht; auch dafür sei herzlich gedankt, insbesondere 
Dagmar Schnelle M. A. 

Münster, im März 1991 
Heinz  Duchhardt 
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Der Nordische Krieg von 1655 - 1660 als Parabel 
frühneuzeitlicher  Staatenkonflikte 

Von Johannes Kunisch, K ö l n 

Gerade i n der deutschen Geschichtswissenschaft w i r d v ie l fach noch 
immer die Auffassung  vertreten, daß die „Haup t - und Staatsakt ionen" i m 
al lgemeinen und die der f rühen Neuzeit i m besonderen ein Szenarium dar-
stellen, das von absoluter W i l l k ü r und Bel iebigkei t geprägt ist. I n der 
Geschichte des Nordischen Krieges, eines scheinbar lokalen Ereignisses an 
der Peripherie des sich formierenden Staatensystems, läßt sich jedoch der 
Nachweis führen, daß es eine ganze Reihe von Faktoren gibt , die das mäch-
tepol i t ische Geschehen der f rühen Neuzeit i n s t rukture l ler Perspektive zu 
erfassen vermögen 1 . 

Zunächst ist auf die dynastische Komponente hinzuweisen. Wie ich an 
anderer Stelle schon ausgeführt  habe, beschwor jedes Erbfolgeproblem 

1 Vgl. zur Einordnung dieses Krieges in die Geschichte des frühneuzeitlichen Staa-
tensystems Klaus  Zernack,  Das Zeitalter der Nordischen Kriege von 1558 - 1809 als 
frühneuzeitliche Geschichtsepoche, in: ZHF 1 (1973), 55 - 79, und Stuart  Oakley,  War 
in the Baltic, 1550- 1790, in: The Origins of War in Early Modern Europe, hrsg. von 
Jeremy Black, Edinburgh 1987,52-71. Die neueste Gesamtdarstellung aus militärhi-
storischer Perspektive hat Eckhardt  Opitz  vorgelegt: Österreich und Brandenburg im 
Schwedisch-Polnischen Krieg 1655 - 1660. Vorbereitung und Durchführung  der Feld-
züge nach Dänemark und Pommern (Wehrwissenschaftliche Forschungen, 10), Bop-
pard 1969. Zum Gesamtpanorama der Zeit auch Carl  J. Friedrich,  Das Zeitalter des 
Barock. Kultur und Staaten Europas im 17. Jahrhundert, Stuttgart 1954, hier bes. das 
8. Kapitel: Die östlichen Dynastien: Habsburg, Romanow, Hohenzollern und Wasa -
1610 - 1660, 256 - 280; Pierre  Jeannin, L'Europe du Nord-Ouest et du Nord au XVI Ie  

et XVII Ie siècles, Paris 1969, und Johannes Kunisch,  Absolutismus. Europäische 
Geschichte vom Westfälischen Frieden bis zur Krise des ancien régime (UTB, 1426), 
Göttingen 1986, 130ff.  und 157-171. Zu den Grundfragen  der Staatenpolitik des 
17. Jahrhunderts darüber hinaus: Konrad  Repgen, Kriegslegitimationen in Alteuropa. 
Entwurf einer historischen Typologie, in: HZ 241 (1985), 27 - 49. 

Ich w i l l mich im Zusammenhang dieser Untersuchung nicht darauf einlassen, den 
Nordischen Krieg unter dem von Michael Roberts gegebenen Stichwort der sog. 
„Militärischen Revolution" zu erörtern. Die von Roberts genannten Eckdaten 1560 -
1660 scheinen das hier behandelte Kriegsszenarium zwar ausdrücklich einzubezie-
hen. Aber Kategorien wie ein Zeitrahmen von hundert Jahren und der von Roberts 
und neuerdings auch Parker verwendete Revolutionsbegriff  erscheinen mir zu vage, 
um sie für das Anliegen dieser Studie nutzbar zu machen. Auf Einzelaspekte beider 
Systematisierungsversuche wird gleichwohl einzugehen sein. Vgl. Michael  Roberts, 
The Military Revolution, 1560 - 1660, in: ders., Essays in Swedish History, Minneapo-
lis 1967, 195-225; eine deutsche Übersetzung dieses Aufsatzes in: Absolutismus, 
hrsg. von Ernst Hinrichs (Suhrkamp Taschenbuch Wissenschaft, 535), Frankfurt  a.M. 
1986, 273-309; Geoffrey Parker,  Die militärische Revolution. Die Kriegskunst und 
der Aufstieg des Westens 1500 - 1800, Frankfurt  a.M. 1990. 
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10 Johannes Kunisch 

einer Dynastie eine Krise des Staatswesens in seiner Gesamtheit und damit 
beinahe zwangsläufig auch den Konflikt mit solchen Mächten herauf,  die 
bei der Aufteilung des Erbes nicht abseits stehen wollten2. Es waren immer 
wieder die inneren, auf Thron- und Erbfolgestreitigkeiten  beruhenden Kr i -
sen der Fürstenstaaten, welche die Mächtepolitik des Ancien régime 
beherrschten und die Voraussetzungen für die großen Umverteilungen der 
politischen Gewichte in Europa schufen. Sie stellten Länder und Territorien 
als „erledigt" zur Disposition, deren politischer wie staatsrechtlicher 
Zusammenhalt auf der alles verbindenden Klammer der Krone oder der 
Dynastie beruhte. Als strukturelle Voraussetzung absolutistischer Staaten-
polit ik ist deshalb im Auge zu behalten, daß die Fürstenstaaten des Ancien 
régime noch keine geschlossenen, eindeutig umgrenzten Gebilde wie die 
Nationalstaaten der späteren Neuzeit darstellten; ihre Staatlichkeit beruhte 
vielmehr auf der Dynastie. Geriet diese durch eine Thronvakanz in eine 
Krise, war auch die Monarchie in ihrer territorialen Integrität bedroht und 
ein Staatenkonflikt in der Regel unvermeidlich. 

Die Erbfolgeproblematik  zumindest der großen Dynastien war demzu-
folge ein maßgeblicher Faktor frühneuzeitlicher  Staatenpolitik. Sie ist in 
ihrer Bedeutung auch an dem Aufschwung ablesbar, den die wissenschaftli-
che Erörterung dieses Themas im Laufe des 17. und 18. Jahrhunderts 
genommen hat. Der mit Arbeiten zu den genealogischen Implikationen 
mächtepolitischer Zusammenhänge schon mehrfach hervorgetretene 
Rechtshistoriker Armin Wolf hat kürzlich auf ein umfangreiches, 1712 erst-
mals erschienenes Kompendium des seinerzeit als Königlicher Hofgerichts-
referendar  tätigen Christoph Hermann Schweder hingewiesen, das den auf-
schlußreichen Titel trägt: „Theatrum historicum praetensionum et contro-
versiarum illustrium in Europa Oder Historischer Schauplatz der Ansprü-
che und Streitigkeiten Hoher Potentaten und anderer regierender Herr-
schaften in Europa, Darinnen vorgestellet wird Der Ursprung, die Gründe, 
Gegen-Antworten, und der ietzige Zustand der meisten und wichtigsten 

2 Johannes Kunisch,  Staatsverfassung und Mächtepolitik. Zur Genese von Staaten-
konflikten im Zeitalter des Absolutismus (Historische Forschungen, 15), Berlin 1979; 
ders.,  Hausgesetzgebung und Mächtesystem. Zur Einbeziehung hausvertraglicher 
Erbfolgeregelungen in die Staatenpolitik des ancien régime, in: ders. (Hrsg. in Zusam-
menarbeit mit Helmut Neuhaus), Der dynastische Fürstenstaat. Zur Bedeutung von 
Sukzessionsordnungen für die Entstehung des frühmodernen  Staates (Historische 
Forschungen, 21), Berlin 1982, 49 - 80; ders.,  Staatsbildung als Gesetzgebungspro-
blem. Zum Verfassungscharakter  frühneuzeitlicher  Sukzessionsordnungen, in: 
Gesetzgebung als Faktor der Staatsentwicklung (Der Staat, Beiheft 7), Berlin 1984, 
63 - 88. Vgl. ferner  auch Hermann  Weber,  Die Bedeutung der Dynastien für die euro-
päische Geschichte der frühen Neuzeit, in: Das Haus Wittelsbach und die europäi-
schen Dynastien, München 1981 (zugleich ZBLG 44/1), 5 - 32; Ernst  Otto  Czempiel, 
Strukturen absolutistischer Außenpolitik, in: ZHF 7 (1980), 445 - 451. Eine Fülle von 
Anregungen bietet jetzt auch der Sammelband: Das spätmittelalterliche Königtum im 
europäischen Vergleich, hrsg. von Reinhard  Schneider  (Vorträge und Forschungen, 
32), Sigmaringen 1987. 
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Der Nordische Krieg von 1655 - 1660 11 

Praetensionen, welche die in Europa regierenden Potentzen und Herrschaff-
ten gegen einander theils annoch haben, theils aber nach geschlossenem 
Westphälischen und Pyrenaeischen Frieden untereinander abgethan und 
beygeleget; Aus Historicis, Actis Publicis, Deductionibus, Informationibus 
und andern Scribenten zusammen getragen, auch hin und wieder mit genea-
logischen Tabellen erläutert Von Christoph Hermann Schweder, . .Leipzig 
1712" (Abb. I)3 . Auf dem Frontispiz dieses aufwendig ausgestatteten Folio-
bandes sind in der Mittelpartie des Kupfers links und rechts des lateinischen 
Titels vier Frauengestalten angeordnet, die sich durch entsprechende 
Inschriften als Personifikationen der Historia (mit den Flügeln der Muse 
Klio, einer Feder und einem aufgeschlagen vorgezeigten Buch), der Geogra-
phia (mit ausgerollter Landkarte), der Jurisprudentia (mit aufgeschlagenem 
Buch und den Aufschriften  Jus naturae et gentium  und Jus civile  et feudale) 
und der Genealogie (mit entrolltem Stammbaum) zu erkennen geben 
(Abb. 2). Sie repräsentieren jene Wissenschaften, mit deren Hilfe die 
„Ansprüche und Streitigkeiten hoher Potentaten ... Aus Historicis, Actis 
Publicis, Deductionibus, Informationibus" und anderer Quellen offengelegt 
und registriert werden konnten4. 

Bemerkenswert ist nun, daß die auf dem Titelkupfer dargestellten Figuren 
zwischen den Sphären des Friedens und des Krieges angesiedelt sind. In der 
oberen Hälfte des Blattes ist offenkundig  ein Vertragsabschluß mit der Aus-
fertigung der entsprechenden Dokumente abgebildet, während unten ein 
Feldlager und im Hintergrund ein Reitergefecht vor einer mit Artillerie 
bestückten Festungsanlage dargestellt ist. Die Gelehrsamkeit „ in Jure 
publico vel Historia", deren Ergebnisse in diesem Handbuch ausgebreitet 
werden, tr i t t auf dem „Theatrum praetensionum" also als jene Instanz her-
vor, die den Ausschlag zwischen friedlichem Ausgleich und militärischer 
Auseinandersetzung zu geben scheint. Sie setzt durch die Aufdeckung und 
Dokumentation der erbrechtlichen und genealogischen Zusammenhänge die 
Maßstäbe, an denen sich die Entscheidung über Krieg und Frieden messen 
lassen muß. 

Nun war dem Bearbeiter der zweiten Auflage, Adam Friedrich Glafey -
einem Juristen, der ebenso wie Schweder bürgerlichen Standes war - , zwar 
durchaus bewußt, daß er sich mit diesem verschlüsselten und gleichwohl 
unmißverständlichen Anspruch auf ein Terrain begab, das im Zeitalter des 

3 Armin  Wolf,  Geographie und Jurisprudenz - Historia und Genealogie. Zum „The-
atrum praetensionum ... in Europa", in: Jus Commune 14 (1987), 226 - 245. Eine 2., 
überarbeitete und stark erweiterte Auflage des Werkes von Christoph Hermann 
Schweder erschien 1726 unter Federführung  von Adam Friedrich Glafey, der wie 
Schweder Jurist war. 

4 Zu Grundsatzfragen  der Interpretation von Bildquellen dieser Art vgl. Bernd 
Roeck,  Titelkupfer reichspublizistischer Werke der Barockzeit als historische Quelle, 
in: AKG 65 (1983), 329 - 361. 
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12 Johannes Kun isch 

Ü f m i i o p i j H e r m a n n 8 1 φ w ï c t ô 

THEATRUM HISTORICUM 

PRiETENSIONUM 
ET CONTROVERSI ARUM 

I L L U S T R I U M , 

î>cr mïyùw uni) ®irctiiôietien 
& p c ï P o t e n t a t e n u n ì ) a n d e r e r 

rcôicvcnbcn Ikrrftyafftm i n E u r o p a , 

^ r ü n & c / ^ c a c n A n t w o r t e n / 

tctoegujïanî)  kï meifïmufib Multen Prc-

o p a 
XDorinncn î>arflc(tcllet  tt>irî> 

j e t ü t f 

utìbbttil^ , , 
t e n f î o n e n , t w Ictje bie i n E u r o p a t ï ô t m n i > e n ^poten ta te η u n î ) £ e ι τ ί φ α f c 

ten ejegen etnan&er i&citö annod) (when, tfteiltf  o5cr ηαφ <jcfcf)lofienein 
phâlifc^en unfc kçtmiSricfccné edjluffc unter einander abgefyaii 

unti betwelcqct; 
2 l l r ô H i f t o r i c i s ,  A â ; i s P u b l i c i s , D e d u ô i : i o n i b u s l i n& a n f a n i S c r i b e n -

îcn αη$£ ίφ ί p re l l e t , anieeo afar iupplirct unî> continuirci 
X>on D . ^ a m f r j e & r i ®  ® l a j m J O o . 

5ic&rt einem t)on|7àn^taenKca!-5\çat(îer. 

©ucfttanMcr, 1727. 

Abb. 1: C. H. Schweders Thea t rum H is to r i cum 
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14 Johannes Kunisch 

Absolut ismus i n die al leinige Kompetenz der Herrscher und Kabinet te fiel. 
So äußerte er i n seiner Vorrede die Hof fnung,  durch sein Unter fangen „den 
respect und [die] Consideration, welche ein P r i va t -Mann vor gecrönten 
Häuptern, souverainen Fürsten und anderen Regenten zu machen schuldig 
ist, keineswegs überschr i t ten zu haben". E r habe v ie lmehr „bey keiner e int-
zigen Controverse zu decid i ren" sich unterstanden, „sofern nur aufs höchste 
die künf f t igen  Deducenten i n solchen Sachen zu besserer Med i ta t ion i n 
Hebung der gegentheil igen Argumente aufgemahnt" und i n Fäl len, wo i h m 
das Thema zu de l ikat erschien, nur das Exzerpt geliefert,  „ohne etwas von 
dem meinigen h inzuzu thun" 5 . Aber w ie bei al len enzyklopädischen K o m -
pendien des 18. Jahrhunderts, die ausschließlich den Wissensstand zu erfas-
sen vorgaben und als Argumentat ionshi l fen für die eigent l ich Entschei-
dungsbefugten hervortraten, ist auch be im „Thea t rum praetensionum" 
unverkennbar, daß sich die Absicht des Verfassers  darauf r ichtete, durch die 
Offenlegung  der erbrecht l ichen Hin tergründe Einf luß auf das mächtepo l i t i -
sche Geschehen zu nehmen und zugleich einen Diskurs darüber zu eröffnen, 
was bis lang noch selbstbewußt und d ik ta tor isch zu den „arcana imper i i " 
gezählt wurde. 

So ist e in Buch w ie dieses auf seine A r t ein Bei t rag zu dem, was als 
„S t ruk tu rwande l der Öf fent l ichke i t "  umschrieben worden ist. Dabei h ie l t 
man sich zugute, m i t der Veröf fent l ichung  einer systematischen, aufk lärend 
bi lanzierenden und nach Mögl ichke i t umfassenden Dokumenta t ion al ler 
erbrecht l ichen Verb indungen und der daraus erwachsenden ter r i tor ia len 
Ansprüche etwas durchaus Umwälzendes begonnen zu haben, obwoh l es 
Bestrebungen, erbrecht l iche Dedukt ionen und genealogische Belege bei der 
Durchsetzung von Machtansprüchen ins Fe ld zu führen, selbstverständl ich 
auch vorher schon gegeben hat te6 . Aber neu war i n der Tat, daß man jetzt 
unabhängig von konkreten Kon f l i k ten handbuchart ige Kompi la t ionen vor-
legte, die schl ießl ich einen höheren Grad an Verrecht l ichung und Transpa-
renz der mächtepol i t ischen Beziehungen zur Folge hatten. Sie b i ldeten 
zusammengenommen jenes „Jus pub l i cum Europaeum", w ie es charakte-
r ist isch für die Staatsräson u n d das völkerrecht l iche Ins t rumentar ium des 
17. und 18. Jahrhunderts geworden is t7 . 

5 Wolf,  Geographie und Jurisprudenz (Anm. 3), 231. 
6 Ebd., 228f. Zu den fruchtbarsten  Kompilatoren des 18. Jahrhunderts auf dem 

Gebiet der Staatsbeziehungen ist übrigens Jean Rousset  de Missy  (1686 - 1762) zu 
zählen, der neben einer Fülle meist vielbändiger „Recueils" ein (in der 2. Auflage drei-
bändiges) Kompendium mit dem Titel vorgelegt hat: Les intérêts et les prétensions des 
puissances de l'Europe, fondez sur les traitez depuis la Paix d'Utrecht inclusivement 
et sur les Preuves de leurs droits particuliers, La Haye 1735. Vgl. zur Bedeutung Rous-
sets auch Friedrich Meinecke,  Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte, 
hrsg. und eingel. von Walter Hofer (Friedrich Meinecke, Werke, 1), München 1957, 
302 - 320. 

7 Carl  Schmitt,  Der Nomos der Erde im Völkerrecht des Jus Publicum Europaeum, 
Berlin 1950. 
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Der Nordische Krieg von 1655 - 1660 15 

A m Ende des Anc ien régime (1801) wa r es Johann Got t f r ied Herder, der i n 
einem bisher wen ig beachteten Trak ta t die für die Staatenwelt der f rühen 
Neuzeit zentrale Erbberecht igungsproblemat ik aufgr i f f  und am Beispiel des 
Spanischen Erbfolgekrieges  die Frage erörterte: „Entscheidet K r ieg über 
Recht?"8 . Dabei gelangte er von der Feststellung, daß die Plünderung der 
Habe eines Verstorbenen und die Au f te i l ung derselben unter die Ersten und 
Stärksten ein A k t offener  Barbarei sei, zu einer scharfen Verur te i lung al ler 
bereits i m Vorfe ld des Krieges erörterten Teilungspläne. Al les dies zeige, 
führte er aus, daß den Staaten Europas „e in Kodex  der  Erbfolgen  und m i t 
i h m ein Tribunal  des Rechts  der  Wahrheit  gebühre, das verwaiste Nat ionen 
w ie Hinterlassene i n Schutz nehme und jedem zu seinem Recht [verjhelfe. 
Die geborenen Richter dieses Tr ibunals s ind die großen Pairs  von Europa, 
die höchsten Regenten selbst; ein  großer Gedanke, ein  k räf t iger  Wi l le i n der 
Brust einiger von ihnen kann sie zu diesem hohen Werk, zu einer sichern 
Norm  aller  Angelegenheiten  dieser  Art  vere inen" 9 . 

Herder knüpf te an diese Vis ion die Frage, ob es denn alle Regenten für 
ihre Pf l icht gehalten hätten, i n ihren Ländern und Häusern die Erbfolge 
festzulegen, u m dem gehässigen Strei t über den Le ichnam zuvorzukommen 
oder i hn aufs eil igste zu schlichten. „Forder t es n i ch t " , fuhr er beschwörend 
fort,  „der erste Begri f f  eines Rechts, einer Vernunf t  für das Woh l der Län -
der, die Regierung derselben, m i t h i n auch die Erbfolge i n Ländern und Rei-
chen, so sicher zu setzen, daß über sie nie ein K r ieg entstehen müsse, entste-
hen dürfte? Eben we i l der gewaltsame Kr ieg alles Recht, we i l er Vernunf t 
und gemeinsame Konvenienz w ie das Woh l der Staaten selbst aufhebt. Wer 
sein Recht n ich t anders als durch die Faust beweisen kann, hat gewiß 
Un rech t " 1 0 . 

Ohne nun, setzte er h inzu, i n die l iebenswürdige Torhei t eines St. Pierre 
verfal len zu wol len, ohne den Kodex der Erbfä l le und Erbfolgen zusammen-
tragen oder deren Gerichtshof e inr ichten zu können, gebe er die Hof fnung 
n icht auf, daß i hn ein großer Regent doch noch durchsetzen werde - dem 
Recht und der Vernunf t  zu Ehren. Herder glaubte, daß die Kr iege schwer l ich 
ausgerottet werden könnten. Aber er wa r der Auffassung,  daß sie vermin-
dert werden könnten, „wenn man die  Ursachen  zu ihnen mindert.  N i ch t 
anders als durch Gesetze,  durch Statuten  der  Vernunft,  durch anerkannte 
Verträge  zum gesamten Woh l al ler Nat ionen, kann dies geschehen; wer sie 
aufheben oder durchlöchern wol l te , würde als ein Gesamtfeind  n ich t nur der 
europäischen Republ ik , sondern der Menschenvernunft  behande l t " 1 1 . 

8 Johann Gottfried  Herder,  Erbfolgekrieg.  Entscheidet Krieg über Recht? (erstmals 
veröffentlicht  1801), jetzt wiederabgedr. in der Antologie: Ewiger Friede? Dokumente 
einer deutschen Diskussion um 1800, hrsg. von Anita u. Walter Dietze, Leipzig/Wei-
mar/München 1989, 414 - 416. 

9 Ebd., 415. 
1 0 Ebd., 415f. 
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16 Johannes Kunisch 

Herder stand m i t solchen Überlegungen i n der T rad i t i on einer ganzen 
Gat tung von Aufk lärungsschr i f ten,  die sich m i t der Frage auseinandersetz-
ten, w ie der Friede i n Europa p r inz ip ie l l und ein für alle M a l sichergestellt 
werden könne 1 2 . Er nahm dabei vors icht ig distanzierend Bezug auf den 
berühmtesten dieser Traktate, die Friedensschri f t  des Abbé de St. Pierre von 
1713, unters t r ich aber auch seinerseits, daß als Fo rum für die Schaffung 
einer Fr iedensordnung i n Europa ein T r ibuna l der großen Regenten i n 
Betracht zu ziehen sei. Do r t sollte seiner Auffassung  nach der Stre i t über die 
Erbfä l le geschlichtet werden. D ie Ursachen al ler Kon f l i k te lagen jedoch i n 
den Mängeln und Unk la rhe i ten des Erbrechts, u n d hier sollte nach Herders 
Überzeugung auch m i t der Friedenssicherung begonnen werden. 

M i t diesen Hinweisen auf die publ iz ist ische Beschäft igung m i t der i n den 
Mächtebeziehungen immer beherrschender i n Erscheinung tretenden Erb -
fo lgeproblemat ik w i r d noch e inmal deut l ich, daß die geistige Durchd r in -
gung des mächtepol i t ischen Geschehens i m 18. Jahrhundert eine neue Qua-
l i t ä t erlangte. Erstmals t ra ten nun die Ursachen und Zusammenhänge der 
erbrecht l ichen Verwick lungen ins K a l k ü l einer brei teren Öffent l ichkei t .  Der 
erste Nordische Kr ieg, von dem hier i m besonderen die Rede sein soll, nahm 
in dieser En tw i ck l ung gewiß keine herausragende Ste l lung ein. Aber er ist 
auf dem Weg vom Westfäl ischen Frieden, m i t dem auch Schweder sein 
„Theat rum praetensionum" eröffnete,  zu den Kriegsszenarien des 18. Jahr-
hunderts doch eine Zwischenstat ion, die das mächtepol i t ische K o n f l i k t -
potent ia l des Erbfolgeproblems deut l icher ins Bewußtsein t reten ließ. Denn 
besonders be im Ausbruch dieses Krieges g ing es u m einen Thronfolgestreit . 

A m 16. Jun i 1654 w a r die Kön ig i n Christ ine von Schweden, die Tochter 
Gustav Adolfs, abgedankt1 3 . D ie Nachfolge t ra t i h r 32 Jahre al ter Vetter 
K a r l X . Gustav von Pfa lz -Zweibrücken an, ein Sohn des Pfalzgrafen  Johann 
Kas im i r und der schwedischen Prinzessin Kathar ina, einer Schwester 
Gustav Adolfs. E in K o n f l i k t schien unausweichl ich, als auch der Kön ig von 
Polen, Johann I I . Kas im i r aus der kathol ischen L in ie der Wasa, Ansprüche 
auf den schwedischen Thron und das von Gustav Ado l f ins Auge gefaßte 
D o m i n i u m maris Bal t ic i , die Herrschaft  über ein küstenumspannendes Ost-
seeimperium, erhob. 

1 1 Ebd., 416. 
1 2 Maßgeblich ist noch immer Kurt  von Raumer,  Ewiger Friede. Friedensrufe  und 

Friedenspläne seit der Renaissance, Freiburg i.Br./München 1953. Vgl. ferner  Leon-
hard  Krieger,  The German Idea of Freedom. History of a Political Tradition from the 
Reformation to 1871, Chicago/London 1957, und Johannes Kunisch,  Friedensidee 
und Kriegshandwerk im Zeitalter der Aufklärung, in: Der Staat 27 (1988), 547 - 568 
(mit weiteren Literaturhinweisen). 

1 3 Vgl. zu den grundsätzlichen Aspekten dieses Vorgangs Michael  Roberts,  Queen 
Christina and the General Crisis of the 17th Century, in: ders., Essays in Swedish 
History, 2. Aufl., London 1968, 111 - 137. 
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Es handel t sich hier u m die gleiche Grundkonste l la t ion, w ie sie schon zu 
Beginn des Jahrhunderts geherrscht hatte, als Kön ig Sig ismund I I I . , der 
1587 zum polnischen K ö n i g gewähl t worden war , sein Erbrecht auf den 
schwedischen Thron gegen den usurpator ischen Zugr i f f  seines Onkels Kar ls 
IX. , des Vaters Gustav Adolfs, n ich t durchzusetzen vermochte 1 4 . Von diesem 
Ze i tpunk t an entbrannte zwischen den beiden L in i en ein permanenter u n d 
phasenweise erbi t ter ter K o n f l i k t u m die Erbberechtigungsfrage,  der erst 
m i t dem Ende des Nordischen Krieges i m Jahre 1660 beigelegt werden 
konnte. E r wurde zunächst u m den Besitz von L i v l a n d ausgetragen und i n 
einem eineinhalb Jahrzehnte währenden Kr ieg i m Februar 1617 schl ießl ich 
zu Gunsten Schwedens entschieden. D ie R iva l i tä t der beiden Wasa-König-
tümer bestand g le ichwohl for t  u n d entbrannte m i t unverminderter Hef t ig -
kei t , als 1654 das Erbe Kön ig i n Christines anzutreten war. 

Ohne Zwei fe l g ing es i n a l l diesen Auseinandersetzungen auch u m Mach t -
fragen. I n Thomas Hobbes besitzen w i r einen Kronzeugen des 17. Jahrhun-
derts für die Erkenntnis, daß Macht und Machtstreben zu den Grundbef ind-
l ichkei ten der menschl ichen Na tu r zu zählen sind. So äußerte er i m 11. 
Kap i te l seines 1651 erschienenen „Lev ia than" die Überzeugung, daß „e in 
fortwährendes  und rastloses Verlangen nach immer neuer Macht für einen 
al lgemeinen Tr ieb der Menschhei t " zu hal ten sei, der erst m i t dem Tode erlö-
sche. Daher komme es, fuhr er fort ,  „daß Könige, deren Macht am größten 
ist, ihre Anstrengungen darauf r ichten, diese i m Innern durch Gesetze und 
nach außen durch Kr iege zu sichern, und ist dies erreicht, so folgt ein erneu-
tes Verlangen, bei den einen nach Ruhm durch eine neue Eroberung, bei 
anderen nach einem angenehmen Leben . . . " U n d dieser ununterbrochene 
Wettstre i t u m Reichtum, Ehre und Vorherrschaft  führe zu Zwiet racht , 
Feindschaft und K r ieg 1 5 . Darüber hinaus ist aber auch i m Konkre ten offen-
kundig, daß Schweden seit dem Fr ieden von Stolbovo (1617) zielstrebig auf 
eine die Ostsee beherrschende Handelskontro l le m i t al len dazu erforder l i -
chen Terr i tor ia lerwerbungen  hinarbei tete; denn es w a r bei den ausgreifen-
den Zielen, die sich sowohl Gustav Ado l f w ie K a r l X . gesteckt hatten, von 
Anfang an unumgängl ich, die wi r tschaf t l iche Schwäche Schwedens durch 
mi l i tär ische Präsenz und die Schätzung fremden Handelskapi ta ls zu kom-
pensieren 16 . 

1 4 Vgl. hier und im folgenden Gotthold  Rhode,  Kleine Geschichte Polens, Darm-
stadt 1965, 256ff. 

15 Thomas  Hobbes, Leviathan, ed. wi th an Introduction by C. Β. Macpherson, Har-
mondsworth 1968, 161; die deutsche Übersetzung in der Ausgabe: Thomas Hobbes, 
Leviathan, hrsg. und eingel. von Iring Fetscher (Politica, 22), Neuwied/Berlin 1966, 
75f. 

16 Klaus  Zernack,  Schweden als europäische Großmacht der frühen Neuzeit, in: HZ 
232 (1981), 327 - 357, hier 336ff.,  mit Hinweisen auf die wichtigste schwedische Lite-
ratur; ders., Virtus politica im Militärstaat - Strukturprobleme der schwedischen 
Großmachtzeit, in: Idee - Gestalt - Geschichte. Festschrift  für Klaus von See, hrsg. 
von Gerd Wolfgang Weber, Odense 1988, 325 - 337. Vgl. darüber hinaus die Standard-

2 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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Von entscheidender Bedeutung b l ieb ungeachtet al ler of fenkundigen 
Machtprätent ionen jedoch das Erbrecht und die dami t verknüpf te Frage der 
Leg i t im i tä t des eigenen Machtanspruchs. Der Stre i t u m dieses Recht wa r 
1655 w ie i n den Kon f l i k ten zuvor der Auslöser der Feindsel igkeiten zw i -
schen Schweden und Polen u n d bl ieb der maßgebliche Faktor auch während 
der Kampfhandlungen. Gewiß war der Nordische Kr ieg keiner der klassi-
schen Erbfo lgekonf l ik te  w ie der Pfälzische, Spanische oder Österreichische. 
Aber auch an dem durch Jahrzehnte m i t großer Erb i t te rung ausgefochtenen 
Strei t der beiden Wasal in ien ist ablesbar, welche Bedeutung dem Erbfolge-
problem für die Staatenkonf l ik te der f rühen Neuzeit zugemessen werden 
muß. 

Verschärft  wurde dieser Erbfolgestrei t  durch einen zwei ten Fak tor f rüh-
neuzeit l icher Staatenpol i t ik , den konfessionellen Gegensatz17 . E r wa r 
besonders ausgeprägt unter den beiden L in i en des Hauses Wasa und 
schwelte, seit S ig ismund I I I . 1587 zum K ö n i g von Polen gewähl t worden und 
aus diesem Anlaß konver t ier t war. Beide Seiten, besonders Sig ismund und 
sein späterer Kont rahent Gustav Ado l f (1611 - 1632), füh l ten sich als Wor t -
führer  ihrer konfessionellen Überzeugungen und verfochten ihren Stand-
punk t m i t missionarischem Eifer.  So gewann die ohnehin schon brisante 
Auseinandersetzung der beiden L i n i en noch eine zusätzl iche Dimension, 
zumal der unversöhnl iche Gegensatz der Konfessionen über die beiden 
Herrscherhäuser  hinausgreifend auch i n der Bevölkerung starken Rückhal t 
fand. Der Ver lauf des Nordischen Krieges belegt nun zwar, daß man w ie 
schon i m Dreißig jähr igen Kr ieg i n beiden Lagern viel fach und bedenkenlos 
die rel igiösen Überzeugungen den Pr inz ip ien reiner Staatsräson zu opfern 
bereit war . U n d i m übr igen zeigte sich, daß der Spannungsgrad konfessio-
neller Gegensätze sich a l lmäh l ich abzuschwächen begann. Gle ichwohl ist 
of fenkundig,  daß das religiöse Moment auch i m späteren 17. Jahrhundert zu 
jenen Faktoren zu zählen ist, die - wenn n icht auslösend, so doch verschär-
fend - die Staatenkonf l ik te der f rühen Neuzeit beeinf lußt haben1 8 . Neuere 

werke von Michael  Roberts, The Swedish Imperial Experience 1660 - 1718, Cam-
bridge 1979; ders.  (Hrsg.), Sweden's Age of Greatness 1632 - 1718, New York 1973 
(darin vor allem der Aufsatz von Sven  Lundkvist, The Experience of Empire: Sweden 
as a Great Power, 20 - 57); Europe and Scandinavia: Aspects of the Process of Inte-
gration in the 17th Century, ed. Göran  Rystad,  Lund 1983; vgl. ferner die das Ostsee-
mächtesystem des 17. Jahrhunderts im Überblick skizzierenden Ausführungen von 
Walther  Mediger,  Mecklenburg, Rußland und England-Hannover 1706 - 1721. Ein 
Beitrag zur Geschichte des Nordischen Krieges, 2 Bde., Hildesheim 1967, hier Bd. 1, 
122 ff. 

1 7 Als grundlegende Fallstudien zu diesem Thema vgl. Robert  Bireley,  Religion und 
Politics in the Age of Counter-Reformation.  Emperor Ferdinand II, Will iam Lamor-
maini SJ., and the Formation of Imperial Policy, Chapel Hi l l 1981, und ders.,  The 
Counter-Reformation  Prince. Anti-Machiavellianism or Catholic Statecraft  in Early 
Modern Europe, Chapel Hi l l /London 1990. 

1 8 Vgl. im einzelnen die Untersuchung von Johannes Burkhardt  in diesem Band: 
Konfession als Argument in den zwischenstaatlichen Beziehungen. 
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Forschungen haben nachzuweisen vermocht, i n welchem Maße selbst i m 
Siebenjährigen Kr ieg noch religiöse Überzeugungen w i r ksam waren 1 9 . 

Züge des Parabelhaften t rägt auch die Einste l lung zu den Bündnissen, die 
man i m Nordischen Kr ieg w ie i n al len Kr iegen der f rühen Neuzeit einzuge-
hen gezwungen war. Sie ist gekennzeichnet von einer extremen Pr inz ip ien-
losigkeit , wenn man von den Max imen des eigenen Vortei ls e inmal absieht, 
und steht deshalb i n starkem Kont ras t zu den Lei tvorste l lungen einer kon-
fessionell geprägten Staatsethik, der man sich viel fach auch i n den Fragen 
der A l l ianzen verpf l ichtet füh l te 2 0 . I n Staatsangelegenheiten, forderte 
Richel ieu i n seinem „Pol i t ischen Testament", müsse man aus al len D ingen 
Nutzen ziehen: „Was nü tz l i ch sein kann, darf  nie mißachtet werden" . Auch 
auf Bündnisse treffe  dies zu. Oft sei i h r Resultat zwar ungewiß; aber man 
dürfe ihre Vortei le auch n ich t unterschätzen. E inem großen Fürsten f re i l ich 
r iet er davon ab, sich i m Vertrauen auf Bündnisse auf eine schwierige Unte r -
nehmung einzulassen; er müsse so stark sein, sie notfal ls auch ohne Bundes-
genossen zum Er fo lg zu führen. Denn die k le ineren Fürsten strebten danach, 
die großen i n Ak t ionen zu verwickeln, aus denen sie a l le in ihren Vor te i l zu 
ziehen suchten2 1 . „Obwoh l es eine spr ichwört l iche Wahrhei t ist, daß, wer 
K ra f t  besitzt, gewöhnl ich auch recht hat, so ist es t ro tzdem unbestrei tbar, 
daß bei einem Vert rag von zwei ungleichen Mächten die größere mehr als die 
andere Gefahr läuf t , i m Stiche gelassen zu werden. Die Reputat ion ist so 
w i ch t i g für einen großen Fürsten, daß ke in Vor te i l den Verlust ausgleichen 
könnte, den er er l i t te, wenn er Verpf l ichtungen n ich t nachkäme, für die er 
sein Wor t und seine Ehre verpfändet ha t " . Dagegen könne man jemandem, 
dessen Macht mi t te lmäßig ist, so v ie l bieten, „daß er seinen Nutzen seiner 

19 Johannes Burkhardt,  Abschied vom Religionskrieg. Der Siebenjährige Krieg und 
die päpstliche Diplomatie (Bibliothek des Deutschen Historischen Instituts, 61), 
Tübingen 1985. 

2 0 Vgl. etwa die Empfehlung des Großen Kurfürsten  an seinen Thronfolger,  sich 
wegen des Reformierten  Bekenntnisses an die Niederlande zu halten; Kurfürst  Fried-
rich  Wilhelm,  Politisches Testament von 1667, abgedruckt in: Die politischen Testa-
mente der Hohenzollern, bearbeitet von Richard Dietrich (Veröffentlichungen  aus den 
Archiven Preußischer Kulturbesitz, 20), Köln/Wien 1986, 191. Vgl. zum Gesamtzu-
sammenhang der Bindungen Brandenburgs an Holland Gerhard  Oestreich,  Politi-
scher Neustoizismus und Niederländische Bewegung in Europa und besonders in 
Brandenburg-Preußen, in: ders., Geist und Gestalt des frühmodernen  Staates. Ausge-
wählte Aufsätze, Berlin 1969, 101 - 156, und ders.,  Fundamente preußischer Geistes-
geschichte. Religion und Weltanschauung in Brandenburg im 17. Jahrhundert, in: 
ders., Strukturprobleme der frühen Neuzeit. Ausgewählte Aufsätze, Berlin 1980, 275 -
297. Zum Politischen Testament des Großen Kurfürsten  Richard  Dietrich,  Die Väter-
liche Ermahnung des Großen Kurfürsten  von 1667, in: ders. (Bearb.), Einleitung zu: 
Die politischen Testamente der Hohenzollern (wie oben), 35 - 54. Vgl. ferner  Heinz 
Duchhardt,  Das Politische Testament als „Verfassungsäquivalent",  in: Der Staat 25 
(1986), 600 - 607. 

21 Armand-Jean  du Plessis,  Cardinal-duc  de Richelieu,  Testament politique, Ed. 
critique par Louis André, Paris 1947, 354f.; die deutsche Übersetzung in der Ausgabe: 
Richelieu,  Politisches Testament und kleinere Schriften, eingel. und hrsg. von Wil-
helm Mommsen (Klassiker der Politik, 14), Berlin 1926, 185. 

2* 
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Ehre wahrschein l ich vorziehen w ü r d e " 2 2 . Besonders der Große Kur fü rs t  hat 
i m Verlaufe des Nordischen Krieges solchen Maßregeln entsprechend 
gehandelt und nach dem offenkundigen  Scheitern Kar ls X . Gustav i n 
seinem Polenfeldzug aus reiner Staatsräson die polnische und dami t die 
kathol ische Partei ergri f fen  - ein Schachzug übrigens, der i h m bei dem Stre-
ben, die vol le Souveräni tät i m Herzogtum Preußen zu erlangen, tatsächl ich 
zum Er fo lg verhalf . 

D ie Fürsten, ur te i l te Ra imund Graf Montecuccol i - eine der herausragen-
den Feldherrngestalten des Nordischen Krieges - i n seinem i m Jahre 1641 
verfaßten „Tra t ta to del la Guerra" i m Kap i te l über die Bündnisse, h ie l ten 
nur selten i h r Wor t und „haben von vornherein n iemandem zum Freunde 
oder Fe ind" . D ie Freundschaften oder Feindschaften messen sie v ie lmehr 
„ m i t dem Maße ihres Interesses"; daher vergehe der Ei fer für ein Bündnis 
sehr schnell, wenn man es sich n ich t sogleich zunutze mache. „Denn es w i r d 
zwischen so vielen Köpfen schwerl ich ohne Meinungsverschiedenheiten und 
Strei t abgehen". So liege es „ i n der Na tu r des Bündnisses, daß sie sich bei 
der geringsten Unbequeml ichke i t auf lösen" 2 3 . Auch L u d w i g X IV. , der 
bekannt l i ch kurz nach der Beendigung des Nordischen Krieges die Regent-
schaft selbst übernahm, wa r der Auffassung,  daß Verträge, wenn man die 
Wahrhei t offen  ausspreche, von vornherein i m Geist nur vorübergehend ver-
hü l l te r Ei fersucht geschlossen werden. „A l l e die schönen Best immungen der 
Al l ianzen, die Freundschaftsbeteuerungen,  das Versprechen, einander alle 
nur denkbaren Vortei le einzuräumen, bedeuten nach der Er fahrung  der 
Jahrhunderte und dem Selbstverständnis der beiden Vertragschließenden 
nichts anderes, als daß sie sich led ig l ich bewaffneter  Übergr i f fe  und unver-
hohlener Feindsel igkei ten zu enthal ten beabsichtigen. Gewöhnl iche Ver-
tragsverletzungen, die n ich t an die Öf fent l ichkei t  dr ingen, erwartet dagegen 
jeder vom anderen ... Deshalb ließe sich", fuhr er fort,  „d ie Feststel lung 
treffen,  daß man sich auf beiden Seiten der Verpf l ich tung enthoben fühl t , 
die Verträge zu beachten und daß man daher i m Grunde genommen auch 

2 2 Ebd., 355 bzw. 186. 
23 Raimund  Graf  Montecuccoli,  Abhandlung über den Krieg (Trattato della guerra), 

in: Ausgewählte Schriften des Raimund Fürsten Montecuccoli, General-Leutnant und 
Feldmarschall, hrsg. von der Direktion des K. u. K. Kriegsarchivs, bearb. von Alois 
Veltzé, Bd. 1: Militärische Schriften, Wien/Leipzig 1899, 65f. Zu seiner Rolle im 
Nordischen Krieg vgl. auch: Briefe an den Feldmarschall Raimund Grafen Montecuc-
coli. Beiträge zur Geschichte des Nordischen Krieges in den Jahren 1659 - 1660, 
bearb. von Adalbert  Fr.  Fuchs,  Wien/Leipzig 1910. Zur Bedeutung Montecuccolis 
für die moderne Kriegsgeschichte Gunther  E. Rothenberg,  Montecuccoli and the 
"Mil i tary Revolution" of the 17th Century, in: Makers of Modern Strategy from 
Machiavelli to the Nuclear Age, ed. by Peter Paret, Princeton N. J. 1986, 32 - 63; 
Harms Kaufmann, Raimondo Montecuccoli, 1609 - 1680. Kaiserlicher Feldmarschall, 
Militärtheoretiker und Staatsmann, Phil. Diss. Freie Universität Berlin 1974 (Mschr.), 
und Kurt  Peball,  Raimund Fürst Montecuccoli 1609 - 1680. Gedanken zum Leben und 
Werk eines großen österreichischen Feldherrn, in: Österreichische Militärische Zeit-
schrift  2 (1964), 301 - 305. 
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n icht gegen die Verträge verstoßen kann. Denn ihre Best immungen sind ja 
n ich t wö r t l i ch zu nehmen. M a n muß sich eben der Worte bedienen, w ie man 
es ja auch i n anderer Weise auf dem Gebiet der Höf l ichkei ts formeln  tu t , die 
durchaus notwend ig sind, wenn Menschen mi te inander leben wol len; aber 
sie besitzen keine tiefere Bedeutung" 2 4 . 

Es herrschte i n den Mächtebeziehungen also ungeachtet a l len Strebens 
nach einer Verfeinerung  der d ip lomat ischen Umgangsformen und des offen-
kundigen Aufschwungs, den die Völkerrechtssystematik i m Verlaufe des 17. 
Jahrhunderts genommen hat te 2 5 , e in hohes Maß an Unbedenkl ichkei t . Auch 
der Große Kur fü rs t  äußerte sich über den Wert der Bündnisse m i t ähnl icher 
Skepsis. So r iet er i m Pol i t ischen Testament von 1667 seinem Thronfolger, 
die A l l ianz m i t Schweden zu erneuern; aber zu t rauen sei i h r n icht . Sie diene 
i m Grunde nur dazu, dami t man „Euch n ich t al lsofort  auf den Le ib gehe" 
und „der G l impf auf Ewerer Seitten, der Ung l impf aber" auf jene falle. Auch 
werdet I h r auf diesem Wege eine gerechte Sache vertreten, „welche ein jeder 
gerne m i t ambrassiren w i r d " 2 6 . Bemerkenswert ist nun, daß Fr iedr ich W i l -
he lm aus dieser Einschätzung Schlüsse zog, w ie sie für eine „pet i te pu is-
sance très secondaire" während der ganzen f rühen Neuzeit maßgebl ich 
waren. D ie stete Er fahrung  habe i h n gelehrt, wiederhol te er noch einmal, 
w ie wen ig auf A l l ianzen gebaut werden könne. Dagegen hal te ein Schwert 
des öfteren das andere i n der Scheide. Aber sicher l ich überlege sich auch der 
eine oder andere, ein Abenteuer anzufangen, wenn er Gefahr laufe, sich 
p lö tz l i ch m i t Mächten konf ront ier t  zu sehen, die sich wegen gemeinsamer 
Interessen beizustehen verabredet hätten. Deshalb gelangte er zu der p r inz i -
p ie l len Empfehlung, daß A l l ianzen zwar gut seien, aber eigene Krä f te noch 
besser; denn darauf könne man sich sicherer verlassen. E i n Herr , fuhr er 
fort,  sei „ i n keiner considerat ion", wenn er weder über M i t t e l noch Soldaten 
verfüge. Das habe i hn seit der Zei t , da er sich dementsprechend verhal ten 
habe, „considerabel l gemacht " 2 7 . 

2 4 Mémoires de Louis XIV, ed. Jean Longnon, 2. Aufl., Paris 1960,46f.; die deutsche 
Übersetzung in: Ludwig XIV., Memoiren, in der Übertragung von Leopold Steinfel-
der, Basel/Leipzig 1931, 52. 

25 Schmitt,  Der Nomos der Erde im Völkerrecht (Anm. 7), U l f . ; Michael  Behnen, 
Der gerechte und der notwendige Krieg. „Necessitas" und „Util itas reipublicae" in 
der Kriegstheorie des 16. und 17. Jahrhunderts, in: Staatsverfassung und Heeres-
verfassung in der europäischen Geschichte der frühen Neuzeit, in Zusammenarbeit 
mit Barbara Stollberg-Rilinger hrsg. von Johannes Kunisch (Historische Forschun-
gen, 28), Berlin 1986, 43 - 106; Christian  Starck,  Bändigung des Krieges und Frieden 
in der Lehre der Politik und des Völkerrechts der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts, 
in: Politik, Philosophie, Praxis. Festschrift  für Wilhelm Hennis zum 65. Geburtstag, 
hrsg. von Hans Maier u.a., Stuttgart 1988, 56 - 78. 

26 Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  Politisches Testament (Anm. 20), 190; vgl. auch 
Johannes Kunisch,  Kurfürst  Friedrich Wilhelm und die Großen Mächte, in: Ein son-
derbares Licht in Teutschland. Beiträge zur Geschichte des Großen Kurfürsten  von 
Brandenburg, hrsg. von Gerd Heinrich (ZHF, Beiheft 8), Berlin 1990, 9 - 32, mit der 
weiterführenden Literatur. 

27 Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  Politisches Testament (Anm. 20), 191 f. 
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Selbst i n den ökonomisch so ungle ich wei ter entwicke l ten Nieder landen 
gelangte man zu der ernüchternden Erkenntn is , daß angesichts der außeror-
dent l ichen Lab i l i t ä t der mächtepol i t ischen Lage, w ie sie vor a l lem für das 
17. Jahrhundert charakter ist isch ist, auf Verträge und A l l ianzen wen ig Ver-
laß war. Je länger er über die Na tu r des hol ländischen Staates nachdenke, 
schrieb der D ip lomat Pieter de Groot, e in Sohn des Hugo Grot ius, i m Jahre 
1671, „desto fester b i n ich der Überzeugung, daß w i r nur aus eigener K ra f t 
heraus exist ieren können. A l le Übere inkünf te und Al l ianzen, die w i r suchen 
oder m i t unseren Nachbarn abschließen, s ind für uns le tz t l i ch ru inös" , da 
die k leineren Mächte sich led ig l ich unterstützen lassen und die mächt igeren 
uns zu überwäl t igen trachten. Auch hier t ra t demnach ähnl ich w ie i n Bran-
denburg als Max ime mächtepol i t ischen Handelns der Wi l le zutage, i m K o n -
zert der Mächte m i t eigener St imme zu Wor t zu kommen 2 8 . 

Auch i m H inb l i c k auf diesen Aspekt erweist sich der Nordische Kr ieg als 
ein Kon f l i k t , der generelle Züge des f rühneuzei t l ichen Staatensystems 
erkennen läßt. So kann als ein pr inzipiel les Merkma l festgehalten werden, 
daß die eigensüchtigen Machtprätent ionen der Bündnispar tner nur i n Aus-
nahmefäl len eine ausdauernde und konsequente Kr iegspo l i t i k ermögl ich-
ten. Die Regel wa r v ielmehr, daß der dünne Schleier pol i t ischer Absichtser-
k lärungen den wahren Ke rn der Koal i t ionen, die A b - und Vermietung von 
Subsidientruppen, nur no tdür f t i g verschleiern konnte. Denn be im Ausble i -
ben der entsprechenden Zahlungen wa r der Bestand an Gemeinsamkeiten 
häuf ig schon aufgezehrt.  D ie A l l ianzen wurden deshalb ebenso schnell 
geschlossen w ie gelöst, und die Bündnispar tner und Waffengefährten  fan-
den und schieden sich nach Belieben. I m Rahmen dieser „Subvent ionsdip lo-
mat ie" wa r alles auf kurzf r is t ige  Arrangements berechnet, u m jede Gelegen-
hei t zur Wahrung des eigenen Vortei ls nutzen zu können. U n d die Schlußfol-
gerung, die man viel fach aus dieser S i tua t ion zu ziehen sich genötigt sah, 
wa r eine Mi l i tärverfassung,  die i n der for twährenden Angespannthei t der 
Mächtebeziehungen sich aus eigener K ra f t  zu behaupten ermögl ichte 2 9 . 

M i t besonderer S innfä l l igke i t kann am Nordischen Kr ieg der Jahre 1655 -
1660 überdies die Interdependenz von innerer und äußerer Po l i t i k demon-
str iert werden. Dafür s ind Brandenburg und Dänemark herausragende Bei-
spiele. Für die Rolle, die Kur fü rs t  Fr iedr ich W i l he lm von Brandenburg i m 

2 8 Lettres de Pierre de Groot à Abraham de Wicquefort  (1668 - 1674), hrsg. von Fre-
derik Jan Louis Krämer (Werken Historisch Genootschap, 3e serie, t. 5), s'Gravenhage 
1894, 25f., hier zitiert nach der Übersetzung von Horst  Lademacher,  Geschichte der 
Niederlande. Politik - Verfassung - Wirtschaft,  Darmstadt 1983,149. Vgl. zum mäch-
tepolitischen Diskurs in den Niederlanden in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
auch Friedrich  Meinecke,  Petrus Valckeniers Lehre von den Interessen der Staaten 
(1928), jetzt in: ders., Brandenburg - Preußen - Deutschland. Kleine Schriften zur 
Geschichte und Politik, hrsg. und eingel. von Eberhard Kessel (Friedrich Meinecke, 
Werke, 9), Stuttgart 1979, 162 - 173. 

29 Roberts,  Die militärische Revolution (Anm. 1), 288 f. 
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mächtepol i t ischen Szenarium des Nordischen Krieges gespielt hat, ist 
zunächst das Herzogtum Preußen von entscheidender Bedeutung. Es wa r 
nach der Säkular is ierung des Ordensstaates i m Jahre 1525 i n den erbl ichen 
Besitz einer Nebenl in ie des Hauses Hohenzol lern übergegangen, b l ieb 
jedoch auch als wel t l iches Ter r i to r ium i n Lehensabhängigkeit von der 
Krone Polen. Als i m August 1618 m i t dem geistesschwachen Albrecht I I . 
Fr iedr ich die herzogliche L in ie ausstarb, f ie l Preußen t rotz der offen  bekun-
deten Vorbehalte der Landstände an die Ku r l i n i e des Hauses Hohenzol lern, 
nachdem diese i m H inb l i c k auf den Erb fa l l  schon 1569 erstmals eine M i tbe -
lehnung erreicht hatte. Kur fü rs t  Georg W i l he lm erlangte die endgült ige 
Belehnung f re i l ich erst 1621, wobei aus der Sicht der polnischen Interessen 
belastend ins Gewicht f iel, daß Mar ia Eleonore, eine Schwester Georg W i l -
helms, i m Jahre zuvor m i t Gustav Ado l f von Schweden vermähl t worden 
w a r 3 0 . 

H ier erstmals zeichnete sich ab, daß die brandenburgische Po l i t i k m i t den 
Hypotheken der preußischen Erbschaft  i n den K o n f l i k t der beiden r ival is ie-
renden Wasa-L in ien unmi t te lbar verst r ickt wurde. Denn i m Ju l i 1626 
landete Gustav Ado l f i n Pi l lau, u m sodann die gesamte Küste des Herzog-
tums i n Besitz zu nehmen. Das Lehnsaufgebot des brandenburgischen K u r -
fürsten gegen die Invasion des könig l ichen Schwagers bi ldete k a u m ein H i n -
dernis für die schwedische Okkupat ion. I n dem auf sechs Jahre befristeten, 
durch die französische D ip lomat ie vermi t te l ten Waffenst i l ls tand  von A l t -
mark vom 26. September 1629 wurde Schweden i m Besitz der meisten preu-
ßischen Küstenstädte bestätigt. Zugle ich erhiel t es die beträcht l ichen Zo l l -
einnahmen der Seehäfen Danzig, E lb ing, Königsberg, Memel und P i l lau 
zugesprochen, m i t deren Hi l fe dann das Eingrei fen Gustav Adol fs i n den 
deutschen Kr ieg vorberei tet und f inanzier t  werden konnte 3 1 . 

Eine neue Dimension erhiel t die Einbeziehung des Herzogtums Preußen i n 
die schwedisch-polnischen Auseinandersetzungen unter K a r l X . Gustav3 2 . 
E r hatte unmi t te lbar nach dem Einspruch, den der Kön ig von Polen, Johann 
Kas imi r , gegen seine Thronbesteigung eingelegt hatte, i n weitgehender 

3 0 Im einzelnen Rhode,  Kleine Geschichte Polens (Anm. 14), 218 ff. 
3 1 Ebd., 262 ff.  Der Text des Waffenstillstandsvertrages  von Altmark in: Kurbran-

denburgische Staatsverträge von 1601 - 1700, bearb. von Theodor  von Moerner,  Ndr. 
der Ausgabe von 1867, Berlin 1965, 102 ff.  Zu den langfristigen mächtepolitischen 
Aspekten ferner  Mediger,  Mecklenburg, Rußland und England-Hannover (Anm. 16), 
Bd. 1, 131. 

3 2 Zu den genealogischen Zusammenhängen Ake Kromnow,  Die Schwedischen 
Könige aus dem Hause Wittelsbach, in: Das Haus Wittelsbach und die europäischen 
Dynastien, München 1981 (zugleich ZBLG 44/1), 329 - 344, hier 333ff.  Zu den polit i-
schen und militärischen Aspekten ferner  Bohdan Kentrschynskyj, Karl X Gustav 
inför krisen i öster 1654 - 1655, in: Karolinska Förbundets Ârsbok 1956, 7 - 140; Nils 
Edén,  Gruderna for Karl X Gustafs anfall pâ Polen, in: Historisk Tidskrift  26 (1906), 
5 -45 , und Birg  er Âsard,  Upptakten t i l i Karl X Gustavs anfall mot Polen 1655. Ti l l 
frâgan om krigets mài och medel, in: Karolinska Förbundets Ârsbok 1970,7-56. 
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Übere ins t immung m i t dem Reichsrat die In i t ia t i ve ergri f fen  u n d nach seiner 
Landung i n Ste t t in m i t dem Vormarsch nach Polen begonnen. Angesichts 
der Expansionsgelüste Schwedens, i n die e in weiteres M a l auch das Herzog-
t u m Preußen einbezogen war , b l ieb dem Großen Kur fürs ten  i m Grunde gar 
keine Wahl , als sich an der Seite K a r l Gustavs an der Niederwerfung  Polens 
zu bete i l igen3 3 . I n den Verhandlungen, die Ende Ju l i /An fang August 1655 i n 
Ste t t in geführt  wurden, vermied der Schwedenkönig i n der Ungewißhei t 
über den Er fo lg seiner Kr iegsoperat ionen zunächst jede Festlegung, ob 
Brandenburg für eine Waffenhi l fe  von 8000 Mann die Souveräni tät i m Her-
zogtum Preußen zugestanden werde 3 4 . I n erneuten Verhandlungen wurde 
jedoch deut l ich, daß an dieses Z ie l vorerst n icht zu denken war. Nach den 
glänzenden Siegen der Schweden sah sich Fr iedr ich Wi lhe lm v ie lmehr ver-
anlaßt, i m Königsberger Vert rag vom 16. Januar 1656 i n ein Bündnis einzu-
wi l l igen, das i h n zum Vasal len der Krone Schwedens machte und zwang, die 
Häfen P i l lau und Memel dem Verbündeten zu öffnen.  Darüber hinaus mußte 
er sich verpf l ichten, i m Fal le der Fortsetzung des Krieges gegen Polen eine 
Lehnshi l fe von 1500 M a n n zu le isten3 5 . Doch wandte sich das B la t t ein we i -
teres M a l grundlegend u n d schnell. 

Schon i m Sommer waren die Schweden zurückgeworfen  u n d genötigt 
worden, sich ihres Bündnispartners nun ernsthafter  als zuvor zu versichern. 
So kam es i m Vert rag von Mar ienburg auf der Grundlage gemeinsamen Vor-
gehens zu Zugeständnissen von schwedischer Seite, die das Souveränitäts-
prob lem zwar e in weiteres M a l ausklammerten, aber bereits eine ter r i tor ia le 
Entschädigung m i t großpolnischen Gebieten vorsahen 3 6 . D ie Folge war ein 
Vorstoß auf Warschau, der nach einer drei tägigen Schlacht m i t einem Sieg 
der A l l i i e r ten endete, ohne f re i l ich die pol i t ische Lage entscheidend zu ver-
ändern. Un te r dem wachsenden außenpoli t ischen Druck sah sich K a r l 
Gustav v ie lmehr gezwungen, dem Drängen des Kur fü rs ten  nachzugeben 
und i h m i m Vert rag von Lab iau vom 10. November 1656 den souveränen 
Besitz des Herzogtums zu garantieren. Nach dem Über t r i t t Brandenburgs 
auf die Seite der polnisch-österreichischen A l l ianz i m Herbst 1657 konnte 
eine entsprechende Best immung auch i n den Al l ianzver t rägen von Wehlau 
und Bromberg und schl ießl ich i m Fr ieden von Ol iva verankert werden 3 7 . 

33 Kunisch,  Kurfürst  Friedrich Wilhelm und die Großen Mächte (Anm. 26), 14ff. 
3 4 Zu den Einzelheiten der Verhandlungen vgl. hier und im folgenden Ernst  Opgen-

oorth,  Friedrich Wilhelm. Der Große Kurfürst  von Brandenburg. Eine politische 
Biographie, 2 Bde., Göttingen 1971/78, hier Bd. 1, 302ff.  Vgl. unter den zahlreichen 
Einzeluntersuchungen von Georg  Wittrock  hier besonders: Karl X Gustaf i Polen. 
Krigsmâlet och allianserna, in: Karolinska Förbundets Arsbok 1920,4-49. 

35 Opgenoorth,  Friedrich Wilhelm. Der Große Kurfürst  von Brandenburg 
(Anm. 34), 323 ff.  Die Vertragstexte in: Kurbrandenburgische Staatsverträge 
(Anm. 31), 195 - 198. 

3 6 Kurbrandenburgische Staatsverträge (Anm. 31),206-209. 
3 7 Ebd., 211 - 216, 220 - 225 und 239 - 251. Zu den begriffsgeschichtlichen  Aspek-

ten der das Herzogtum Preußen betreffenden  Vertragsbestimmungen Helmut  Qua-
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Es waren also die Erbst re i t igke i ten einer fremden Dynastie, die die 
Außenpo l i t i k des Großen Kur fü rs ten  gezwungenermaßen und unausweich-
l i ch auf die Bahn bewaffneter  Selbstbehauptung und mi l i tär ischer Expan-
sion führten. Es wa r der Zugr i f f  Kar ls X . Gustav auf das Herzogtum Preu-
ßen, der i h n zur Wahrnehmung seiner Besitzstandsrechte nötigte. H i n z u 
k a m das Streben, den i h m von Schweden schon 1637 vorenthal tenen Tei l des 
pommerschen Erbes doch noch für das Haus Brandenburg zu gewinnen. D ie 
Aussicht auf die Ein lösung dieses leg i t imen Rechtsanspruchs ließ i h n 
schl ießl ich zur t reibenden K ra f t  der ant ischwedischen A l l i anz i n den letzten 
Feldzügen des Nordischen Krieges werden 3 8 . Es waren die durch dyna-
st isch-terr i tor ia le Faktoren best immten Rahmenbedingungen des europäi-
schen Staatensystems, die Brandenburg zwangsläuf ig i n kriegerische K o n -
f l i k te hineinzogen. 

Ganz i n diesem Sinne forderte  der Große Kur fü rs t  deshalb seinen Thron-
folger i m Pol i t ischen Testament von 1667 auf, m i t al len Kur fü rs ten  und 
Ständen des Reiches so v ie l als immer mögl ich i n gutem Einvernehmen zu 
leben und ihnen keinen Anlaß zu irgendwelchem Widerwi l len zu geben. Wei l 
Got t unser Haus, fuhr er fort ,  m i t v ie len Ländern re ich l ich gesegnet habe, so 
müsse man ausschließlich auf deren „conservat ion" bedacht sein und sich 
vor dem Appe t i t auf weitere Erwerbungen hüten. Denn das führe zu Ne id 
und Feindschaft und br inge i n Gefahr,  was man bereits besitze3 9 . D ie eige-
nen Länder und hergebrachten Gerecht igkei ten sol l ten f re i l ich m i t a l len 
M i t t e l n zu verteidigen versucht werden. U n d wenn „gegen alles verhoffen" 
eine güt l iche Vergleichung n ich t verfangen sollte, müsse man sich zu 
behaupten entschlossen sein. I m Fal le eines Krieges zwischen anderen emp-
fah l er, den Strei t „ du rch „Ewere in terd isposi t ion" beizulegen. „Aber 
steht" , setzt er h inzu, „a lzei t i n gut ter postur, dami t I h r Nachdruck 
habe t " 4 0 . 

Es folgt i m selben Text dann eine Passage, die noch e inmal ausdrück l ich 
auf den Nordischen Kr ieg und seine mächtepol i t ischen Ergebnisse Bezug 
n immt . I m Falle, schrieb Fr iedr ich Wi lhe lm, daß der Kaiser von der Krone 
Schweden wegen des polnischen u n d dänischen Krieges und dami t gegen 

ritsch,  Souveränität. Entstehung und Entwicklung des Begriffs  in Frankreich und 
Deutschland vom 13. Jahrhundert bis 1806 (Schriften zur Verfassungsgeschichte, 38), 
Berlin 1986, 85-88; zu den entsprechenden Passagen des Politischen Testaments 
Friedrich Wilhelms, ebd., 92 ff.  Zur Einschätzung dieser Politik des „Wechselfiebers" 
Alfred  Francis Pribram,  Zur auswärtigen Politik des Kurfürsten  Friedrich Wilhelm 
von Brandenburg, in: FBPG 5 (1892), 103 - 133, hier bes. HOff.  Vgl. auch Ernst  Sal-
zer,  Der Übertritt des Großen Kurfürsten  von der schwedischen auf die polnische 
Seite während des ersten nordischen Krieges in Pufendorfs  „Carl Gustav" und 
„Friedrich Wilhelm", Heidelberg 1904. 

3 8 Dazu umfassend Opitz,  Österreich und Brandenburg im Schwedisch-Polnischen 
Krieg (Anm. 1), 116 ff. 

39 Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  Politisches Testament (Anm. 20), 187. 
4 0 Ebd., 188. 
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die eindeut igen Best immungen des Friedens von Ol iva oder aus sonst einem 
unb i l l i gen Anlaß angegriffen  werde, so habe der Thronfolger  getreul ich zu 
assistieren. Er solle, beschwor er ihn, keineswegs st i l ls i tzen und abwarten, 
sondern sofort  die Waffen  ergreifen,  sich i n gute Verfassung br ingen und 
schl ießl ich „gu t te condit iones für Euch u n d Ewren Staat machen". Denn 
eines stehe a l lemal fest: „ W a n n Ih r dazu st i l le sitzen würde t und gedenken, 
das Feuer seie noch ferne von Eweren Grenzen: E were Lande das Theat rum 
sein würden, darauf f  man die Tragedie sp i l len" w i r d 4 1 . 

Es ist also ein aus le idvol ler Er fahrung  hergeleitetes Durchhal tepr inz ip , 
zu dem er sich bekannte, ein Pr inz ip der Defensive und des Reagierens, n ich t 
das der Durchsetzung eigener Machtprätent ionen. Auch i n dem bemerkens-
wer t umfangreichen Kap i t e l seines Testaments, das dem Festungswesen 
gewidmet ist, f indet sich eine Äußerung, die auf diese Grundha l tung h in -
weist. A u f den Festungen, schrieb er, beruhe n ich t a l le in die Wohl fahr t 
Eurer Lande, sondern Eures ganzen Staates42 . E r habe sie keineswegs zu 
seiner Lust , sondern v ie lmehr zu seiner, Eurer u n d al ler Unter tanen Sicher-
hei t angelegt u n d gebaut. U n d er b i t te Got t von Herzen, daß er Euch eine 
beständige und fr iedfert ige  Regierung gewähren wol le ; denn, so heißt es 
wör t l i ch , „der Friede ernähret, der K r ieg aber verzehret " 4 3 . 

E r schien sich dami t den Rat zu eigen gemacht zu haben, den Montecuc-
coli, sein Kampfgefährte  i m Nordischen Kr ieg, i m „Tra t ta to del la guerra" 
formul ier t  hatte. Wie ein guter Seefahrer,  bevor er den Hafen verläßt, sein 
Schif f  m i t a l len Erfordernissen  ausstatte, „so muß auch der umsicht ige 
Feldherr alles zum Kriege vorbereiten, ehe er sich dem Glücke anver t raut " . 
Rüstungen, fuhr Montecuccol i fort,  s ind dem Kriege förderl icher  als gewal t -
same Aushebungen nach Ausbruch der Kampfhandlungen. Wenn sie recht-
zei t ig beendet seien, „so dienen sie n ich t bloß dazu, den Kr ieg zu führen, 
sondern i h n auch zu verh indern" . So gelangte er zu der Empfehlung: „Wer 
den Fr ieden w i l l , bereitet sich auf den Kr ieg vor. Die wicht igste Vorberei-

4 1 Ebd. Vgl. dazu auch William  W.  Hagen, Seventeenth Century Crisis in Branden-
burg: The Thirty Year's War, the Destabilization of Serfdom, and the Rise of Absolu-
tism, in: AHR 94 (1989), 302 - 335. 

4 2 Vgl. zur Bedeutung des Festungswesens im 17. und 18. Jahrhundert die zahlrei-
chen Untersuchungen von Henning Eichberg. Ich nenne hier die jüngst erschienenen, 
in denen sich neben den Angaben zu älteren Arbeiten Eichbergs auch Hinweise auf 
die internationale Forschung finden: H. Eichberg,  Ordnen, Messen, Disziplinieren. 
Moderner Herrschaftsstaat  und Fortifikation, in: Staatsverfassung und Heeresverfas-
sung in der europäischen Geschichte der frühen Neuzeit, in Zusammenarbeit mit Bar-
bara Stollberg-Rilinger hrsg. von Johannes Kunisch (Historische Forschungen, 28), 
Berlin 1986, 347 - 375; ders.,  Festung, Zentralmacht und Sozialgeometrie. Kriegsin-
genieurwesen des 17. Jahrhunderts in den Herzogtümern Bremen und Verden, Köln/ 
Wien 1989, und ders.,  Zirkel der Vernichtung oder Kreislauf des Kriegsgewinns? Zur 
Ökonomie der Festung im 17. Jahrhundert, in: Stadt und Krieg, hrsg. von Bernhard 
Kirchgässner/Günter Scholz (Stadt in der Geschichte, 15), Sigmaringen 1989, 105 -
124. 

43 Kurfürst  Friedrich  Wilhelm,  Politisches Testament (Anm. 20), 193 f. 
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tung ist die Aufs te l lung einer starken, zahlreichen Armee; denn Großes läßt 
sich nur m i t großer K ra f t  bew i r ken " 4 4 . 

Von größter Tragweite wa r nun frei l ich, daß der Große Kur fü rs t  die 
Optionen, die i h m das mächtepol i t ische Szenarium, „d ie conjunctur der 
Ze i t t " , immerh in eröffnete,  tatsächl ich und m i t ausgeprägtem Mach t in -
s t ink t zu nutzen vermochte. Aber gleichermaßen wa r er bemüht, auch die 
admin is t ra t iven Maßnahmen zu ergreifen,  u m die Selbstbehauptung Bran-
denburgs i n den Mächtekonf l i k ten zu gewährleisten. So wurde das Ins t i tu t 
der Kriegskommissare als ein a l le in dem fürst l ichen Machtanspruch ver-
pf l ichtetes Herrschafts instrument  wiederbelebt und ausgebaut. Den einzel-
nen Kommissaren wurden Bezirke zugewiesen, i n denen sie neben der K o n -
t ro l le mi l i tär ischer E inr ich tungen auch die Le i tung u n d Aufs icht des 
Steuerwesens zu übernehmen hatten. A u f diesem Wege wuchsen sie a l lmäh-
l i ch i n die z iv i le Verwa l tung h ine in und verdrängten dort die ständischen 
Funkt ionsträger immer mehr 4 5 . 

D ie Fäden dieser längst über das Heerwesen hinausgewachsenen Verwa l -
tungsbehörde l iefen i m Generalkr iegskommissariat zusammen, dessen ins t i -
tut ionel les Prof i l  sich m i t dem Ausbruch des Nordischen Krieges abzuzeich-
nen begann. Zwa r wa r schon i m Jahre 1651 anläßl ich der Neuordnung des 
Geheimen Rates die Bearbei tung der Mi l i tärverwal tungssachen einem Off i -
zier, dem Grafen Georg Fr iedr ich von Waldeck, übertragen und i n den fo l -
genden Jahren eine „Geheime Kr iegskanzle i " eingerichtet worden 4 6 . Doch 
gewann die i n Umrissen bereits erkennbare Behörde ihre schl ießl ich überra-
gende Bedeutung erst, als m i t zunehmender Kriegsgefahr  dem General von 
Sparr das „Genera l -Kommando" der Armee übertragen und, i h m zugeord-

44 R. Graf  Montecuccoli,  Abhandlung über den Krieg (Anm. 23), 72 f. 
45 Hans Helfritz,  Geschichte der Preußischen Heeresverwaltung, Berlin 1938, 112 f. 

Vgl. ferner Curt Jany,  Geschichte der Königlich Preußischen Armee bis zum Jahre 
1807, Bd. 1: Von den Anfängen bis 1740, Berlin 1928, 153 - 157. Zusammenfassend 
auch Francis  L. Carsten,  Die Entstehung Preußens, Köln/Berl in 1968, 204 - 223, hier 
bes. 209ff. 

4 6 Im einzelnen Gerhard  Oestreich,  Der brandenburgisch-preußische Geheime Rat 
vom Regierungsantritt des Großen Kurfürsten  bis zur Neuordnung im Jahre 1651. 
Eine behördengeschichtliche Untersuchung, Würzburg 1937, bes. 86ff.,  und ders., 
Kurt Bertram von Pfuel 1590 - 1649. Leben und Ideenwelt eines brandenburgischen 
Staatsmannes und Wehrpolitikers, in: FBPG 50 (1938), 201 - 249, bes. 223 - 234. Vgl. 
ferner  Bernhard  Erdmannsdorf fer,  Graf Georg Friedrich von Waldeck, ein preußi-
scher Staatsmann im 17. Jahrhundert, Berlin 1869. Zum Gesamtzusammenhang auch 
Heinrich  Otto  Meisner,  Die monarchische Regierungsform in Brandenburg-Preußen, 
in: Forschungen zu Staat und Verfassung. Festgabe für Fritz Härtung, hrsg. von 
Richard Dietrich/Gerhard Oestreich, Berlin 1958, 219 - 245, hier vor allem 225ff.; 
Werner  Vogel,  Die Entwicklung der brandenburgischen Verwaltung bis zum Regie-
rungsantritt Friedrich Wilhelms I., in: Deutsche Verwaltungsgeschichte, hrsg. von 
Kurt G. A. Jeserich/Hans Pohl/Georg-Christoph von Unruh, Bd. I: Vom Spätmittel-
alter bis zum Ende des Reiches, Stuttgart 1983, hier bes. 872ff.,  und Dietmar  Willo-
weit,  Rat und Recht im Regiment des Großen Kurfürsten  von 1648 bis 1658, in: Die 
Rolle der Juristen bei der Entstehung des modernen Staates, hrsg. von Roman Schnur, 
Berlin 1986, 797 - 822. 
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net, eine Behörde geschaffen  wurde, die eine Kanzlei , die Feldkriegskasse 
und das Prov iantamt i n sich vereinigte und den T i te l „Generalkr iegskom-
missar iat" t rug 4 7 . 

A ls ersten Chef dieses Amtes berief  der Kur fü rs t  i m Jahre 1655 den W i r k -
l ichen Geheimen Rat Claus Ernst von Platen, einen i m Staatsdienst bewähr-
ten Juristen, der sich schon als Kr iegskommissar verdient gemacht ha t te 4 8 . 
Platen b l ieb auch nach der Beendigung des Krieges i m Amt , obwoh l die 
Armee nach dem Ausble iben der Subsidienzahlungen zunächst von 348 auf 
111 und i m Jahre 1663 schl ießl ich auf 68 Kompan ien reduziert werden 
mußte4 9 . Dennoch wurde m i t seiner Berufung eine zentrale Heeresverwal-
tung ins Leben gerufen, die den inneren Staatsausbau i n Brandenburg-
Preußen i n entscheidendem Maße gefördert  und mi tgeprägt hat. Sie vor 
a l lem versetzte aber den Kur fürs ten  auch i n die Lage, die Rolle, die er i m 
Mächtesystem zu spielen entschlossen war , nun m i t ungle ich größerem 
Nachdruck zur Gel tung zu br ingen. Das hohe Maß an po l i t isch-mi l i tär ischer 
Bewegl ichkei t , das sich schon während des Schwedisch-Polnischen Krieges 
zeigte, w a r wesent l ich verknüpf t  m i t der Eff iz ienz  dieser Behörde. Sie war 
eingerichtet u n d konzip ier t worden als ein Instrument, das der M i l i t ä radm i -
n is t ra t ion zu dienen hatte; sie entwickel te sich schl ießl ich zum eigentl ichen 
Kernstück des Staatsapparats, m i t dem n ich t nur die Selbstbehauptung des 
Kur fürs tentums sichergestellt, sondern auch weitergesteckte Machtprä ten-
t ionen ins Auge gefaßt werden konnten. 

I m engsten Zusammenhang m i t der Schaffung  einer zentralen M i l i t ä rbe -
hörde stand die Neuordnung des Kontr ibut ionswesens. Der Große Kur fü rs t 
hat te Platen am 8. A p r i l 1655 - zu einem Ze i tpunk t also, als sich die Kr iegs-
verwick lungen zwischen Schweden und Polen bereits abzuzeichnen began-
nen - angewiesen, eine Aufs te l lung über die Werbung von 4000 Reitern, 
6000 Fußsoldaten, 500 Dragonern samt der erforderl ichen  Ar t i l l e r ie und den 
dazu notwendigen Werbegeldern zu l iefern. Er hat te i hn darüber hinaus 
gebeten, einen E n t w u r f darüber anzufertigen, w ie der Unterha l t dieser 
Truppen sechs Monate lang aus M i t t e l n al ler kur fürs t l ichen  Länder und 
besonders aus Preußen gewährleistet werden könne 5 0 . Doch mußte i n 
Zukun f t , das zeigte der Kr iegsver lauf  m i t unabweisbarer Deut l ichke i t , län-
gerfr ist ig  disponiert werden. Immerh in wa r es Fr iedr ich W i l he lm schon vor 

47 Helfritz,  Geschichte der Preußischen Heeresverwaltung (Anm. 45), 115 - 119. 
48 Friedrich  Wolters,  Geschichte der brandenburgischen Finanzen in der Zeit von 

1640 - 1697. Darstellung und Akten, Bd. 2: Die Zentralverwaltung des Heeres und der 
Steuern (Urkunden und Aktenstücke zur Geschichte der inneren Politik des Kurfür-
sten Friedrich Wilhelm von Brandenburg, 1/2), München/Leipzig 1915,80-96. 

4 9 Ebd., 91, und Jany,  Geschichte der Königlich Preußischen Armee (Anm. 45), 
Bd. 1, 192 - 201. 

5 0 Im einzelnen Wolters,  Geschichte der brandenburgischen Finanzen (Anm. 48), 
86. 
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dem Ausbruch des Nordischen Krieges gelungen, sich m i t den k u r m ä r k i -
schen Ständen i n A r t i k e l 22 des Landtags-Rezesses vom 26. Ju l i 1653 auf 
eine Kont r ibu t ionszah lung von insgesamt 530 000 Talern für die Dauer von 
sechs Jahren als Gegenleistung für die Zusicherung des Kur fü rs ten  zu e in i -
gen, daß i n Angelegenheiten, „da ran des Landes Gedeih und Verderb gele-
gen", n ichts ohne Zus t immung des Landtags geschehen dür fe 5 1 . D ie En t -
w i ck l ung - unmi t te lbar beeinf lußt durch den Kriegs ver lauf - schr i t t jedoch 
über diesen Ausgleich hinweg. „Es waren" , schreibt Francis L . Carsten, 
„mehr die Verhältnisse, die i h n (den Großen Kurfürsten)  auf diesen Weg 
zwangen, vor a l lem der Einf luß von äußeren Ereignissen auf die innere En t -
w i ck lung " . So könne, fähr t  er fort ,  der Schwedisch-Polnische Kr ieg von 
1655 bis 1660 als der „Wendepunkt i n dem Verhäl tn is des Kur fü rs ten  zu den 
Ständen al ler seiner Ter r i to r ien" bezeichnet werden 5 2 . 

Seit 1653 wurde ke in Landtag i n der K u r m a r k mehr einberufen und dami t 
das Pr inz ip gemeinsamen Beratens und Beschließens wenn auch n ich t pro-
grammatisch, so doch fakt isch suspendiert. A u c h wurde die K o n t r i b u t i o n 
nach Ab lau f der Sechs-Jahres-Frist ohne Rücksprache m i t den Betroffenen 
wei ter erhoben und schl ießl ich unter Zureden u n d Drohungen zu einer 
Dauere inr ichtung gemacht5 3 . Dabei ist errechnet worden, daß sich die bran-
denburgischen Staatseinkünfte während der Regierungszeit Fr iedr ich W i l -
helms etwa verdrei facht  haben u n d die Mi l i tärausgaben i m Ze i t raum von 
1655 bis 1688 auf eine Summe von annähernd 54 M i l l i onen Talern stiegen. 
Von diesem Betrag wurden nur 10 M i l l i onen n ich t durch Steuererhebungen 
i m eigenen L a n d aufgebracht.  Der Hauptan te i l ent f ie l dabei auf Subsidien 
auswärt iger Mächte und auf die E inkün f te aus dem Kamerale, also den k u r -
fürst l ichen Domänen, der Münze, der Post, den Zö l len und anderen Regalien 
des Landesherrn. E i n hoher An te i l der Aufwendungen für das Heerwesen 
mußte demzufolge aus dem Steueraufkommen der brandenburgischen Ter-
r i to r ien gedeckt werden 5 4 . 

51 Melle  Klinkenborg,  Das Archiv der Brandenburgischen Provinzialverwaltung, 
Bd. 1: Das kurmärkische Ständearchiv, Berlin 1920, 452 - 501, hier 495 ff.  Auszüge 
aus dem kurfürstlichen  Revers an die Stände der Kurmark auch bei Peter  Baumgart 
(Hrsg.), Erscheinungsformen des preußischen Absolutismus. Verfassung und Verwal-
tung (Historische Texte Neuzeit, 1), Germering 1966, 9 - 25, hier 23f. 

52 Carsten,  Die Entstehung Preußens (Anm. 45), 157. 
5 3 Zum Verhältnis des Kurfürsten  zu den Ständen Peter  Baumgart,  Zur Geschichte 

der kurmärkischen Stände im 17. und 18. Jahrhundert, in: Dietrich Gerhard (Hrsg.), 
Ständische Vertretungen in Europa im 17. und 18. Jahrhundert, 2. Aufl., Göttingen 
1974, 131 - 161, bes. 135f., 145 - 154 und 160f.; ders.  (Hrsg.), Ständetum und Staats-
bildung in Brandenburg-Preußen. Ergebnisse einer internationalen Fachtagung (Ver-
öffentlichungen  der Historischen Kommission zu Berlin, 55), Berlin 1983. (Vgl. beson-
ders den Beitrag von Peter Michael Hahn); Christoph  Fürbringer,  Necessitas et Liber-
ias. Staatsbildung und Landstände im 17. Jahrhundert in Brandenburg, Frankfurt 
a.M. 1985, 149 - 166; Carsten,  Die Entstehung Preußens (Anm. 45), 149 - 203. Einen 
Überblick über die Ständeproblematik im Zeitalter des Großen Kurfürsten  vermittelt 
auch Gerhard  Oestreich,  Friedrich Wilhelm. Der Große Kurfürst  (Persönlichkeit und 
Geschichte, 65), Göttingen 1971, 24 - 30, 42 - 48 und 51 - 59. 
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Ich muß m i r an dieser Stelle versagen, auf die ganze Fül le wei terer Maß-
nahmen des inneren Staatsausbaus einzugehen, die der Große Kur fü rs t  i n 
der Abs icht ergri f fen  hatte, sich i m Konzer t der Mächte zu behaupten. Das 
Ergebnis dieser Reformbestrebungen war i m Bereich des Mi l i tä r ischen 
jedenfalls, daß sich „standardis ier te Waffen,  eine begrenzte Anzah l zugelas-
sener Ka l iber , e in verbindl iches Höchstmaß an Ladungsspie l raum und ein 
gleichmäßig gemischtes Schießpulver" bei der Ausrüstung der Truppen 
durchsetzten und schließlich von staatswegen die Un i fo rm und Stiefel i n drei 
normier ten Größen eingeführt  wu rden 5 5 . U n d je größer die Armeen wurden, 
desto stärker machte sich die Notwend igke i t geltend, sie von oben herab zu 
diszipl in ieren. Der Monarch als gerade i n mi l i tä r ischen Angelegenheiten 
unumschränkter Herrscher mußte deshalb das Geschäft, Leute zu rekrut ie-
ren und zu bezahlen, selbst i n die Hand nehmen und sich der Mater ia lbe-
schaffung  ebenso w ie der Überwachung der für den Heeresbedarf  eingerich-
teten Manufak tu ren annehmen5 6 . Es wa r das stehende Heer, das den End-
punk t dieser En tw i ck l ung markierte. 

W ich t ig ist h ier nun ein zweites Beispiel, das die Interdependenz von inne-
rer und äußerer Po l i t i k i m Zei ta l ter des Absolut ismus m i t besonderer E in -
dr ing l ichke i t zu beleuchten vermag. Au f dem Höhepunk t der Verw ick lun -
gen K a r l Gustavs i n den polnischen Kr ieg t ra t p lö tz l i ch Kön ig Fr iedr ich I I I . 
von Dänemark auf den Plan und unternahm i m M a i 1657 den Versuch, sich 
i m Rücken des außer Landes bef indl ichen Rivalen schwedischer Terr i tor ien 
i m Reich und i n Schweden selbst zu bemächt igen5 7 . Dieser aus t iefem Arg -
w o h n u n d alter R iva l i tä t result ierende Zugr i f f  veranlaßte K a r l Gustav zu 
sofortiger  Rückkehr. Nach einem glänzenden Winter fe ldzug und dem Vor-
stoß auf Kopenhagen vermochte er Fr iedr ich I I I . zum Frieden und zur 
Ab t re tung der dänischen Küstenprovinzen Schonen, Blekinge und Hal land, 
der Insel Bornho lm sowie der norwegischen Provinzen Trondhe im und 
Bohuslän zu zwingen 5 8 . Außerdem wurde festgelegt, daß i n einem noch 
abzuschließenden Bündnisver t rag m i t Dänemark Sorge dafür zu tragen sei, 
daß i n Z u k u n f t keine fremde Kr iegsf lot te mehr i n die Ostsee gelangen dürfe 
oder dor t von einer d r i t ten Macht unterhal ten werde. Bei der eindeutigen 
Führungsrol le Schwedens i n diesem Bündnis bedeutete diese vor a l lem 
gegen die Nieder lande gerichtete Abs icht den entscheidenden Schr i t t zur 

5 4 Die entsprechenden Nachweise bei Carsten,  Die Entstehung Preußens (Anm. 45), 
213 f. 

55 Roberts,  Die militärische Revolution (Anm. 1), 285. Vgl. ferner  Michael  Howard, 
Der Krieg in der europäischen Geschichte. Vom Ritterheer zur Atomstreitmacht, 
München 1981, 76 ff. 

56 Roberts,  Die militärische Revolution (Anm. 1), 289. 
5 7 Im einzelnen Aksel  E. Christensen  u.a. (Hrsg.), Gyldendals Danmarks Historie, 

Bd. 3: Tiden 1648 - 1730, von Knud J. V. Jesperen, Kopenhagen 1989. 
58 Bngitta Odén,  Karl X Gustav och det andra danska kriget, in: Scandia 27 (1961), 

53 - 156, und Carl  Gustav  Weibull,  Freden i Roskilde den 26. februari  1658, Stock-
holm 1958. 
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unangefochtenen Herrschaft  über die Ostsee. Sie l ief auf die Konzept ion 
eines „mare c lausum" hinaus, deren Verw i r k l i chung Schweden zur endgül-
t igen Au f r i ch tung einer mi l i tä r ischen und ökonomischen Vormachtste l lung 
i n den Staatenbeziehungen des Nordens verholfen hät te 5 9 . 

Es handel t sich hier scheinbar u m eine weitere der zahlreichen Episoden 
dieses Krieges. Aber die innenpol i t ischen Folgen der schweren Krise, i n die 
Dänemark durch die Niederlage gegen den Schwedenkönig geriet, waren 
t iefgreifend  und über Jahrhunderte wi rksam. Denn es gelang Fr iedr ich I I I . 
auf einem Reichstag i m September 1660, den Ständen anstelle der Wah l -
handfeste von 1648 die Erbhu ld igung und dami t eine grundlegende Ände-
rung des geltenden Reichsstaatsrechts abzuver langen 6 0 . Darüber hinaus 
veranlaßte er die Ausarbei tung eines auf die Unumschränkthe i t der kön ig l i -
chen Machtste l lung abzielenden Verfassungsinstruments,  das er sich am 10. 
Januar des folgenden Jahres durch die Ständevertreter und eine Anzah l 
anderer Repräsentanten, vor a l lem aus der Geist l ichkei t u n d der Bürger-
schaft von Kopenhagen, durch Unterschr i f t  bestätigen ließ. Aus dieser 
„E rb -E ingewa l t s " - oder „Souveräni tätsakte" von 1661 g ing dann die „ L e x 
regia" als endgültiges Gesetzgebungswerk und Erbsta tu t hervor, das am 
14. November 1665 erlassen wurde und bis 1849 i n K ra f t  bl ieb. Es regelte als 
zentrales Anl iegen monarchischer Kon t i nu i t ä t die Moda l i tä ten der Erbfolge 
grundsätz l ich und zugleich i n al len Einzelheiten, entwickel te i m übr igen 
aber auch ein theoretisch äußerst fundiertes Verfassungskonzept,  das den 
Kern dieser Staatsumwälzung von oben auf den Begr i f f  zu br ingen suchte. 
Es verfügte i n einem der Grundsatzart ikel , daß die Könige von Dänemark i n 
Zukun f t „gezeugte u n d geborene, n ich t aber gekorene und gewählte 
Kön ige" (§ 16) s ind und sich demzufolge i m Vol lbesi tz al ler „Jura majesta-
tis, absoluter Macht , der Souveränität und al ler Kön ig l icher Her r l i chke i ten 
und Regal ien" (Präambel) bef inden 6 1 . M i t diesem „vertragsförmigen  Staats-
streich" - w ie Peter Brandt die Vorgänge von 1660/61 kü rz l i ch bezeichnet 
h a t 6 2 - g ing i n Dänemark auch die Ablösung der al ten ständestaatl ichen 
Gesel lschaftsstruktur  durch eine staat l ich konzessionierte Hierarchie von 
Privi legierungsempfängern  einher, i n deren M i t t e l p u n k t der Hof des Königs 
stehen sollte. 

5 9 Vgl. neben der in Anm. 11 genannten Literatur Jill Lisk, The Struggle for Supre-
macy in the Baltic 1600 - 1725, London 1967, 87 - 112. 

60 Kunisch , Staatsverfassung und Mächtepolitik (Anm. 2), 17 - 44, und neuerdings 
- unter umfassender Einbeziehung der skandinavischen Literatur - Peter  Brandt, 
Von der Adelsmonarchie zur königlichen „Eingewalt". Der Umbau der Ständegesell-
schaft in der Vorbereitungs- und Frühphase des dänischen Absolutismus, in: HZ 250 
(1990), 33 - 72. 

6 1 Eine Übersetzung der Lex Regia ist als Anhang abgedruckt bei Kersten  Krüger, 
Absolutismus in Dänemark - ein Modell für Begriffsbildung  und Typologie, in: ZSHG 
104 (1979), 171 - 206, hier 200 und 196. 

62 Brandt,  Von der Adelsmonarchie zur königlichen „Eingewalt" (Anm. 60), 60. 
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Festzuhalten b le ib t i n unserem Zusammenhang aber vor al lem, daß die 
Ursache für die fundamentalen Wandlungsprozesse an der Schwel le vom 
Ständestaat zur absoluten Monarchie i n Brandenburg und Dänemark i n der 
Ohnmachtserfahrung  gesucht werden muß, die man i n den Jahren der vehe-
menten Expans ionspol i t i k Schwedens gemacht hatte. Es sind unverkennbar 
machtpol i t ische Faktoren gewesen, die die innere En tw i ck l ung der beiden 
Länder geprägt haben. Es ist hier n ich t der Ort, das noch vor Jahren hef t ig 
d iskut ier te Problem des Pr imats der Innen- oder Außenpo l i t i k zu erör tern 6 3 . 
Es muß auch dahingestel l t bleiben, ob die Vorste l lung eines Pr imats über-
haupt das angemessene Ins t rumentar ium für die Analyse eines i n der Regel 
ja mul t ikausa len Beziehungsgeflechts sein kann. Vie l le icht muß diese Frage 
etwa für die schwedische Po l i t i k während der Großmachtzeit auch anders 
beantwortet werden als für die beiden hier herangezogenen Beispiele6 4 . 
Aber m i r scheinen der grundlegende Wandel der Verfassungsverhältnisse  i n 
Brandenburg und Dänemark Belege dafür zu sein, w ie stark die Interdepen-
denz der beiden Sphären von äußeren Impulsen best immt gewesen ist. 

Es wa r bisher die Rede davon, i n welchem Maße das dynastische und kon-
fessionelle Element für Ausbruch u n d Ver lauf des Nordischen Krieges maß-
gebl ich wa r und w ie nachha l t ig der Kr iegsver lauf  auf die innere E n t w i c k -
lung der betei l ig ten Mächte e ingewirk t hat. So b le ib t nun zu erörtern, we l -
che womögl ich parabelhafte Bedeutung den ökonomischen, besonders han-
delspol i t ischen Faktoren dieses Krieges beigemessen werden muß. Ich 
behandle diesen mi l i tä r isch-kommerz ie l len Komp lex bewußt zum Schluß; 

6 3 Zum Stand der Diskussion Kunisch,  Kurfürst  Friedrich Wilhelm und die Großen 
Mächte (Anm. 26), 9 -14 . Zur Bewertung der bis heute umstrittenen mächtepoliti-
schen Anschauungen Leopold von Rankes jetzt auch Ernst  Schulin,  Universalge-
schichte und Nationalgeschichte bei Leopold von Ranke, in: Leopold von Ranke und 
die moderne Geschichtswissenschaft, hrsg. von Wolfgang J. Mommsen, Stuttgart 
1988, 37-71, hier bes. 51 und 64ff.  und Ulrich  Muhlack,  Leopold von Ranke, in: 
Deutsche Geschichtswissenschaft um 1900, hrsg. von Notker Hammerstein, Wiesba-
den 1989,11 - 36, hier 27 - 36. Vgl. mit dem Blick auf die schwedische Forschung auch 
Zernack,  Schweden als europäische Großmacht (Anm. 16), 328ff. 

6 4 Klaus Zernack - einer der wenigen, der sich von deutscher Seite mit diesem The-
menkomplex auseinandergesetzt hat - hat zwar die These aufgestellt, daß „als das 
Dilemma der schwedischen Großmachtepoche ein gleichsam unentrinnbarer Primat 
von Außenpolitik" deutlich werde. Er bezieht sich dabei auf eine Äußerung von Sven 
Lundkvist: "Sweden's position as a great power was the result of the favourable acci-
dent of having weak neighbours and of ad hoc solutions wi th resources too small for 
the great objects in view" (The Experience of Empire [Anm. 16], 57). Aber gerade an 
der schwedischen Kriegspolitik der Großmachtzeit scheint mir ablesbar zu sein, wie 
die ungelösten Probleme im Innern des Landes, besonders die Frage der Kriegsfinan-
zierung im Spannungsverhältnis von Krone und Ständen, den aufreibenden und letzt-
lich ruinösen „Militäraktionismus" geradezu erzwungen haben. Denn Zernack kon-
statiert selbst: „Der kriegerische Unterhalt einer Armee, die den Machtanspruch auf-
rechtzuerhalten in der Lage war, war unausweichlich geworden, d. h. Kriegführung 
war jetzt selbst eine Ressourcensubstitution, der Krieg ernährte das Heer". Insofern 
sind es in Schweden stärker als bei den Kontrahenten auch innenpolitische Faktoren 
gewesen, die Einfluß auf die Mächtepolitik genommen haben. Vgl. die Zitate bei Zer-
nack,  Schweden als europäische Großmacht (Anm. 16), 351 und 344. 
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denn es besteht ke in Zweife l , daß er angesichts der auf Reputat ion und L ä n -
dererwerb gerichteten Machtprätent ionen der Hauptbete i l ig ten von unter -
geordnetem Rang war. U m n ich t mißverstanden zu werden: unbestrei tbar 
gab es auch auf Seiten derjenigen Mächte, die n ich t zu den die Staatsräson 
m i t p r iva tem Nutzen verknüpfenden Handelsstaaten zu zählen sind, ein 
ausgeprägtes, gelegentl ich sogar dominantes Interesse daran, die Vorausset-
zungen für eine expansive Mach tpo l i t i k durch f inanzpol i t ische u n d kom-
merziel le Maßnahmen zu schaffen. Colbert ist dafür ein markantes Beispiel. 
Aber ich b i n m i t W i l l i a m McNe i l l der Überzeugung, daß marktor ient ier tes 
Denken und f inanzpol i t isches K a l k ü l i n den Fürstenstaaten der f rühen Neu-
zeit immer h in ter Lei tgedanken w ie Prestige, Tapferkei t  und Ehre zurück-
t ra ten 6 5 . 

Montecuccol i hat i m Zusammenhang m i t seinen grundsätzl ichen Über le-
gungen zur Kr iegskunst seiner Zei t m i t Nachdruck auf die - w ie er sagte -
„bekannte Sentenz" hingewiesen, „daß das Geld der Nerv des Krieges i s t " 6 6 . 
Denn ebensowenig, fuhr er fort,  w ie die Ärzte leugnen, daß der Mensch ohne 
Nerven zu gehen vermöge, stel l ten auch die Po l i t i ker i n Frage, daß es den 
Kr ieg ohne Geld geben könne. Dieser werde ja keineswegs nur m i t Waffen 
geführt,  sondern auch m i t dem Aufwand, den er verursache. E i n Staats-
mann habe einmal die Auffassung  vertreten, n ich t das Geld, sondern die 
Menschen seien der Nerv des Krieges; denn ein Feldherr könne immer Geld 
auftreiben. Sicher l ich komme es i m Kriege i n der Hauptsache auf die Tüch-
t igke i t des Menschen an, das Werkzeug aber stelle das Geld dar. U n d wenn 
man sage, daß das Geld der Nerv des Krieges sei, dann unter der Prämisse, 
„daß der K r ieg alle seine übr igen Existenzbedingungen schon gefunden 
habe". M a n schätze deshalb, r iet er, eine Macht n ich t nur nach ih rem Län -
derumfang ein, „sondern auch nach der Menge ihres Geldes". Dieses aber 
müsse verfügbar  sein und dürfe n ich t erst i m Fal le des Bedarfs aufzubr ingen 
versucht werden; es müsse überdies i n großen Mengen vorhanden sein, denn 
die Kosten des Krieges ließen sich n ich t i m voraus berechnen 6 7 . 

Auch Montecuccol i besaß demnach eine k lare Vorste l lung von der immen-
sen Bedeutung, die den Finanzen bei jeder A r t von bewaffneten  Kon f l i k ten 
zugemessen werden mußte. Aber der Kon tex t seiner Äußerungen macht 
g le ichwohl deut l ich, daß al len pekuniären und mark tor ient ier ten Über le-

65 William  H. McNeill,  Krieg und Macht. Militär, Wirtschaft  und Gesellschaft vom 
Altertum bis heute, München 1984, 97 ff.  Vgl. ferner  auch Howard,  Der Krieg in der 
europäischen Geschichte (Anm. 55), 73ff. 

66 R. Graf  Montecuccoli,  Abhandlung über den Krieg (Anm. 23), 76. Vgl. zu den 
grundsätzlichen Aspekten auch Michael  Stolleis, Pecunia nervus rerum. Zur Staats-
finanzierung der frühen Neuzeit, Frankfurt  a.M. 1983. 

67 R. Graf  Montecuccoli,  Abhandlung über den Krieg (Anm. 23), 76f. Zum Gesamt-
zusammenhang auch Harm  Klueting,  Die Lehre von der Macht der Staaten. Das 
außenpolitische Machtproblem in der „politischen Wissenschaft" und in der prakti-
schen Politik im 18. Jahrhundert (Historische Forschungen, 29), Berlin 1986. 

3 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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gungen, die man i m Umkre is der monarchischen Fürstenstaaten h ins ich t l i ch 
der Kosten mi l i tär ischer Unternehmungen anstellte, ke in autonomer Rang, 
sondern eine dienende Funk t i on zugebi l l ig t wurde. Handel und Gewerbe 
galten hier n ich t als Bereiche, die eigenen Gesetzen gehorchten. Angesichts 
der bis i n die 70er Jahre des 18. Jahrhunderts maßgeblichen Auffassung,  daß 
die Reichtümer und Ressourcen i n einem Prozeß for twährender  Z i r ku l a t i on 
umgeschichtet würden u n d das Nahrungstableau unverändert bleibe, war es 
gar n icht vorstel lbar, daß sich die Wir tschaf tsentwick lung verselbständigen 
und m i t wachsender E igendynamik entfal ten könne 6 8 . Handel und Gewerbe 
wurden v ie lmehr für Zwecke zu mobi l is ieren versucht, die i n einer gänzl ich 
anderen Menta l i tä t verwurzel t waren. Norber t El ias hat i n seinem Buch 
über den Hof Ludwigs X I V . den Nachweis geführt,  daß es auch i m Rahmen 
der höfischen Gesellschaft durchaus w i r tschaf t l i ch bedingte Interdepen-
denzen gab; aber i m Unterschied zur Sphäre einer an Prof i t  und Produk t i v i -
tätssteigerung or ient ier ten Rat iona l i tä t waren sie n ich t von der Ka l ku la t i on 
ökonomischer Machtchancen abhängig. Das Standesethos des höfischen 
Menschen, betont Elias, „ w a r ke in verkapptes Wirtschaftsethos, sondern 
etwas von diesem kons t i tu t i v Verschiedenes. Das Dasein i n der Distanzie-
rung und i m Glänze des Prestiges [...] wa r für den höfischen Menschen 
durchaus Selbstzweck", und der Wer t dieses Daseins bedurf te keiner 
Begründung, vor a l lem keiner aus i rgendeinem Nutzen 6 9 . M i r scheint, daß 
diese Einschätzung auch auf das mächtepol i t ische Verhal ten der Fürsten-
staaten übertragbar ist. Auch sie handel ten n ich t nach Pr inzip ien, denen 
eine Ka l ku la t i on von Gewinn und Verlust i m mater ie l len Sinne zugrunde 
lag, sondern nach der „Rat iona l i tä t höfischer Menschen", die sich an Pre-
stige und Statuskr i ter ien orient ierten. Dabei spielte es nach Auffassung  von 
Thomas Hobbes auch keine Rolle, „ob eine Hand lung gerecht oder unge-
recht ist, wenn sie nur groß und schwier ig und fo lg l ich ein Zeichen von 
Macht ist. Denn Ehre" , so lautete seine Schlußfolgerung, „besteht nur i n der 
Meinung, daß Macht vo r l i eg t " 7 0 . 

Es ist bemerkenswert, w ie auch Petrus Valckenier, ein Amsterdamer 
Advoka t und Publ iz ist , der 1668 m i t einem durch den Devolut ionskr ieg ver-

6 8 Im einzelnen Johannes Burkhardt,  Das Verhaltensleitbild „Produktivität" und 
seine historisch-anthropologische Voraussetzung, in: Saeculum 25 (1974), 277-289; 
ders.,  Der Umbruch der ökonomischen Theorie, in: Verhaltenswandel in der Indu-
striellen Revolution. Beiträge zur Sozialgeschichte, hrsg. von August Nitschke, Stutt-
gart 1975, 57-72, und Volker  Hentschel,  Produktion, Produktivität, in: Geschicht-
liche Grundbegriffe.  Historisches Lexikon zur politisch-sozialen Sprache in Deutsch-
land, hrsg. von Otto Brunner/Werner  Conze/Reinhart Koselleck, Bd. 5, Stuttgart 
1984, 1 - 26. Vgl. darüber hinaus auch Howard,  Der Krieg in der europäischen 
Geschichte (Anm. 55), 68ff. 

69 Norbert  Elias,  Die höfische Gesellschaft. Untersuchungen zur Soziologie des 
Königtums und der höfischen Aristokratie, 2. Aufl., Frankfurt  a.M. 1975, 156f. und 
141. 

70 Hobbes, Leviathan (Anm. 15), 156; die deutsche Übersetzung, ebd., 71. 
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anlaßten Auf r iß des mächtepol i t ischen Szenariums seiner Zei t hervor t rat 
und dar in die wahren Fundamente und Ursachen der Kriege und Revolut io-
nen i n Europa zu ergründen suchte, dem durch das Selbstverständnis der 
Monarchien geprägte Ins t rumentar ium der Mächtepo l i t i k verhaftet b l ieb 7 1 . 
So äußerte er die überaus skeptische Überzeugung, daß Freundschaft  und 
Friede i m Mächtesystem auf nichts anderem beruhten als auf gegenseitiger 
Furcht und das Recht nur durch den M u n d der Kanonen zur Gel tung 
komme. Erst ganz i m H in te rg rund zeichneten sich dabei jene neuen mächte-
pol i t ischen Perspektiven ab, denen ein Handelsstaat w ie die Nieder lande 
verpf l ichtet sein mußte. So erkannte er auch hel ls icht ig die handelspol i t i -
schen Imp l i ka t ionen der Auseinandersetzungen zwischen Parlament und 
Krone i n England. Das Unterhaus, führ te er aus, fürchte, daß bei unum-
schränkten Machtbefugnissen des Königs der Kaufhandel beeinträcht igt 
werde und die allgemeine Wohl fahr t  durch die hohen Auf lagen und Schät-
zungen der Krone Schaden nehme. U n d da er sich selbst als Protagonist 
einer freien Handelsrepubl ik m i t gemischter Regierungsverfassung  ver-
stand, gelangte er zu der mächtepol i t ischen Maxime, daß Kon f l i k te zu ver-
meiden seien, we i l n ichts den Kaufhande l mehr verwüste als der Kr ieg. A n 
solchen hier noch ganz per ipher geäußerten Gedanken w i r d erkennbar, daß 
das Pr inz ip des freien Handels und der freien Seefahrt  erst ganz a l lmäh l ich 
aus dem Schatten einer nach höfischen Regeln aufgefaßten  Mächtepo l i t i k 
heraustrat und eine autonome Interessenlehre zu entfal ten vermochte 7 2 . 

I m Nordischen Kr ieg waren es nur die Seemächte, vor a l lem die Nieder-
lande, die i n dem durch Schweden heraufbeschworenen Länderrevi rement 
ihre Handelsinteressen i n der Ostsee m i t Vorrang zu wahren suchten7 3 . D ie 
Fäden des Welthandelssystems l iefen zu dieser Ze i t immer noch i n Amster-
dam zusammen7 4 . D ie Grundlage der hol ländischen Handelsdominanz bl ieb 
bis zu ih rem Niedergang i m 18. Jahrhundert die Schi f fahrt  i n der Ostsee, die 

7 1 Vgl. im einzelnen Meinecke,  Petrus Valkeniers Lehre (Anm. 28), 162 - 173, und 
Lademacher,  Geschichte der Niederlande (Anm. 28), 149. 

72 Meinecke,  Petrus Valkeniers Lehre (Anm. 28), 172f. 
7 3 Vgl. zur englischen Politik im Zeitalter des Nordischen Krieges Charles  Wilson, 

Profit  and Power. A Study of England and the Dutch Wars, London/New York/ 
Toronto 1957, 82 - 85. Vgl. ferner  Ernst  Schulin,  Englands Außenhandel im 17./18. 
Jahrhundert. Ein Literaturbericht, in: VSWG 48 (1961), 503 - 537, hier bes. 510 - 514; 
Bernd  Martin,  Außenhandel und Außenpolitik Englands unter Cromwell, in: HZ 218 
(1974), 571 - 592, hier 588ff.;  Hans-Christoph  Junge,  Flottenpolitik und Revolution. 
Die Entstehung der englischen Seemacht während der Herrschaft  Cromwells (Veröf-
fentlichungen des Deutschen Historischen Instituts London, 6), Stuttgart 1980, bes. 
307 - 313. Zum Gesamtzusammenhang auch Artur  Attman, The Struggle for Baltic 
Markets. Powers in Conflict 1558 - 1618, Göteborg 1978, and Miroslav  Hroch,  Handel 
und Politik im Ostseeraum während des Dreißigjährigen Krieges. Zur Rolle des Kauf-
mannskapitals in der aufkommenden allgemeinen Krise der Feudalgesellschaft in 
Europa, Prag 1976. 

7 4 Vgl. Peter  Kriedte,  Spätfeudalismus und Handelskapital. Grundlinien der euro-
päischen Wirtschaftsgeschichte vom 16. bis zum Ausgang des 18. Jahrhunderts, Göt-
tingen 1980, 100. 

3' 
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„Oostersche Nav iga t ie " 7 5 . Da die dänischen Könige seit 1429 bei Helsingör 
einen Z o l l fü r al le den Sund passierenden Schiffe  erhoben und seit 1497 die 
Schiffsbewegungen  auch registr ieren ließen, s ind sehr präzise Angaben über 
den Ostseehandel mög l i ch 7 6 . Von der ca. 568 000 t umfassenden Handelska-
pazi tät der Nieder lande waren bis zum Jahre 1670 etwa 36,4% i n der Ost-
seefahrt  eingesetzt (Abb. 3). A l lerd ings b l ieb gerade der Handel auf den ba l -
t ischen Märk ten von gesamteuropäischen, häuf ig durch mi l i tär ische Kon -
f l i k te bedingten Krisenerscheinungen n ich t unberühr t 7 7 . Nachdem es schon 
i n den 20er Jahren zu einer Rezession gekommen war , setzte m i t dem 
Beg inn der eng l isch-ho l länd ischen Kr iege (1652) eine lang anhal tende 
Depression ein, die m i t Ausnahme eines kurzen Aufschwungs i n den 80er 
Jahren bis i n das zweite Jahrzehnt des 18. Jahrhunderts andauerte 7 8 . Von 
den insgesamt 2816 Schiffsbewegungen,  die i m Öresund i n den Jahren von 
1651 bis 1657 registr iert wurden, entf ielen 1676, d.h. 63,1%, auf ho l länd i -
sche Handelsschif fe 7 9 . Der wicht igste Umschlagplatz wa r der Hafen von 
Danzig; i m St ich jahr 1587 l iefen etwa die Häl f te al ler i n der Ostsee verkeh-
renden Handelsschiffe  (1690) die Weichselmündung an 8 0 . Darüber hinaus 
spielten auch die Häfen von Königsberg, Riga, Reval, Narva, Stockho lm und 
Kar lskrona eine herausragende Rolle. Neben dem Getreide- und Eisenhan-
del er langten vor a l lem die für den sich damals rasch entwickelnden Schiffs-
bau erforderl ichen  Rohstoffe  ein solches Gewicht , daß n icht zuletzt auch 

75 Walther  Vogel,  Zur Größe der europäischen Handelsflotten im 15., 16. und 17. 
Jahrhundert. Ein historisch-statistischer Versuch, in: Forschungen und Versuche zur 
Geschichte des Mittelalters und der Neuzeit. Festschrift  für Dietrich Schäfer zum 
70. Geburtstag, Jena 1915, 268 - 333, hier 302 - 320, bes. 309ff. 

7 6 Die entsprechenden Register sind veröffentlicht  in: Tabeller over Skibsfart  og 
Vare transport gennem 0resund 1497 - 1660, bearb. von Nina  Ellinger  Bang, Teil 1: 
Tabeller over Skibsfarten, Kopenhagen/Leipzig 1906, Teil 2: Varetransporten, 2 Bde., 
Kopenhagen/Leipzig 1922/1933. Auswertungen dieser Register bieten die beiden 
umfangreichen Untersuchungen von Aksel  E. Christensen,  Der handelsgeschichtliche 
Wert der Sundzollregister. Ein Beitrag zu seiner Beurteilung, in: HansGbll 59 (1934), 
28 - 142, und Pierre  Jeannin, Les comptes du Sund comme source pour la construction 
d'indices généraux de l'activité économique en Europe (XVIe - XVI I Ie siècle), in: RH 
231 (1964), 55 - 102 und 307 - 340. 

7 7 Vgl. Inna Lubimenko,  The Struggle of the Dutch wi th the English for the Russian 
Market in the 17th Century, in: Transactions of the Royal Historical Society 4. Ser., 7 
(1924), 27 - 51; Frits  Snapper , Oorlogsinvloeden op de Overzeese Handel van Holland 
1551 - 1719, Phil. Diss. Amsterdam, Amsterdam 1959, hier bes. 126ff. Ferner Walther 
Vogel,  Handelskonjunkturen und Wirtschaftskrisen  in ihrer Auswirkung auf den 
Seehandel der Hansestädte 1560 - 1806, in: HansGbll 74 (1956), 50 - 64, hier bes. 54ff. 

78 Kriedte,  Spätfeudalismus und Handelskapital (Anm. 74), 100 f. 
7 9 Diese Zahlen nennt Dietrich  Schäfer,  Die Sundzollrechnungen als internationale 

Geschichtsquelle, in: Internationale Wochenschrift  für Wissenschaft, Kunst und 
Technik 1 (1907), 365 - 374 und 401 - 410, hier bes. 371. Vgl. ferner  Nicolaas  Frans 
Noordam,  De Republiek en de Noordse Oorlog 1655 - 1660, Phil. Diss. Utrecht, Assen 
1940, 9ff. 

80 Schäfer,  Die Sundzollrechnungen (Anm. 74), 404 und 410. Umfassend darüber 
hinaus Walther  Vogel,  Beiträge zur Statistik der deutschen Seeschiffahrt  im 17. und 
18. Jahrhundert, in: HansGbll 57 (1932), 78 - 151, und - zusammenfassend - ders., 
Handelskonjunkturen und Wirtschaftskrisen  (Anm. 77), 55ff. 
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Last 

/TO  /10  /60 /ΙΟ /60 

— Getreideverschiffungen  insgesamt 
auf  niederländischen  Schiffen 
Roggenpreis  je Last  in den  Niederlanden 

Abb. 3: Die Getreideverschiffungen  durch den Sund nach Westeuropa 
1562 - 1780 (Zehnjahresdurchschnitte in Last. Die durchschnittliche Trag-
fähigkeit der in der Ostseefahrt  tätigen Handelsschiffe  betrug während des 
hier erfaßten Zeitraums rund 60 - 75 Last = 120-150 t) - nach Peter 

Kriedte, Spätfeudalismus und Handelskapital, Göttingen 1980, 86. 

wegen dieses Marktes die Ostsee als eine geostrategisch hochbrisante Region 
eingeschätzt werden muß (Abb. 4). Dabei wa r das Eichenholz der südl ichen 
Anra iner länder ebenso begehrt w ie die hohen Tannen aus Schweden u n d 
Rußland, die für die Herste l lung von Schiffsmasten  benöt igt wu rden 8 1 . 
H inzu t ra ten Produkte w ie Hanf, Flachs, Pech, Teer und Talg, die bei den 
forcierten  Versuchen, den Schif fsbau  auf die Grundlage einer seriellen Fer-
t igung zu stellen, ständig und i n großen Mengen verfügbar  sein mußten8 2 . A n 

8 1 Im einzelnen P. Merino/M.  AcerraiJ.  Meyer,  Europäische Kriegsmarinen im 
17. und 18. Jahrhundert - Ein Überblick, in: Wirtschaftskräfte  und Wirtschaftswege. 
Festschrift  für Hermann Kellenbenz, hrsg. von Jürgen Schneider, Bd. 5, Stuttgart 
1981, 267 - 282, hier 269. 

8 2 Im einzelnen Mediger,  Mecklenburg, Rußland und England-Hannover (Anm. 16), 
Bd. 1, 154 ff. 
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Abb. 4: Exporte durch den Sund nach Westeuropa 1562/66 - 1770/80 (Mengen 
1731/39 = 100) - nach Peter Kriedte, Spätfeudalismus und Handelskapital, Göt-

tingen 1980, 122. 

Fakten w ie diesen w i r d sichtbar, welche Bedeutung dem Ostseehandel i m 
al lgemeinen und dem der Nieder lande i m besonderen beizumessen ist. 

Bezeichnend ist deshalb, daß die Generalstaaten i m Sommer 1656 m i t 
einer aus Kr iegs- und Kauf fahr te ischi f fen  bestehenden F lo t te 8 3 K a r l X . 
Gustav dazu zwangen, die Belagerung von Danz ig aufzuheben u n d am 
11. September i n ein Handelsabkommen einzuwil l igen, das den Ostseehandel 
gegen die schwedische Schatzungspol i t ik sichern sol l te8 4 . Sie verzichteten 
dami t auf den bemerkenswerten Plan, Danz ig i n den Status einer von 
Schweden w ie Polen unabhängigen Handelsstadt zu erheben. M i t ähnl ichem 
Nachdruck agierten sie auch, als K a r l X . sich anschickte, den i m Fr ieden 
von Roski lde (27. Februar 1658) schon entscheidend geschwächten K o n k u r -
renten Dänemark endgül t ig zu überwäl t igen. Nachdem der noch keineswegs 
abgeschriebene Erwerb des Herzogtums Preußen m i t seinen gewinnbr ingen-

8 3 Schiffe,  die für die speziellen Erfordernisse  des Seekriegs ausgerüstet waren, 
setzten sich erst nach den englisch-holländischen Kriegen (1652 - 1654 und 1665 -
1667) und dem von Colbert energisch vorangetriebenen Ausbau der französischen 
Kriegsmarine durch; vgl. Merino!  Acerrai  Meyer,  Europäische Kriegsmarinen 
(Anm. 81), 368f.; zu den militärhistorischen Aspekten der holländischen Flottenprä-
senz Parker,  Die militärische Revolution (Anm. 1), 126ff.  Zu den Einzelheiten, vor 
allem der Zusammensetzung der holländischen Flotte vor Danzig, Carl  Ballhausen, 
Der erste Englisch-Holländische Seekrieg 1652 - 1654 sowie der Schwedisch-Hollän-
dische Seekrieg 1658 - 1659, Haag 1923, 702ff. 

8 4 Vgl. zum Gesamtzusammenhang der holländischen Politik im Nordischen Krieg 
Charles  Ralph Boxer, The Dutch Seaborn Empire 1600 - 1800, London 1965, und bes. 
Herbert  H. Rowen,  John de Witt, Grand Pensionary of Holland, 1625 - 1672, Princeton 
Ν. J. 1978, 303 - 333, zur Danzigfrage im besonderen 307 ff. 
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den Hafenzöl len i n wei te Ferne gerückt schien u n d nach vollzogener Kaiser-
wah l überdies m i t einer Offensive  brandenburgischer und kaiserl icher 
Truppen i m Reich u n d i n Jü t land gerechnet werden mußte, hat te sich K a r l 
entschlossen, einen schon vor dem Roski ldefr ieden erwogenen Plan aufzu-
greifen und Dänemark als Ganzes zu annektieren. E r hätte auf diesem Weg 
die al leinige Verfügungsgewalt  über die Sundzöl le erlangt und dann das 
D o m i n i u m maris Ba l t i c i auch ohne Rücksichtnahme auf Dänemark aufzu-
r ichten vermocht. 

I n dieser Si tuat ion, als die völ l ige Inkorpor ie rung Dänemarks und dami t 
die einseitige Kont ro l le der Ostseezugänge durch Schweden drohte, gr i f f 
Ho l l and erneut m i t einer e i l ig entsandten Flot te unter dem Kommando des 
Admi ra ls Jakob Obdam von Wassenaer ein, erzwang nach heft igen Abwehr -
versuchen der Schweden (Seeschlacht i m Sund, 29. Oktober 1658) den 
Zugang i n die Ostsee und entsetzte das belagerte Kopenhagen von der See-
seite her 8 5 . Doch dann bl ieb man un tä t ig i n der Absicht , das von Frankre ich 
und Eng land unterstützte Schweden zu schonen und i m sog. „Haager K o n -
zert" einen Friedensschluß auf der Grundlage des status quo zustande zu 
bringen. Erst als sich K a r l Gustav weigerte, auf den von Eng land und Ho l -
land geforderten  Verzicht auf Trondhe im und Bohuslän einzugehen, stel l ten 
die Generalstaaten eine zusätzl ich entsandte F lot te unter A d m i r a l M ich ie l 
de Ruyter zur Verfügung, u m das Übersetzen der bereitstehenden branden-
burgischen, österreichischen, polnischen und dänischen Truppen auf die 
Insel Fünen zu ermöglichen. I n der Schlacht von Nyborg am 24. November 
1659 f ie l schl ießl ich die Entscheidung8 6 . Der Friedenschluß garant ierte dann 
den Seemächten durch das Offenhalten  des Sunds den Ostseehandel auch i n 
Zukunf t . 

Die Freihei t der Meere und des Handels: auch diese Generalperspektive 
f rühneuzei t l icher  Staatenpol i t ik t r i t t i m Nordischen Kr ieg als ein Le i tmo t i v 
außenpoli t ischen Handelns hervor 8 7 . Sie lag of fenkundig  i m besonderen 
mächtepol i t ischen Interesse der Generalstaaten. Denn sie versuchten immer 
wieder m i t großem Geschick, der Expansions- und Hegemonia lpo l i t i k 
Schwedens zugunsten eines Freihandelspr inzips E inha l t zu gebieten; sie 
bedienten sich dabei - i n der Schlußphase des Krieges auch i m Einverneh-
men m i t Eng land und Frankre ich - des Prinzips des Gleichgewichts der 
Kräf te,  das dann i n der folgenden Generat ion über das D o m i n i u m mare Ba l -

85 Rowen,  John de Witt (Anm. 84), 321 ff.  Zu den Einzelheiten des Kriegsgeschehens 
(Hermann)  Kirchhoff,  Seemacht in der Ostsee, Bd. 1: Ihre Einwirkung auf die 
Geschichte der Ostseeländer im 17. und 18. Jahrhundert, Kiel 1907, 43 - 62, und 
Opitz,  Österreich und Brandenburg im Schwedisch-Polnischen Krieg (Anm. 1), 267 -
272. 

86 Opitz,  Österreich und Brandenburg im Schwedisch-Polnischen Krieg (Anm. 1), 
270ff. 

8 7 Vgl. über die Entstehung dieses Postulats im Rahmen des frühmodernen  Völker-
rechtsdenkens Schmitt,  Der Nomos der Erde (Anm. 7), 143 - 156. 
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t i c i hinausgreifend zu einem der maßgeblichen Steuerungsinstrumente der 
gesamten Staatenpol i t ik we i terentwicke l t wurde 8 8 . 

Der Nordische Kr ieg von 1655-1660 ist deshalb als ein Staatenkonf l ik t 
einzuschätzen, i n dem eine Reihe von Grundelementen frühneuzei t l icher 
Mächtepo l i t i k m i t besonderer E indr ing l i chke i t zutage t r i t t . Vor a l lem m i t 
dem B l i ck auf übergreifende  Kausalzusammenhänge und langfr ist ige Le i t -
mot ive erweist er sich als ein Szenarium, das die Umrisse des mächtepo l i t i -
schen Handlungsgefüges des 17. und 18. Jahrhunderts zu erkennen gibt . 
Montecuccol i hat i n der Ded ika t ion seines Traktats „De l arte m i l i t a re " , den 
er 1653 auf seiner Herrschaft  Hohenegg niederschrieb und Kaiser Ferd i -
nand I I I . widmete, i n einem Satz einen Kanon derjenigen Aufgaben entwor-
fen, dem sich ein tugendhafter und verehrungswürdiger  Herrscher zu w idmen 
habe. Den Staat i m Kr iege zu vergrößern, lautet die erste dieser Forderun-
gen. Es schien i m Selbstverständnis der Zei t außer Frage zu stehen, daß i n 
der Ausdehnung der Staaten ein Wert an sich liege, obwoh l es spätestens seit 
dem grandiosen Aufst ieg der Niederlande ja keineswegs mehr ausgemacht 
war , daß die großen, dynastisch geprägten Flächenstaaten den kleineren, 
häuf ig republ ikanisch verfaßten gegenüber immer an Macht fü l le und Ef f i -
zienz überlegen waren 8 9 . Aber es gehörte eben auch i n der f rühen Neuzeit 
noch zu den erhabensten al ler Herrschertugenden, als Mehrer des Reiches i n 
Erscheinung zu treten. U n d selbstverständl ich wa r es der Kr ieg, der als 
unbestr i t ten legit imes Inst rument zu diesem Ziele führ te 9 0 . Denn es wa r eine 

8 8 Im einzelnen Werner  Hohlweg, Barrière - Gleichgewicht - Sicherheit. Eine Stu-
die über die Gleichgewichtspolitik und die Strukturwandlung des Staatensystems in 
Europa 1646 - 1715, in: HZ 187 (1959), 54 - 89; ders.,  Wilhelm III., Prinz von Oranien. 
Untersuchungen zur Barrierepolitik Wilhelms III. von Oranien und der Generalstaa-
ten im 17. und 18. Jahrhundert, in: Westfälische Forschungen 14 (1961), 42 - 81; ders., 
Konflikt - Politik - Strategie - Sicherheitsprobleme. Genesis, Funktion und Schick-
sal des niederländischen Barrieresystems im 17. und 18. Jahrhundert, in: Um Recht 
und Freiheit. Festschrift  für F. A. von der Heydte, Berlin 1977, 1323 - 1339; Horst 
Lademacher,  Wilhelm III. von Oranien und Anthonie Heinsius, in: RheinVjbll 34 
(1970), 252 - 266. 

8 9 Will iam McNeill hat z.B. darauf hingewiesen, daß die transalpinen Großmächte 
erst um die Mitte des 17. Jahrhunderts, also mit einer Verspätung von etwa 200 Jah-
ren, „das Niveau der administrativen Organisation und Steuerung der bewaffneten 
Macht erlangten, das Venedig und Mailand" bereits im 15. Jahrhundert erreicht 
hatten. Es sei eine Tatsache, führt  er aus, „daß beinahe jeder Aspekt des französischen 
und österreichischen Heerwesens und seine Organisation während der zweiten Hälfte 
des 17. Jahrhunderts von diesen beiden italienischen Stadtstaaten vorweggenommen 
worden war. Die zivile Aufsicht über das militärische Versorgungswesen, die regel-
mäßige Besoldung der Truppen aus Steuereinkünften, zusammen mit der Differenzie-
rung und taktischen Koordinierung von Fußvolk, Reiterei und Artillerie, all dies 
hatten die italienischen Stadtstaaten des 15. Jahrhunderts mit den transalpinen Mon-
archien des 17. gemeinsam. Selbst dem Wirken von Ludwigs XIV. berühmten Kanzler 
Michel Le Tellier und seinem Sohn, dem Kriegsminister Marquis de Louvois, die die 
Versorgung des Heeres neu gestalteten, die Struktur vereinheitlichten und die Ausrü-
stung standardisierten, läßt sich als enge Parallele die Tätigkeit des kaum bekannten 
venezianischen Provedditore Belpetro Masselini (im Amt von 1418 - 1455) an die Seite 
stellen, der das gleiche für die Truppen leistete, die der Republik von San Marco dien-
ten". McNeill,  Krieg und Macht (Anm. 65), 118 f. 
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Sache der Ehre, des Prestiges u n d der heroischen Selbstbehauptung, n ich t 
eine Angelegenheit f inanziel len Ka lkü ls und mater ie l len Vor te i ls 9 1 . 

Doch sollte der Fürst - und das s ind die wei teren Tugenden, auf die Mon -
tecuccol i seinen Herrscher zu verpf l ichten suchte - auch gehalten sein, den 
Staat i m Fr ieden zu kräf t igen, die Rel ig ion wieder zu reinigen und die Nach-
folge zu sichern. A l le diese Maßregeln und Empfehlungen waren klassische 
Bestandtei le f rühneuzei t l ichen Staatsdenkens. Sie waren das von ar is tokra-
t ischen Wertvorstel lungen durchdrungene Inst rumentar ium, m i t dem i m 
Kreise der po l i t isch und mi l i tä r i sch handlungsfähigen Fürstenstaaten 
Mächtepo l i t i k gemacht wurde. N u r fehlten i n diesem Kanon jene Elemente 
einer neuen Rat ional i tä t , w ie sie sich m i t dem Aufst ieg der Nieder lande 
und Englands i n den Beziehungen der Mächte a l lmäh l ich durchzusetzen 
begannen. 

Es ist L u d w i g X I V . gewesen, der die Andersar t igkei t dieses Denkens m i t 
dem B l i ck auf die Nieder lande präzise erfaßt und vom Standpunkt seines 
Fürstenideals m i t gr immiger Verächt l ichkei t beur te i l t hat. Der wahre Fürst, 
äußerte er i n seinen Memoiren, sei von der Begierde nach Ruhm beseelt und 
dadurch befähigt, seine Eigensucht zu überwinden. Anders, fuhr er fort , 
verhalte es sich bei Leuten mi t t le ren Standes, von denen die ar is tokrat i -
schen Staaten regiert würden. „D ie Entscheidungen, die i n ihren Ratssit-
zungen gefäl l t werden, beruhen auf keinem anderen Grundsatz als dem der 
Nü tz l i chke i t " . Diese Gremien, äußerte er, hät ten ke in Herz, das vom Feuer 
schöner Leidenschaften entzündet werden könne. D ie Freude, die aus edlen 
Taten entspringe, die Schande, die auf Feigheit folge, die Dankbarke i t für 
Wohl ta ten und treue Dienste, alles das verf lücht ige sich durch die Tei lung 
der Herrschaft  unter viele. N u r der Eigennutz regiere den einzelnen w ie den 
Staat: „ E r a l le in ist die Regel, die i h r Verhal ten bes t immt " 9 2 . 

Dieser Eigennutz wa r i n der Tat die maßgebliche mächtepol i t ische Hand-
lungsmaxime der Handelsstaaten Ho l land und England. Auch ein n ich t -
fürst l icher  Beobachter w ie der Staatskanzler Kaun i t z hat das immer wieder 
so beur te i l t 9 3 . I m Nordischen Kr ieg s ind es nur die Niederlande gewesen, die 

9 0 Was hier als Herrscherlob gemeint ist, hat Montecuccoli an anderer Stelle aller-
dings sehr viel kritischer beurteilt. Dort findet sich der bemerkenswerte, offenbar 
verächtlich gemeinte Satz, daß die Fürsten „die Größe des Ruhms mit der Größe des 
Reichs (zu) messen" pflegen. Vgl. R. Graf  Montecuccoli,  Abhandlung über den Krieg, 
in: Ausgewählte Schriften (Anm. 23), Bd. 1, 23 f. 

9 1 Vgl. im einzelnen Johannes Kunisch,  La guerre - c'est moi. Zum Problem der 
Staatenkonflikte im Zeitalter des Absolutismus, in: ZHF 14 (1987), 407 - 438, hier bes. 
429 - 438, und McNeill,  Krieg und Macht (Anm. 65), 97ff. 

9 2 Mémoires de Louis XIV (Anm. 24), 207f.; die deutsche Übersetzung 222f. Vgl. 
darüber hinaus die eindringliche Untersuchung von Carl  Hinrichs,  Zur Selbstauffas-
sung Ludwigs XIV. in seinen Mémoires, in: ders., Preußen als historisches Problem. 
Gesammelte Abhandlungen, Berlin 1964, 299 - 315. 

9 3 So beklagte er etwa in einer Denkschrift  vom 24. März 1749 „die beständige 
Eifersucht der See-Mächten in Ansehung der Commercii, der Holländische Eigen-

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



42 Johannes Kunisch 

konsequent nach diesem Pr inz ip gehandelt haben. Aber es ist unverkennbar, 
daß sich hier ein neues Le i tmo t i v herauszubi lden begann, das i n den Staa-
tenbeziehungen des Anc ien régime immer größere Bedeutung erlangte. 
N i ch t zuletzt unter diesem Aspekt erweist sich der Nordische Kr ieg als eine 
Parabel f rühneuzei t l icher  Mächtekonf l ik te . 

nutz, durch Vermeidung der Kriegs Declaration die Handelsschafft  aufrecht zu erhal-
ten, und mehr und mehr an sich zu ziehen"; vgl. die Denkschrift  des Grafen Kaunitz 
zur mächtepolitischen Konstellation nach dem Aachener Frieden von 1748, bearb. 
von Reiner  Pommerin  und Lothar  Schilling,  in: Expansion und Gleichgewicht. Stu-
dien zur europäischen Mächtepolitik des ancien régime, hrsg. von Johannes Kunisch 
(ZHF, Beiheft 2), Berlin 1986, 165 - 239, hier 188; eine ähnliche Äußerung auch ebd., 
186. 
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Ludwigs X IV . Außenpolitik zwischen Staatsräson, 
ökonomischen Zwängen und Sozialkonflikten 

Von Klaus Malet tke, Marburg /L . 

„Tou t l 'a r t de la po l i t ique est de se servir des conjonctures . . . U 1 . Günstige 
Kon junk tu ren auf dem Felde der Außenpo l i t i k rechtzei t ig erfassen zu kön-
nen, setzt aber, w ie L u d w i g X I V . i n seinen „Mémoires historiques et inst ruc-
t ions pour le Dauph in " ausführt 2 , be im Herrscher die Entschlossenheit vor -
aus, „avo i r les yeux ouverts sur toute la terre; apprendre incessament les 
nouvelles de toutes les provinces et de toutes les nations, le secret de toutes 
les cours, l 'humeur et le foible [!] de tous les princes et de tous les ministres 
étrangers, être informé d 'un nombre i n f i n i de choses qu 'on croi t que nous 
ignorons .. . " 3 . Diesen an den zukünft igen Thronfolger  gerichteten Forderun-
gen hat L u d w i g X I V . selbst i n einem Maß und m i t einer Intensi tät Rechnung 
getragen, w ie man dies unter seinen Vorgängern n ich t gekannt hat. Von 
seinen Min is tern, Staatssekretären, Gesandten i m Aus land und sonstigen 
Ratgebern verlangte er, deta i l l ie r t und so exakt w ie mögl ich über die Ereig-
nisse i m Innern Frankreichs sowie über die Vorgänge an den Höfen und i n 
den Terr i tor ien der auswärt igen Fürsten u n d Herrschaften  in formier t  zu 
werden. Sein Bedürfnis nach umfassender und ungeschminkter In fo rmat ion 
g ing sogar so wei t , daß er neben den off iz iel len  staat l ichen Kanä len ein eige-
nes Netz persönl icher Korrespondenten und In formanten aufbaute 4 . 

L u d w i g X I V . hat während der gesamten Zei t seiner v ierundfünf  z ig jähr i -
gen persönl ichen Regierung die Außenpo l i t i k als die ureigenste Domäne 
seines Metiers als Kön ig betrachtet und entsprechend gehandelt. Aber 
obwoh l w i r über eine Fül le wissenschaft l icher Arbe i ten über den w o h l mar -

1 Mémoires historiques et instructions de Louis XIV pour le Dauphin, son fils, pre-
mière partie, livre troisième, section première, année 1662, in: Ph. A. Grouvelle 
(Hrsg.), Œuvres de Louis XIV, 1, Paris 1806, 185. 

2 Die sog. „Memoiren" Ludwigs XIV. stellen - wie neuere Forschungen erwiesen 
haben - eine verläßliche Quelle für die Erfassung der politischen Ideen und Überzeu-
gungen Ludwigs XIV. dar. Vgl. dazu Paul S orinino,  The dating and authorship of 
Louis XIV' Mémoires, in: French Historical Studies 3 (1964), 303 - 337; Jean-Louis 
Thireau,  Les idées politiques de Louis XIV (Travaux et recherches de l'Université de 
Droit, d'Economie et de Sciences Sociales de Paris, Série Sciences Historiques, 4), 
Paris 1973, 12 - 31. 

3 Mémoires historiques et instructions de Louis XIV pour le Dauphin, première 
partie, livre premier, année 1661 (Anm. 1), 22. 

4 Vgl. John B. Wolf,  Louis XIV, London 1968, 166 f. 
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kantesten Repräsentanten des monarchischen Absolut ismus verfügen, s ind 
unsere Kenntnisse über dessen Außenpo l i t i k immer noch recht oberf lächl ich 
und sehr lückenhaf t 5 . D ie i m Jahre 1950 erschienene Arbe i t von Louis André 
über L u d w i g X I V . und Europa und die derselben Themat ik gewidmeten, 
aber insgesamt sehr knappen Studien von V ic to r -Luc ien Tapie und Ragn-
h i l d Ha t ton aus den 60er und 70er Jahren stel len - t rotz ihrer unbestrei tba-
ren Verdienste - nur erste Beiträge zu einer umfassenden Analyse der aus-
wär t igen Po l i t i k des Sonnenkönigs dar 6 . Indessen ist n ich t zu bestreiten, daß 
durch neuere und neueste Untersuchungen zu Einzelfragen der französi-
schen Außenpo l i t i k und zur Po l i t i k Frankreichs i m Zusammenhang m i t den 
Kr iegen i n der zwei ten Häl f te des 17. und zu Beginn des 18. Jahrhunderts 
wesentl iche Impulse zu einer intensiveren Beschäft igung m i t diesem für die 
Geschichte der in ternat ionalen Beziehungen w ich t igen Thema gegeben 
wurden 7 . G le ichwohl w i r d aber eine moderne, vor a l lem auf der Auswer tung 
der i n den Pariser Arch iven und B ib l io theken lagernden Arch iva l ien basie-
rende Monographie über die Außenpo l i t i k Ludwigs X IV . n ich t zuletzt 
wegen der k a u m überschaubaren Fül le dieses Quellenmaterials noch lange 
Zei t ein Desiderat der Forschung bleiben. 

I n Anbet racht der skizzierten Forschungslage ist bei einer Analyse der 
Außenpol i t i k Ludwigs X I V . - zumal i m Rahmen eines ze i t l ich begrenzten 
Vortrags - eine Beschränkung auf einige wenige, aber zentrale Aspekte 
unumgängl ich. I n meinen Ausführungen zum genannten Thema werde ich 
daher folgende drei Fragenkomplexe behandeln: 

1. Grundelemente und Grundzüge der Außenpo l i t i k Ludwigs X IV . ; 
2. Ludwigs X I V . Außenpo l i t i k i m Kon tex t wi r tschaf t l icher  und sozialer 

Faktoren und Entw ick lungen; 

5 Vgl. Victor-Lucien  Tapié,  Quelques aspects généraux de la politique étrangère de 
Louis XIV, in: XVI Ie Siècle 46 - 47 (1960), 3; der vollständige Beitrag 1 - 28; Peter-
Michael Hahn, Frankreich und das Reich während des 17. Jahrhunderts im Spiegel 
der deutschen Geschichtswissenschaft des 19. und 20. Jahrhunderts, in: HZ 247 
(1988), 93. 

6 Louis André,  Louis XIV et l'Europe (L'évolution de l'humanité, 64), Paris 1950; 
Tapié,  Quelques aspects généraux de la politique étrangère de Louis XIV (Anm. 5); 
ders.,  Louis XIV's Methods in Foreign Policy, in: Ragnhild Hatton (Hrsg.), Louis XIV 
and Europe, London / Basingstoke 1976, 3 - 15; Ragnhild  Hatton,  Louis XIV and his 
Fellow Monarchs, in: John C. Rule (Hrsg.), Louis XIV and the Craft  of Kingship, Ohio 
State University Press 1969, 155-195; erneut abgedruckt in: Hatton,  Louis XIV and 
Europe, 16-59; Ragnhild  Hatton,  Louis XIV et l'Europe: Eléments d'une révision 
historique, in: XVI Ie Siècle 123 (1979), 109 - 135; der Außenpolitik Ludwigs XIV. 
gewidmet ist außerdem die Doppelnummer 46/47 der Zeitschrift „XVI Ie Siècle" aus 
dem Jahre 1960. 

7 Hinzuweisen ist besonders auf: Henry  Kamen, The War of Succession in Spain 
1700 - 15, London 1969; Carl J. Ekberg,  The Failure of Louis XIV's Dutch War, Cha-
pel Hi l l 1979; Charles Boutant,  L'Europe au grand tournant des années 1680. La suc-
cession palatine, Paris 1985; Paul  Sonnino,  Louis XIV and the origins of the Dutch 
War, Cambridge / New York u.a. 1988. Die neueren deutschen Arbeiten sind genannt 
in: Hahn, Frankreich und das Reich (Anm. 5), 53 - 94. 
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3. Frankreichs außenpolit ische Posi t ion am Ende der Regierung L u d -
wigs X IV . 

1. Grundelemente und Grundzüge der Außenpolitik Ludwigs X I V . 

L u d w i g X I V . hat auf dem Feld der Außenpo l i t i k ke in langfr is t ig konz i -
piertes Programm, keinen „g rand dessein", verfolgt.  Bei näherer Betrach-
tung erweist er sich sowohl i m Bereich der inneren als auch auf dem Sektor 
der äußeren Po l i t i k als Pragmatiker, der die i n den jewei l igen pol i t ischen 
Konste l la t ionen angelegten Handlungsmögl ichkei ten i m Interesse der 
Krone und des Staates aufzugreifen  entschlossen war 8 . Dabei verhie l t er 
sich aber keineswegs abwartend, sondern wa r stets bestrebt, fü r Frankre ich 
günstige außenpolit ische Konste l la t ionen herbeizuführen,  antifranzösische 
Koa l i t ionen i m Ansatz zu verh indern oder - wenn dies n ich t mögl ich wa r -
sie durch prävent ive mi l i tär ische Ak t ionen zu zerschlagen. 

Während der gesamten Zei t der persönl ichen Regierung Ludwigs X IV . lag 
die Verantwor tung für die französische Außenpo l i t i k be im König . Er a l le in 
t raf  entweder i m „Consei l d 'en hau t " , dem wicht igs ten Gremium des Kön ig -
l ichen Rats (Conseil du Roi), oder nach Beratungen m i t einzelnen Min is te rn 
die Entscheidungen i n auswärt igen Angelegenheiten9 . Dieses Verfahren 
Schloß na tü r l i ch n ich t aus, daß phasenweise der eine oder andere Min is ter 
eine größere Rolle i n den pol i t ischen Entscheidungsprozessen spielte, w ie es 
z.B. seit den Vorberei tungen des Krieges gegen die Republ ik der Vereinigten 
Niederlande be im „secrétaire d 'E ta t de la guerre" Louvois der Fa l l w a r 1 0 . 
L u d w i g X I V . übert r ieb aber keineswegs, als er i m H inb l i c k auf sein stetes 
persönliches Engagement i m Bereich der Außenpo l i t i k feststellte: „ O n me 
v i t toujours t ra i ter immédiatement avec les ministres étrangers, recevoir les 
dépêches, faire moi-même une par t ie des réponses et donner à mes secré-
taires la substance des aut res" 1 1 . 

Lassen weder die Quel len noch die konkrete Außenpo l i t i k auf die E x i -
stenz einer längerfr is t ig  zu real isierenden Gesamtkonzept ion schließen, so 
s ind doch i n den außenpoli t ischen Ak t i v i t ä ten des Königs einige charakter i -
stische Merkmale, einige handlungslei tende Grundüberzeugungen erkenn-

8 Vgl. André , Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), 3; Pierre  Goubert,  Louis XIV et vingt 
millions de Français, Paris 1966, 73f.; Hatton,  Louis XIV and his Fellow Monarchs 
(Anm. 6), 27; Wolf,  Louis XIV (Anm. 4), 193; Claude  Michaud, L'Europe de Louis XIV, 
Paris u.a. 1973, 60; William  Doyle, The Old European Order 1660 - 1800, Oxford u. a. 
1978, 269; François Bluche,  Louis XIV, Paris 1986, 907. 

9 André , Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), XVIII ; Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 73f.; 
Tapié,  Quelques aspects généraux de la politique étrangère de Louis XIV (Anm. 5), 
5f.; André  Corvisier,  Louvois, Paris 1983, 286, 489f.; Sonnino,  Louis XIV and the ori-
gins of the Dutch War (Anm. 7), passim; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 339. 

10 Corvisier,  Louvois (Anm. 9), 241 - 289, 435 - 468, 488 - 492. 
1 1 Zitiert nach André, Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), XVIII. 
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bar. A l lgemein herrscht i n der Forschung E in igke i t darüber, daß sich der 
Kön ig von einem sehr stark ausgeprägten Bedürfnis nach Ruhm u n d Repu-
ta t ion le i ten ließ. Wie ein Le i tmo t i v ziehen sich die Begrif fe „ma digni té, ma 
gloire, ma grandeur, ma réputa t ion" durch seine „Memoi ren" und durch 
zahlreiche andere Dokumente 1 2 . Persönlicher Ruhm, persönliches Ansehen 
waren für L u d w i g X I V . m i t der Macht und dem Woh l des Staates auf das 
engste verknüpf t .  Aber das Interesse des Staates hatte stets vor dem des 
Königs zu rangieren. „L ' i n té rê t de l 'E ta t do i t marcher le premier . . . Quand 
on a l 'E ta t en vue, on t rava i l le pour soi. Le b ien de l ' un fa i t la gloire de 
l ' au t re " 1 3 . Trotz al ler bei L u d w i g X I V . n ich t zu leugnenden Tendenz, seine 
Reputat ion u n d seine Interessen m i t denen des Staates gleichzusetzen, wa r 
er - w ie dieses Z i ta t belegt - durchaus fähig, zwischen seiner Person und 
dem Staat zu differenzieren.  Diesen Unterschied betonte er zuletzt auf dem 
Sterbebett, indem er feststellte: „Je m'en vais, mais l 'E ta t demeurera tou-
jou rs " 1 4 . 

Es kann ke in Zwei fe l daran bestehen, daß L u d w i g X IV . m i t der zeitgenös-
sischen Konzept ion der Staatsräson als der „Max ime staat l ichen Handelns" 
ver t raut war . Begr i f f  u n d Konzept der Staatsräson waren bereits vor seiner 
Zei t geläufig, sie spielten eine zunehmende Rolle i m Handeln der Fürsten 
u n d Po l i t i ker während der Jahrzehnte seiner Regierung. Obwoh l der Kön ig 
- w ie bereits gesagt - ebenso w ie Richel ieu v ie l mehr ein Mann der Tat als 
abstrakter Ideen war , h ie l t er sich bei seinen Entscheidungen i n Staatsange-
legenheiten stets an einige allgemeine Pr inzipien. Dazu gehörten seine t ief -
empfundene Verantwor tung für sein Handeln gegenüber Gott , seine hohe 
Me inung von seinen Pf l ichten als K ö n i g und seine Entschlossenheit, i n al len 
Belangen die Interessen des Staates wahrzunehmen. Welch große Bedeutung 
er seinem persönl ichen Ansehen und der Reputat ion des Staates bei den 

1 2 Vgl. André , Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), XVIf.; Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 
45, 74; Tapié , Louis XIV's Methods in Foreign Policy (Anm. 6), 3; ders.,  Quelques 
aspects généraux de la politique étrangère de Louis XIV (Anm. 5), 6f.; Michaud, 
L'Europe de Louis XIV (Anm. 8), 65; Wolf , Louis XIV (Anm. 4), 162, 185; Hatton, 
Louis XIV et l'Europe: Eléments d'une révision historique (Anm. 6), 116; Georges 
Livet,  L'équilibre européen de la fin du XVe à la fin du XVI I Ie siècle, Paris 1976, 92; 
Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 339, 352, 793; Sonnino,  Louis XIV and the origins of the 
Dutch War (Anm. 7), 10. 
„ . . . die Eigentümlichkeit vergangener Jahrhunderte (kann) nur zutreffend  beurteilt 
werden, wenn ihre Leitbilder allen Vorbehalten zum Trotz anerkannt und als authen-
tischer Bestandteil historischer Überlieferung  interpretiert werden". Johannes 
Kunisch,  La guerre - c'est moi! Zum Problem der Staatenkonflikte im Zeitalter des 
Absolutismus, in: ZHF 14 (1987), 437. 

1 3 Zitiert nach André,  Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), XI I ; vgl. dazu auch Wolf, 
Louis XIV (Anm. 4), 162, 185; Hatton,  Louis XIV and his Fellow Monarchs (Anm. 6), 
20f.; William  F. Church,  Louis XIV and Reason of State, in: Rule, Louis XIV and the 
Craft  of Kingship (Anm. 6), 371, 381. 

1 4 Zitiert nach Fritz Härtung  /  Roland  Mousnier,  Quelques problèmes concernant la 
monarchie absolue, in: Relazioni del X Congresso Internazionale di Scienze Storiche, 
Roma 4 - 1 1 settembre 1955, 4: Storia moderna, Firenze 1955, 9; vgl. auch Church, 
Louis XIV and Reason of State (Anm. 13), 370f. 
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Zeitgenossen und i n der Nachwel t beimaß, darauf ist bereits hingewiesen 
worden. Solche Pr inz ip ien waren aber keineswegs nur bei L u d w i g X I V . 
anzutreffen.  Sie waren zu seiner Ze i t innerhalb u n d außerhalb Frankreichs 
verbreitet. Z u Recht hat daher W i l l i a m F. Church zur Rolle der Staatsräson 
i n der Po l i t i k Ludwigs X I V . festgestellt: „The basic pr inc ip le of reason of 
state may therefore  be said to have w o n widespread acceptance i n the sense 
that predominant op in ion he ld the interests of the state to be superior to 
those of any of i ts parts and w i l l i n g l y accorded Louis a l l necessary author i ty 
to implement this doc t r ine " 1 5 . 

Nach Ludwigs Überzeugung waren die Ver te id igung des Staates und 
seine ter r i tor ia le Ausdehnung n ich t nu r ein Gebot der Staatsräson, sondern 
sie gehörten auch zu den Pf l ichten, die dem französischen K ö n i g durch die 
„Fundamentalgesetze" der Monarchie auferlegt waren. Z u diesen zählte der 
alte Rechtssatz von der Unveräußer l ichkei t des Krongutes, der kön ig l ichen 
„Domäne" , und der Unver jährbarke i t al ler Ansprüche des Königs auf sie. 
War dieser Rechtssatz i m Mi t te la l te r von den Kron ju r is ten formul ier t  w o r -
den, u m al len Ansprüchen auf Teile der französischen Monarchie zu begeg-
nen, so wurde diese „ l o i fondamentale" zur Zei t Richelieus nach außen 
gewendet, u m eigene Forderungen auf fremde Rechte u n d Gebiete zu 
begründen. Dieser Grundsatz wurde nun „ von der eigent l ichen Krondo-
mäne auf alle Ansprüche des Königs, auch die gegen auswärt ige Staaten u n d 
Fürsten", übertragen. Es wurde „kurzerhand alles, was jemals zum franzö-
sischen Staatsgebiet gehört hat te oder worauf die Krone sonst Anspruch zu 
haben glaubte, als Te i l der Domäne" e rk lä r t 1 6 . D a m i t waren aus französi-
scher Sicht auch mi l i tär ische Maßnahmen, die zur Real isierung von Forde-
rungen gemäß dem Grundsatz von der Unveräußer l ichkei t des Krongutes 
notwendig wurden, durchaus legi t ime Akte. Der Devolut ionskr ieg, die Re-
unionspol i t ik und der Spanische Erbfolgekrieg  wurden z.B. von L u d w i g X IV . 
bzw. von off iziösen  französischen Publ iz is ten auf diese Weise leg i t im ie r t 1 7 . 
So sehr aber der K ö n i g i m Ver lauf seiner Arrondierungs- und Expansions-
po l i t i k bemüht war , die Rechtmäßigkeit seines Handelns zu begründen, so 

15 Church,  Louis XIV and Reason of State (Anm. 13), 371; zur Idee der Staatsräson 
vgl. Friedrich  Meinecke,  Die Idee der Staatsräson in der neueren Geschichte, hrsg. u. 
eingel. von Walther Hofer (Friedrich Meinecke, Werke, 1), München 31963. 

16 Fritz  Dickmann,  Rechtsgedanke und Machtpolitik bei Richelieu. Studien an 
neuentdeckten Quellen, in: ders., Friedensrecht und Friedenssicherung. Studien zum 
Friedensproblem in der Geschichte, Göttingen 1971, 55; Erstveröffentlichung  in: HZ 
196 (1963), 265 - 319. - Zur Problematik der französischen Fundamentalgesetze vgl. 
A. Lemaire, Les lois fondamentales de la monarchie française d'après les théoriciens 
de l'ancien régime, thèse pour le doctorat, Paris 1907. 

1 7 Im Zusammenhang mit dem Devolutionskrieg wurde zur Rechtfertigung des 
französischen Vorgehens der «Traité des droits de la reine très-chrétienne sur divers 
états de la monarchie d'Espagne, Paris 1667» veröffentlicht;  vgl. auch Winfried  Dot-
zauer,  Der publizistische Kampf zwischen Frankreich und Deutschland in der Zeit 
Ludwigs XIV. Der Publizist Antoine Aubery und seine Gegner (1667 - 1669). «Des 
iustes prétentions du Roi sur l'Empire», in: ZGO 122 (1974), 99 - 123. 
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ist doch ebensowenig zu leugnen, daß er sich wiederhol t auch ohne jegl iche 
Rechtsbasis für ein mi l i tär isches Eingrei fen entschied. Der Kr ieg gegen die 
Republ ik der Vereinigten Nieder lande und - i n gewisser Weise - auch der 
Pfälzische Erbfolgekrieg,  der i n Frankre ich als „ la guerre de la l igue 
d 'Augsbourg" bezeichnet w i rd , belegen dies1 8 . Bei beiden Kr iegen domi -
nierte schl ießl ich die Mach t - und Expans ionspol i t ik die i n diesem Kon tex t 
i n der L i te ra tu r auch immer wieder angeführten französischen Sicherheits-
interessen 19 . Es ist deshalb durchaus berechtigt, wenn Johannes Kun isch i m 
Zusammenhang m i t der Erör terung der Mot ive der expansiven und während 
der ersten Jahrzehnte der persönl ichen Regierung an Gewal t tä t igke i t 
zunehmenden Po l i t i k Ludw igs X IV . feststellte: „ E r wa r durchdrungen von 
einem Machtbewußtsein, das er gerade auch i n der Sphäre des Staatensy-
stems respektiert wissen w o l l t e " 2 0 . Indessen darf  auch n ich t übersehen wer -
den, daß der K ö n i g gegen Ende einer langen Al le inherrschaft  seine häuf igen 
Kr iege k r i t i sch beurtei l te. I n seinen letzten Worten an den Dauph in r iet er 
diesem eindr ing l ich: „ M o n cher enfant, vous allez être le plus grand ro i du 
monde. . . . Ne m' imi tez pas dans les guerres; tâchez de main ten i r toujours 
la pa ix avec vos voisins . . . " 2 1 . Als zukünf t iger Kön ig solle er das eigene Vo lk 
soweit w ie mögl ich schonen, wozu er selbst ( Ludw ig XIV. ) aus Gründen der 
Staatsräson unglückl icherweise n ich t i n der Lage gewesen sei22 . Generell 
läßt sich be im al ternden K ö n i g eine zunehmende Friedensbereitschaft  kon-
statieren, auf deren mögl iche Gründe i m zwei ten Te i l meiner Ausführungen 
zurückzukommen ist. 

L u d w i g X I V . ist von Mazar in f rühzei t ig i n die M i t t e l und Methoden f ran-
zösischer Außenpo l i t i k eingeführt  worden. Es kann daher n ich t überra-
schen, daß sein eigenes Vorgehen auf diesem Felde gewisse Kon t inu i tä ten 
m i t der Po l i t i k Mazarins und Richelieus aufweist, Kont inu i tä ten , die aber 
auch aus der pol i t ischen Gesamtkonstel lat ion i n Europa u m 1661 resul t ier-
ten, die i n ih rem Ergebnis wesent l ich das Werk der beiden Kard inä le w a r 2 3 . 
Für L u d w i g X I V . b l ieb wegen der offenen  Frage der spanischen Erbfolge die 
Gefahr der Er r i ch tung einer habsburgischen „Universa lmonarchie" ein zen-
trales Problem seiner Außenpol i t ik . Du rch seine Hei ra t m i t der spanischen 
In fan t in Mar ia Theresia eröffnete  sich für Frankre ich aber auch die Chance, 

18 Church,  Louis XIV and Reason of State (Anm. 13), 380 - 393. 
1 9 So z.B. John B. Wolf,  Toward a European Balance of Power 1620 - 1715, Chicago 

1970, 67, 80f., 85; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 352, 431. 
20 Johannes Kunisch,  Absolutismus. Europäische Geschichte vom Westfälischen 

Frieden bis zur Krise des Ancien Régime, Göttingen 1986, 135. 
21 Α. de Boislisle  (Hrsg.), Mémoires de Saint-Simon, XXVII , Paris 1915, 274f., 

Anm. 4. 
2 2 «... tâchez ... de soulager votre peuple autant que vous pourrez, ce que j 'ai eu le 

malheur de ne pouvoir faire par les nécessités de l'Etat. » Ebd. 
2 3 Zur Frage der Kontinuität in der Außenpolitik Ludwigs XIV. vgl. Hatton,  Louis 

XIV and his Fellow Monarchs (Anm. 6), 30, 41; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 164, 920. 
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i m Kon tex t der spanischen Erbfolge ter r i tor ia le Ansprüche anzumelden, 
wenn n ich t gar eine Erbfolgeregelung  zu seinen Gunsten anzustreben. Z u 
konstat ieren ist jedenfalls, daß L u d w i g X IV . „ i n der Kon t i nu i t ä t einer euro-
päischen Po l i t i k " zu sehen ist, „d ie einer habsburgischen Vormachtste l lung 
i n Europa den Kamp f ansagt, und die u m die Er r i ch tung einer europäischen 
Mächteverte i lung besorgt ist, die eine solche Vormachtste l lung verh indern 
w i l l , aber so, daß Frankre ich selbst dabei die Kont ro l le über dieses Europa 
behä l t " 2 4 . 

Für den Kön ig und seine pol i t ischen Berater spielte die potent ie l le Bedro-
hung durch das Haus Habsburg eine zentrale Rolle. E i n französisches 
Sicherheitsbedürfnis  gegenüber einer solchen Bedrohung war jedenfalls 
subjekt iv vorhanden, auch wenn sich dessen Berecht igung m i t dem Hinweis 
bestreiten läßt, daß sich das Haus Habsburg, sowohl der spanische als auch 
der österreichische Zweig, „spätestens seit dem Pyrenäenfrieden  (1659) i n 
der Defensive, ja auf dem Rückzug be fand" 2 5 . D ie „ i n im i t i é permanente" 
zwischen der französischen Krone und der „maison d 'Habsbourg" stel l te für 
L u d w i g X IV . eine Grundgegebenheit dar, die durch eine mehr als hunder t -
jähr ige Geschichte untermauert wurde. „ O n ne peut élever l 'une" , so stellte 
er fest, „sans abaisser l ' au t re " 2 6 . 

Bei al ler Kon t inu i tä t , die zwischen der Po l i t i k Ludwigs X I V . einerseits 
und derjenigen der beiden Kard inä le Richel ieu und Mazar in andererseits 
besteht, dürfen aber auch die deut l ichen Unterschiede n icht übersehen wer -
den. Sie manifest ieren sich e inmal i n den M i t t e l n und Methoden. A n die 
Stelle der von Richel ieu und Mazar in bevorzugten Po l i t i k der „pénétrat ion 
paci f ique" t ra t der Rekurs auf eine überwiegend kriegerische Machtpo l i -
t i k 2 7 . Unterschiede lassen sich aber andererseits auch be im Ausmaß des 
Strebens nach Ter r i to r ia lgewinn für Frankre ich ausmachen. Läßt sich der 
Erwerb Dünki rchens i m Jahre 1662 noch als eine Fortsetzung der „Passa-
gen· und Pfor tenpo l i t i k " Richelieus und Mazarins in terpret ieren 2 8 , so kann 

24 Hermann  Weber,  Die französische Rheinpolitik zwischen dem Westfälischen 
Frieden und dem Renversement des Alliances, in: Hans-Walter Hermann/Franz Irsig-
ler (Hrsg.), Beiträge zur Geschichte der frühneuzeitlichen Garnisons- und Festungs-
stadt. Referate und Ergebnisse der Diskussion eines Kolloquiums in Saarlouis vom 
24. - 27.6.1980 (Veröffentlichungen  der Kommission für Saarländische Landesge-
schichte und Volksforschung, 13), Saarbrücken 1983, 75. 

25 Kunisch,  Absolutismus (Anm. 20), 135; vgl. auch Michaud, L'Europe de Louis 
XIV (Anm. 8), 14. 

2 6 Zitiert nach Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 54. 
2 7 Zu den Unterschieden in den Mitteln und Methoden der Außenpolitik Mazarins 

und Ludwigs XIV. vgl. Roman Schnur,  Der Rheinbund von 1658 in der deutschen 
Geschichte (Rheinisches Archiv, 47), Bonn 1955; John T.  O'Connor,  Louis XIV's Stra-
tegie Frontier in the Holy Roman Empire, in: Proceedings of the 3rd annual meeting 
of the Western Society for French History, Denver 4. - 6. 12. 1975, 1976, 108ff. 

28 Hatton,  Louis XIV and his Fellow Monarchs (Anm. 6), 32; Roland  Mousnier, Les 
XVIe et XVI Ie siècles. Les progrès de la civilisation européenne et le déclin de l'Orient 

4 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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davon für die Po l i t i k Ludw igs X IV . i m Kon tex t des Devolut ionskrieges, des 
Krieges gegen die Republ ik der Vereinigten Niederlande und der Reunionen 
keine Rede mehr sein2 9 . Diese konf rontat ive Po l i t i k hat te größeren Terr i to-
r ia lerwerb zum Ziel , was bereits der Devolut ionskr ieg verdeut l icht . Nach 
dem Tode Phi l ipps IV. von Spanien berief  sich L u d w i g X IV . auf ein i n Tei len 
Brabants geltendes Pr ivatrecht der Devolut ion, wonach K inde r aus erster 
Ehe be im Tode des Vaters das ihnen zustehende Erbe anzutreten berecht igt 
seien, u m die gesamten Spanischen Nieder lande - mindestens jedoch den 
größten Te i l - als M i t g i f t seiner F rau m i t mi l i tär ischen M i t t e l n für F rank-
reich zu erwerben. Daß es L u d w i g X I V . dabei le tz t l i ch u m die ganzen Spani-
schen Niederlande ging, beweist der negative Ver lauf der bereits 1663/64 
zwischen dem hol ländischen Staatsmann de W i t t und dem französischen 
Gesandten geführten Verhandlungen über das Schicksal der Spanischen 
Niederlande, bei denen die französische Seite sowohl die von de W i t t 
anfängl ich beabsichtigte Tei lung der südl ichen Nieder lande als auch dessen 
späteren Vorschlag ablehnte, ein südniederländisches „Kantonnement " 
nach Schweizer Muster zu schaffen 30 . D ie Durchsetzung der französischen 
Amb i t i onen auf die gesamten Spanischen Niederlande spielte auch be im 
Ausbruch des Krieges Frankreichs gegen die Republ ik der Vereinigten N ie-
derlande eine zentrale Rol le 3 1 . I m Fr ieden von Nimwegen konnte dieses Z ie l 
dann aber nu r tei lweise real isiert werden. 

Auch die Reunionspol i t ik der Jahre nach 1679 gr i f f  i m Ergebnis v ie l we i -
ter aus, als es bei der „Passagen- und Pfor tenpo l i t i k " Richelieus der Fa l l 
gewesen war. E i n B l i ck auf die Kar te der französischen Reunionen genügt, 
u m den Unterschied zu erkennen. Al lerd ings entsprach aus französischer 
Sicht auch die Reunionspol i t ik insofern einer defensiven Absicht , als es 
L u d w i g X IV . m i t diesen recht l ich zumindest sehr umstr i t tenen Maßnahmen 
darum ging, die französischen Grenzen nach Norden und Osten auszudeh-

(1492 - 1715) (Histoire Générale des Civilisations, 4), Paris 1954, 280, sieht in der Poli-
t ik bis 1678 eine Fortsetzung der „Passagen- und Pfortenpolitik". 

2 9 In seiner Biographie über Ludwig XIV. stellt Wolf fest: " I t would be absurd to 
assume that preoccupation wi th the 'gates' of his kingdom was the sole axis of Louis' 
policy, but i t is equally false to fail to recognize his concern." Wolf , Louis XIV (Anm. 
4), 189; in gleicher Weise äußert sich Wolf  auch in seinem Werk „Toward a European 
Balance of Power" (Anm. 19), 29. - Kritisch gegenüber solchen Positionen: Livet, 
L'équilibre européen (Anm. 12), 93 und Andrew  LossJcy,  The General European Crisis 
of the 1680s, in: European Studies Review 10 (1980), 187. Lossky spricht von einer 
"caricature of the old policy of the 'gates'." 

30 Werner  Hahlweg,  Barriere - Gleichgewicht - Sicherheit. Eine Studie über die 
Gleichgewichtspolitik und die Strukturwandlung des Staatensystems in Europa 
1646 - 1715, in: HZ 187 (1959), 62f.; vgl. auch: André,  Louis XIV et l'Europe (Anm. 6), 
100f.; Gaston Zeller, Les temps modernes, Bd. II: De Louis XIV à 1789 (Histoire des 
relations internationales, 3), Paris 1955, 26f. 

3 1 Vgl. Paul  Sonnino,  Louis XIV's ,Mémoires pour l'histoire de la guerre de Hol-
lande', in: French Historical Studies 8 (1973/74), 44, 48f.; ders.,  Louis XIV and the 
origins of the Dutch War (Anm. 7), 49, 103, 192. 
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nen, bestehende Grenzlücken zu schließen u n d so die Monarchie gegen 
Angr i f fe  von außen sicherer zu machen. 

Generell w i r d vor a l lem i n der französischen, englischen u n d amer ikan i -
schen Forschung hervorgehoben, daß das Bemühen n ich t nur u m einen Aus-
bau, sondern auch u m eine Ausdehnung der französischen Nord - und Ost-
grenze ein weiteres durchgängiges Z ie l der Außenpo l i t i k Ludwigs X I V . 
gewesen sei32 . Au f diese Weise sol l ten die französischen Kernlandschaften 
und die Haupts tadt Paris vor auswärt igen Invasionen gesichert werden. Bei 
der Realisierung dieser ausgreifenden und m i t aggressiven M i t t e l n geführ-
ten „Grenzpo l i t i k " wa r die französische Seite alles i n a l lem auch recht 
erfolgreich.  D ie dabei erzielten ter r i tor ia len Gewinne, bei denen es sich 
zumeist n ich t u m große geschlossene Gebiete, oft sogar u m Enk laven han-
delte, machten dann aber aus französischer  Sicht erneut Arrondierungen 
notwendig. Bereits i m Jahre 1673 hatte Vauban i n seinem bekannten Br ief 
an L u d w i g X IV . empfohlen, Frankre ich vernünft ige und besser zu ver te id i -
gende Grenzen zu verschaffen,  die Monarchie zu einer „pré carré" zu 
machen3 3 . Nach dem Fr ieden von Nimwegen begann dann die französische 
Po l i t i k i n verstärktem Maße, diese Konzept ion i n die Real i tät umzusetzen3 4 . 

D ie ausgreifende und zunehmend aggressive „Grenzpo l i t i k " Ludwigs 
X IV . ist i m Zusammenhang m i t dem bereits angesprochenen französischen 
Sicherheitsbedürfnis  zu sehen. Manches spr icht für die Annahme, daß die i n 
Reakt ion auf die aggressive französische Außenpo l i t i k gebi ldeten europäi-
schen Koa l i t ionen gegen L u d w i g X I V . das subjekt iv vorhandene französi-
sche Sicherheitsbedürfnis  wei ter verstärkt haben, was sich w iederum i n 
aggressiven Ak ten Frankreichs äußerte. Das französische Sicherheitsstre-
ben und die n ich t zuletzt auch daraus result ierende Konf ron ta t ionspo l i t i k 
nahmen zu, als zu dem t rad i t ione l len französisch-habsburgischen  Gegen-
satz nach 1679 der französisch-englische h inzut ra t und den ersteren a l lmäh-
l i ch überlagerte. D ie Herausbi ldung einer neuen Front gegen Frankre ich 
hatte sich bereits m i t dem Abschluß der Tr ipe la l l ianz zwischen England, der 
Republ ik der Vereinigten Nieder lande und Schweden während des Devolu-
tionskrieges abgezeichnet, und dieser Vorgang hat te L u d w i g X I V . bekannt -
l i ch zu einer schnellen Beendigung des Krieges gegen Spanien veranlaßt. 
„H ie r also hatte sich erstmals jene neue Opposi t ion angekündigt , die einen 
Wandel i m europäischen System herbeiführen  sollte: eine Opposit ion, die 
sich u m die Seemächte Schloß, i n der besonders dann Eng land die führende 

32 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 53; Livet, L'équilibre européen (Anm. 12), 102; 
Michaud, L'Europe de Louis XIV (Anm. 8), 60, 63, 70; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 
352, 384, 417ff.,  474f.; Hatton,  Louis XIV and his Fellow Monarchs (Anm. 6), 32ff.; 
Wolf,  Toward a European Balance of Power (Anm. 19), 30, 48, 62, 65ff.,  70, 80f., 85. 

33 Lossky,  The General European Crisis of the 1680s (Anm. 29), 187. 
34 Wolf,  Toward a European Balance of Power (Anm. 19), 80f.; Corvisier,  Louvois 

(Anm. 9), 287; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 418f. 

4* 
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Rolle spielen sollte, so daß schl ießl ich n ich t mehr Spanien, sondern Eng land 
der entscheidende Konkur ren t für die französische Machtste l lung i n Europa 
werden w ü r d e " 3 5 . 

Der sich anbahnende französisch-englische Antagonismus sowie das 
Zustandekommen einer anti französischen Koa l i t i on während des französi-
schen Krieges gegen die Vereinigten Niederlande, einer A l l ianz, der neben 
Ho l l and und Spanien schl ießl ich auch der Kaiser und das Reich angehörten, 
hatte u.a. eine Veränderung der Methoden der bisherigen französischen 
„Grenz- und Sicherhei tspol i t ik " i m Osten zur Folge. Dieser Veränderung 
lagen folgende Vorgänge zugrunde. I m Westen des Reiches war zunächst der 
Versuch Frankreichs gescheitert, i n Anknüp fung an die Mögl ichke i ten des 
Westfäl ischen Friedens einen neuen Rheinbund und m i t diesem „une bar-
rière de tou t le cours du Rh in jusqu'à Cologne" zu err ichten 3 6 . M i t H i l fe 
dieser Barr iere am Rhein hof f ten  die Franzosen, den französisch-hol ländi-
schen K o n f l i k t auf diese beiden Staaten begrenzen zu können. Diese Absicht 
scheiterte aber - n ich t zuletzt wegen der negativen Erfahrungen,  die die 
rheinischen Reichsstände i m letzten Jahrzehnt m i t der französischen Po l i t i k 
gemacht hat ten - ebenso w ie die französischen Bemühungen, unter Rekurs 
auf das System des Westfäl ischen Friedens die Ansätze zur B i l dung einer 
D r i t t en Partei i m Reich i n eine profranzösische  - oder doch zumindest für 
Frankre ich ungefährl iche - R ichtung zu lenken 3 7 . Als dann am 31. März 
1674 der „Re ichsk r ieg " 3 7 a gegen Frankre ich erk lär t wurde, befanden sich 
die rheinischen Gebiete n ich t mehr an der Peripherie des Konf l i k ts , sondern 
gerieten i n dessen Zentrum. Diese hier nur skizzierte En tw i ck l ung führte zu 
einer Veränderung der französischen Po l i t i k i n den an das östl iche Frank-
reich angrenzenden Terr i tor ien. „ I n dem Augenbl ick, i n dem rheinische 
Staaten ihre Funk t i on n ich t mehr als abschirmende Barr iere erfül len wo l l -
ten oder konnten (eine Funk t ion , die i n erster L in ie durch diplomat ische 
M i t t e l zu erreichen war), und wo sie statt dessen i n einen der Schwerpunkte 
der europäischen Auseinandersetzung m i t Frankre ich gerieten, gewannen 
mi l i tär ische und strategische Interessen die Oberhand, und mußten Maß-

35 Weber,  Die französische Rheinpolitik (Anm. 24), 79; vgl. auch Jeremy  Black,  The 
Rise of the European Powers 1679 - 1793, London u.a. 1990, 31. 

3 6 In der Instruktion für den nach Kurmainz entsandten Marquis de Dangeau vom 
23. Februar 1673 wurde dem Kurfürsten  angeraten, sich mit seinen Kollegen von der 
Pfalz und von Trier zu einigen, « dans un semblable dessein, et que, formant en cette 
sorte une barrière de tout le cours du Rhin jusqu'à Cologne, les armées de Brande-
bourg n'estant plus en estât de le passer, celles de Sa Majesté n'auroient plus d'occa-
sion de s'en rapprocher», in: Georges  Livet (Hrsg.), Recueil des Instructions, XXVIII, 1: 
Mayence, Paris 1962, 60f. 

3 7 Vgl. dazu Klaus  Peter  Decker,  Frankreich und die Reichsstände 1672 - 1675. Die 
Ansätze zur Bildung einer „Dritten Partei" in den Anfangs jähren des Holländischen 
Krieges (Pariser Historische Studien, 18), Bonn 1981. 

37a Klaus  Müller,  Zur Reichskriegserklärung im 17. und 18. Jahrhundert, in: Zeit-
schrift  der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Germ. Abt. 90 (1973), 246 - 259. 
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nahmen i n den Vordergrund treten, die auf eine unmi t te lbare ter r i tor ia le 
Verfügbarkei t  dieses Raumes ausgerichtet wa ren " 3 8 . Die nach dem Fr ieden 
von Nimwegen betriebene Reunionspol i t ik , die Annex ion Straßburgs 1681 
und die m i t den ter r i tor ia len Abrundungsbestrebungen verbundenen f ran-
zösischen Ansprüche auf das pfälzische Erbe verdeut l ichen den i n jenen 
Jahren eingetretenen Wandel n ich t nur i n den M i t t e l n und Methoden der 
französischen „Grenz- und Sicherhei tspol i t ik " , sondern auch i m Interesse, 
das Frankre ich an jener rheinischen Region hat te 3 9 . Wegen dieses aggressi-
ven und expansiven Vorgehens i m Jahrzehnt nach Nimwegen ver lor der von 
Frankre ich vertretene Anspruch, eine auf Frieden, Gleichgewicht und 
Sicherung der Ordnung des Westfäl ischen Friedens or ient ierte Po l i t i k zu 
betreiben, i n den Augen der europäischen Öffent l ichkei t  vol lends an Glaub-
würd igke i t . Zweifel los ist i n den achtziger Jahren i m gesamten rheinischen 
Raum „e in entschiedener französischer Expansions- und Herrschaf tswi l len 
zu erkennen, der die i n den bisherigen Kr iegen erreichten Machtposi t ionen 
rücksichtslos zur Erwe i te rung und Fest igung einer französischen Hegemo-
nia ls te l lung i n Europa auszubauen entschlossen w a r " 4 0 . 

2. Ludwigs X I V . Außenpolitik im Kontext 
wirtschaftlicher  und sozialer Faktoren und Entwicklungen 

Die Al le inherrschaf t  Ludwigs X I V . f ie l i n eine Zei t w i r tschaf t l icher 
Depression, zumindest i n eine Stagnationsphase. Faßt man die mehr oder 
minder langfr ist igen Preisbewegungen sowie verschiedene gewerbl iche und 
kommerziel le Indizes ins Auge, so ergibt sich auf der Grundlage des bisher i -
gen Forschungsstandes insgesamt folgendes B i ld , bei dem f re i l ich regional-
zeit l iche Verschiebungen oder sonstige Abweichungen wei tgehend unbe-
rücks icht ig t bleiben. 

Ebenso w ie i m medi terranen Europa setzte auch i m Süden Frankreichs 
kurz nach 1600 innerhalb des Gesamtbereichs der Preise eine rückläuf ige 
En tw i ck l ung ein, die sich zunächst langsam und kaum wahrnehmbar vo l l -
zog, dann aber nach dem Jahrzehnt 1620 bis 1630 ganz deut l ich faßbar ist. 
Wies die anhaltende Baisse während der zwanzig Jahre zwischen 1630 und 
1650 noch regionale Unterschiede auf, so ist sie nach 1660 übera l l i n F rank -
reich festzustellen. I m Ver lauf der folgenden 70 bis 80 Jahre, also bis i n die 

38 Weber,  Die französische Rheinpolitik (Anm. 24), 80 f. 
3 9 Zur Reunionspolitik vgl. Bernd  Wunder,  Frankreich, Württemberg und der 

Schwäbische Kreis während der Auseinandersetzungen über die Reunionen (1679 -
97). Ein Beitrag zur Deutschlandpolitik Ludwigs XIV. (Veröffentlichungen  der Kom-
mission für geschichtliche Landeskunde in Baden-Württemberg, Reihe B, 64), Stutt-
gart 1971; zum Pfälzischen Krieg siehe jetzt Boutant , L'Europe au grand tournant des 
années 1680 (Anm. 7). 

40 Weber,  Die französische Rheinpolitik (Anm. 24), 81. 
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Zei t u m 1730/1740, k a m es nur noch vorübergehend infolge kurzfr is t iger 
En tw ick lungen zu einem Wiederanstieg der Preise, der jedoch den langf r i -
stigen Preisverfal l  - von einzelnen Ausnahmen abgesehen - n ich t zu beein-
flussen vermochte. 

Besonders deut l ich wa r der Preisrückgang be im Getreide und bei Tex t i -
l ien, den beiden dominierenden Sektoren der französischen Wir tschaft . 
Angesichts der rück läuf igen Bewegung bei den meisten agrarischen Pro-
duk ten ist es n ich t wei ter erstaunl ich, daß auch die Erträge aus der Grund-
rente i m gleichen Ze i t raum von dieser E n t w i c k l u n g erfaßt wurden. Auch der 
at lant ische Handel befand sich seit etwa 1620 i m Zeichen der Depression, 
von der jedoch ze i twe i l ig einzelne französische Küstengebiete weniger stark 
erfaßt gewesen zu sein scheinen. Daß sich die Rezession i m Handel und der 
Verfa l l  der Preise negat iv auf die gewerbl iche und agrarische Produk t ion 
auswirkten, bestätigen Regionalstudien. So ergibt sich h ins ich t l i ch der Tex-
t i l p roduk t i on i n Reims, L i l le , Valenciennes, Amiens und Beauvais, daß sie 
während der gesamten Regierungszeit Ludwigs X I V . niemals den hohen 
Stand erreichte, den sie i n den Jahren zwischen 1625 und 1635 erlangt hatte. 
D ie Periode zwischen 1660 u n d 1700 war von einem Stagnieren bei reduzier-
ter Produk t ion gekennzeichnet, wenn man von einigen kurzf r is t igen  günst i -
geren En tw ick lungen absieht, die mehr oder weniger auf Maßnahmen Col-
berts zurückzuführen  s ind 4 1 . H ins ich t l i ch der agrarischen Produk t ion hat 
Le Roy Ladur ie für das Languedoc einen E inbruch be im Weinanbau für die 
Zei t u m 1650/60 nachweisen können, der i m Abstand von etwa zwanzig Jah-
ren dann bei der Getreideerzeugung ebenfalls einsetzte42 . Wenn es w o h l 
auch einige Sektoren oder Regionen i n Frankre ich gegeben hat, die von 
dieser En tw i ck l ung weniger erfaßt wurden, so scheint doch das Gesamtbi ld 
von einer langfr ist igen wi r tschaf t l i chen Depression für das 17. Jahrhundert 
zutreffend  zu sein4 3 . 

Be im gegenwärt igen Stand der Forschung sprechen einige Untersu-
chungsergebnisse für die Annahme, daß Frankre ich i m Jahrzehnt von 1661 
bis 1672, das nu r durch den kurzen Devolut ionskr ieg (1667/68) unterbro-
chen wurde, eine gewisse wi r tschaf t l iche Erho lung erfahren  hat, die jedoch 
noch keine Wende i n der langfr ist igen Depressionsphase bedeutete. Ob frei-

4 1 Jean Meyer weist jedoch darauf hin, daß die Textilproduktion zwischen 1688 und 
1715 jährlich um mehr als 1% zunahm. Jean Meyer,  La France moderne de 1515 à 
1789 (Histoire de France, 3), Paris 1985, 359. 

42 Emmanuel Le Roy  Ladurie , Les paysans de Languedoc (Civilisations et sociétés, 
42), Paris/La Haye 21966. 

4 3 Zur Gesamtproblematik der Depression im 17. Jahrhundert vgl. Pierre  Goubert, 
Le „tragique" XVI Ie siècle, in: Histoire économique et sociale de la France, 2: Des 
derniers temps de l'âge seigneurial aux préludes de l'âge industriel (1660 - 1789), 
Paris 1970, 329 - 365; Jan de Vries,  The Economy of Europe in an Age of Crisis, 1600 -
1750, London u.a. 1976; P. J. Coveney,  Introduction: France in Crisis 1620 - 1675, in: 
ders. (Hrsg.), France in Crisis 1620 - 1675, London u.a. 1977, 28 - 31. 
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l ieh diese relat ive Verbesserung der Lage i n einzelnen Bereichen der W i r t -
schaft und auf dem Sektor der Finanzen als Verdienst Colberts und n icht als 
eine Folge dieses Friedens]ahrzehnts zu wer ten ist, b le ib t eine offene  Frage, 
deren Beantwor tung wei teren Spezialuntersuchungen vorbehal ten ble iben 
muß. Wahrschein l ich haben sich Colberts v ie l fä l t ige Bemühungen u m För-
derung der Wir tschaf t  und u m die Sanierung der Finanzen und die posi t iven 
Auswi rkungen der Friedens] ahre ergänzt und somit gemeinsam zur zei twei-
l igen Erho lung der w i r tschaf t l i chen Verhältnisse beigetragen 4 4 . 

Bis i n die Gegenwart h ine in ist die Ansicht vertreten worden, daß der 
Kr ieg Ludwigs X I V . gegen die Republ ik der Vereinigten Niederlande, ein 
Kon f l i k t , der n ich t nur zur B i l dung einer größeren antifranzösischen Koa l i -
t ion, sondern auch zur ersten spürbaren inneren Belastung Frankreichs 
führte, von Colbert von Anfang an mi tgewo l l t und geplant gewesen sei, u m 
m i t mi l i tä r ischen M i t t e l n den Handelskonkurrenten Ho l l and auszuschal-
ten 4 5 . Neuere Forschungen haben erwiesen, daß diese Ans icht n ich t mehr 
aufrechtzuerhalten  ist. Bei seinen Untersuchungen über die Ursprünge des 
Hol ländischen Krieges konnte der amerikanische His tor iker Paul Sonnino 
feststellen, daß Colbert aus wi r tschaf t l i chen und f inanziel len Gründen i m 
„Consei l d 'en hau t " n ich t nur für die Beendigung des Devolut ionskrieges 
durch den Kompromißf r ieden von Aachen (2. M a i 1668) p läd ier t hat, son-
dern auch lange Zei t den Kr ieg gegen die Republ ik der Vereinigten Nieder-
lande vermeiden wol l te , auf den L u d w i g X IV . und der junge Louvois z iel-
strebig h inarbei te ten 4 6 . Ganz sicher wa r Colbert ke in Kriegstreiber. Schon 
i n den Jahren 1669 und 1670, als der Kön ig den Kr ieg d ip lomat isch und 
mi l i tä r i sch vorbereitete, versuchte der Min is ter , m i t deut l ichen Hinweisen 
auf die defizi täre En tw i ck l ung der Staatsf inanzen seinen Her rn von einem 
mi l i tär ischen Kon f l i k t m i t Ho l land abzuhalten. Er kämpfte u m eine Reduzie-
rung der Staatsausgaben und versuchte den Kön ig davon zu überzeugen, daß 
Frankre ich i n 12 bis 13 Jahren den hol ländischen Rivalen auch m i t M i t t e l n 
der Wir tschaf ts- und Handelspo l i t i k entscheidend schwächen könne 4 7 . D ie 
i m Vertrag von Dover (1. Juni 1670) dem englischen Kön ig K a r l I I . zugesagten 
Subsidienzahlungen kr i t is ier te er i n einem Schreiben an den König, we i l fü r 

4 4 Vgl. Klaus  Malettke,  Jean-Baptiste Colbert. Aufstieg im Dienste des Königs (Per-
sönlichkeit und Geschichte, 99/100), Göttingen u.a. 1977, 58 - 81. 

4 5 So noch Wolf\  Toward a European Balance of Power (Anm. 19), 49; Perry  Ander-
son, Die Entstehung des absolutistischen Staates. Übersetzt von Gerhard Fehn, 
Frankfurt a. M. 1979, 130. Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 85, 95, 363. - Zur Frage der 
Haltung Colberts gegenüber dem Holländischen Krieg vgl. Klaus  Malettke, Colbert 
devant les historiens (1683 - 1983), in: Roland Mousnier (Hrsg.), Un nouveau Colbert, 
Paris 1985, 23ff. 

46 Paul  Sonnino,  Jean-Baptiste Colbert and the origins of the Dutch War, in: Euro-
pean Studies Review 13 (1983), 1 - 11; ders.,  Louis XIV and the origins of the Dutch 
War (Anm. 7). Differenzierter  zu dieser Frage bereits Jean Meyer,  Colbert, Paris 1981, 
107, 132. 

47 Sonnino,  Louis XIV and the origins of the Dutch War (Anm. 7), 125f. 
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den Staat n ichts schädlicher sei, als jäh r l i ch eine so große Geldsumme zu 
export ieren 4 8 . Schl ießl ich hatte sich Colbert aber 1671 der Kriegsentschei-
dung des Königs zu beugen und mußte die i m Ver lauf des Kon f l i k t s stet ig 
wachsenden Ausgaben aufbringen. Er sah sich jetzt vor der Notwendigke i t , 
zu M i t t e l n zu greifen, die er i n den Jahren zuvor bei seinen - nur zum Te i l 
erfolgreichen  - Bemühungen, die Staatsf inanzen zu sanieren, auf das ent-
schiedenste bekämpf t hatte. Nunmehr war er selbst gezwungen, durch 
Rekurs auf die sogenannten „affaires extraordinaires", auf kurzfr is t ige  Kre-
di te und Zwangsanleihen, auf die Ausgabe neuer Renten, auf neue Steuern 
sowie auf die Veräußerung von Gütern der Krondomäne das steigende 
Staatsdefizit i n Grenzen zu ha l ten 4 9 . I n größerem Umfang gr i f f  er auch w ie-
der zum M i t t e l des Ämterverkaufs.  So wurden z.B. i m Dezember 1675 we i -
tere „offices de payeurs de rentes" i m Gesamtverkaufswert  von 2,23 M i l l i o -
nen livres  geschaffen  und auf den M a r k t gebracht 5 0 . 

D ie steigenden Kriegskosten hat ten auch eine Zunahme des Steuerdrucks 
für die Bevölkerung zur Folge. Die Belastungen der „ ta i l l e " stiegen von 33,3 
M i l l i onen livres  i m Jahre 1672 a l lmähl ich, aber stet ig an und erreichten i n 
den Jahren 1676 bis 1678 40,2 M i l l i onen livres.  Bis zum Jahre 1665 hat ten 
dagegen die Krone innahmen aus der „ ta i l l e " von 41,5 i m Jahre 1661 auf 33,8 
M i l l i onen livres  gesenkt werden können 5 1 . Hat te Colbert während der 60er 
Jahre i m Staatsbudget sogar noch spürbare Überschüsse erzielen können, so 
wuchsen m i t Beginn des Krieges gegen die Vereinigten Nieder lande die 
Defizite. Sie stiegen von 12,3 M i l l i onen i m Jahre 1672 auf 53,3 M i l l i onen liv-
res  i m Jahre 1679 an. I m gleichen Ze i t raum nahmen die Ausgaben von 87,9 
M i l l i onen auf 128,2 M i l l i onen livres  zu 5 2 . 

D ie für die Krone u n d le tz t l i ch auch für die gesamte Bevölkerung der 
Monarchie aus den hier nur skizzierten Gegebenheiten und En tw ick lungen 
result ierenden Belastungen wurden durch s t rukture l le Mängel des damal i -
gen französischen F inanz- und Steuerwesens verstärkt . Als besonders gra-
vierend erwiesen sich auf die Dauer die Vie lzahl unkoord in ier t u n d unab-
hängig nebeneinander bestehender Kassen und die Existenz einiger hunder t 
spezieller Finanzbeamter, die wei tgehend eigenständig und unkont ro l l i e r t 
innerhalb ihres - ebenfalls n icht immer k la r umrissenen - Kompetenzbe-
reichs Gelder der Krone einzogen, handhabten und Ausgaben tät igten. 

48 Sonnino,  Jean-Baptiste Colbert (Anm. 46), 5; vgl. auch dersLouis  XIV and the 
origins of the Dutch War (Anm. 7), 116f. 

49 Sonnino,  Louis XIV and the origins of the Dutch War (Anm. 7), 184; Daniel  Des-
sert,  Argent, pouvoir et société au Grand Siècle, Paris 1984, 161 ff. 

50 Dessert,  Argent, pouvoir et société (Anm. 49), 164. 
51 Edmond  Esmonin,  La taille en Normandie au temps de Colbert 1661 - 1683, Paris 

1913 (ND Genève 1978), 23. 
52 Alain  Guéry,  Les finances de la monarchie française sous l'ancien régime, in: 

Annales E.S.C. 33 (1978), Tabelle II. 
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Diese „off ic iers  comptables" hat ten ih r A m t gekauft, waren somit wei tge-
hend unabhängig von der Krone und b i ldeten eine A r t „Unternehmer i m 
Dienste des Staates"5 3 . D ie von einzelnen oder mehreren „off ic iers  compta-
bles" geführten Kassen waren aber keine öffentl ichen,  d.h. staat l ichen E in -
r ichtungen, sondern Privatkassen, i n denen die Fonds, die auf Rechnung des 
Königs eingezogen wurden, zusammen m i t zumeist größeren Beträgen p r i -
vater Provenienz verwal te t wurden. 

Bei diesem selbst für zeitgenössische Fachleute kaum zu überbl ickenden 
schwerfäl l igen System waren erhebliche Zeitver luste und Unregelmäßigkei-
ten be im Zahlungsverkehr an der Tagesordnung. H inzu kommt , daß t rotz 
al ler Bemühungen der verschiedenen Einnehmer des Fiskus die Steuern und 
Taxen nur sehr langsam, oft m i t jahrelanger Verzögerung eingingen. Dem 
stand ein insgesamt ständig wachsender Bedarf  der Krone an zumeist ku rz -
f r is t ig verfügbaren  Finanzen gegenüber, der n ich t über ein öffentl iches, 
kapi ta lstarkes Kred i t i ns t i tu t , über eine staatl iche Bank, gedeckt werden 
konnte. D ie Krone war daher gezwungen, n ich t nu r den K red i t der Steuer-
pächter und Bankiers, sondern auch den ihrer Finanzbeamten i n Anspruch 
zu nehmen, die dadurch ebenfalls zu „ f inanciers" wurden. Aus dem hohen 
Kred i tbedar f  des Königs und den für diese Kred i te fä l l igen hohen Zinszah-
lungen result ierte häuf ig ein schnelles Anwachsen der schwebenden, n ich t 
konsol id ier ten Staatsschulden und dami t gleichzeit ig eine ständig zuneh-
mende f inanziel le und pol i t ische Abhängigke i t der Krone von der Gruppe 
der Finanziers. Zwa r hat Colbert - bezeichnenderweise - i m Oktober 1674 
den Versuch unternommen, dem Staat durch die Er r i ch tung einer Deposi-
ten· und Le ihbank (Caisse des emprunts) neue Kred i tmög l ichke i ten zu 
eröffnen  und i hn dami t aus der Abhängigke i t von den Finanziers zu 
befreien. Gerade die letztgenannte In ten t ion konnte aber n ich t real isiert 
werden, denn die „Caisse des emprunts" war und bl ieb i n der Real i tät nu r 
ein Annex der „fermes générales", d.h. der Generalsteuerpächter, die zu den 
größten Finanziers des Landes zäh l ten 5 4 . Insgesamt gesehen wa r le tz t l i ch 
das Funkt ion ieren des gesamten Finanzwesens des Staates abhängig von 
diesem „système f isco- f inanc ier " 5 5 der Monarchie. 

D ie Zunahme des f iskal ischen Drucks der Krone und die sich u.a. auch 
dar in manifestierende intensiv ierte Herrschaftspraxis  der absoluten Monar -

53 Eberhard  Weis,  Frankreich von 1661 bis 1789, in: Fritz Wagner (Hrsg.), Europa 
im Zeitalter des Absolutismus und der Aufklärung (Handbuch der europäischen 
Geschichte, 4), Stuttgart 1968, 168. 

5 4 Vgl. Dessert,  Argent, pouvoir et société (Anm. 49), 165 f. 
55 Dessert, Argent, pouvoir et société (Anm. 49), 78. - Zum oben behandelten 

Fragenkomplex vgl. John Francis  Bosher, Chambres de Justice in the French monar-
chy, in: ders. (Hrsg.), French Government and Society 1500 - 1850. Essays in Memory 
of Alfred Cobban, London 1973, 19- 40. Françoise Bayard,  Le monde des financiers 
au XVI Ie siècle, Paris 1988; Dessert,  Argent, pouvoir et société (Anm. 49). 
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chie brachten i n der Ze i t des Hol ländischen Krieges i n einigen Provinzen 
Frankreichs latent vorhandene soziale Spannungen zum offenen  Ausbruch. 
Es k a m dor t zu städtischen Unruhen u n d Bauernrevolten, die e in Symptom 
für die Interessendivergenz zwischen den Anl iegen der Bauern und den For-
derungen der Grundherren u n d des Staates darste l len 5 6 . Von der Regierung 
durchaus ernstgenommene Erhebungen größeren Ausmaßes brachen i m 
Früh jahr 1675 i n Bordeaux und i n der Bretagne aus. Bereits seit 1673 war es 
zu Spannungen m i t den Ständen der Bretagne gekommen, bei denen i n 
erster L in ie höhere Steuerforderungen  der Krone, daneben aber auch 
soziale und wi r tschaf t l iche Faktoren eine Rolle spielten. Die Stände füh l ten 
sich provoziert durch eine könig l iche Dek la ra t ion von 1672, m i t der ihnen 
untersagt wurde, gegen Ed ik te der Krone zu opponieren, die nach Me inung 
der „états p rov inc iaux" die Pr iv i legien der Bretagne einschränkten. Außer-
dem sahen sich die Stände durch die Er r i ch tung einer Untersuchungskam-
mer herausgefordert,  deren Aufgabe die Überprü fung  der grundherrschaft-
l ichen Ger ichtsbarkei t wa r und die dami t die Rechte der Seigneurs d i rek t 
berührte. Der Beginn des Krieges gegen die Vereinigten Nieder lande hatte 
darüber hinaus auch negative wi r tschaf t l iche Konsequenzen für die Pro-
vinz, deren t rad i t ionel le Handelsverbindungen m i t den Ho l ländern durch 
diesen mi l i tär ischen K o n f l i k t unterbrochen wurden. Wie sehr die Stände 
durch die könig l iche Dek la ra t ion von 1672 und die Er r i ch tung der Untersu-
chungskammer betroffen  waren, zeigte sich bei ihrer Session von 1673. Bei 
dieser Gelegenheit machten sie die Bewi l l i gung höherer Steuern vom Wider -
ru f der Dek la ra t ion u n d der Beendigung der Untersuchungen der grund-
herrschaft l ichen  Ger ichtsbarkei t abhängig. Es spr icht für das Verhand-
lungsgeschick und die Posi t ion der Stände, daß sie sich schl ießl ich m i t ihrer 
Forderung durchsetzten 5 7 . 

Gab es also bereits seit 1672 I r r i ta t ionen i n der Bretagne, so überspannte 
Colbert den Bogen, als er innerhalb von zwei Jahren dre i neue Steuern i n der 
Monarchie einführte. D ie Bretonen waren aufgebracht über die E in führung 
einer Stempelsteuer, die bei der A b w i c k l u n g von Rechtsgeschäften fä l l ig 
wurde, sowie über die Erhebung einer neuen Abgabe auf Tabak. Als dann i n 
der Bretagne die Nachr ich t von einer Revolte gegen die neuen Steueredikte 
i n Bordeaux eintraf,  fo lgten die Bretonen diesem Beispiel. A m 18. A p r i l 1675 
plünderte eine aufgebrachte Menge i n Rennes die Tabakverkaufsstel le und 
die Büros für die Stempelsteuer, den „papier t imbré " . Wenige Tage später 
spielten sich dieselben Vorgänge i n Nantes ab. I n Rennes fanden die U n r u -
hen, die einige Wochen andauerten, sogar die st i l lschweigende Unters tü t -

5 6 Zum Komplex der Bauernrevolten vgl. Winfried  Schulze  (Hrsg.), Europäische 
Bauernrevolten der frühen Neuzeit, Frankfurt a. M. 1982; Yves-Marie  Bercé , Cro-
quants et Nu-Pieds. Les soulèvements paysans en France du XVIe au X IX e siècle, 
Paris 1974. 

57 Roger  Mettant,  Power and Faction in Louis XIV's France, Oxford 1988, 273 ff. 
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zung durch das Par lament und einige Adl ige. Insgesamt läßt sich i n den von 
den Revolten betroffenen  Städten eine Koa l i t i on zwischen Angehör igen des 
Adels und des D r i t t en Standes zur Ver te id igung der loka len Pr iv i legien und 
zur Bekämpfung des Fiskal ismus der Krone konstat ieren. 

E inen anderen Ver lauf nahm dagegen die Revolte auf dem f lachen Lande 
i n der unteren Bretagne. Dor t r ichteten sich die Ak t ionen der revolt ierenden 
Bauern, die ihre Forderungen i n einem „code paysan" zusammenstel l ten, 
n icht nur gegen die neuen Steuern sowie gegen das Gerücht, die „gabel le" 
solle i n der Provinz eingeführt  werden, sondern auch gegen adl ige und geist-
l iche Grundherren. H ier verknüpf te sich also das Vorgehen gegen den Fiska-
l ismus der Krone m i t sozialen und recht l ichen Mot iven. Die Bauernrevolte, 
i n deren Ver lauf einer der Anführer  der Bauernhaufen sogar den Ho l ländern 
Häfen öffnen  und auf diese Weise einen d i rekten Kon tak t m i t dem Gegner 
Frankreichs herstel len wol l te , dauerte bis Anfang September 1675 an. 
Schl ießl ich konnte die Regierung diesen gefährl ichen Aufstand, der wei te 
Teile der Bretagne erfaßt hatte, nur durch den Einsatz regulärer Truppen 
beenden5 8 . Auch i n Bordeaux bl ieb der Krone der Rückgr i f f  auf das M i l i t ä r 
zur Un te rd rückung der Revolte n ich t erspart 5 9 . 

N ich t zufä l l ig i n die Zei t des Hol ländischen Krieges f ielen drei weitere, 
für die Krone n ich t minder ernste Vorgänge, welche die andauernde V i ru -
lenz sozialer Spannungen und opposit ionel ler Einstel lungen bei Tei len des 
Adels t rotz der seit Richel ieu betr iebenen Domest iz ierungspol i t ik dokumen-
t ierten. I m Laufe der Jahre 1674/75 k a m es zu drei Adelskonspirat ionen, von 
denen zwei einen deut l ichen hugenott ischen Einschlag aufwiesen. Unte r 
führender  Bete i l igung von Ad l igen wurde i m Früh jahr 1674 der großange-
legte Plan betrieben, das Roussi l lon für Truppen Spaniens zu öffnen,  m i t 
dem sich Frankre ich i m Kr ieg befand. Ebenfal ls i m Früh jahr 1674 versuch-
ten Provinzadl ige der Normandie, die i n der Monarchie den größten A n t e i l 
an der „ ta i l l e " aufzubr ingen hatte, unter der Führung des hochadl igen Che-
valiers Louis de Rohan und des „gent i lhomme" Lat réaumont eine al lge-
meine Erhebung i n der Normandie ins Werk zu setzen. M i t ak t iver Un te r -
stützung durch den Gouverneur der Spanischen Nieder lande u n d durch 
Wi lhe lm I I I . von Oranien, zu denen die Verschwörer d i rekte Kon tak te 

5 8 Zur Revolte des „Papier timbré" in der Bretagne vgl. A. de La Borderie,  La 
révolte du papier timbré advenue en Bretagne en 1675: histoire et documents, Saint-
Brieuc 1884; Jean Lemoine,  La révolte dite du papier timbré ou des bonnets rouges en 
Bretagne en 1675: étude et documents, Paris/Rennes 1898; C. M. Chotzen,  Le gouver-
nement hollandais et la révolte du papier timbré, in: Annales de Bretagne 49 (1942), 
102 - 132; Roland  Mousnier,  Les Torrében de Bretagne (1675), in: ders., Fureurs pay-
sannes. Les paysans dans les révoltes du XVI Ie siècle (France, Russie, Chine), Paris 
1967, 123 - 156; Mettam,  Power and Faction (Anm. 57), 313 - 316. 

5 9 Vgl. Mousnier,  Les Torrében de Bretagne (Anm. 58), 124; Mettam,  Power and 
Faction (Anm. 57), 313; Martin Dinges,  Stadtarmut in Bordeaux 1525 - 1675. Alltag, 
Politik, Mentalitäten (Pariser Historische Studien, 26), Bonn 1988, 242 f. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



60 Klaus Malettke 

hatten, soll te die Normandie zu einer „ répub l ique l i b re " gemacht werden. I n 
einem zur Verbre i tung vorgesehenen pol i t ischen Manifest machten die Ver-
schwörer deut l ich, daß die Normandie der Ausgangspunkt für eine breite 
„Reformbewegung" werden sollte. Sie verwiesen darauf,  daß die al lgemeine 
Not , der M i t l e i d erregende Zustand i m gesamten Königre ich und die große 
Zah l äußerer Feinde, die Frankre ich wegen der Maßlosigkeit und der man-
gelnden E ignung der kön ig l ichen Ratgeber auf sich gelenkt habe, den Ade l 
und das Vo lk der Normandie dazu veranlaßt hätten, zusammenzutreten und 
sich gegenseitig feier l ich durch Schwur zu bekräft igen, ihre Interessen nie-
mals voneinander zu t rennen sowie Leben und Besitz für das allgemeine 
Woh l (pour le b ien publ ic) einzusetzen. 

Wiederum i m Früh jahr 1674 versuchte der hugenott ische Ad l ige Sardan 
de Paul eine bewaffnete  Erhebung i m Süden Frankreichs zu organisieren, 
die das Languedoc, die Gascogne, die Bretagne, die Provence und die Dau-
phiné umfassen sollte. I m Ver lauf seiner Ak t i v i t ä ten erreichte er den 
Abschluß förml icher  Verträge m i t W i l he lm von Oranien (21. A p r i l 1674) und 
m i t Spanien (23. Ju l i 1674). A m Wiener Hof g ing man dagegen auf entspre-
chende Angebote Sardans, die er 1675 und 1678 unterbreitete, n ich t ein. 

D ie Analyse der sozialen Herkun f t  der an den Konspi ra t ionen Betei l ig ten 
sowie die Prüfung ihrer Mot ive machen deut l ich, daß es sich i n al len drei 
Fäl len ganz überwiegend u m Adelsverschwörungen handelt . Auch die i n 
Manifesten, Verträgen und Denkschr i f ten enthaltenen Programme der K o n -
spirateure weisen einen stark ar is tokrat isch-reakt ionären Charakter auf. 
Z w a r forderten  sie die E inberufung der Generalstände, die Beseit igung des 
zentral ist ischen Steuersystems, die Abschaffung  der Ämterkäuf l i chke i t ,  die 
pol i t isch-soziale Gleichstel lung der Protestanten, aber ih r eigentliches Z ie l 
war n ich t das Volkswohl , sondern die Wiederherstel lung der ständischen 
und prov inz ia len L iber tä ten 6 0 . M i t den meisten ihrer pol i t ischen und sozia-
len Zielvorstel lungen befanden sich die Verschwörer i n der T rad i t i on der 
Adelserhebungen zur Zei t Richelieus und der Fronde, die zu Recht als „erste 
große Kr ise des französischen Absolut ismus" in terpret ier t wu rde 6 1 . 

6 0 Zum Komplex der Adelskonspirationen: Klaus  Malettke,  Opposition und Kon-
spiration unter Ludwig XIV. Studien zu Kr i t ik und Widerstand gegen System und 
Politik des französischen Königs während der ersten Hälfte seiner persönlichen 
Regierung (Veröffentlichungen  des Max-Planck-Instituts für Geschichte, 49), Göttin-
gen 1976; vgl. jetzt auch John T. O'Connor,  Republican Conspiracies in the Old 
Regime. Paper given at the International Congress on the History of the French Revo-
lution, Georgetown University, Washington D. C., May 1989. 

61 Ernst  Hinrichs,  Justice versus Administration. Aspekte des politischen System-
konflikts in der Krise des Ancien Régime in Frankreich, in: Ernst Hinrichs/Eberhard 
Schmitt/Rudolf Vierhaus (Hrsg.), Vom Ancien Régime zur Französischen Revolution. 
Forschungen und Perspektiven (Veröffentlichungen  des Max-Planck-Instituts für 
Geschichte, 55), Göttingen 1978, 129. - Zur Fronde: Ernst  H. Kossmann,  La Fronde 
(Leidse Historische Reeks, 3), Leiden 1964; A. Lloyd  Moote, The Revolt of the Judges. 
The Parlement of Paris and the Fronde 1643 - 1653, Princeton, N. J. 1971; Klaus 
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Fragt man nach den wi r tschaf t l i chen Folgen des Hol ländischen Krieges 
für Frankreich, so ist zunächst darauf hinzuweisen, daß von dem großange-
legten Programm Colberts zur Förderung der Manufak tu ren sowie des B in -
nen- und Außenhandels am Ende der 70er Jahre nur noch ein Torso übr ig -
geblieben war. Eine Reihe von Ind iz ien berecht igt jedoch zu der Annahme, 
daß das weitgehende Scheitern der Projekte Colberts durch den Kr ieg w o h l 
nur beschleunigt, le tz t l i ch aber n ich t verursacht wurde. Daß sich indessen 
der langandauernde mi l i tär ische K o n f l i k t m i t Ho l l and auf den Außenhandel 
der Bretagne, der Guyenne und des Languedoc negativ ausgewirkt hat, 
konnte auch Le Roy Ladur ie feststellen. Hauptursache für den Rückgang 
der französischen Exporte, für den zunehmenden Mangel an Zah lungsmi t -
te ln und für die Rezession be im Bru t top roduk t i n der Monarchie wa r für i hn 
der Hol ländische Kr ieg, dem er eine „rô le provocateur" bei dieser E n t w i c k -
lung at test ier t 6 2 . 

D ie wachsenden f inanziel len Schwier igkei ten Frankreichs, die Bauern-
revol ten und die Adelsverschwörungen des Jahres 1674 wurden von den 
Kriegsgegnern Ludwigs X I V . m i t großem Interesse zur Kenntn is genommen. 
So schrieb W i lhe lm I I I . von Oranien am 10. August 1675 an den Ratspensio-
när Gaspar Fagel, der einem bald igen Friedensschluß zuneigte: „ L a France 
manque d'argent; i l y a beaucoup de révoltes dans ses provinces, tou t le 
monde est ma l content, i ls perdent plusieurs généraux et bons officiers:  cela 
cont inuant , le ro i se t rouvera obl igé de nous donner des condit ions de pa ix 
plus assurées pour nous qu ' i l n 'a fa i t jusqu'à cette heure .. . " 6 3 . War aber die 
hier vom Oranier zum Ausdruck gebrachte Hof fnung  berechtigt, daß L u d -
w i g X I V . wegen zunehmender wi r tschaf t l ich- f inanz ie l ler  Probleme und 
of fenkundiger  Sozia lkonf l ik te i m Innern der Monarchie gezwungen sein 
würde, größere Kompromißberei tschaf t  gegenüber den Fr iedensbedingun-
gen der Koa l i t i on zu zeigen und einen bald igen Friedensschluß unter Preis-
gabe zentraler französischer  Interessen anzustreben? Hat ten die skizzierten 
En tw ick lungen und Vorgänge i n Frankre ich einen unmi t te lbaren und deter-
minierenden Einf luß auf die Außenpo l i t i k Ludwigs X I V . und auf das 
Zustandekommen der Friedensschlüsse von N imwegen (1678/1679)64? Zwe i -
fellos wurden die inneren Vorgänge und Finanzprobleme von den zuständi-

Malettke,  Wirtschaftliche, soziale und politische Aspekte der Fronde (1648 - 1653), in: 
ders. (Hrsg.), Soziale und politische Konflikte im Frankreich des Ancien Régime (Stu-
dien aus dem Forschungsprojektschwerpunkt ,Soziale Mobilität im frühmodernen 
Staat: Bürgertum und Àmterwesen' am Fachbereich 13, Geschichtswissenschaften, 
der Freien Universität Berlin, 2), Berlin 1982, 24 - 65; Christian  Jouhaud, Ecriture et 
action au XVI Ie siècle: Sur un corpus de Mazarinades, in: Annales E.S.C. 38 (1983), 
42 - 64. 

62 Le Roy  Ladurie, Les paysans de Languedoc (Anm. 42), 531 f. 
6 3 M. Mignet , Négociations relatives à la succession d'Espagne sous Louis XIV, 

Paris 1842,4, 363f. 
6 4 Zum Frieden von Nimwegen: The Peace of Nijmegen 1676 - 1678/79. Colloque 

international du tricentenaire, Nijmegen, 14 - 16 septembre 1978, Amsterdam 1980. 
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gen Min is te rn zur Kenntn is genommen, i m „Consei l d 'en hau t " erörtert und 
i m K a l k ü l der Po l i t i k des Königs berücksicht igt . U n d ganz al lgemein w i r d 
man feststellen können, daß der wachsende Geldmangel bei al len Kr iegste i l -
nehmern die Friedensbereitschaft  le tz t l i ch gesteigert hat. M i r scheint aber, 
daß die w i r tschaf t l i chen Schwier igkei ten und Sozia lkonf l ik te während 
jener Jahre die Außenpo l i t i k des Königs sowie den Ab lau f und die Ergeb-
nisse der Fr iedensverhandlungen n ich t unmi t te lbar und entscheidend 
beeinf lußt haben6 5 . Hät ten diese Faktoren ein solches Gewicht besessen, so 
wäre n ich t verständl ich, w a r u m L u d w i g X I V . die Chancen des Kö lner Fr ie-
denskongresses (1673/74) oder gleich zu Beginn auf dem seit September 
1676 i n N imwegen tagenden Kongreß die Mögl ichke i ten zum Fr ieden n icht 
genutzt hat. Schl ießl ich ist darauf hinzuweisen, daß i n den folgenden Jahr-
zehnten weitaus höhere Staatsdefizite L u d w i g X IV . n ich t daran gehindert 
haben, Kr iege zu führen, die er aus Gründen der Staatsräson für erforder-
l i ch hiel t . 

I m Hol ländischen Kr ieg erwies sich Frankre ich t rotz al ler inneren und 
äußeren Belastungen i n mi l i tär ischer und wi r tschaf t l icher  H ins icht als stark 
genug, u m über mehrere Jahre h inweg einer europäischen Koa l i t i on stand-
zuhalten. Dagegen zeigten sich Frankreichs Gegner den Belastungen des 
Krieges weniger gewachsen, so daß die antifranzösische Koa l i t ion ba ld Risse 
aufwies, die Frankre ich für sich nutzen konnte 6 6 . Aber auch L u d w i g X I V . 
mußte erkennen, daß er auf Dauer den K a m p f gegen die Koa l i t i on n icht 
siegreich beenden konnte. Diese Eins icht und die Erkenntnis, daß die wäh -
rend des Kongresses i n N imwegen immer sichtbarer werdenden Dif ferenzen 
i n der gegnerischen Koa l i t i on i h m die Mögl ichke i t eröffneten,  einen für 
F rank re i ch i n te r r i to r ia le r  H ins i ch t vo r te i lha f ten Fr ieden zu erreichen, 
haben w o h l le tz t l i ch bei L u d w i g X IV . den Ausschlag für die Beendigung 
des Krieges gegeben. Demgegenüber haben die f inanziel len und wi r tschaf t -
l ichen Probleme Frankreichs sowie die Sozia lkonf l ik te eher eine sekundäre 
Bedeutung für die Entscheidung des Königs gehabt6 7 . Fü r L u d w i g X I V . ran-
gierte damals noch Machtpo l i t i k vor wir tschaf t l ichen und sozialen Erwägun-
gen. Dies macht auch die kurz nach Beendigung des Krieges vom Kön ig vor -
genommene Entlassung des Außenministers Arnau ld de Pomponne sinnfäl l ig, 
der ständig zur Mäßigung geraten und wesent l ichen An te i l am Zustande-
kommen des Nimwegener Friedens gehabt hatte. I h m war f L u d w i g X IV . 

6 5 So auch Georges  Livet, Colbert de Croissy et la diplomatie française, in: The 
Peace of Nijmegen (Anm. 64), 215. 

66 Derek  McKay /H. M. Scott,  The Rise of the Great Powers 1648 - 1815, London/ 
New York 1983, 33 ff. 

6 7 „ ... Georges Livet has perceptively pointed to the fact that economic questions 
are not given the weight that one might expect .. . The fundamental interests of the 
people were never taken into consideration, nor their collective mentality and those 
emotional and ideological forces strong enough to move them." Tapié,  Louis XIV's 
Methods in Foreign Policy (Anm. 6), 8. 
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Schwäche und zu große Nachgiebigkei t besonders während der Friedens-
verhandlungen vo r 6 8 . 

Das Jahrzehnt nach Nimwegen, i n dem ein Te i l der Staatsschuld get i lgt , 
die „ t a i l l e " wieder etwas reduziert und das Def iz i t i n den Jahren 1686 u n d 
1687 auf wenige M i l l i onen livres  gesenkt werden konnte 6 9 , s tand i m Zeichen 
der schon erörterten expansiven und aggressiven „Grenz- und Sicherheits-
po l i t i k " . Diese konzentr ier te sich m i t den Reunionen stärker auf den 
Osten7 0 . L u d w i g X I V . ließ sich bei dieser Po l i t i k offenbar  von der In ten t ion 
leiten, jedes neuerworbene Gebiet mögl ichst durch die Schaffung  eines vor -
gelagerten Glacis wieder abzusichern 7 1 . 

I n diese Phase expansiver „Grenz- und Sicherhei tspo l i t ik " , i n der die b is-
her erreichten Machtpos i t ionen zur Fest igung und zum Ausbau einer f ran-
zösischen Hegemonialstel lung i n Europa genutzt werden sollten, ist auch 
der Pfälzische Erbfo lgekr ieg  (1688 - 1697) einzuordnen. Ebenso w ie der 
Devo lu t ionskr ieg bestät ig t er d ie von K u n i s c h fo rmu l ie r te  These, „daß 
die an Erbfolgeregelungen u n d Fundamentalgesetzen ablesbare System-
rat ional i tä t des monarchischen Absolut ismus ein außenpolitisches Kon f l i k t -
potent ia l von eminenter Bedeutung dargestel l t ha t 7 2 . Au f einen langen u n d 
umfassenden Kr ieg gegen eine europäische Koa l i t ion , an der sich nun auch 
Eng land betei l igte, wa r L u d w i g X I V . 1688 aber n ich t vorbereitet. Ange-
sichts des sich durch die Erfolge des Hauses Österreich i m Türkenkr ieg u n d 
durch die „Glor ious Revolu t ion" vol lz iehenden Wandels i n der europäi-
schen Mächtekonste l la t ion wo l l te der französische K ö n i g durch einen Prä-
ventivschlag den dauerhaften Besitz der i hm i m Regensburger St i l ls tand nur 
auf zwanzig Jahre überlassenen Reunionen, Ansprüche auf Gebiete aus der 
pfälzischen Erbschaft  sowie eine für Frankre ich günstige Lösung des K o n -
f l i k ts anläßl ich der Erzbischofswahl i m Kur fü rs ten tum K ö l n durchsetzen, 
das er als festen französischen S tü tzpunk t betrachtete 7 3 . L u d w i g X IV . hat te 
aber die Abwehrentschlossenheit der europäischen Mächte unterschätzt 
und n ich t dami t gerechnet, daß er durch sein Vorgehen die B i l dung einer 
brei ten gegnerischen Koa l i t i on provozieren würde, die i h n i n einen neunjäh-
r igen Kr ieg verw icke ln sollte. 

68 Paul  Sonnino, The Origins of Louis XIV's Wars, in: Jeremy Black (Hrsg.), The 
Origins of War in Early Modern Europe, Edinburgh 1987, 122. 

69 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 158; Guéry,  Les finances de la monarchie française 
(Anm. 52), Tabelle II. 

70 Geoffrey  Symcox,  Louis XIV and the Outbreak of the Nine Years War, in: Hat-
ton, Louis XIV and Europe (Anm. 6), 180 ff. 

71 Boutant , L'Europe au grand tournant des années 1680 (Anm. 7), 127. 
72 Johannes Kunisch , Staatsverfassung und Mächtepolitik. Zur Genese von Staa-

tenkonflikten im Zeitalter des Absolutismus (Historische Forschungen, 15), Berlin 
1979; vgl. auch Ernst-Otto  Czempiel,  Strukturen absolutistischer Außenpolitik, in: 
ZHF 7 (1980), 445 - 451. 

7 3 Vgl. Symcox,  Louis XIV and the Outbreak of the Nine Years War (Anm. 70), 179 -
212; Boutant,  L'Europe au grand tournant des années 1680 (Anm. 7). 
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Dieser K r ieg brachte für Frankre ich schwere Belastungen, die sich u m so 
gravierender auswirkten, als sie ze i t l ich m i t einer sich verschärfenden w i r t -
schaft l ichen Depression und m i t „demographischen Kr isen älteren Typs" 
zusammenfielen. Unmi t te lba r nach Kr iegsbeginn stieg wieder das Staatsde-
f iz i t und erreichte 1698 m i t 138 M i l l i onen livres  einen vor läuf igen Höchst-
stand. Der enorme Finanzbedarf  der Krone machte n ich t nur Erhöhungen 
der d i rekten und ind i rek ten Steuern, sondern auch wieder den Rekurs auf 
die t rad i t ione l len „affaires extraordinaires" notwendig. Diese wurden von 
49,3 M i l l i onen i m Jahre 1691 auf 84,3 M i l l i onen livres  i m Jahre 1696 hoch-
geschraubt, also zu einem Ze i tpunk t , i n dem Frankre ich zu Lande und zu 
Wasser die größten mi l i tä r ischen Anstrengungen unternahm. Aber t rotz 
al ler intensiv ier ten Bemühungen der Krone wurde ihre Finanzlage immer 
kr i t ischer. I m Jahre 1694 überstiegen die Rückstände bei der „ t a i l l e " bereits 
die Grenze von zwanzig Mi l l ionen, we i l immer mehr Steuerpf l icht ige ihre 
Abgaben n ich t mehr aufbr ingen konnten. Die i n ständig wachsender Zah l 
zum Kau f angebotenen Ämter , Renten und Adelsbriefe fanden kaum noch 
Interessenten. Das L a n d befand sich i m Zustand al lgemeiner Erschöpfung, 
die Monarchie wa r prak t isch zahlungsunfähig. „ U n épuisement général, 
aggravant la famine et aggravé par elle, s'était emparé du royaume; dans 
l 'ensemble, celu i -c i ne pouvai t plus payer .. . " 7 4 . 

I n dieser dramatischen Lage unterbrei tete Vauban das Projekt einer 
neuen Steuer, die von al len Franzosen, also auch von den Privi legierten, 
erhoben werden sollte. Ihre Höhe sollte sich nach den E inkommen r ichten. 
A m 29. November 1694 wurde die E in führung der „cap i ta t ion" , i n ihrer 
Konzept ion ein Novum i m französischen Steuerwesen, vom Kön ig beschlos-
sen. Sie wa r aber nur als ze i t l ich befristete Abgabe vorgesehen und wurde 
deshalb i m Jahre 1698, nach Kriegsende, wieder abgeschafft 75 . 

Eine Verschärfung  erfuhr  die Lage i n der Monarchie durch die große 
demographische Kr ise des Jahres 1693/94. Sie wurde durch die katastro-
phale Ernte des Jahres 1693 und durch den daraus result ierenden enormen 
Anst ieg der Getreidepreise ausgelöst und erfaßte wei te Teile des Landes. 
Diese Subsistenzkrise t ra f  auf eine Bevölkerung, die unter den schweren, 
kr iegsbedingten f iskal ischen Belastungen sowie unter den Auswi rkungen 

74 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 161. - Zum Gesamtkomplex der Finanzlage vgl. 
ebd., 158 - 162; Guéry,  Les finances de la monarchie française (Anm. 52), 227 - 230 u. 
Tabellel l ; Dessert , Argent, pouvoir et société (Anm. 49), 164 - 167; Mettam,  Power 
and Faction (Anm. 57), 299. 

75 Roland  Mousnier,  L'évolution des finances publiques en France et en Angleterre 
pendant les guerres de la ligue dAugsbourg et de la succession d'Espagne, in: RH 205 
(1951), 3f.; Stanislas Mitard , La crise financière en France à la fin du XVI Ie siècle. La 
première capitation (1695 - 1698), Rennes 1934; François  Bluche / Jean-François  Sol-
non, La véritable hiérarchie sociale de l'ancienne France. Le tarif  de la première capi-
tation (1695), Genève 1983. 
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der negativen Wi r tschaf tskon junk tur  l i t t . D ie aus dieser Kr ise result ieren-
den Bevölkerungsverluste waren gravierend 7 6 . 

Auch i m Handel waren während des Krieges große Einbrüche zu verzeich-
nen, die die Folgen der langfr ist igen Wirtschaftsdepression  noch verschärf-
ten. So g ing die Zah l der Schiffe,  die von Sa in t -Malo ausliefen, von jähr l i ch 
47 i m Jahre 1689 auf 6 i m Jahre 1690 zurück. Der Handel m i t den West ind i -
schen Inseln sank seit 1687, wo er noch über 3 000 Tonnen lag, auf N u l l i m 
Jahre 1694. Für den Hafen Nantes lassen sich ähnl iche Rückschläge beob-
achten. Aus den großen Text i ls tädten des Nordens - w ie Amiens und Beau-
vais - kamen immer lauter werdende Klagen über den Rückgang des Han-
dels. Die Käufer von Text i l ien b l ieben i n steigender Zah l aus, so daß i n den 
Städten immer mehr Betr iebe ihre Produk t ion stark reduzierten oder ganz 
einstellten. Das führte auch zu K lagen der Betroffenen  über die Wir tschaf ts-
po l i t i k der Regierung. Schon seit dem Tode Colberts (1683) wa r die Handha-
bung wi r tschaf t l icher  Angelegenheiten durch den Staat Gegenstand einer 
kr i t isch geführten Debatte geworden, die schließlich zu einer breiteren K r i t i k 
an Theorie und Praxis des monarchischen Absolut ismus anschwoll . Unter 
den Belastungen des Krieges und des wi r tschaf t l i chen Niedergangs i n den 
90er Jahren erreichte diese K r i t i k einen Höhepunkt . Daneben machte sich 
nach der Aufhebung des Ed ik ts von Nantes i m Jahre 1685 verstärkt die cal-
vinist ische Opposi t ion bemerkbar. Schon i n den f rühen 80er Jahren t ra t eine 
Wende i n der calvinist ischen D o k t r i n ein. Neben der noch unter den franzö-
sischen Calv in isten vorhandenen absolut ist ischen St römung wurden i n 
jenen Jahren die Gegenposit ionen stärker. Diese Gegenposit ionen mündeten 
nach 1685 i n den „courant ant i -absolut is te" , der sich i n der Folgezeit neben 
den nach w ie vor exist ierenden promonarchisch-absolut ist ischen Neigun-
gen bei Tei len des protestantischen Refuge etabl ier te 7 7 . 

Der außerordent l ich hohe Preis des langen Krieges, die f iskalische E r -
schöpfung, die Frag i l i tä t des monetären Systems, der Marasmus i m Bereich 
des Handels, das Elend auf dem Land, der dramatische Rückgang bei der 
Bevölkerung, die opposit ionel len Strömungen be im Ade l und i n bürger-

76 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 166 - 170; ders.,  Le régime démographique fran-
çais au temps de Louis XIV, in: Histoire économique et sociale de la France (Anm. 43), 
38 -49. 

77 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 162f.; Peter  Kriedte,  Spätfeudalismus und Han-
delskapital. Grundlinien der europäischen Wirtschaftsgeschichte vom 16. bis zum 
Ausgang des 18. Jahrhunderts, Göttingen 1980, 83f., 93f.; Lionel  Rothkrug,  Opposi-
tion to Louis XIV. The Political and Social Origins of the French Enlightenment, 
Princeton, N. J. 1965, 211 - 233; Denis Richet,  La France moderne: l'esprit des institu-
tions, Paris 1973, 146ff.; Myriam Yardeni,  L'apologétique protestante des années 
1683 - 1685, in: Louise Godard de Donville (Hrsg.), De la mort de Colbert à la révoca-
tion de l 'Edit de Nantes: Un monde nouveau? XIVe Colloque du Centre Méridional de 
Rencontres sur le XVI Ie siècle (Janvier 1984), Marseille 1985, 216 - 227; Klaus 
Malettke,  Hugenotten und monarchischer Absolutismus in Frankreich, in: Francia 15 
(1987), 1988, 299 - 319. 

5 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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l iehen Gruppen, al le diese Fak to ren sprachen fü r eine Beend igung des 
Kampfes. Vieles deutet darauf h in, daß L u d w i g X I V . diesen Gegebenheiten 
i n jener Phase seiner Regierung i n größerem Maße Rechnung getragen hat 
als zuvor. Er bemühte sich seit 1696 n ich t nur i n verstärktem Maße u m einen 
Friedensschluß, sondern machte i n den i m M a i 1697 i n R i j sw i j k begonnenen 
Friedensverhandlungen erstmals auch beachtl iche Konzessionen. I m Fr ie-
densvertrag (1697) verzichtete er bis auf das Elsaß und Straßburg auf den 
größten Tei l der Reunionen der 80er Jahre, räumte das Herzogtum L o t h r i n -
gen dem Sohn Kar ls V., Leopold, ein, gab seine Amb i t i onen auf K u r k ö l n und 
Teile der Pfalz auf und rest i tuierte Plätze i n den südl ichen Nieder landen 
und Luxemburg an Spanien. Zu r Zei t von R i jsw i jk , als die Basis für die 
Schaffung  einer Balance der Mächte i n West- und Zentraleuropa gelegt 
wurde, wa r L u d w i g X I V . gezwungen, seine pol i t ischen In tent ionen den öko-
nomischen Zwängen und sozialen Real i täten i n der Monarchie anzupassen. 
Sie dür f ten für seine Friedensbereitschaft  und die erhebl ichen Konzessio-
nen le tz t l i ch den Ausschlag gegeben haben. Diesen i n seiner Bedeutung 
n ich t zu unterschätzenden Vorgang haben auch zeitgenössische Beobachter 
des Geschehens - zumindest i n seinem Ke rn - durchaus erkannt. So stellte 
Espr i t Fléchier i m Früh jahr 1697 fest: „Nous jouirons apparemment de la 
paix , puisque le Roi, par re l ig ion et par grandeur d'âme, veut b ien rendre à 
chacun ce qu ' i l croi t l u i appartenir . Je ne doute pas que le désir de soulager 
ses peuples ne l ' a i t porté à contenter ses ennemis, dans un temps où i l est en 
état de les accabler. Vo i là un beau po in t d 'h is to i re " 7 8 . 

D ie Beendigung des Krieges brachte keine durchgreifende  Erho lung des 
Landes, denn der Fr ieden dauerte n ich t e inmal fünf  Jahre. Z w a r gab es 
durchaus Anzeichen für eine Verbesserung der wi r tschaf t l i chen und f inan-
ziel len Verhältnisse der Monarchie - die enormen Staatsschulden konnten 
durch eine geschickte Rentenpol i t ik etwas reduziert und der Überseehandel 
m i t den Ant i l l en , m i t Spanisch-Amer ika und m i t China wieder erfolgreich 
aufgenommen werden - 7 9 , der Beginn des Spanischen Erbfolgekrieges 
(1701 - 1713/14) machte jedoch diese Ansätze zum großen Tei l sehr schnell 
zunichte. 

I n der neueren Forschung wurde m i t guten Gründen die These vertreten, 
daß ein Kr ieg wegen der spanischen Erbfo lgeproblemat ik ,  die die europäi-
schen Kabinet te schon seit Anfang der 60er Jahre immer wieder beschäf-
t igte, seit dem Tod des vom spanischen Kön ig K a r l I I . testamentarisch ein-
gesetzten Universalerben, des bayerischen Kurpr inzen Josef Ferdinand, am 
6. Februar 1699 unvermeidbar geworden sei. Aber w ie auch immer man 

7 8 Zitiert nach Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 652. - Vgl. auch Goubert,  Louis XIV 
(Anm. 8), 170; McKay  /  Scott, The Rise of the Great Powers (Anm. 66), 50 - 53; Wolf, 
Toward a European Balance of Power (Anm. 19), 119ff. 

79 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 171 - 177. 
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diese These beurtei len mag, n ich t zu leugnen ist, daß sich L u d w i g X IV . i n 
einem D i lemma befand, als er kurz nach dem am 1. November 1700 einge-
tretenen Tod Kar ls I I . erfuhr,  daß dieser Ph i l i pp von Anjou, den zwei ten 
Sohn des Dauphins, zum Universalerben eingesetzt hatte. Der Verstorbene 
hatte außerdem verfügt,  daß das spanische Erbe i m Fal le einer Ab lehnung 
durch L u d w i g X IV . an die österreichischen Habsburger gehen sollte. Akzep-
t ier te der französische König, der i n früheren  Verhandlungen über verschie-
dene Tei lungsprojekte eine bemerkenswerte Konzessions- und Kompromiß-
bereitschaft  gezeigt hatte, für seinen Enke l die spanische Erbschaft ,  dann 
bräche er sein Wort , das er gerade i m zwei ten Tei lungsvertrag (Juni 1699/ 
März 1700) den Seemächten gegeben hatte. Lehnte L u d w i g X I V . aber die 
Annahme ab und h ie l t am zwei ten Tei lungsvertrag fest, dann wurde das 
Angebot Kaiser Leopo ld I. unterbrei tet , dessen posi t ive Entscheidung, das 
Testament für seinen zwei ten Sohn K a r l anzunehmen, als sicher vorauszu-
setzen war. Eine solche Perspektive wa r aber m i t der französischen Staats-
räson unvereinbar. H inzu kommt , daß L u d w i g X IV . auch durch ein Festhal-
ten am zwei ten Tei lungsvertrag einen Kr ieg n ich t hät te vermeiden können. 
I n diesem Fa l l war die mi l i tär ische Auseinandersetzung m i t Spanien und 
dem Kaiser vorprogrammier t .  Es ist daher verständl ich, daß L u d w i g X I V . 
nach intensiven Beratungen das Testament Kar ls I I . annahm und am 16. 
November 1700 Ph i l i pp von An jou dem i n Versailles versammelten Hof als 
„ K ö n i g von Spanien" präsentierte. I n den folgenden Monaten verschärfte 
sich sowohl durch manche Maßnahmen Ludwigs X I V . als auch des Kaisers 
und der Seemächte die internat ionale Lage. Der Ausbruch des Spanischen 
Erbfolgekrieges  i m Früh jahr 1701 war aber n ich t a l le in das Resultat der 
Entscheidung des französischen Königs, das Testament Kar ls I I . anzuneh-
men. Der Kr ieg begann, so stellte W i l l i a m Roosen kürz l i ch fest, denn „ the 
various par t ic ipants had opposing interests w h i c h were impor tan t enough to 
f ight for - the i r bo t tom l ines" 8 0 . 

I n den f inanziel len und wi r tschaf t l i chen Verhältnissen t ra t kurz nach 
Kr iegsbeginn eine erneute Verschlechterung ein, die ba ld ein bisher n ich t 
gekanntes Ausmaß erreichte. D ie jähr l ichen Def iz i te i m Staatshaushalt stie-
gen von 72,9 M i l l i onen livres  auf 178,7 M i l l i onen i m Jahre 1701 an und 
erreichten m i t 225 M i l l i onen i m Jahre 1711 ihre Höchstmarke. Zu r 
F inanzierung der Kriegslasten mußte die Krone wiederum zu den t rad i t i o -
nellen, bereits erwähnten Notstandsmaßnahmen greifen, auf die i m einzel-
nen n ich t eingegangen werden kann. Aber sämtl iche Maßnahmen - unter 
ihnen die Wiedererr ichtung der „Caisse des emprunts" (11. März 1702), der 
erneute Rückgr i f f  auf die „cap i ta t ion" (12. März 1701) und die i n kurzen 

80 William  Roosen, The Origins of the War of the Spanish Succession, in: Black, The 
Origins of War (Anm. 68), 165. Zum oben skizzierten Gesamtkomplex vgl. ebd., 151 -
171; vgl. auch Kamen, The War of Succession in Spain (Anm. 7); Black, The Rise of 
the European Powers (Anm. 35), 48 - 52. 
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Abständen vorgenommenen Währungsmanipulat ionen - konnten n ich t ver-
hindern, daß die f inanziel le Lage der Monarchie immer dramatischer wurde. 
Z u Pfingsten 1709 rettete nur die A n k u n f t einer m i t 30 M i l l i onen Piastern 
beladenen Flot te aus den spanischen Überseebesitzungen die Monarchie vor 
dem unmi t te lbaren Bank ro t t 8 1 . 

I m Bereich der Wir tschaf t  ergibt sich ein ähnl ich düsteres B i ld , das nur 
für die Gebiete i m näheren Umfe ld der A t lan t i khä fen hellere Farben auf-
weist. I n diesen Gebieten prof i t ie r ten  die Tex t i lmanufak turen von den 
Expor ten i n die spanischen Kolonien, die sich dem französischen Übersee-
handel geöffnet  hatten. I n scharfem Kont rast dazu befand sich aber der Rest 
der Monarchie, die i m Win te r 1709/1710 von einer katastrophalen Hungers-
not m i t a l len daraus result ierenden demographischen Folgen heimgesucht 
wurde 8 2 . 

I n dieser w o h l schwierigsten Phase seiner Al le inherrschaf t  sah sich der 
Kön ig auch erneut m i t Soz ia lkonf l ik ten und immer lauter werdenden 
Reformforderungen  des Adels konfront ier t .  Die Cevennen, Zent ra l f rank-
reich und die Guyenne wurden vom sozial-rel igiösen Camisarden-Aufstand 
erfaßt,  der während der Jahre 1702 bis 1705 i n seinen Hauptzentren einen 
bürgerkr iegsähnl ichen Charakter annahm und den Einsatz von regulärem 
M i l i t ä r erforder l ich  machte. Getragen wurde diese Revolte, die m i t ihren 
Ausläufern bis 1710 andauerte, von Hugenotten, die nach dem Wider ru f  des 
Ed ik ts von Nantes i m Jahre 1685 nur zum Schein zur kathol ischen K i rche 
zurückgekehrt waren. D ie Aufständischen kämpf ten zwar i n erster L in ie für 
ihren protestantischen Glauben, m i t ih ren Forderungen verbanden sich aber 
auch f iskalische Mot ive, die sich i n der Ab lehnung könig l icher Steuern und 
des Kirchenzehnts konkret is ier ten. D ie Tatsache, daß die Anführer  der 
Camisarden n ich t nur Kon tak te m i t ih ren geflüchteten Glaubensgenossen 
i m Aus land herstel l ten, sondern auch die Unters tü tzung durch die Feinde 
Frankreichs anstrebten und tei lweise auch erhielten, machte diese Revolte 
für die Regierung besonders gefähr l ich 8 3 . 

81 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 188 - 197; Guéry,  Les finances de la monarchie 
française (Anm. 52), 227f. u. Tabelle II; Herbert Lüthy,  La Banque Protestante en 
France de la Révocation de l 'Edit de Nantes à la Révolution (Ecole pratique des hautes 
études - VIe Section, Centre de recherches historiques, Affaires  et gens d'affaires, 19), 
Paris 1959 (ND 1970), Bd. 1, 98 - 120. 

82 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 197ff.;  ders.,  Le „tragique" XVIIe siècle (Anm. 43), 
360 ff. 

8 3 Zur „guerre des Camisards" vgl. Daniel  Ligou,  Le protestantisme en France de 
1598 à 1715, Paris 1968, 263 - 267; Henri  Bosc, La guerre des Camisards. Son carac-
tère, ses conséquences, in: Bulletin de la Société de l'histoire du protestantisme fran-
çais 119 (1973), 335 - 355; ders.,  La guerre des Cévennes (1705 - 1710). D'après les 
Archives du dépôt de la Guerre à Vincennes, les correspondances et les mémoires du 
temps. Thèse présentée devant l'Université de Paris IV le 9 juin 1973, 2 Bde., Service 
de reproduction des thèses, Université de Lil le I I I 1974; Aimé-Daniel  Rabinel,  Les 
caractères particuliers revêtus par la Guerre des Camisards en Vaunage et dans le 
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Keine unmi t te lbare Gefahr,  aber dennoch ein Symptom für die i n Kreisen 
des Adels gewachsene K r i t i k an dem - w ie sie es nannten - „Despotismus 
der Regierung des Kön igs" waren die Reformforderungen  u m die Wende 
vom 17. zum 18. Jahrhundert . Sie wurden formul ier t  von Vauban, Boisgui l -
lebert, Fénelon, Boula inv i l l ie rs und Saint -Simon. I h r Z ie l wa r n icht der 
Umsturz der bestehenden Ordnung, sondern deren Reform auf der Basis der 
wahren Trad i t ion und pol i t ischen Vernunft .  Sie waren Konservative, deren 
Gesellschaftsideal die t rad i t ionel le ständisch-hierarchische Ordnung dar-
stellte. E inen Höhepunkt erreichten ihre Reformakt iv i tä ten i n den Kr isen-
jahren des Spanischen Erbfolgekrieges.  Eine Besserung der bestehenden 
Verhältnisse erwarteten sie a l le in von der Thronbesteigung des Herzogs 
L u d w i g von Burgund, die nach dem Tode des Dauphins i m Jahre 1711 
unmi t te lbar bevorzustehen schien. Schon seit Jahren war der Herzog die 
Hof fnung  al ler Unzufr iedenen. „Sie zweifel ten n ich t daran, die Erz iehung 
Fénelons und die Persönl ichkeit des Pr inzen schienen das zu verbürgen, daß 
m i t i h m an die Stelle eines schlecht in formier ten  und neuen Ideen n ich t 
mehr zugängl ichen Herrschers ein i n ih rem Sinne gut zu informierender  t re-
ten werde" 8 4 . 

Angesichts der Finanzkrise, der beunruhigenden En tw i ck l ung i m Innern 
der Monarchie und der schweren Niederlagen i n den Schlachten von Höch-
städt (1704), Tu r i n (1706) und Oudenaarde (1708) war L u d w i g X IV . ent-
schlossen, durch sehr weitgehende Konzessionen den Fr ieden zu erreichen. 
Nachdem offiziöse  Verhandlungen i n den Jahren 1704 und 1706 wegen der 
unüberbrückbaren Dif ferenzen  der Parteien gescheitert waren, sandte der 
französische Kön ig i m M a i 1709 seinen Außenminister Colbert de Torcy m i t 
sehr wei t re ichenden Vol lmachten nach Den Haag. Dieser erk lär te sich dort 
zur Annahme fast sämtl icher Punkte der hochgeschraubten Forderungen 
der A l l i i e r ten bereit. E r verzichtete für die Bourbonen n ich t nur auf die 
spanische Krone, auf Straßburg, Kehl , Breisach, Landau und auf die elsäs-
sischen Reunionen, er s t immte n ich t nu r der Rückgabe der französischen 
Besitzungen i n den Spanischen Nieder landen zu, sondern er erk lär te sich 
auch bereit, m i t Subvent ionen den Kamp f der Koa l i t i on gegen den spa-
nischen Kön ig Ph i l i pp V. zu unterstützen. Trotz dieser äußerst wei t re ichen-
den Konzessionen scheiterten die Verhandlungen dennoch. Sie scheiterten 

Bas-Pays, in: Bulletin de la Société de l'histoire du protestantisme français 119 (1973), 
209 - 248. 

84 Werner  Gembruch,  Reformforderungen  in Frankreich um die Wende vom 17. 
zum 18. Jahrhundert. Ein Beitrag zur Geschichte der Opposition gegen System und 
Politik Ludwigs XIV., in: HZ 209 (1969), S. 270ff.;  wieder abgedruckt in: ders., Staat 
und Heer. Ausgewählte historische Studien zum ancien régime, zur Französischen 
Revolution und zu den Befreiungskriegen,  hrsg. von Johannes Kunisch (Historische 
Forschungen, 40), Berlin 1990, 46f., der ganze Aufsatz 42 - 87; vgl. auch Rothkrug, 
Opposition to Louis XIV. (Anm. 77), 351f.; 355f., 464f.; Harold A. Ellis,  Boulainvil-
liers and the French Monarchy. Aristocratic Politics in Early Eighteenth-Century 
France, Ithaca / London 1988, 57 - 91. 
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daran, daß die Verbündeten die Zusicherung eines bewaffneten  Vorgehens 
Ludwigs X I V . gegen seinen Enke l für den Fa l l eines Widerstandes gegen die 
Ausl ieferung Spaniens und al ler seiner Nebenlande verlangten. E i n derar t i -
ges Ansinnen erachtete der französische Kön ig aber als unvereinbar m i t 
seiner „honneur" und „ répu ta t i on " 8 5 . 

Es kann ke in Zwei fe l daran bestehen, daß die A l l i i e r ten damals m i t ihrer 
überzogenen Forderung die Gunst der Stunde ver tan haben. D ie weitere 
En tw i ck l ung des Krieges verbesserte die Lage Frankreichs, so daß es i n den 
Friedensschlüssen von Ut recht (1713) und Rastatt (1714) günstigere Kond i -
t ionen erreichen konnte. Daß sich aber L u d w i g X I V . i m Spanischen Erb fo l -
gekrieg zu so wei t re ichenden Konzessionen verstand, ist ganz sicher auf die 
ökonomischen Zwänge und die katastrophale Lage i m Innern Frankreichs 
zurückzuführen.  Diese hat ten zweifel los einen entscheidenden Einf luß auf 
die Außenpol i t i k des Königs i n jener Phase seiner persönl ichen Regierung 8 6 . 

3. Frankreichs außenpolitische Position 
am Ende der Regierung Ludwigs X I V . 

Die Staatsf inanzen befanden sich i m Jahre 1715, am Ende der Regierung 
Ludwigs X IV . , i n einem desolaten Zustand. Fast fünfundzwanzig  Jahre 
Kr ieg hat ten die Staatsschulden auf eine bisher nie erreichte Höhe anwach-
sen lassen. Treffen  die überl ieferten  Angaben zu, hat ten sich die Schulden 
auf die für damalige Verhältnisse riesige Summe von etwa zwei M i l l i a rden 
livres  akkumul ie r t . D ie unmi t te lbar fä l l igen Schulden überstiegen v ierhun-
dert Mi l l ionen livres.  Die öffentl ichen  Kassen waren prakt isch leer, die für die 
Jahre 1716 bis 1718 erwarteten E innahmen schon verausgabt. Es kann ke in 
Zwei fe l daran bestehen, daß Frankre ich n icht nur wegen der dramatischen 
Lage seiner öf fent l ichen  Finanzen am Ende der Regierung Ludw igs X IV . 
eine Phase der Erho lung nö t ig ha t te 8 7 . 

Gegenüber diesem alles i n a l lem düsteren Erscheinungsbi ld der Lage i n 
Frankre ich i m Jahre 1715 ist jedoch zu betonen, daß das L a n d dank seiner 
natür l ichen Ressourcen, seiner insgesamt sol iden Agrarökonomie, seiner 
manufaktur ie l len Ak t i v i t ä t en und seines Überseehandels - wenn auch oft 
unter größten Schwier igkei ten - le tz t l i ch i n der Lage gewesen ist, den Bela-
stungen von fast fünfundzwanzig  Jahren Kr ieg standzuhal ten8 8 . Es ist Fran-
çois Bluche zuzust immen, wenn er zur Gesamtlage Frankreichs am Ende der 
Regierung Ludwigs X I V . feststellt: „ E n réali té, le royaume de Louis X I V 

8 5 Vgl. Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 199; Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 793 - 797. 
8 6 Vgl. auch Wolf,  Toward a European Balance of Power (Anm. 19), 162 f., 174. 
87 Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 216f.; Meyer,  La France moderne (Anm. 41), 356 -

360. 
88 Luden Bély,  Espions et ambassadeurs au temps de Louis XIV, Paris 1990, 26. 
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n'est n i ru iné (sauf en ses finances publ iques), n i angoissé, n i é tou f fan t " 8 9 . 
Erste Anzeichen einer Erho lung 'auf dem agrarischen Sektor und auf dem 
Felde des Überseehandels manifest ierten sich bereits i n den Jahren 1713 
und 17 1 4 9 0 . 

Ebenso w ie auf den vorangegangenen Friedenskongressen von Nimwegen 
und R i j sw i j k hat te es Frankre ich auch bei den Friedensschlüssen von 
Utrecht , Rastatt und Baden vermocht, „d ie Ebenbür t igke i t oder sogar Über -
legenheit der wen ig kohärenten gegnerischen Koa l i t ionen am Konferenz-
t isch auszugleichen, sei es durch die Geschickl ichkei t der eigenen D ip loma-
ten, sei es durch das Entgegenkommen eines der A l l i anzpa r tne r " 9 1 . I m Ver-
gleich zu den gravierenden Bedingungen, die L u d w i g X I V . während der 
schl ießl ich gescheiterten Verhandlungen von 1709 anzunehmen bereit war , 
f ie l der Kompromißf r ieden  von 1713/14 für Frankre ich günstiger aus. D ie 
Bourbonen bl ieben i m Besitz von Spanien m i t den Kolonien. Fü r Frankre ich 
konnte L u d w i g X I V . an der Ostgrenze i m wesent l ichen die Regelungen von 
R i j sw i j k gegenüber dem Kaiser durchsetzen. I m Norden mußte er aber auf 
einen Te i l Französisch-Flanderns verzichten und die niederländische „Bar -
r iere" hinnehmen. Das bedeutete für längere Zei t das Ende der französi-
schen Ambi t ionen, die Grenzen des Königreiches nach Norden und Osten 
mögl ichst we i t von der Kap i ta le Paris vorzuver legen 9 2 . 

Frankre ich b l ieb aber i n dem i n Ut recht ausgebildeten „System der ,prä-
ponderierenden Mächte4 , zwischen denen zwar ein stets gefährdetes, aber 
auch immer wieder ausbalanciertes poli t isches Kräf teverhäl tn is  bes tand" 9 3 , 
eine Großmacht, deren pol i t isches Gewicht auch nach 1715 von zentraler 
Bedeutung war . Wenn auch L u d w i g X I V . i n seinem Streben nach Hegemo-
nie i n Europa gescheitert war , so hinter l ieß er bei seinem Tode ein Land, das 
größer und besser zu verteidigen w a r als zu Beginn seiner Al le inherrschaft . 
E r hinter l ieß seinem Nachfolger eine Monarchie, die auch i n den folgenden 
Jahrzehnten i n der Lage war , eine erstrangige pol i t ische Rolle i n Europa zu 
spielen9 4 . 

89 Bluche,  Louis XIV (Anm. 8), 876. 
9° Vgl. Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 217 - 222. 
91 Heinz  Duchhardt,  Gleichgewicht der Kräfte - Convenance - Europäisches Kon-

zert. Friedenskongresse und Friedensschlüsse vom Zeitalter Ludwigs XIV. bis zum 
Wiener Kongreß (Erträge der Forschung, 56), Darmstadt 1976, 76. 

92 Livet, L'équilibre européen (Anm. 12), 102; Goubert,  Louis XIV (Anm. 8), 202ff.; 
Robert  Mandrou,  Louis XIV en son temps (Peuples et Civilisations, 10), Paris 1973, 
526 - 531. 

93 Duchhardt,  Gleichgewicht der Kräfte (Anm. 91), 70; Rudolf  Vierhaus,  Überstaat 
und Staatenbund. Wirklichkeit und Ideen internationaler Ordnung im Zeitalter der 
Französischen Revolution und Napoleons, in: Archiv für Kulturgeschichte 43 (1961), 
329 - 354. 

94 Tapié,  Louis XIV's Methods in Foreign Policy (Anm. 6), 14f.; Bluche,  Louis XIV 
(Anm. 8), 876. 
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Frankre ich wa r unter L u d w i g X I V . - w ie Paul Kennedy i n seinem Werk 
„The Rise and Fa l l of the Great Powers" zu Recht feststellt - keine „Super-
macht " . Es stel l t sich aber die Frage, ob man einen Begrif f ,  der von den 
machtpol i t ischen Verhältnissen der Jahrzehnte nach dem Zwei ten Wel t -
kr ieg abgeleitet ist, auf die Gegebenheiten des Anc ien Régime übertragen 
und zur Charakter is ierung einzelner Staaten jener Epoche verwenden darf. 
U n d ebenso problemat isch erscheint das Ur te i l Kennedys, daß das F rank-
reich Ludwigs X IV . von Anbeg inn ein sich beständig übernehmender, 
hybr ider Staat gewesen sei. Sicher ist n ich t zu leugnen, daß der „ ro i solei l" 
bei seinen mi l i tär ischen Unternehmungen bis an die Grenzen der Belastbar-
ke i t von Staat und Gesellschaft gegangen ist. Eine genauere Analyse seiner 
Außenpol i t i k und seiner Kr ieg führung  verdeut l icht jedoch, daß t rotz al ler 
Dominanz der Staatsräson i m pol i t ischen Hande ln Ludwigs X IV . m i t 
zunehmender Dauer seiner Regierung f inanziel le, ökonomische und soziale 
Faktoren größeres Gewicht bei seinen außenpoli t ischen Entscheidungen 
erlangten. Dies zeigte sich zumindest immer dann, wenn es u m die zentrale 
Frage ging, ob Frankre ich angesichts wachsender f inanziel ler,  w i r tschaf t -
l icher und sozialer Schwier igkei ten i n der Lage sei, einen Kr ieg auf längere 
Sicht fortzusetzen. Spiel ten f inanziel le, ökonomische und soziale Faktoren 
bei der Entscheidung des Königs, i m Kr ieg m i t den Vereinigten Nieder lan-
den den Fr ieden anzustreben, noch eine eher sekundäre Rolle, so k a m ihnen 
i m Pfälzischen Kr ieg und i m Spanischen Erbfolgekr ieg  eine erhebl ich 
größere Bedeutung zu. I n diesen Auseinandersetzungen waren sie neben 
mi l i tär ischen und pol i t ischen Gesichtspunkten ein mitentscheidendes Mo t i v 
für den Entschluß des Königs, die Beendigung des Krieges herbeizuführen. 
Berücksicht igt man diese Gegebenheiten, dann ist das Pauschalurtei l Ken-
nedys, Frankre ich sei zur Zei t Ludwigs X I V . ein sich beständig überneh-
mender, hybr ider Staat gewesen, n ich t aufrechtzuerhal ten 9 5 . K laus H i lde-
b rand verweist gegenüber dem Ur te i l Kennedys zu Recht auf die Tatsache, 
daß das ludovizianische Frankre ich „du rch eine selten zuvor und danach 
erreichte Homogeni tät des Pol i t ischen und Mi l i tär ischen, des Wir tschaf t -
l ichen und Künst ler ischen als for tschr i t t l iche  Macht par excellence ausge-
zeichnet wa r und daß es die Wel t als Vo rb i l d ebenso anzog, w ie es sie als 
Gegner erz i t tern ließ, kurzum: daß es auf innen- und außenpol i t ischem Ter-
ra in ein bereits von Ranke bewundertes ,System' vo rb i ld l i ch verkörper te" 9 6 . 

95 Paul  Kennedy, The Rise and Fall of the Great Powers. Economic Change and 
Military Conflict from 1500 to 2000, New York 1987, 88ff., 100 - 106; vgl. auch Klaus 
Hildebrand, Mars oder Merkur? Das Relative der Macht oder: Vom Aufstieg und Fall 
großer Reiche, in: HZ 250 (1990), 350f. 

96 Hildebrand,  Mars oder Merkur (Anm. 95), 350f.; zum Verhältnis des Mil i täri-
schen zum Politischen vgl. Ulrich  Muhlack,  Absoluter Fürstenstaat und Heeresorga-
nisation in Frankreich im Zeitalter Ludwigs XIV., in: Johannes Kunisch (Hrsg.), 
Staatsverfassung und Heeresverfassung  in der europäischen Geschichte der frühen 
Neuzeit (Historische Forschungen, 28), Berlin 1986, 249 - 278. 
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Wilhelm I I I . und die französische Herausforderung 

Von Mar ie-Lu ise Recker, F r a n k f u r t / M . 

Der Be i t r i t t Englands zur ersten Großen A l l i anz und die Kr iegserk lärung 
an Frankre ich 1689 mark ier ten einen t iefen Bruch i n der Außenpo l i t i k des 
Inselstaates. Die Folgezeit wa r geprägt von einem langandauernden Kamp f 
gegen Frankre ich u n d dessen Hegemonialstreben, so daß manche His tor iker 
von einem „zwei ten Hunder t jähr igen K r i e g " 1 sprechen, der erst m i t dem 
Wiener Kongreß und der dor t geschaffenen  neuen Ordnung für den K o n t i -
nent sein Ende gefunden habe. Auch wenn eine solche Sichtweise w o h l doch 
das Au f und A b zwischen beiden westeuropäischen Staaten, den Wechsel 
von mi l i tär ischer Kon f ron ta t ion und Suche nach Ausgleich und par t ie l ler 
Zusammenarbei t i n diesem Ze i t raum zu wen ig i n Rechnung stel l t , so ist 
n icht zu leugnen, daß insgesamt gesehen das ausgehende 17. und das 18. 
Jahrhundert vom englisch-französischen Gegensatz geprägt war. Die En t -
scheidung des Jahres 1689 ließ - gerade i m Bewußtsein der Öf fent l ichkei t  -
beide Staaten zu „na tu ra l and necessary enemies"2 werden, deren R iva l i tä t 
i m machtpol i t ischen, w i r tschaf t l i chen und mar i t imen Bereich die S t ruk tu r 
der europäischen Mächtebeziehungen prägte. 

Dieser häuf ig als d ip lomat ische Revolut ion gekennzeichnete Umschwung 
ist auch deshalb so s igni f ikant , we i l vor 1689 Eng land auf den Aufst ieg 
Frankreichs zur europäischen Hegemonialmacht kaum reagiert hatte. D ie 
Außenpo l i t i k des Inselstaates nach der Restaurat ion der Monarchie 3 wa r 
inkonsequent und widersprüchl ich: sie schwankte zwischen einer (Tripel-) 
A l l ianz m i t Schweden und den Nieder landen zur Abwehr einer französi-
schen Expansion nach F landern oder gar bis zur Scheidemündung einerseits 
und einer (geheimen) Übere inkunf t  m i t L u d w i g X IV . andererseits, u m i m 
Verein m i t Frankre ich den hol ländischen Handelsr ivalen aus dem Feld zu 
schlagen und als Juniorpar tner der stärksten Kont inenta lmacht mögl ichst 

1 So Jean Meyer/John  S. Bromley,  La Seconde Guerre de Cent Ans 1688 - 1815, in: 
François Bedarida/François Crouzet/Douglas Johnson (Hrsg.), De Guillaume le Con-
quérant au Marché Commun. Dix siècles d'histoire franco-britannique,  Paris 1979, 
153 - 190. 

2 Jeremy Black,  Natural and Necessary Enemies. Anglo-French Relations in the 
Eighteenth Century, London 1986. 

3 Vgl. hierzu Keith  Feiling,  British Foreign Policy 1660 - 1672, London 21968; 
Gerald M. D. Howat,  Stuart and Cromwellian Foreign Policy, London 1974; sowie 
Jeremy  Black (Hrsg.), Knights Errant and True Englishmen. British Foreign Policy 
1660 - 1800, Edinburg 1988. 
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auch weitere Gewinne i n Europa oder i n Übersee zu erringen. A u c h wenn 
dieses K a l k ü l fehlschlug und K a r l I I . sich gezwungen sah, i m Separatfr ieden 
von Westminster der A l l i anz m i t Frankre ich eine Absage zu erteilen, so 
hatte dieser Mißerfo lg doch weitere, w iederum auf das Jahr 1689 vorauswei-
sende Konsequenzen: die doppelbödige Außenpo l i t i k des englischen Monar -
chen ließ bei dem Stat tha l ter der Vereinigten Niederlande, W i l he lm von 
Oranien, immerh in nach seiner Hei ra t m i t der ältesten Tochter Kar ls I I . eng-
l ischer Kronprätendent nach dem Aussterben der männl ichen Stuar t -L in ie , 
die Entschlossenheit wachsen, ein antifranzösisches Bündnis unter E in -
schluß Englands zustandezubringen und h ier für  selbst einen innenpo l i t i -
schen Umsturz i n London i n Erwägung zu ziehen. Dies best immte Vorge-
schichte und Konsequenz der Glor ious Revolut ion. 

D ie Er fahrung  des ( im wör t l i chen Sinne) vernichtenden Charakters dieser 
anglo-französischen A l l ianz , die i n einem kombin ier ten Land - und Seekrieg 
die Vereinigten Nieder lande 1672-1679 an den Rand einer vö l l igen Nieder-
lage gebracht hatte, wa r für W i l he lm von Oranien, i n dieser Kr isens i tuat ion 
zum Stat thal ter ausgerufen, ein entscheidendes Moment gewesen, das seine 
Ha l tung gegenüber Eng land for tan 4 festlegte: zur Abwehr der französischen 
Herausforderung  schien es i n seinen Augen unumgängl ich, die f inanziel len, 
w i r tschaf t l i chen und mi l i tär ischen Ressourcen des Inselstaates i n die Waag-
schale einer zu formenden ant i ludoviz ianischen Koa l i t i on einzubringen. 
Dies würde n ich t nur den Nieder landen die Wahrung der äußeren Existenz 
und der inneren Freihei t ermöglichen, sondern auch die Unabhängigke i t 
und Eigenständigkei t der anderen Staaten des Kont inents sichern. Gerade 
dieser personale Fak tor soll te n ich t unterschätzt werden; das Bewußtsein, 
daß die europäische Staatenordnung durch die französische Hegemonie 
bedroht sei, aber auch eine konkrete Vorstel lung, welche Schr i t te zu ihrer 
E indämmung notwend ig seien, und n ich t zuletzt einen leidenschaft l ichen 
Wi l len, dies auch i n die Tat umzusetzen, brachte W i l he lm nach der Glor ious 
Revolut ion i n die englische Außenpo l i t i k ein. Aufgewachsen i n einer Region, 
die zu den strategisch neuralgischen Punkten des Kont inents zu zählen ist, 
geprägt und geformt von einem pol i t ischen Gemeinwesen, das seine Unab-
hängigkei t gegen das übermächt ige Spanien hatte erstreiten und sie 
anschließend gegen die französische Hegemonie hatte verteidigen müssen, 
konnte er den insularen, eher sporadisch i n die kont inenta len Kon f l i k te ein-
greifenden Charakter der englischen Außenpo l i t i k überwinden und den 
Inselstaat zu einem Faktor von europäischem Gewicht machen. 

Diese dauerhafte Festlegung auf die E indämmung der französischen 
Hegemonie, w ie sie m i t der Entscheidung des Jahres 1689 zum Ausdruck 
kam, wäre aber n ich t mögl ich gewesen ohne eine entsprechende Resonanz i n 
Eng land selbst. Gewiß, die Außenpo l i t i k f ie l i n den Bereich der kön ig l ichen 

4 Vgl. Stephen B. Baxter,  Will iam III, London 1966, 160ff.,  216ff. 
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Prärogative, auch hat W i l he lm als englischer Monarch die außenpoli t ischen 
Entscheidungen nahezu al le in und aus eigener Machtvol lkommenhei t getrof-
fen. Dennoch wäre ohne die Bewi l l i gung der notwendigen M i t t e l zur Kr ieg-
führung durch das Par lament und ohne eine allgemeine Zus t immung der 
Öf fent l ichkei t  zur (Außen-)Pol i t ik der Krone ein Schr i t t m i t derart we i t re i -
chenden Folgen n icht mögl ich gewesen. Bei seiner Thronbesteigung pro f i -
t ierte Wi lhe lm davon, daß der profranzösische  Kurs seiner Vorgänger K a r l I I . 
und Jakob I I . höchst unpopulär gewesen wa r und zu emotionsgeladenen 
inneren Auseinandersetzungen 5 geführt  hatte. L u d w i g X IV . gal t als I nka r -
nat ion von „popery and arb i t rary ru le" , der durch das Bündnis m i t den Stu-
arts die pol i t ische w ie die re l ig iös-k i rch l iche Ordnung i n Eng land i m abso-
lut is t ischen Sinne umzugestal ten trachtete. D ie von i h m durchgesetzte En t -
machtung der (ständischen) französischen Parlamente und der Ausbau eines 
nur noch kronabhängigen Verwaltungsapparates, die Aufhebung des E d i k -
tes von Nantes und die b lu t ige Verfolgung der Hugenotten, aber auch die 
ehrgeizige Handels- u n d F lo t tenpo l i t i k der französischen Krone, die zu 
einer ernsthaften Herausforderung  der englischen Konkur renz zu werden 
drohte - a l l dies ließ den Bourbonen-Kön ig i n englischen Augen zum A n t i -
poden und Widerpar t der eigenen verfassungs- und innenpol i t ischen Ord-
nung werden. Ja, das Bündnis der Stuarts m i t dem Roi Solei l schien i n dieser 
Sicht vor a l lem dem Zweck verpf l ichtet ,  nun auch i n Eng land nach dem 
französischen Model l die überkommenen Rechte des Parlaments zu beschnei-
den, die pr iv i legier te Ste l lung der Angl ikan ischen K i rche einzuschränken 
und Macht und Stel lung der Krone nach absolutistischem Muster zu stärken. 

Diese m i l i t an t antifranzösische S t immung i n Eng land hatte W i l he lm von 
Oranien sich bereits 1673 zunutze gemacht6 , u m das gegen die Vereinigten 
Niederlande gerichtete Bündnis Kar ls I I . m i t L u d w i g X IV . zu sprengen und 
Eng land aus der gegnerischen Koa l i t i on herauszubrechen. Du rch verdeckte 
Zusammenarbei t m i t der innerengl ischen Opposi t ion und durch geschickte 
Ausstreuung von Gerüchten über die „absolut ist ischen" Neigungen des 
d r i t ten Stuar t auf dem englischen Thron war es dem Oranier gelungen, Eng-
land zur Au fkünd igung der A l l ianz m i t Frankre ich und zu einem Sonder-
fr ieden m i t den Nieder landen zu zwingen. D a m i t wa r das Muster der 
zukünf t igen Beziehungen geboren: je stärker K a r l und sein Bruder und 
Nachfolger Jakob i n den Verdacht gerieten, die pol i t ischen Freihei ten der 
Na t ion beschneiden und „popery and arb i t rary ru le" i n Eng land aufr ichten 
zu wol len, desto stärker b l i ck ten führende Po l i t i ker i n Par lament und 
Öffent l ichkei t  nach dem oranischen Thronprätendenten, da er ein Garant 

5 Vgl. hierzu vor allem K. H. D. Haley,  Will iam of Orange and the English Opposi-
tion 1672 - 74, Oxford 1953, sowie John Miller, Popery and Politics in England 1660 -
1688, London 1973, passim. 

6 Vgl. ebd. sowie Marie-Luise  Recker,  Der Vertrag von Dover 1670. Zur englischen 
Außenpolitik der Restaurationszeit, in: Francia 13 (1985), 271 - 294. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



76 Marie-Luise Recker 

dafür schien, daß der französische Absolut ismus seine Hand n ich t nach den 
br i t ischen Inseln würde ausstrecken können. I n der Kr ise des Jahres 1688, 
als m i t der Aufhebung der Test-Akte und m i t der Geburt eines Sohnes und 
(mutmaßl ich kathol ischen) Nachfolgers Jakobs I I . diese Befürchtungen neue 
Nahrung erhielten, formierte  sich ein gleichsam nat ionaler Widerstand 7 aus 
Angl ikanischer Kirche, Whigs und Tories, der die Kontak te zum Oranier 
intensivierte und i h m Unters tü tzung i m Fal le seines Eingreifens auf der 
Insel zusicherte. Auch wenn das Hauptinteresse der innerengl ischen Oppo-
s i t ion bei diesem Schr i t t den innen- und verfassungspolit ischen Fragen galt, 
so legte er das Land doch gleichzeit ig pr inz ip ie l l auf eine ant i ludivizianische 
Ausr ich tung fest, die den Vorsatz zur E indämmung der französischen Macht 
- le tz t l i ch selbst unter Einsatz mi l i tär ischer M i t t e l - i n sich barg. 

W i lhe lm ergr i f f  diese Gelegenheit schnell, zumal sie seinen bisherigen 
Bemühungen u m Eng land entsprach. Sein Hauptanl iegen war es jedoch, den 
Inselstaat für die sich formierende  Große A l l i anz zu gewinnen, da nur so 
Ludwigs spektakulären Erfolgen der vergangenen Jahre (Straßburg, Casale, 
K ö l n und nun die Pfalz) E inha l t geboten und er von mögl ichen wei teren 
Expansionsschr i t ten abgehalten werden konnte. Trotz der Unsicherheit , ob 
eine Invasion der Insel erfolgreich  sein und ob sie n ich t mi l i tär ische Kräf te, 
die an anderer Stelle w ich t iger waren, al lzulange b inden würde, wagte der 
Oranier den „großen Coup" 8 , den Fuß auf englischen Boden zu setzen und 
nach der Krone dort zu greifen. 

Es sollte sich als schwerer Fehler erweisen, daß der französische Monarch 
dem Hil feersuchen seines englischen Cousins9 ke in Gehör schenkte und 
dessen B i t te u m mi l i tär ische Unters tü tzung abschlug. Al lerd ings wa r aus 
seiner Sicht das K a l k ü l w o h l n icht falsch, daß Eng land ohnehin ke in verläß-
l icher und kra f tvo l ler  Verbündeter sei und daß dessen Paralysierung infolge 
innerer Wi r ren der französischen Po l i t i k durchaus zupaß kommen konnte. 
Ja, die - w ie zu erwarten stand - langwier igen Auseinandersetzungen zw i -
schen dem legi t imen Monarchen und dessen Herausforderer  hat ten sogar 
den g lück l ichen Nebeneffekt,  daß Ludwigs entschiedenster Gegner, näml ich 
Wi lhe lm von Oranien, nun auf der Insel gebunden und dami t als Organisator 
und mi l i tär ischer Führer der Großen A l l i anz ausfallen würde. Erst als der 
Widerstand gegen Wi lhe lm buchstäbl ich dahinschmolz und Jakob durch die 
F lucht nach Frankre ich seine Posi t ion de facto ver loren gab, entschloß sich 

7 Vgl. hierzu James Rees Jones, The Revolution of 1688 in England, London 1984, 
209ff.;  sowie John Rändle  Western,  Monarchy and Revolution. The English State in 
the 1680s, London 1972, 239ff. 

8 Heinz  Duchhardt,  Das Zeitalter des Absolutismus, München 1989, 60. 
9 Vgl. hierzu und zum folgenden Mark  A. Thomson,  Louis XIV and Will iam III, 

1689 - 97, in: Ragnhild Hatton/John S. Bromley (Hrsg.), Will iam I I I and Louis XIV, 
Liverpool 1968, 24 - 48; sowie James Rees Jones, Britain and the World 1649 - 1815, 
Glasgow 1980, 127 ff. 
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der französische König, i h m m i t einem Expedit ionsheer nach I r l and zu H i l fe 
zu kommen und von hier aus Wi lhe lms Erfolge zunichte zu machen. D ie 
Schlacht an der Boyne und Jakobs erneute F lucht nach Frankre ich beende-
ten dann diesen französischen Versuch, die Thronfolge des Oraniers zu ver-
eiteln. 

Die Ident i f iz ierung Ludwigs m i t der Sache Jakobs und seiner Anhänger 
hat die E inre ihung Englands i n die Große A l l i anz gegen Frankre ich nu r 
bestärkt. Für die pol i t ische Nat ion, für die entscheidenden St immen i n Par-
lament und Öf fent l ichkei t  wa r der Kamp f gegen Frankre ich gleichzeit ig ein 
Kamp f zur Sicherung des Revolution Settlement  und der protestant ischen 
Thronfolge. D ie Aufnahme der ex i l ier ten Stuar t -Fami l ie am Hof von Ver-
sailles, die Nichtanerkennung Wi lhe lms als rechtmäßigen englischen König, 
vor a l lem dann die Unters tü tzung der Jakob i ten 1 0 innerhalb und außerhalb 
der Insel und die mehrfachen Versuche, Jakob m i t H i l fe französischer  T rup-
pen wieder auf dem englischen Thron zu insta l l ieren - a l l dies bewirk te , daß 
der französische Kön ig i n Eng land als der entscheidende Widerpar t der 
innen- und verfassungspolit ischen Ordnung angesehen wurde. 

Dieser Konsens zwischen der pol i t ischen Na t i on und dem neuen Monar -
chen t rug dann auch dazu bei, daß Öffent l ichkei t  und Par lament t rotz 
zunehmender Lasten le tz t l i ch bereit waren, den Kr ieg gegen Frankre ich zu 
tragen und der Großen A l l i anz die notwendige Unters tü tzung zu gewähren. 
Obwoh l die Berei tstel lung von Truppen für den Kr ieg auf dem Kon t inen t 
und die beträcht l ichen Subsidienzahlungen an die Verbündeten das L a n d 
schwer t rafen und Wir tschaf tskraf t  und Finanzen deut l ich beeinträcht igten, 
zeigte es sich doch wi l lens, den außenpoli t ischen Zie len der Krone zu folgen 
und ih r die notwendigen M i t t e l zur Verfügung zu stellen. 

I n den ersten Jahren stel l te sich Eng land der 1689 begonnene Kr ieg gegen 
Frankre ich als ein K a m p f u m die nat ionale Unabhängigke i t dar, so daß 
manche His tor iker ihn, wenn auch m i t i ronischem Unter ton, als englischen 
Erbfo lgekr ieg 1 1 bezeichnen. Bis 1692 schien die Mögl ichke i t gegeben, daß 
Jakob m i t Hi l fe französischer  Truppen wieder auf den englischen Thron 
zurückkehren würde. Das di rekte und ind i rek te Zusammenspiel zwischen 
dem französischen Hof und den Jakobi ten i n Eng land und Schott land, 
sodann die französische Invasion i n I r l and 1689, die zwar durch Wi lhe lms 
Sieg an der Boyne 1690 scheiterte, wo sich Truppen Jakobs aber bis 1691 
(Fal l L imer icks) ha l ten konnten, und vor a l lem Tourvi l les Seesieg bei 
Beachy Head bzw. Beveziers 1690, der der französischen F lo t te die K o n -

1 0 Vgl. Claude  Nordmann,  Louis XIV and the Jacobites, in: Ragnhild Hatton 
(Hrsg.), Louis XIV and Europe, London 1976, 82 - 111. 

1 1 So beispielsweise Jones, Britain (Anm. 9), 134, und G. C. Gibbs,  The Revolution 
in Foreign Policy, in: Geoffrey Holmes (Hrsg.), Britain after the Glorious Revolution 
1689 - 1714, London 1982, 59 - 79, hier 64. 
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t ro l le des Ärmelkanals überl ieß und die gesamte englische Südküste einer 
französischen Invasion öffnete  - a l l dies konnten erste Schr i t te für eine 
Rückkehr Jakobs I I . sein. Erst der englische Seesieg bei Bar f leur /La  Hogue 
1692 beendete diese Si tuat ion; m i t diesem Er fo lg wa r die objekt ive Gefahr 
einer französischen Invasion gebannt, wenn auch entsprechende Befürchtun-
gen und Gerüchte wei ter bestanden und die englische Po l i t i k beeinflußten. 

M i t dem Abf lauen der Furcht vor einer jakobi t ischen Restaurat ion rückte 
der Kamp f gegen die französische Expans ion ins Zen t rum der mi l i tä r ischen 
Anstrengungen. Für den neuen Monarchen 1 2 b i ldeten Eng land und die N ie-
derlande das Rückgrat der Koal i t ionskr iegführung.  Beide Länder i m Kr ieg 
zu hal ten bzw. deren Wi l l en n ich t er lahmen zu lassen, die mater ie l len Bür -
den dieses Krieges zu tragen, sah er als zentrale Aufgabe seiner Po l i t i k an. 
Während i n den Nieder landen der hol ländische Ratspensionär Heinsius 
seine L in ie m i t Energie und Geschick fortsetzte, suchte W i l he lm i n Eng land 
selbst durch ein Lavieren zwischen bzw. über den pol i t ischen Fronten die 
Unters tü tzung des Landes für diesen Kr ieg zu erreichen und seinen eigenen 
Handlungsspie l raum i n außenpoli t ischen Fragen zu wahren. Ohne hier we i -
ter auf die innenpol i t ischen Kräfteverhältnisse  eingehen zu können, sei doch 
betont, daß der Versuch der Krone, Vertreter der Whigs w ie der Tories für 
hohe pol i t ische Ämte r zu gewinnen und durch eine solche „m i xed admin is-
t r a t i o n " 1 3 Rückendeckung für ihre Po l i t i k zu gewinnen, n icht den erhofften 
Er fo lg brachte. Die Min is ter ien dieser Jahre waren i m al lgemeinen wenig 
homogen und konnten so k a u m Unters tü tzung und Ersatz für den Monar -
chen sein, w e n n er s ich i n H o l l a n d bzw. auf den Kr iegsschauplätzen i n 
F landern befand. Z u d e m stel l te das Par lament , m i t gestärk tem M a c h t -
bewußtsein aus der Glor ious Revolut ion hervorgegangen und angesichts der 
Regelmäßigkeit seiner Sitzungsperioden eine pol i t ische Bühne von großem 
Gewicht , einen Fak tor dar, m i t dem der Kön ig und seine Min is ter zu rech-
nen hatten. Trotz al ler heft igen innenpol i t ischen Auseinandersetzungen und 
ungeachtet der Instabi l i tä t der Minister ien (mit Ausnahme der „Wh ig Junta" 
1694 - 1698) gelang es W i l he lm jedoch, das L a n d i m Kr ieg zu hal ten und die 
für die mi l i tä r ischen Kampagnen notwendige Unters tü tzung zu f inden. 

Hierbei verfolgte er ein doppeltes Ziel , näml ich zum einen die französi-
sche Expansion zu stoppen, gar die Grenzen von 1648 oder 1659 wiederher-
zustellen, und zum anderen L u d w i g zur Anerkennung der protestantischen 
Thronfolge i n Eng land zu br ingen. Ersterem dienten die mi l i tä r ischen 

1 2 Vgl. hierzu und zum folgenden Baxter  (Anm. 4), 288ff.;  sowie Jones, Britain 
(Anm. 9), 140 ff. 

1 3 Vgl. zu Wilhelms Regierungsstil und zum innenpolitischen Hintergrund generell 
Baxter  (Anm. 4), 269ff.; E. L. Ellis,  Will iam and the Politicians, in: Holmes (Anm. 11), 
115-134; James Rees Jones, Country and Court. England 1658 - 1714, London 1978, 
256ff.;  sowie Henry  Horwitz, Parliament, Policy and Politics in the Reign of Will iam 
III, Manchester 1977, passim. 
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Anstrengungen der verbündeten Armeen, die i n einem langandauernden, 
kräftezehrenden Stel lungskr ieg sich schl ießl ich behaupten und m i t der 
Rückeroberung von Namur (1695) einen langersehnten Er fo lg verbuchen 
konnten. Al lerd ings bedeutete dieser Landkr ieg angesichts hoher Kosten für 
Subsid ien-Zahlungen an die Verbündeten und zur Ausrüstung und Unte r -
ha l tung englischer Truppen i n F landern eine schwere Bürde für den Insel-
staat. Gerade angesichts der Def iz i te der Vergangenheit stel l ten die Aushe-
bung einer solchen Zah l neuer Soldaten, ihre Ausb i ldung und Ausrüstung, 
ihre Verpf legung und En t lohnung neue und ungekannte Anforderungen  an 
admin is t rat ive Eff iz ienz  u n d f inanziel le Leistungsfähigkei t Englands. Ä h n -
liches gal t für die Mar ine, wo der Bau und die Bemannung neuer Schiffe  für 
den Seekrieg gegen Frankre ich analoge Probleme bereiteten u n d zudem 
Stärke und Akt ionsrad ius der t rad i t ione l len Handelsf lot te beeinträcht igten. 
Neuere Forschungen 1 4 haben darauf hingewiesen, w ie stark der Orléanssche 
Kr ieg die Wir tschaf ts- und F inanzkra f t  Englands t ra f  u n d B innen- w ie 
Außenhandel tangierte. D ie Folgen waren wi r tschaf t l icher  Niedergang, 
Münzverschlechterungen u n d eine wachsende Schere zwischen Steuerein-
nahmen u n d Staatsausgaben, was das L a n d an den Rand eines Staatsbank-
rotts führte. Erst die „ f inanc ia l r evo lu t i on " 1 5 dieser Jahre, m i t der die Wäh-
rung saniert und die Kr iegsanleihen fundier t  wurden, legte den Grundste in 
für die F inanzierung der neuen mi l i tä r ischen Kampagnen u n d dami t für 
eine erfolgreiche  Fortsetzung des Krieges. 

Dennoch bl ieben die Lasten har t und waren zudem geeignet, die po l i t i -
schen Dif ferenzen  i m Lande zu vertiefen. Während das sich ausbildende 
„mon ied interest" , also diejenigen, die durch die Zeichnung von Staatsan-
leihen den Kr ieg f inanzieren halfen, i n mancher H ins ich t zu dessen Nutzn ie -
ßern gezählt werden kann, waren andere gesellschaftl iche Gruppen weniger 
begünstigt. D ie ab 1692 erhobene L a n d Tax, die wicht igste und ergiebigste 
der i n diesen Jahren eingeführten neuen Steuern, belastete i m wesent l ichen 
die Landbesi tzer und schmälerte deren E inkünf te . Aber auch Handel und 
Gewerbe mußten zum Tei l herbe Einbußen hinnehmen, we i l der Kr ieg die 
Wir tschaf tskraf t  des Landes beeinträcht igte, die t rad i t ione l len Handelsrou-
ten unterbrach und we i l zudem französische Kaperschif fe  der englischen 
Handels- und Kr iegsmarine schwere Verluste zufügten. Somit drohte sich 
hier eine Opposi t ion gegen die Fortsetzung des Krieges auf dem bisherigen 
Niveau zu formieren,  die n u n die Forderung erhob, die mi l i tär ische Präsenz 
auf dem Kont inen t drast isch zu reduzieren, zudem die Verbündeten dazu zu 
br ingen, einen größeren Te i l ihrer Kr iegskosten selbst zu tragen, und die 
eigenen Anstrengungen auf den Seekrieg zu verlagern. Dieses Konzept einer 

1 4 So insbesondere D. W.  Jones, War and Economy in the Age of Wil l iam I I I and 
Marlborough, Oxford 1988, passim. 

15 Peter  M. G. Dickson , The Financial Revolution in England. A Study in the Devel-
opment of Public Credit 1688 - 1756, London 1967. 
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„b lue wa te r " 1 6 -St ra teg ie würde n ich t nur die d i rekten Kriegslasten Eng-
lands verr ingern, sondern ebenso den Außenhandel m i t Europa und Über-
see, auf dem ja die Prosperi tät des Landes ruhte, von bisherigen Ris iken und 
Verlusten befreien. 

Der Kön ig und seine Min is ter konnten diese K r i t i k jedoch le tz t l i ch m i t 
dem Hinweis abwehren, daß Ludwigs pol i t ische Ziele und ein französischer 
Er fo lg i n diesem Kr ieg die Unabhängigke i t des Landes und dami t auch die 
innen- und verfassungspolit ische Ordnung i n Frage stellen würden. Wenn 
schon Eng land i n seinen Anstrengungen nachließ, w ie sol l ten dann die Ver-
bündeten bei der Stange gehalten werden? D ie Posi t ion Spaniens schien 
dem Kol laps nahe, Savoy en suchte 1696 schl ießl ich den Weg zu einem Sepa-
rat f r ieden  m i t Frankreich, und auch i n Ho l l and und i m Reich gab es Ten-
denzen zugunsten eines Ausgleichs m i t dem französischen Monarchen. I n 
diesem Fa l l hät te ein isoliertes Eng land al le in der französischen Armee und 
Mar ine gegenübergestanden oder es hätte i n einem Friedensvertrag L u d -
wigs Bedingungen annehmen müssen, was - da der französische Monarch 
sich noch immer weigerte, W i l he lm als leg i t imen englischen Kön ig anzuer-
kennen - die Restaurat ion Jakobs oder zumindest die Thronfolge seines 
Sohnes nach dem Tod des Oraniers beinhal ten konnte. Gerade die i m 
Febraur 1696 aufgedeckte jakobi t ische Verschwörung gegen W i l h e l m 1 7 

hatte diese Gefahr erneut deut l ich gemacht und das L a n d i n einer innen-
pol i t isch kr i t ischen S i tua t ion w iederum h inter i h m versammelt. Dennoch 
waren Kr iegsmüdigke i t und Erschöpfung unübersehbar. 

Geheimverhandlungen zwischen der englischen und der französischen 
Seite zur Beendigung des Krieges begannen schon früh, näml ich 1693, als 
L u d w i g die Hof fnung  auf eine Invasion Englands und eine Restaurat ion 
Jakobs hatte aufgeben müssen. Al lerd ings zogen sie sich lange hin, zumal 
mi l i tär ische Erfolge der einen oder der anderen Seite jeweils die Kräf tever-
hältnisse veränderten und L u d w i g zudem Standfest igkeit und Zusammen-
ha l t der gegnerischen Koa l i t i on auf die Probe zu stel len suchte. I m M a i 1697 
konnte schl ießl ich ein Friedenskongreß i n R i j s w i j k 1 8 eröffnet  werden, der 
sich jedoch ohne konkrete Ergebnisse dahinzuziehen drohte. Vor a l lem der 
Kaiser hat te ein Interesse an der Verzögerung der Verhandlungen, da er bei 
Fortbestand der Großen A l l ianz darauf hoffen  konnte, i m Fal le des Todes 
von K a r l I I . die H i l fe der A l l i i e r ten für die Wahrung der Erbfolgerechte  i n 
Spanien für sein Haus i n Anspruch nehmen zu können. Dagegen waren der 
französische w ie der englische Monarch an einem bald igen Friedensschluß 
interessiert, da ihnen an der Fortsetzung des Krieges m i t dem Z ie l der 
Sicherung der spanischen Erbfolge für einen habsburgischen Kand ida ten 

1 6 Vgl. hierzu Baxter  (Anm. 4), 306f. 
1 7 Vgl. hierzu und zur Reaktion auf dieses Ereignis Jones, Country (Anm. 13), 274ff. 
1 8 Vgl. zum Frieden von Rijswijk Jones, Britain (Anm. 9), 149 ff. 
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n ich t gelegen war und sie zudem eine weitere mi l i tär ische Kampagne i m 
kommenden Jahr auch aus Rücksicht auf ihre f inanzie l l erschöpften Länder 
verh indern wol l ten. Un te r Umgehung des Friedenskongresses fanden sie 
bzw. ihre Unterhändler dann die Kompromiß l in ie , die anschließend i n den 
Friedensvertrag von R i j sw i j k E ingang fand. L u d w i g mußte substant iel len 
Gebietsabtretungen an seiner Ostgrenze sowie der Zulassung von ho l länd i -
schen Garnisonen zur Sicherung der spanisch-niederländischen Grenz-
festungen zust immen, was den Sicherheitsinteressen der beiden Seemächte 
entgegenkam. Es wa r der erste Verlustfr iede,  den Frankre ich hatte unter -
zeichnen müssen, wenn es auch die elsässische Oberrheingrenze und Straß-
burg i n seinem Besitz ha l ten konnte. Der Er fo lg Englands bestand dar in, 
daß der französische Monarch sich bereit erklärte, W i l he lm als englischen 
Kön ig anzuerkennen und dami t die jakobi t ische Opt ion aufzugeben. Z u 
einem solchen Schr i t t hat te Pomponne bereits 1693 geraten, doch hat te 
L u d w i g diesen T rumpf noch n ich t aus der H a n d geben1 9 wol len. U n d auch 
während der R i jsw i jker Verhandlungen hatte sich diese Frage als äußerst 
schwier ig und komplex gestaltet. Dennoch stand am Ende die Anerkennung 
des Revolution Settlement  von 1688/89, auch wenn der Roi Solei l sich n ich t 
bereit fand, Jakob und seine Fami l ie aus Versailles zu verbannen. 

D ie sich i m Fr ieden von R i j sw i j k abzeichnende Zusammenarbei t zwischen 
beiden Monarchen, die sich i n den vergangenen 25 Jahren als unversöhn-
l iche Gegner gegenübergestanden hatten, k a m einer d ip lomat ischen Revolu-
t i on gleich. Deut l i ch w i r d hier, daß Wi lhe lms Po l i t i k n ich t gegen Frankre ich 
an sich gerichtet war , sondern a l le in der E indämmung der französischen 
Hegemonie dienen sollte. I n dem Moment , wo dies erreicht schien -
immerh in hatte L u d w i g Lo th r ingen und alle Reunionen m i t Ausnahme der 
elsässischen zurückgeben und auch i n den spanischen Nieder landen seine 
ter r i to r ia len Ziele zurückstecken müssen - , bekamen für den Oranier andere 
Überlegungen, näml ich die Austar ierung eines Gleichgewichts zwischen 
den Häusern Habsburg und Bourbon, entscheidendes Gewicht , zumal die 
seit den 1660er Jahren anstehende spanische Erbf rage 2 0 dies zu einem aku-
ten europäischen Problem machte. 

Die Frage, an wen nach dem Tode des kinder losen K a r l I I . das spanische 
Reich fa l len und w ie dieser Erb fa l l  die pol i t ische Landkar te Europas verän-
dern würde, wa r höchst br isant, zumal die österreichischen und die franzö-
sischen Ansprüche auf den spanischen Thron nahezu gleichrangig waren. 
Die eleganteste Lösung, das Haupterbe gleichsam einem „neut ra len" D r i t -
ten zu übertragen, der weder d i rek t zum Haus Habsburg noch zum Haus 
Bourbon gehörte, und Wien und Versail les m i t best immten ter r i tor ia len 

1 9 Vgl. hierzu Thomson  (Anm. 9), 29ff. 
2 0 Vgl. zur Bedeutung der spanischen Erbfolgefrage  für die europäische Politik 

Duchhardt  (Anm. 8), 68ff. 

6 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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Kompensat ionen zu befriedigen, hat te dem ersten Tei lungsvertrag zugrunde 
gelegen, der zwischen L u d w i g und W i l he lm i m Oktober 1698 ausgehandelt 
worden war. Nach dem Tod des dor t verabredeten Erben, des jungen bayer i -
schen Kurpr inzen, i m Januar 1699 vereinbarten beide Monarchen dann i m 
März 1700 einen zwei ten Tei lungsvertrag, demzufolge das Haupterbe an den 
jüngeren Sohn des Kaisers fal len und Frankre ich als Kompensat ion Neapel, 
Sizi l ien, die toskanischen Hafenstädte und Lo thr ingen erhalten sollte. Dies 
jedoch provozierte, als Einzelhei ten dieses Teilungsvertrages bekannt w u r -
den, wei tverbrei tete K r i t i k i n Eng land und Ho l l and 2 1 , da man i n dem Vor-
dr ingen Frankreichs nach I ta l ien eine Beeint rächt igung der Handelsinteres-
sen beider Staaten i m Mi t te lmeer und i n der Levante sah. Dies i n Rechnung 
stellend, hat te Wi lhe lm i n den Verhandlungen bereits die Forderung nach 
Stü tzpunkten (Minorca, Ceuta, Oran) erhoben, u m so die englischen Han-
delsrouten dort besser sichern zu können, und hatte auch einen Gebietsaus-
tausch zwischen Savoyen (an Frankreich) und Neapel und Siz i l ien (an den 
Herzog von Savoyen) angeregt. Dennoch wa r es eher unwahrschein l ich, daß 
die Betroffenen  dies akzeptieren würden. 

Al lerd ings kam auch dieser zweite Tei lungsvertrag n icht zum Tragen, da 
K a r l i n seinem Testament sein gesamtes Erbe dem Enke l Ludwigs , Ph i l i pp 
von Anjou, vermacht und der französische Monarch dies schl ießl ich akzep-
t ier t hatte, al lerdings von der Zusicherung begleitet, daß beide Königreiche 
getrennt b l ieben und.Phi l ipp seiner Rechte auf den französischen Thron ent-
sagen würde. Diese Lösung fand i n der englischen Öffent l ichkei t  durchaus 
Zust immung, stand doch zu erwarten, daß der neue spanische Monarch, 
nachdem alle Hof fnungen  auf sein französisches Erbe fortgefal len  waren, 
sich a l le in und ausschließlich den Interessen seines neuen Königreiches 
zuwenden würde und somit eine enge Zusammenarbei t zwischen den beiden 
Zweigen des Hauses Bourbon kaum wahrschein l ich war . Zudem fürchtete 
man, i n einen neuen Kr ieg hineingezogen zu werden und hier für die kon t i -
nentalen Staaten den Kop f h inha l ten zu müssen, ohne selbst d i rekte Vortei le 
erwarten zu können. I m Gegenteil, angesichts der wei tverbrei teten Kr iegs-
müdigke i t und der K r i t i k an Ausmaß und Dauer der Verw ick lung des Lan -
des i n den Orléansschen Kr ieg hatte das Par lament den Kön ig sogar 
gezwungen, die englische Armee auf 7000 M a n n 2 2 zu reduzieren. I n dieser 
innenpol i t ischen Konste l la t ion schien ein neuer Kr ieg gegen L u d w i g bzw. 
zur Sicherung des habsburgischen Erbes i n Spanien k a u m durchsetzbar. 

Daß Eng land sich dann doch i n eine neue Große A l l i anz gegen Frankre ich 
einreihte, lag i n verschiedenen Ak t i onen L u d w i g s 2 3 begründet, die als 

2 1 Vgl. Jones, Britain (Anm. 9), 152 f. 
2 2 Hierauf weist Baxter  (Anm. 4), 370, hin. 
2 3 Vgl. hierzu und zur englischen Reaktion auf diese Politik Mark  A. Thomson, 

Louis XIV and the Origins of the War of the Spanish Succession, in: Hatton/Bromley 
(Anm. 9), 140 - 161. 
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erneute Herausforderung  des Inselstaats angesehen werden konnten. Schon 
als das Pariser Par lament i m Februar 1701 die Ansprüche des neuen spani-
schen Königs auf den französischen Thron bestätigte, zeichnete sich die 
Gefahr einer Zusammenarbei t und eines gemeinsamen außenpoli t ischen 
Vorgehens beider Königreiche i n der Zukun f t ab. Bedrohl icher jedoch aus 
der Sicht Londons und den Haags mußte es scheinen, daß Ph i l ipp noch i m 
selben Monat die spanischen Nieder lande für französische Truppen öffnete 
und die dor t i n acht Festungen stat ionierten hol ländischen Garnisonstrup-
pen vertreiben ließ. D a m i t wa r eine wesentl iche französische Zusage i m 
Ri jsw i jker Friedensvertrag, die den Sicherheitsinteressen der beiden See-
mächte hatte dienen sollen, aufgekündigt worden. Al lerd ings zögerte die 
Öffent l ichkei t  i n Eng land w ie i n den Nieder landen noch, dies als casus be l l i 
anzusehen, v ie lmehr drängte sie W i l he lm zu Verhandlungen m i t Ludw ig , i n 
denen eine Lösung für die Frage der spanischen Niederlande gefunden 
sowie gewisse Kompensat ionen aus dem spanischen Erbe für das Kaiser-
haus (vornehml ich i n I ta l ien) verabredet werden sollten. 

Beide Monarchen setzten offenbar  von vornherein auf einen Fehlschlag 
dieser Verhandlungen; gerade W i l he lm mußte sich durch Ludwigs Verhal-
ten düpier t und hintergangen fühlen und konzentr ier te seine pol i t ischen 
Anstrengungen auf die B i l dung einer neuen A l l ianz , die nun eine die ver-
schiedenen Interessen ausbalancierende Regelung der spanischen Erbfolge 
erreichen sollte. Auch L u d w i g setzte eher auf den mi l i tär ischen Überra-
schungseffekt  und auf mi l i tär ische Stärke denn auf einen Verhandlungs-
kompromiß, zumal er Armee und Finanzen i n den vergangenen Jahren 
gestärkt und (kriegs-)bereit gemacht hatte. Doch die spektakulären Erfolge 
der französischen Armeen, die 1701 i n einem schnellen Vorstoß Flandern, 
die Lombarde i und große Teile des Rheinlandes überrol l ten, also Gebiete 
vereinnahmten, die sie i m Devolut ionskr ieg w ie i m Orléansschen Kr ieg 
n icht hat ten erobern können, veranlaßten Parlament und Öf fent l ichkei t  i n 
Eng land noch immer n icht , sich vo l l h in ter den sich abzeichnenden Kr ieg zu 
stellen, wenn auch die warnenden St immen an Zah l und Einf luß gewannen. 

Als der französische Monarch nach dem Tod Jakobs I I . i m September 1701 
dessen Sohn als rechtmäßigen englischen Kön ig anerkannte und dami t eine 
weitere Konzession des Friedens von R i j sw i j k wieder i n Frage stellte, wen-
dete sich jedoch 2 4 das B la t t . Dies schien ein erneuter Anschlag auf die prote-
stantische Thronfolge, die kurz zuvor i m Ac t of Sett lement festgeschrieben 
worden war. Zudem wurden auch die von Frankre ich verfügten handels-
pol i t ischen Maßnahmen, die an Colberts aggressiven Merkant i l i smus der 
1660er Jahre erinnerten, als ernsthafte Bedrohung für den „Handelsstaat 
E n g l a n d " 2 5 angesehen. Höhere Zol lschranken für englische Produkte, eine 

2 4 Vgl. hierzu Jones, Country (Anm. 13), 287 ff. 

6* 
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schikanöse Behandlung durch französische Zöl lner und die Beschlagnahme 
englischer Schiffe  i n französischen Häfen waren nur die sichtbarsten Zeichen 
dieser Po l i t i k . Auch die Öffnung  des spanischen Kolonia l re ichs für französi-
sche Handels- und Schiffahrtsinteressen  und die Über t ragung des Asiento-
Handels an Frankre ich 1702 bestätigte die Befürchtung, daß der französi-
sche Monarch, nachdem er vom zuvor vereinbarten Tei lungsvertrag abge-
rück t sei und K a r l I I . auf dem Sterbebett zu einem Testament zugunsten 
Phi l ipps veranlaßt habe, n u n seine Hand nach den Reichtümern des spani-
schen Weltreichs ausstrecke. Dies jedoch hätte die pol i t ische w ie w i r tschaf t -
l iche Vorherrschaft  Frankreichs i n Europa und i n Übersee bedeutet. 

Vor dem H in te rg rund dieser E n t w i c k l u n g zeigte sich das Inselreich bereit, 
erneut den Kamp f gegen die französische Hegemonie aufzunehmen und 
dami t Wi lhe lms Zielsetzung zu entsprechen. Auch nach seinem Tod i m März 
1702, zwei Monate vor Beginn des neuen Kriegs gegen Frankreich, setzte 
seine Nachfolgerin,  Anna, seine Po l i t i k fort  und konnte hierbei auf die 
Unters tü tzung der N a t i o n 2 6 rechnen. Obwoh l die Ausgangslage ungünst iger 
wa r als 1689 - immerh in wa r L u d w i g bei Kr iegsausbruch i m Besitz der spa-
nischen Niederlande und Nordi ta l iens, hat te wicht ige Bundesgenossen i m 
Reich gewinnen können (Köln, Bayern, Lü t t i ch ) und verfügte prakt isch über 
die Ressourcen des spanischen Kolonialreiches - , vermochten die Verbünde-
ten nach einem langen und wechselvol len Kr ieg schließlich i m Friedensver-
t rag von Ut recht eine Lösung i m Sinne der zwei ten Großen A l l ianz durchzu-
setzen. Ja, die Übere inkunf t ,  die A l l i anz auch nach Kriegsende fortzusetzen 
i m Sinne der Aufrechterhal tung  der soeben getroffenen  Regelungen, läßt 
deut l ich werden, w ie sehr al len Betei l ig ten an der Verh inderung eines 
erneuten französischen Anlaufs zur europäischen Hegemonie gelegen war. 

Die Tatsache, daß Wi lhe lms außenpolit ische L in ie auch nach seinem Tod 
fortgesetzt wurde, zeigt den prägenden Charakter der von i h m in i t i i e r ten 
Wende i n der englischen Außenpol i t ik . Der insulare Zuschni t t , der für das 
17. Jahrhundert so charakter ist isch gewesen war, wurde abgestreift  zugun-
sten einer verstärkten Ante i lnahme an und einer ak t iven In tervent ion i n die 
europäischen Mächtebeziehungen. Insofern bezieht sich die von G. C. Gibbs 
konstat ierte „ revo lu t ion i n foreign p o l i c y " 2 7 , die der Glorreichen Revolut ion 
i m innen- und verfassungspolit ischen Kon tex t i n nichts nachgestanden 

25 Ernst  Schulin,  Handelsstaat England. Das politische Interesse der Nation am 
Außenhandel vom 16. bis ins frühe 18. Jahrhundert, Wiesbaden 1969. 

2 6 Vgl. hierzu John B. Hattendorf,  England in the War of the Spanish Succession. A 
Study of the English View and Conduct of Grand Strategy, 1702 - 1712, New York/ 
London 1987, passim, sowie zum Friedensvertrag von Utrecht und der hinter ihm 
stehenden Gleichgewichtskonzeption Heinz  Duchhardt,  Gleichgewicht der Kräfte -
Convenance - Europäisches Konzert. Friedenskongresse und Friedensschlüsse vom 
Zeitalter Ludwigs XIV. bis zum Wiener Kongreß, Darmstadt 1976, 41 ff.,  68ff. 

2 7 Anm. 11. Ähnlich auch Heinz  Duchhardt,  Die Glorious Revolution und das inter-
nationale System, in: Francia 16/2 (1989), 29 - 37. 
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habe, zunächst e inmal auf das Wiedererscheinen Englands als europäischer 
Macht fak tor und akt iver Tei lnehmer an der in ternat ionalen Po l i t i k . Die 
Einschätzung, daß der Inselstaat ein vitales Interesse an den kont inenta len 
Mächtebeziehungen habe und sein eigenes Gewicht hierbei i n die Waagschale 
werfen solle, wurde von al len pol i t ischen Lagern geteil t , so sehr auch kon-
krete Ak t ionen oder die mi l i tär ische Strategie i n Par lament und Öffent l ich-
ke i t umst r i t ten sein mochten. Eng land hatte den Weg zum Kon t inen t durch 
den Übergang der Krone auf W i l he lm von Oranien gefunden und bl ieb auch 
nach dessen Tod bei diesem Kurs. I m akt iven Interesse und Tei lhabe an den 
europäischen Mächtebeziehungen, i m Ausbau eines sich über den ganzen 
Kont inen t spannenden dip lomat ischen Netzes und - fal ls nö t ig - i n der m i l i -
tär ischen In tervent ion an strategisch neuralgischen Punkten sollte sich 
diese Weichenstel lung i n Zukun f t manifestieren. 

Zunächst jedoch hatte diese neue Po l i t i k nahezu ausschließlich auf den 
Schul tern des Monarchen selbst geruht, während die führenden pol i t ischen 
Köpfe i n Eng land wen ig außenpolit ische Kompetenz besaßen. D ie Tatsache, 
daß Wi lhe lm die Schlüsselposit ionen i n Po l i t i k und Heer 2 8 m i t langjähr igen 
Vertrauten, meist Ho l ländern und Hugenotten, besetzte - Port land, Ath lone, 
Schömberg, Galway oder auch Rochford - , stieß zwar auf erhebliche K r i t i k 
i n England, doch konnte der neue Monarch hier (neben unbedingter Loya l i -
tä t und Gehorsam) auf entsprechende außenpolit ische und mi l i tär ische 
Erfahrungen und Eins ichten seiner Ver t rauten setzen. Erst m i t der Zei t fand 
er auch unter seinen englischen Unter tanen loyale und sachkundige M i t a r -
beiter - John Methuen, James Vernon, W i l l i a m B la thway t und George Step-
ney - , die nun i n entsprechenden Posit ionen Verwendung fanden. 

E in ähnliches Muster läßt sich für den Ausbau des d ip lomat ischen Netz-
werkes konstatieren. Bis zur Glor ious Revolut ion hatte die Außenpo l i t i k der 
Krone eher auf Sonderbevol lmächt igte gesetzt, die m i t einer speziellen und 
begrenzten Mission beauftragt worden waren, als auf permanent an den ent-
sprechenden Höfen akkredi t ier te dip lomat ische Repräsentanten. M i t W i l -
he lm I I I . änderte sich d ies2 9 ; angesichts fehlender Qua l i f i ka t ion und Profes-
sional i tät englischer Kand ida ten setzte er al lerdings zunächst eher auf das 
bestehende Netz der hol ländischen Dip lomat ie , die nun auch für die engl i -
sche Außenpo l i t i k Verwendung fand. Während des Orléansschen Kriegs und 
des Spanischen Erbfolgekriegs  nahm dann der englische dip lomat ische 
Dienst die Gestalt an, die für das 18. Jahrhundert kennzeichnend werden 
sollte. Zahl , Rangordnung und Aufgabenstel lung der Vertreter der Krone i n 
den anderen europäischen Staaten wurden (nach französischem Vorb i ld) 

2 8 Dies betont Jones, Britain (Anm. 9), 41 f. 
2 9 Vgl. hierzu und zum folgenden David  Bayne  Horn,  The British Diplomatie Ser-

vice 1689 - 1789, Oxford 1961; sowie ders.,  The Diplomatie Experience of Secretaries 
of State, 1660 - 1852, in: History 41 (1956), 88 - 99. 
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ausgebaut und ihre Zusammenarbei t m i t den beiden für die Außenpo l i t i k 
zuständigen Staatssekretären formal is ier t  und verbessert. Auch gal ten 
Erfahrungen als Botschafter oder Gesandter nun i n verstärktem Maße als 
Empfeh lung für Min is terämter i n London selbst, so daß Pol i t i ker m i t Ehr -
geiz sich - i m Unterschied zur S i tua t ion zuvor - durchaus für einen solchen 
Posten zu interessieren begannen. Auch dies zeugt von einem veränderten 
außenpoli t ischen Selbstverständnis des Inselstaates, das durch Wi lhe lm 
in i t i i e r t worden ist. 

A ls das bleibende Vermächtnis des Oraniers ist jedoch die Or ient ierung 
am balance-of-power-Prinzip  anzusehen, das i m 18. Jahrhundert zur zentra-
len Ordnungsidee der englischen Außenpo l i t i k wurde. W i l he lm selbst hat es 
noch i n einem engeren Kon tex t gesehen, näml ich einer A l l ianz potent ie l l 
oder tatsächl ich bedrohter Staaten gegen die Hegemonie einer anderen 
Macht , weniger i m Sinne der Etab l ie rung Englands als „ba lancer" und 
eigentl ichen Garanten einer „ausgewogenen" europäischen Ordnung. A l le r -
dings wa r das Gleichgewichtsmot iv für sein außenpolit isches Denken schon 
f rüh konst i tu t iv . Wie Sir W i l l i a m Temple berichtet, langjähr iger englischer 
Botschafter i m Haag, Unterhändler der Tr ipe la l l ianz von 1668 und Advoka t 
des Zusammenstehens der Seemächte (und weiterer Bündnispartner) gegen 
L u d w i g X IV. , hatte bereits der junge Wi lhe lm sich überzeugt gezeigt, daß -
wenn der gegenwärtige Siegeszug der französischen Armeen gebrochen und 
aus dieser S i tua t ion eine erneute spanische Hegemonie erwachsen sollte - er 
von einem Verfechter  der habsburgischen A l l ianz zum Anhänger eines bour -
bonischen Bündnisses werden 3 0 würde. 

Diese Bemerkung macht die Essenz von Wi lhe lms außenpol i t ischem Den-
ken aus. Wie die Vorgeschichte des R i jsw i jker Friedens und auch die Tei-
lungsverträge für das spanische Wel t re ich zeigen, wa r die Austar ierung der 
machtpol i t ischen Gewichte i n Europa das eigentl iche Z ie l seiner A l l i anz -
po l i t i k . Wo sie durch die Hegemonieaspirat ionen einer Macht aus dem Lo t 
gebracht wurden, wurde deren E indämmung m i t d ip lomat ischen und m i l i -
tär ischen M i t t e l n zum Gebot der Stunde. D ie Or ient ierung an „Europa" als 
Bezugspunkt von Wi lhe lms außenpol i t ischem Denken und Hande ln ist von 
der Forschung 3 1 mehrfach konstat ier t worden. I n seiner persönl ichen Kor re-
spondenz w ie i n öf fent l ichen  Äußerungen bezog er sich wiederhol t auf das 
Woh l Europas, dessen Vie l fa l t und dessen Freihei ten erhalten ble iben müß-
ten. Dies spiegelt durchaus das konkrete außenpolit ische Interesse der 
Generalstaaten w ie Englands i m ausgehenden 17. Jahrhundert wider , war 

3 0 Zitiert bei Martin  Wight,  The Balance of Power and International Order, in: The 
Bases of International Order. Essays in Honour of C. A. W. Manning, London 1973, 
85-115, hier 105. 

3 1 So z.B. Wight (Anm. 30), 97; Duchhardt, Glorious Revolution (Anm. 27), 34; 
Michael  Sheehan, The Development of British Theory and Practice of the Balance of 
Power before 1714, in: History 73 (1988), 24 - 37, hier 30. 
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aber gleichzeit ig ein Bezugssystem, das die E inhe i t des Kont inents jenseits 
von dynastischen Überlegungen oder konfessionellen Kategor ien aufzeigte 
und somit auf ein neues, i n die Z u k u n f t weisendes Ordnungsgefüge verwies. 
Untermauer t von Sicherheitszonen, Barrieresystemen u.a.m., später dann 
kodi f iz ier t  i m Völkerrecht, sollte ein Gleichgewicht der Krä f te den europäi-
schen Staatenplural ismus wahren und schützen und eine neue, sei es habs-
burgische, sei es bourbonische „Universa lmonarchie" verhindern. 

Daß Parlament und Öffent l ichkei t  i n Eng land diesem Kurs folgten bzw. 
i h m die notwendige Unters tü tzung gewährten, lag n icht p r imär i n der E in -
sicht i n die Richt igke i t und Log ik dieser Po l i t i k begründet, sondern erk lär t 
sich zunächst e inmal aus der spezifischen innenpol i t ischen Konste l la t ion 
der Jahre nach 1688: der Kamp f gegen L u d w i g diente der Anerkennung des 
Revolution Settlement  und der protestantischen Thronfolge, die durch die 
tatsächl iche oder auch nu r vermutete Zusammenarbei t zwischen dem f ran-
zösischen Monarchen und dem exi l ier ten Jakob immer wieder i n Frage 
gestellt schien. Jedes neue Anzeichen eines „Jacobite P lo t " versammelte die 
Na t ion h in ter W i l he lm und ließ sie le tz t l i ch die Lasten tragen, die d i rek t 
oder ind i rek t aus dem Kr ieg gegen L u d w i g X IV . erwuchsen. H inzu kam die 
machtpol i t ische w ie merkant i le Konkurrenz zu Frankreich, die ebenfalls für 
die E indämmung von dessen Expansionsstreben zu plädieren schien. Insbe-
sondere i m Vorfe ld des Spanischen Erbfolgekriegs,  als dem bourbonischen 
Nachbarn wesentl iche wi r tschaf t l iche Konzessionen i n Spanien und seinem 
Kolon ia l re ich eingeräumt worden waren, gal ten aus Londoner S ich t 3 2 n ich t 
mehr die Generalstaaten, sondern das ludovizianische Frankre ich als ent-
scheidender ökonomischer und mar i t imer Rivale, der i n Europa w ie i n 
Übersee Prosperi tät und Zukun f t des Inselstaates einzuschnüren drohte. 
Auch dies veranlaßte Parlament und Öf fent l ichkei t  zur Unters tü tzung von 
Wi lhe lms Pol i t i k . 

Wenn auch die Gleichgewichtsidee n ich t der auslösende Fak tor für den 
englischen Kr iegse in t r i t t 1689 w ie 1702 war , so gewann sie - nachdem die 
Entscheidung für den Be i t r i t t zur Großen A l l i anz gefallen wa r - doch ba ld 
große öffent l iche  Verbre i tung und wurde zur ideologischen Grundlage der 
englischen Außenpo l i t i k erhoben. I n einer bre i ten und intensiven pub l i z is t i -
schen Diskussion wurde diese Metapher aufgegriffen  und nach Wegen zur 
Durchsetzung und Bewahrung des europäischen Gleichgewichts gesucht. 
Die Vortei le, die Eng land hieraus erwuchsen, hat ein anonymer Au to r 1694, 
also auf einem ersten Höhepunk t dieser Pamphlet l i teratur , w ie folgt cha-
rakter is ier t : 

'"Tis the general Interest of all Christendome to resettle the House of Austria in 
a sort of Equality wi th France. This Equilibrium is necessary for the security of the 

3 2 Dies betont Jones, Britain (Anm. 9), 157. 
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people and even for that of the Sovereigns too. But 'tis the particular Interest of 
England to reestablish this Equality, that she may have the Ballance in her hand 
and turn it to which side she pleases"33. 

Gerade angesichts der t raumat ischen Er fahrungen von außenpoli t ischer 
Isol ierung und In fer ior i tä t  während der Bürgerkr iegs- und Restaurations-
zeit und eingedenk der noch immer v i ru lenten Furcht vor einer ausländi-
schen In tervent ion wurden m i t dem Denken i n Gleichgewichtskategorien 
auch die Rolle und das internat ionale Gewicht des Inselstaates aufgewertet. 
N i ch t von ungefähr dat ier t der Versuch, die Kon t i nu i t ä t der Balanceidee als 
außenpolit ische Max ime Englands seit den Tudors nachzuweisen3 4 , aus der 
Zei t u m die Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert . 

Aber auch i m pol i t ischen Denken derjenigen, die nach Wi lhe lms Tod die 
englische Außenpo l i t i k prägten, wurde die Gleichgewichtsmetapher zum 
entscheidenden Pr inzip. Beide pol i t ischen Kräf te,  Whigs w ie Tories, 
bekannten sich hierzu, beide sahen i n Eng land diejenige Macht , die für die 
Herstel lung und Bewahrung des Gleichgewichts der Krä f te auf dem K o n t i -
nent die Hauptveran twor tung t rug und hieraus auch einen moral ischen 
Führungsanspruch ablei ten konnte. N ich t Gebietserwerb i n Europa (wohl 
aber i n Übersee, wo die mar i t im-kommerz ie l le Expans ion der nun führen-
den Seemacht durch die kont inenta le Machtordnung begünst igt und abgesi-
chert wurde) wa r das Z ie l englischer Außenpol i t ik , sondern - w ie es i m Fr ie-
densvertrag von Ut recht hieß -

"that the peace and tranquill ity of the Christian world may be ordered and 
stabilized in a just balance of power, which is the best and most solid foundation of 
mutual friendship and a lasting general concord"35. 

Dam i t wa r das außenpolit ische Vermächtnis Wi lhe lms I I I . i n Worte gefaßt 
und Eng land ein natür l iches Schiedsamt i m europäischen Mächtekonzert 
zugesprochen. 

3 3 Zitiert nach Sheehan (Anm. 31), S. 31. Vgl. zur Verbreitung dieser Metapher vom 
europäischen Gleichgewicht ebd. sowie H. D. Schmidt,  The Establishment of 'Europe' 
as a Political Expression, in: Historical Journal 9(196 6), 172- 178. 

3 4 Hierauf weist Sheehan (Anm. 31), 24f., hin. 
3 5 Zitiert nach Wight  (Anm. 30), 98. 
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Heeresaufbringung und Koalitionskriegführung 
im Pfälzischen* und im Spanischen Erbfolgekrieg 

Von Bernhard Sicken, Münster 

Polit isches Hande ln Schloß i m Zei ta l ter Ludwigs X I V . w ie i n den voraus-
gegangenen Epochen den Rückgr i f f  auf die bewaffnete  Macht ein, sei es 
außenpol i t isch für expansive Ziele oder zur Wahrung der ter r i to r ia len In te-
gr i tä t , sei es innenpol i t isch zum Herrschaftsausbau und zur Herrschaftssi-
cherung. Das Machtmonopo l beanspruchte der Staat, galt es doch als maß-
gebliches hoheit l iches A t t r i bu t . M i t dem Au fbau eines stehenden Heeres 
bzw. kon t inu ie r l i ch unterhal tener k leinerer Truppenkörper stand seit der 
zwei ten Häl f te des 17. Jahrhunderts durchweg auch das Inst rument zur Ver-
fügung, diesen Anspruch durchzusetzen. Dabei diente die D is loka t ion der 
Stre i tkräf te  m i tun te r dem Zweck, frondierende  Stände i m Zaum zu halten, 
und unters t r ich somit s innfä l l ig das staatl iche Machtmonopo l gegenüber 
den intermediären Gewalten, während ein Truppeneinsatz bei Unruhen i n 
der Bevölkerung als St ra fak t ion galt, zu der sich die Obr igkei t ohne Prüfung 
von Anlaß und Ursache jederzeit für berecht igt h ie l t . M i t Waffengewalt  aus-
getragene zwischenstaat l iche Kon f l i k te waren hingegen Kr iege 1 , deren 
Leg i t ima t ion 2 vor der po l i t isch relevanten Öf fent l ichkei t  unter apologeti-
schen und propagandist ischen Erwägungen zwar als w i ch t i g erschien, ohne 
daß jedoch die pr inz ip ie l le Zulässigkei t des Kr iegführens  und demnach das 
ius ad be l lum der Mächte und - von gewissen Einschränkungen abgesehen -
der Reichsstände s t r i t t i g war . Sowohl aus säkularer naturrecht l icher und 
fo lg l ich „moderner" Sicht als auch aus t radier ter naturrecht l icher Perspek-
t ive erschien der K r i eg i n der ludoviz ianischen Ära als er laubt 3 . So lehrte 
Thomas Hobbes „quaerendam esse pacem, u b i habere potest; ub i non potest, 
quaerenda esse be l l i aux i l i o " u n d erklär te den pol i t ischen Nutzen zum Maß-
stab zwischenstaat l icher Beziehungen. Dagegen hieß es bei Francisco Sua-
rez und ähn l ich bei anderen Spätscholast ikern „ i n statu na tu ra l i mensura 

* Diese Auseinandersetzung wird in der deutschen Historiographie auch als 
„Orléansscher Krieg" bezeichnet; sie firmiert  in der französischen Literatur dagegen 
als „la guerre de la ligue dAugsbourg" und in der englischen als „Nine Years War". 

1 s. Wilhelm  Janssen, Krieg, in: Otto Brunner /Werner Conze / Reinhart Koselleck 
(Hrsg.), Geschichtliche Grundbegriffe.  Historisches Lexikon zur politisch-sozialen 
Sprache in Deutschland, Bd. 3, Stuttgart 1982, 567 ff. 

2 s. dazu Konrad  Repgen, Kriegslegitimationen in Alteuropa. Entwurf einer histo-
rischen Typologie, in: HZ 241 (1985), 32ff. 

3 Janssen (Anm. 1),577-583; dort sind auch die Zitate belegt. 
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iur is est i us t i t i a " ; sie bezeichneten den Gr i f f  zu den Waffen  aber für er laubt, 
u m jenes zwischenstaatl iche fr iedl iche Nebeneinander wiederherzustel len, 
das dem got tgewol l ten Naturzustand entsprach und auf Gerecht igkei t 
gegründet w a r 3 a . D ie unterschiedl ichen theoretischen Posit ionen, die für die 
eine Seite m i t dem Fazi t „be l l um omn ium i n omnes" den Normalzustand 
und für die andere m i t dem Lehrsatz des August inus „be l l um ger i tur , u t pax 
adqu i ra tu r " den Ausnahmezustand kennzeichnen, g l ichen sich i n den M a x i -
men für die prakt ische Po l i t i k indes stark an, we i l zwischen einsicht igen 
„Rechtsgründen und pol i t ischen Interessen" 4 nur schwer zu differenzieren 
war und eine allseits anerkannte Au to r i t ä t zur Entscheidung fehlte. Über-
dies konnten zuwei len die Gegner wechselseit ig m i t p lausib len Gründen 
darlegen, einen „gerechten Kr ieg" zu führen. War dieses aber n ich t auszu-
schließen, w ie sich schon bei Hugo Grot ius i n Aussagen über den vö lker-
recht l ich er laubten K r ieg niederschlug 5 , dann k a m der Leg i t ima t ion eines 
Kon f l i k t s vor a l lem propagandist ische Bedeutung zu, während sie ethisch 
und recht l ich kaum noch Gewicht hatte. I m übrigen folgte die Rechtfert igung 
einer bewaffneten  Auseinandersetzung meist der pol i t ischen Wi rk l i chke i t . 

Kr iege wurden i m Zei ta l ter Ludwigs X I V . so häuf ig geführt,  daß zuwei len 
po in t ier t festgestellt wurde, „n i ch t der Friede, sondern der K r ieg sei i n 
A l teuropa der Regelzustand gewesen"6 . Denn Stre i tkräf te  waren jederzeit 
verfügbar,  seit aus dem Kriegswesen m i t dem Übergang zum miles perpe-
tuus das Mi l i tä rwesen geworden wa r und fo lg l ich der Landesherr über eine 
Stre i tmacht gebot, die zumindest i n ih rem Kern ständig präsent w a r und bei 
Bedarf  meist unschwer vergrößert werden konnte. Be im Au fbau einer 
Stre i tmacht gr i f fen  die Landesherren i n der Regel auf die einheimischen 
Krä f te und mater ie l len Ressourcen zurück, doch wurden auch immer wieder 
i m Aus land geworbene Truppenkörper unter Ver t rag genommen, falls sich 
das als vor te i lhaf ter  erwies und die erforderl ichen  f inanziel len M i t t e l 
bereitstanden; unter Umständen l ief das auf die dauernde Übernahme 
geschlossener Regimenter hinaus. Der Anspruch des Kr iegsherrn auf aus-
schließliche Verfügungsgewalt  über die bewaffnete  Macht Schloß zugleich 

3 a Zur Rechtfertigung des Kriegs bei Suârez mit einer skeptischeren Akzentuierung 
s. Michael  Behnen, Der gerechte und der notwendige Krieg. „Necessitas" und „Ut i l i -
tas reipublicae" in der Kriegstheorie des 16. und 17. Jahrhunderts, in: Johannes 
Kunisch (Hrsg.), Staatsverfassung und Heeres Verfassung in der europäischen 
Geschichte der frühen Neuzeit (Historische Forschungen, 28), Berlin 1986, 63ff. 

4 Janssen (Anm. 1), 582. 
5 s. etwa Hugo Grotius,  De iure belli ac pacis l ibr i très. Neuer deutscher Text und 

Einleitung von Walter Schätzel (Die Klassiker des Völkerrechts in modernen deut-
schen Übersetzungen, 1), Tübingen 1950, 2. Buch 23. Kap. § 13. Vgl. auch G. I. A. D. 
Draper,  Grotius' Place in the Development of Legal Ideas about War, in: Hedley Bull 
et al. (Ed.), Hugo Grotius and International Relations, Oxford 1990, 194ff.,  206. 

6 Heinz  Duchhardt,  Friedenssicherung im Jahrhundert nach dem Westfälischen 
Frieden, in: Manfred Spieker (Hrsg.), Friedenssicherung. Historische, politikwissen-
schaftliche und militärische Perspektiven, Bd. 3, Münster 1989, 11; zu einem ähnli-
chen Befund kommt Repgen (Anm. 2), 30. 
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die Verpf l ich tung ein, die Truppen zu besolden und zu versorgen. Anderer-
seits f ie l diesem m i t der Übernahme der Lasten die kaum zu überschätzende 
Chance zu, das Kr iegsinstrument an sich zu binden, die Truppenorganisa-
t i on zu regeln und die Befehlshaber zu bestimmen, kurzum, den Einf luß 
intermediärer Gewal ten u n d des t rad i t ione l len Mi l i tä runternehmer tums 
auszuschalten oder wenigstens zu beschränken und dadurch die bewaffnete 
Macht gleichsam zu verherrschaft l ichen.  Daß diese En tw i ck l ung auf Grund 
unterschiedl icher Staatsstrukturen an der Wende vom 17. zum 18. Jahrhun-
dert bei manchen Mächten und Terr i tor ien über Ansätze noch n ich t h inaus-
gelangt war , kann n ich t erstaunen u n d spiegelt die unterschiedl iche Durch -
setzung absolutist ischer Herrschafts-  und Regierungsmaximen wider . 

Der beständige Unterha l t von Kr iegsvolk wa r außerordent l ich kostspie-
l ig. E r ließ die Staatsausgaben stark anschwellen, zwang zum Ausbau der 
Verwa l tung - i n Frankre ich und Brandenburg-Preußen entstand daraufh in 
eine eigenständige, a l le in vom Monarchen abhängige M i l i t ä r ve rwa l tung m i t 
umfassenden Kompetenzen - und nöt igte zur Vorsorge, u m die regelmäßige 
Besoldung und zum Te i l auch die Verpflegung, den Bedarf  an Reit- und 
Zugt ieren sowie darüber hinaus an Waffen,  Monturen, M u n i t i o n u n d ande-
ren Ausrüstungsgegenständen sicherzustellen. I n einigen Staaten wurden 
deshalb Fert igungsstätten für den Mi l i tä rbedar f  err ichtet und jene Kr iegs-
güter bevorratet, deren kurzfr is t ige  Beschaffung  i m Fa l l eines Kon f l i k t s 
anderenorts schwierig, wenn n ich t gar ausgeschlossen war. Zu r Un te rkun f t 
d ienten dem Kr iegsvolk i n der Kampagne Zelte und als Win terquar t ie r die 
Häuser der Bürger u n d Bauern, die auch i m Fr ieden die Masse der Soldaten 
beherbergten und somit die Staatskasse entlasteten. Gemessen am Kriegs-
bedarf  erwiesen sich die Ausgaben für die Stre i tmacht i m Fr ieden al lerdings 
noch immer als tragbar, da sie i m al lgemeinen aus den laufenden E innah-
men aufgebracht werden konnten. U m die Kosten zu decken, hat ten i n der 
zwei ten Häl f te des 17. Jahrhunderts al lerdings merk l i ch die Steuern erhöht 
werden müssen, ohne daß sich deswegen größerer Widerstand unter den 
Unter tanen regte, gebot der Landesherr m i t dem Kr iegsvolk doch über die 
nöt igen Mi t te l , die geforderten  Abgaben notfal ls m i t Gewal t einzutreiben. 
Dagegen ließen bewaffnete  Auseinandersetzungen den A u f w a n d für die 
Stre i tmacht derart expandieren, daß ke in Staat die Kosten ohne Rückgr i f f 
auf außerordentl iche Aush i l fsmi t te l zu tragen vermochte; auch das Aus-
schreiben neuer Abgaben, das vom Einfa l ls re ichtum der Verantwor t l i chen 
kündet, brachte übl icherweise keine durchgreifende  Verbesserung. Z u den 
kr iegsbedingten f inanziel len Schwier igkei ten t rugen n ich t nu r die starke 
Vermehrung der bewaffneten  Macht und der teuere Ersatz der oft umfang-
reichen Verluste an Personal und Mater ia l bei, sondern auch die Einbußen 
bei den E innahmen durch Handelssperren, Zerstörungen i n den Kriegsge-
bieten und Bevölkerungsverluste. D ie Lücke zwischen den Ausgaben und 
den E innahmen konnten die Kr iegführenden daher nur durch Anle ihen 
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schließen, vorausgesetzt, es wa r genügend mobil is ierbares K a p i t a l i m L a n d 
vorhanden, es gab einen h in läng l i ch leistungsfähigen Geldmark t und der 
Staat gal t als k red i twürd ig . Solche günstigen Voraussetzungen besaßen i n 
erster L in ie die Republ ik der Niederlande und nach einer wi r tschaf ts- und 
f inanzpol i t ischen Umor ien t ie rung M i t t e der 90er Jahre auch England, so 
daß die beiden Seemächte die benöt igten Gelder ohne substantiel le ökono-
mische Eingr i f fe  zu re la t iv günstigen Bedingungen aufbr ingen und außer-
dem ihre Verbündeten durch An le ihen unterstützen konnten. Unter den 
Großmächten war vor a l lem die Casa d 'Aust r ia auf derart ige F inanzhi l fen 
angewiesen, etwa u m Truppen i m Feld zu bezahlen, die sonst n ich t zum 
Kampf zu bewegen gewesen wären oder auseinanderzulaufen drohten. I n 
Eng land stel l te sich die Quote der An le ihen an den gesamten Staatsausga-
ben i m Pfälzer Erbfolgekr ieg  durchschn i t t l i ch auf gut 33 % und lag i m Spa-
nischen Erbfolgekr ieg  nu r ger ingfügig niedr iger 7 , während sie i n den Nie-
derlanden und i n Frankre ich zwischen 33% und 50% schwankte, hingegen 
i n den habsburgisch-österreichischen Landen led ig l ich 10% erreichte 8 . 
Spiegeln sich i n dieser n iedr igen Anle ihquote die wi r tschaf t l iche Schwäche 
und Rückständigkei t sowie die daraus result ierenden begrenzten Mögl ich-
kei ten zur Kredi taufnahme, so läßt andererseits die hohe Staatsverschul-
dung i n Frankre ich aber n ich t auf eine volks- und f inanzwi r tschaf t l i ch 
solide Ausgabendeckung schließen. Denn i m Spanischen Erbfolgekr ieg 
steuerte der durch die Po l i t i k Ludwigs X I V . überforderte  Staat auf einen 
Bankro t t zu9 , da bei rapide wachsender Verschuldung t rotz Erschl ießung 
neuer E innahmequel len 1 0 zur Verzinsung der An le ihen n icht nur überpro-
por t iona l steigende Haushal tsmi t te l aufgewendet werden mußten, sondern 
schl ießl ich auch ein Te i l der Kred i te n ich t mehr pünk t l i ch bedient werden 
konnte, so daß die Staatsanleihen erhebl ich unter ih rem Nomina lwer t 
gehandelt wurden und fo lg l ich die K red i twü rd igke i t der Monarchie dra-
stisch sank. Diese ungünstige En tw i ck l ung war sicherl ich durch die s t ruk-
tura le und inst i tu t ionel le Schwäche des französischen Finanzmarktes m i t -
bedingt, der zum Rückgr i f f  auf kurzfr is t ige  Aushi l fen zwang, u m dringende 
Bedürfnisse zu erfül len. Bezeichnenderweise scheiterte deshalb auch das 
Projekt zur Gründung einer Staatsbank, die der Konsol id ierung des Kredi ts 
dienen sollte, we i l keine schnellen Erfolge zu erwarten waren, so daß das 

7 Paul  Kennedy, The Rise and Fall of the Great Powers. Economic Change and 
Military Conflict from 1500 to 2000, London 1988, 81. 

8 s. hierzu und zum Folgenden P[eter]  G[eorg]  M[uir]  Dickson/ John Sperling,  War 
Finance, 1689 - 1714, in: J. S. Bromley (Ed.), The Rise of Great Britain and Russia, 
1688 - 1715/25 (The New Cambridge Modern History VI), Cambridge 1970, 284ff. 

9 s. André  Corvisier,  La France de Louis XIV 1643 - 1715. Ordre intérieur et place 
en Europe, Paris 1979, 169ff. 

1 0 Zur Problematik der Kreditbeschaffung  durch Ämterverkauf,  auf den in Frank-
reich notgedrungen in jener Epoche verstärkt zurückgegriffen  wurde, siehe Wolf  gang 
Reinhard,  Staatsmacht als Kreditproblem. Zur Struktur und Funktion des frühneu-
zeitlichen Ämterhandels, in: VSWG 61 (1974), besonders 309ff. 
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Vorhaben verworfen  wurde. Analoge Schwier igkei ten kennzeichneten den 
Kap i t a lmark t i n den habsburgischen Landen, doch gelang es hier m i t der 
Er r i ch tung der Wiener Stadtbank (1706), das Vertrauen des anlagefähigen 
Pub l ikums zu gewinnen, da die Bon i tä t der Stadt außer Zwei fe l stand. 
Dieses F inanz inst i tu t , das i n seinen Aufgaben an die Stelle der wenige Jahre 
zuvor gescheiterten kurz lebigen Staatsbank t rat , konnte sich zwar nu r 
bedingt m i t der Leistungskraf t  der Amsterdamer Börse und dor t igen Ban-
ken sowie der Bank of Eng land (seit 1694) i m Anleihgeschäft messen, doch 
gelang es längerfr is t ig  immerh in , den Staatskredi t zu heben und die Staats-
verschuldung unter Kont ro l le zu halten. I m übr igen dür f te zum f inanzw i r t -
schaft l ichen Vorsprung der Niederlande und Englands, h in ter dem die bei-
den kathol ischen Großmächte so auf fä l l ig  zurückbl ieben, auch ein höheres 
Maß an religiöser Toleranz beigetragen haben, das den i m Finanzgeschäft 
führenden jüdischen u n d hugenott ischen Fami l ien einen großen Fre i raum 
gewährte und durch deren internat ionale Verb indungen die Mobi l i s ie rung 
von Kap i ta l i en erleichterte. Das gal t n ich t zuletzt für kurz f r is t ig  benötigte 
Mi t te l , w ie sie immer wieder der Truppenunterha l t verlangte und die dann 
rasch unter Nu tzung der Beziehungen zu den größeren Finanzplätzen ver-
fügbar gemacht werden konnten. Z u Recht ist da rum festgestellt worden, 
„ tha t the descending scale of eff iciency  of the powers' mob i l i za t ion of pub l ic 
credit corresponds to, and is clearly connected w i t h , tha t of the i r m i l i t a r y 
effectiveness" 11 . Hohe staatl iche E innahmen ermögl ichten somit das A u f -
stellen und den Unterha l t starker Strei tkräf te,  die ihrerseits w iederum i m 
Neben- und Gegeneinander der Staaten und Terr i to r ien maßgebend zur 
Wahrung oder gar Erwe i te rung des pol i t ischen Einflusses und der Hand -
lungsspielräume beitrugen. 

Von ihrer f inanziel len Stärke prof i t ie r ten  i n den langjähr igen Auseinan-
dersetzungen an der Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert i n erster L in ie die 
Seemächte; indem sie näml ich bloß einen Te i l ihrer Heere i m In land rekru-
t ier ten und daneben stets eine Reihe von Regimentern i n Dienst stell ten, die 
geschlossen von anderen Landesherren gegen Entgel t übernommen wurden, 
nutz ten sie ihre Wir tschaf tskraf t  und schonten zugleich i h r Bevölkerungs-
potent ia l . Das war für die Republ ik der Nieder lande schon insofern geboten, 
als sie bei einer Popula t ion von n ich t e inmal zwei M i l l i onen n ich t jahrelang 
ohne gravierende Folgen 75000 b i s l 0 0 0 0 0 M a n n zum Waffendienst  berei t -
stellen konnte. Zwa r wa r die demographische Lage Br i tanniens günstiger, 
doch verpf l ichtete man hier wegen pol i t ischer Vorbehal te 1 2 gegen den 

11 Dickson/ Sperling  (Anm. 8), 314. Auf diesen Zusammenhang von staatlich-mili-
tärischer Macht und finanziellem Leistungsvermögen verweist auch nachdrücklich 
Kennedy  (Anm. 7), 76f. 

1 2 s. dazu M[atthew]  Sfmith]  Anderson,  War and Society in Europe of the Old 
Regime, 1618 - 1789 (Fontana History of European War and Society), Leicester 1988, 
103; John Childs,  Armies and Warfare  in Europe, 1648 - 1789, New York 1982, 176, 
George  Clark,  The Nine Years War, 1688 - 1697, in: J. S. Bromley (Ed.), The Rise 
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Unterha l t starker Stre i tkräf te  i m In land immer wieder fremde Truppen, 
wenn i n die Kr iege auf dem Kont inen t eingegriffen  wurde. 

Die Truppenste l lung gegen Subsidien hatte eine lange T rad i t i on und 
wurde beinahe zur A l l täg l i chke i t , seit die Regenten k le iner Terr i tor ien, 
n ich t zuletzt i m Hei l igen Römischen Reich, zum miles perpetuus übergegan-
gen waren, selbst wenn die F inanzierung auf längere Sicht n ich t gesichert 
war. Mancher Fürst hat demnach von vornherein auf eine Überste l lung des 
einen oder anderen Regiments i n fremde Dienste spekul iert , u m f inanziel len 
oder pol i t ischen Gewinn aus einer solchen Abmachung zu ziehen1 3 . Daraus 
entstand n ich t selten eine gewisse Abhängigkei t , we i l derart ige Verträge 
häu f ig die Forderung po l i t i schen Wohlverha l tens einschlossen u n d un -
schwer zum Ausüben von Druck - etwa über die Höhe von Vergütungen 
oder bei Zahlungsrückständen - mißbraucht werden konnten. Fre i l i ch nutz-
ten auch machtvol lere Potentaten die Chance, ihre exorb i tanten M i l i t ä r l a -
sten auf andere Staaten abzuwälzen, w ie sich für die österreichischen Habs-
burger, die Hohenzol lern und die dänischen Oldenburger nachweisen läßt, 
doch suchten sie sich dabei meist die Verfügungsgewalt  über die E inhei ten 
zu erhal ten 1 4 . Aus ver t rag l ich i n Dienst genommenen Regimentern setzten 
sich zu einem großen Tei l die Stre i tkräf te  der Nieder lande und Englands 
zusammen, wobei der A n t e i l m i tun te r deut l ich über 50 % lag 1 5 und Mar lbo-
rough zeitweise ein Heer befehligte, das aus rund einem Dutzend von ver-
schiedenen Landesherren formier ten  Truppenkörpern zusammengesetzt 
wa r und von ihnen - wenngle ich meist zögernd - bei Bedarf  immer wieder 
ergänzt wurde. Selbst Reichskreise gr i f fen  zuwei len auf Subsid ientruppen 
zurück, w ie der Fränkische Kreis i m Pfälzer und i m Spanischen Erbfolge-
kr ieg demonstr ier te 1 6 . Zweifel los erwuchsen für die Heerführung  daraus 

(Anm. 8). 229; André  Corvisier,  Armies and Societies in Europe, 1494 - 1789 [engl. 
Übersetzung], Bloomington/London 1979, 96, 123f.; Samuel  E. Finer , State- and 
Nation-Building in Europe: The Role of the Military, in: Charles Til ly (Ed.), The 
Formation of National States in Western Europe (Studies in Political Development, 
8), Princeton, London 1975, 123f.; J. A. Houlding, Fit for Service. The Training of the 
British Army, 1715 - 1795, Oxford 1981, 8f.; R. E. Scouller, The Armies of Queen 
Anne, Oxford 1966, 6f., 10, 23. 

1 3 s. dazu grundsätzlich Max  Braubach,  Die Bedeutung der Subsidien für die Poli-
t ik im spanischen Erbfolgekriege  (Bücherei der Kultur und Geschichte, 28), Bonn/ 
Leipzig 1923, 10ff.  Eine knappe Zusammenfassung der Geschichte der Subsidien-
truppen bietet auch Fritz  Redlich,  The German Military Enterpriser and his Work 
Force. A Study in European Economic and Social History I I (VSWG, Beiheft 48), 
Wiesbaden 1965, 99ff. 

1 4 Auf die wiederholten Forderungen König Friedrichs I. nach geschlossenem Ein-
satz eines starken brandenburgisch-preußischen Korps und somit nach militärischer 
Selbständigkeit im Spanischen Erbfolgekrieg  sei hier verwiesen. Arnold  Berney, 
König Friedrich I. und das Haus Habsburg (1701 - 1707), München/Berlin 1927, 54f., 
73 f f 1 2 0 f . 

15 Braubach,  Bedeutung der Subsidien (Anm. 13), 88ff.,  170f.; s. auch David 
Chandler,  Marlborough as Military Commander, London 1973, 66, und Scouller 
(Anm. 12), 80 f. 
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mancher le i Probleme 1 7 , die p r imär auf dem mi l i tä rpo l i t i schen Gebiet lagen, 
hingegen den takt ischen Bereich weniger betrafen 1 8 , denn die i m wesent-
l i chen e inhe i t l i chen S t r u k t u r e n u n d Kr iegsdok t r i nen er le ichter ten d ie 
Zusammenarbe i t u n d ermög l ich ten auch b u n t gemischten Heeren e in 
erfolgreiches  Operieren. Das bekundet n ich t zuletzt die unproblemat ische 
In tegrat ion von Fremdenregimentern i n die Stre i tkräf te,  die besonders zahl -
reich i m französischen Heer vertreten waren; diese rekrut ier ten sich durch-
weg aus einer best immten Region oder benachbarten Landschaften, wurden 
von ih ren eigenen Landsleuten geführt  und behiel ten als Dienstsprache die 
Muttersprache bei. I n Frankre ich zähl ten diese Einhei ten i m Jahr 1711 r u n d 
50 000 M a n n 1 9 , w o m i t offenbar  der Höhepunk t erreicht war , doch scheint 
die Stärke seit M i t t e der Regierungszeit Ludwigs X I V . niemals unter 20 000 
Mann gesunken zu sein. Die Masse dieser Soldaten stammte aus der 
Schweiz, dem Hei l igen Römischen Reich und I r land, ihre Anwerbung wa r 
den Regimentschefs überlassen. Wenngleich diese Regimenter i n ihrer 
recht l ichen Ste l lung n ich t m i t den Subsid ientruppen gleichgesetzt werden 
können, so bestätigen sie andererseits aber, daß die nat ionale Herkun f t  oder 
nat ionale E igentüml ichke i ten den Einsatzwert der Truppen i m Absolu t is -
mus n ich t nennenswert beeinträcht igten, da Organisat ion und Ausbi ldung, 
Bewaf fnung  und Ausrüstung, T a k t i k und Kr ieg führung  der europäischen 
Staaten insgesamt keine gravierenden Unterschiede aufwiesen 2 0 . 

Verläßl iche Angaben über die Kosten des Unterhal ts der St re i tkräf te  i n 
Kr ieg u n d Fr ieden fehlen jedoch meistens. Das ist erstens dem kompl iz ie r -
ten Rechnungs- und Kassenwesen zuzuschreiben, dessen durchweg lücken-
haft überl ieferte  Unter lagen nur selten exakte Erkenntnisse gewinnen las-
sen, ist zweitens auf die Tatsache zurückzuführen,  daß manche E innahmen 
und Leistungen vor Ort ver langt und erbracht wurden und deswegen n ich t 
i n die Mi l i tä re ta ts E ingang fanden, und ist dr i t tens durch die noch vorhan-
denen Rel ik te des t rad ier ten Mi l i tä runternehmer tums zu erklären, die 
sowohl „p r i va te" Invest i t ionen als auch „p r i va te " mater ie l le Vortei le ein-
schlossen. D ie Auseinandersetzungen beispielsweise u m die Mar lborough 
nach seinem Sturz vorgeworfene  Bereicherung an den Brot l ieferungen für 
die Armee, bei der mehr als 500 000 Gulden zur Debatte s tanden2 1 , w i r f t  e in 

1 6 s. Bernhard Sicken,  Das Wehrwesen des Fränkischen Reichskreises. Aufbau und 
Struktur (1681 - 1714), Nürnberg 1967, Bd. I, 176, 179, 369ff. 

17 Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 127 f. 
is s. Childs  (Anm. 12), 46ff.,  105, und Clark, The Nine Years War (Anm. 12), 231. 
19 André  Corvisier,  L' armée française de la fin du XVIIe siècle au ministère de Choi-

seul. Le soldat, Paris 1964, vol. I, 259ff.;  s. auch Childs  (Anm. 12), 47. 
2 0 Vgl. dazu Micheline  Kerney Walsh,  Regiments irlandais intégrés dans l'armée 

française pendant la guerre de succession d'Espagne, in: Forces armées et systèmes 
d'alliances. Colloque international d'histoire militaire et d'études de défense natio-
nale Montpellier 2 - 6 septembre 1981, Montpellier 1983, vol. I, 191 ff. 

21 Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 302 ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



96 Bernhard Sicken 

Schlagl icht auf diese Prakt iken, auch wenn Summen dieser D imens ion als 
atypisch eingestuft werden müssen. Andererseits wurden die Truppen 
immer wieder - und zwar insbesondere i n Friedenszeiten - zu Aufgaben 
herangezogen, die n ich t unmi t te lba r mi l i tär ischer A r t waren u n d fo lg l ich 
n ich t kurzerhand der bewaffneten  Macht zugerechnet werden können. Sieht 
man von diesen Schwier igkei ten u n d Unwägbarke i ten e inmal ab, dann 
scheinen jene Schätzungen, die für die Jahre 1689 bis 1714 die Ausgaben für 
die bewaffnete  Macht auf bis zu 75 % der Staatseinnahmen veranschlagen 2 2 , 
zumindest die Größenordnung anzugeben, die die Aufwendungen für das 
Kr iegs inst rument erreichten. Diese Beobachtungen decken sich m i t jenen 
Berechnungen, die für Eng land 2 3 i m Untersuchungszei t raum von einer 
Haushaltsquote von durchschn i t t l i ch 40% für das Heer und 35% für die 
Kr iegsmar ine ausgehen, während für Frankre ich i m Pfälzer Erbfo lgekr ieg 
65 % für das Heer und 9 % für die Mar ine bzw. i m Spanischen Erbfo lgekr ieg 
57 % für die Armee u n d 7 % für die Kr iegsmar ine ermi t te l t wu rden 2 4 . I n den 
österreichisch-habsburgischen Landen lag die Quote der Mi l i tärausgaben 
i m Pfälzer Erbfo lgekr ieg  - gemessen an den nu r grob erfaßbaren  Gesamt-
ausgaben - noch merk l i ch höher 2 5 u n d dür f te i m Spanischen Erbfo lgekr ieg 
bloß ger ingfügig gesunken sein2 6 , obwoh l der Staat durch den Friedens-
schluß m i t dem Osmanischen Reich eine gewisse Ent las tung erfahren  hatte. 
Auch i n Spanien - soweit die Herrschaft  Phi l ipps V. reichte - stel l ten sich 
die Kr iegskosten 1702 - 1713 i m Durchschn i t t auf merk l i ch über 80 % 2 7 . 
Hingegen scheinen die Relat ionen i n den Nieder landen zwischen den M i l i -
t ä r · und Ziv i lausgaben i m Kr ieg i n etwa jenen Englands geglichen zu haben, 
wobei die Kosten für die Landst re i tk rä f te  al lerdings höher, für die See-
stre i tkräf te  aber eher niedr iger anzusetzen sein dür f ten 2 8 . 

Diese Beobachtungen zur schwier igen F inanz ierung lassen einerseits fra-
gen, ob es Mög l ichke i ten zur Verr ingerung der Kosten gab u n d inw iewe i t 
diese genutzt wurden, und nöt igen andererseits zur Analyse des Kr iegs in-
struments, u m seine S t ruk tu r und seine Ste l lung i n Staat u n d Gesellschaft 
zu erläutern. Z u r Kostenbegrenzung wäre i n erster L i n i e eine L im i t i e rung 
der Personalstärke der St re i tkräf te  oder der Verzicht auf best immtes 
Kriegsgerät geeignet gewesen, jedoch gerade diese Maßnahmen schieden 
von vornherein aus, w e i l sie einen zwischenstaat l ichen Konsens ver langten 

22 Dickson/ Sperling  (Anm. 8), 313. 
23 Anderson  (Anm. 12), 143; Dickson /Sperling  (Anm. 8) 285; Finer  (Anm. 12) 122. 
24 Dickson /Sperling  (Anm. 8), 299. 
25 Jean Bérenger,  Finances et Absolutisme autrichien dans la seconde moitié du 

XVI Ie siècle, Lille, Paris 1975, vol. II, 467. 
2 6 Vgl. Gustav Otruba , Die Bedeutung englischer Subsidien und Antizipationen für 

die Finanzen Österreichs 1701 bis 1748, in: VSWG 51 (1964), 194. 
27 Henry  Kamen, The War of Succession in Spain, 1700 - 1715, London 1969, 228. 
2 8 s. dazu J. S. Bromley / A. N. Ryan,  Armies and Navies: Navies, in: J. S. Bromley 

(Ed.), The Rise (Anm. 8), 798. 
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und eine Überwachung erforderten,  was indes i l lus ionär war. Entspre-
chende Vorschläge hat es zwar gegeben, w ie beispielsweise die Anregungen 
W i l l i a m Penns zur Bei legung zwischenstaat l icher Dif ferenzen  durch 
Schiedsgerichte andeuten und das Konzept des Abbé de Saint-Pierre zur 
einschneidenden Rüstungsbegrenzung dar legt 2 9 , doch stand ein pr inz ip ie l ler 
Verzicht auf eine Po l i t i k der Machtauswei tung für die Verantwor t l i chen i n 
jener Epoche n ich t zur Debatte. Deshalb wa r auch Got t f r ied W i l he lm Le ib -
niz ' „Cons i l ium Aegypt iacum" zur Ab lenkung expansiver Bestrebungen auf 
den Orient w i rk l i chke i ts f remd und fand am Hof Ludwigs X IV . keine Beach-
tung. Die gebotenen Einsparungen i m Mi l i tä re ta t suchten die Landesherren 
deswegen auf andere Weise zu erzielen. H ierzu rechnete auch der Rückgr i f f 
auf Ausschüsse oder Mi l izen, sei es zum geschlossenen Einsatz zur Ver te id i -
gung des Landes, sei es zur Ergänzung des stehenden Heeres be im Feldein-
sa tz 2 9 3 ; al lerdings kam diesen Aufgeboten i n den großen Kr iegen durchweg 
nur subsidiäre Bedeutung zu, und deswegen wurden sie meist durch gewor-
bene Regimenter ersetzt, sobald es die f inanziel le Lage i rgendwie gestattete. 
Der Zwang zur Kostensenkung be im stehenden Heer bl ieb demnach beste-
hen. I m Kr ieg konnten vor a l lem Kon t r ibu t ionen aus den gegnerischen Lan -
den eine gewisse Ent las tung br ingen 3 0 . Ferner s ind direkte oder ind i rek te 
Beih i l fen verbündeter Staaten zu nennen, wobei auch immer wieder auf die 
Ressourcen kleinerer Terr i tor ien - zum Beispiel durch die Belegung m i t 
Winterquar t ieren oder durch überpropor t ional viele Durchmärsche von 
Truppen - zurückgegri f fen  wurde. Außerdem waren Man ipu la t ionen bei der 
Bezahlung u n d Versorgung des Kriegsvolks an der Tagesordnung; durch 
ungerechtfert igte  Soldabzüge oder die unzulängl iche Versorgung wurde i n 
der Regel aber n icht das Mi l i tä rbudget entlastet, sondern fü l l ten sich i n 
erster L in ie andere die Taschen3 1 . Be im Übergang zum Frieden waren h in -

2 9 Eine Einführung in die Friedenskonzeption Penns findet sich bei Kurt  von 
Raumer,  Ewiger Friede. Friedensrufe  und Friedenspläne seit der Renaissance (Orbis 
Academicus. Geschichte der politischen Ideen in Dokumenten und Darstellungen), 
Freiburg/München 1953, 108 ff.;  dort ist der Friedensessay auch in deutscher Über-
setzung publiziert (321 ff.),  s. zudem [Carles Irenée]  Abbé Castel  de Saint-Pierre, 
Der Traktat vom ewigen Frieden 1713, hrsg. und mit einer Einleitung versehen von 
Wolfgang Michael, deutsche Bearbeitung von Friedrich von Oppeln-Bronikowski 
(Klassiker der Politik, 4), Berlin 1922, 86ff.,  besonders 98, 105ff.  Die Kerngedanken 
Saint-Pierres zur Rüstungsbeschränkung hat auch Werner  Gembruch,  Zur Kr i t ik an 
der Heeresreform  und Wehrpolitik von Le Tellier und Louvois in der Spätzeit der 
Herrschaft  Ludwigs XIV., in: MGM 12 (1972), 160ff.,  skizziert. 

2 9 a s. dazu Winfried  Schulze,  Die deutschen Landesdefensionen im 16. und 17. Jahr-
hundert, in: Staatsverfassung und Heeresverfassung  (Anm. 3 a), 147; vgl. auch 101 f. 

3 0 Gemessen am Kriegsaufwand waren solche Einnahmen meist nur von marginaler 
Bedeutung; als massiver Rückgriff  auf das finanzielle und wirtschaftliche Potential 
eines Gegners kam der Kontribution dagegen größeres Gewicht zu. Vgl. Bernd  Wun-
der,  Frankreich, Württemberg und der Schwäbische Kreis während der Auseinander-
setzungen über die Reunionen (1679 - 97). Ein Beitrag zur Deutschlandpolitik Lud-
wigs XIV. (Veröffentlichungen  der Kommission für geschichtliche Landeskunde in 
Baden-Württemberg B, 64), Stuttgart 1971, 90, 142f., 190, 195f. 

7 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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gegen die Mögl ichke i ten für Einsparungen ungleich größer. Denn nunmehr 
wurden manche Einhei ten entlassen - das t ra f  vor a l lem für die Subsidien-
t ruppen zu - , wurden überdies die Regimenter personell drastisch reduziert, 
wobei hauptsächl ich die als le icht ersetzbar geltenden Mannschaften 
betroffen  waren, hat ten ferner  die Kaval ler ie t ruppen auf einen Te i l oder gar 
die Masse des Pferdebestands zu verzichten, wurde die Ar t i l l e r ie demobi-
l is iert , das Stabspersonal vermindert , das Fuhrwesen aufgelöst und das 
Feldverpflegungspersonal  durchweg verabschiedet. Schl ießl ich b l ieb auch 
der Friedenssold merk l i ch h in ter dem Kriegssold zurück und wurden die 
Feldzulagen gestrichen. Zudem mußten überzähl ige Offiziere,  die als Per-
sonalreserve zur Komp le t t i e rung der T ruppenkörper fü r den Kr iegs fa l l 
galten, m i t einer zusätzl ich reduzierten Gage vorl iebnehmen. 

Waren die Großmächte i n der zwei ten Häl f te des 17. Jahrhunderts zum 
Unterha l t stehender Heere übergegangen und ihnen die k leineren Staaten 
m i t der Aufs te l lung weniger, zur selbständigen Operat ion aber meist unge-
eigneter Truppenkörper gefolgt, so bedeutete dieser Schr i t t vom Kr iegswe-
sen zum Mi l i tä rwesen aber n icht , daß die Stre i tkräf te  jederzeit zum Kampf 
bereit waren. Wie angedeutet, standen näml ich meist nur numerisch schwa-
che Einhei ten unter Waffen,  die gerade zur Er fü l l ung repräsentat iver 
Pf l ichten bei Hof, zur Besatzung der Festungen und für Wachtdienste i n den 
wicht igeren Städten sowie gefährdeten Regionen ausreichten, jedoch größ-
tentei ls für einen Feldzug weder personell noch mater ie l l gerüstet waren. 
Vor dem Ausrücken mußten deshalb i m al lgemeinen die Regimenter und 
Ar t i l le r iekorps komplet t ie r t , zusätzl iche Waffen  aus den Zeughäusern 
bereitgestel l t oder bei überal ter ten untaugl ichen Beständen zuvor erworben 
werden, waren ferner  Ausrüstung und Kampfm i t t e l zu ergänzen, Rei t - und 
Zugt iere zu kaufen u n d Nachschub- und Versorgungseinr ichtungen zu 
organisieren. Da abrufbereite  f inanziel le M i t t e l für diese Zwecke i n der 
Regel n ich t verfügbar  waren und die erforderl ichen  Gelder wenigstens zum 
Tei l vorher aufgebracht werden mußten, dauerte es generell mehrere 
Monate, bis schlagkräft ige Truppen ins Feld rückten. Aus diesen s t ruk tu r -
bedingten Schwerfä l l igkei ten vermochte ein besser gerüsteter Gegner 
erhebliche Vortei le zu ziehen, und das u m so mehr, wenn eine günstige D is -
loka t ion stärkerer Krä f te h inzukam. Das t ra f i m Untersuchungszei t raum 
für die Krone Frankre ich zu, deren Regimenter einerseits einen propor t iona l 
höheren Friedensstand aufwiesen und die fo lg l ich rascher einsatzfähig 
waren 3 2 - von den zahlreichen Neuaufstel lungen bei Kr iegsbeginn natür -
l i ch abgesehen - u n d deren Festungsgürtel i m Norden und Nordosten m i t 

3 1 s. Redlich  (Anm. 13), 61 ff.,  81 f.; die hier für Deutschland skizzierten Verhält-
nisse unterschieden sich nicht von denen in anderen Staaten. 

32 Corvisier,  L'armée (Anm. 19), I, 153 f. Diese Angaben beziehen sich zwar nur auf 
den Spanischen Erbfolgekrieg  und die nachfolgenden Jahrzehnte, doch dürften sie im 
wesentlichen auch für den Pfälzer Erbfolgekrieg  gelten. 
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seiner Truppenkonzentrat ion und den Magazinen andererseits i n den Aus-
einandersetzungen m i t den N ieder landen u n d dem He i l i gen Römischen 
Reich von großem Vor te i l war. N i ch t zuletzt deshalb konnten die Heerführer 
Ludwigs X IV . immer wieder die In i t ia t ive ergreifen  und ihren Kriegsgegnern 
zuvorkommen. 

Die Verstärkung der Truppenkörper auf Kriegsfuß, was eine Verdoppe-
lung der Mannschaften bedeuten konnte, erfolgte i n erster L in ie durch Wer-
bung i m Namen des Regimentskommandeurs oder des Kompaniechefs 3 3 . 
Besondere Qual i f ika t ionen wurden von den Diens tw i l l igen normalerweise 
n icht erwartet, sieht man e inmal von der physischen E ignung zum Kr iegs-
dienst und somit von gewissen Altersanforderungen,  einer zur Handhabung 
der Waffen  h in längl ichen Körpergröße und dem Fehlen auffäl l iger  körper l i -
cher Mängel ab. Über t ra f  die Zah l der Interessenten die Nachfrage, konnten 
die Anforderungen  selbstredend heraufgesetzt werden; dann stel l te man 
vorzugsweise kampferprobte  Leute ein oder wäh l te vornehml ich Ledige aus, 
u m den Troß n icht zusätzl ich aufzublähen. Zudem konnte das Handgeld 
reduziert werden, das übl icherweise dem angehenden Soldaten gezahlt 
wurde und den Empfänger zur Dienstannahme verpf l ichtete, obwoh l meist 
die Vereidigung auf das Kriegsrecht noch ausstand. Bei größerer Nachfrage 
nach Rekruten i n Kr isen- und Kriegszeiten sanken hingegen notgedrungen 
die Anforderungen;  außerdem mußte man häuf ig das Handgeld erhöhen, u m 
m i t konkurr ierenden fremden Werbern m i tha l ten zu können, zumal landes-
herrl iche Verbote zur Annahme fremder  Kriegsdienste bei den dienstwi l l igen 
Unter tanen meist wen ig bewirk ten, fal ls anderenorts die Kond i t ionen gün-
stiger waren. Tradi t ionel le B indungen kamen hinzu, die zum Beispiel zahl-
reiche Schweizer i n den französischen Kriegsdienst und manchen Nord -
deutschen i n niederländische Regimenter t reten ließen sowie viele Unter ta -
nen süd- und westdeutscher Landesherren unter die kaiser l ichen Fahnen 
führten. Darüber hinaus folgten anscheinend auch immer wieder eine Reihe 
von Grundholden ih rem Guts- oder Grundher rn ins Feld, wenn dieser als 
Off iz ier  diente und etwa seine Kompan ie bevorzugt i m eigenen Herrschafts-
bereich rekru t ie r te 3 4 . Es waren die unterschiedl ichsten Gründe, die Männer 
und Burschen Mi l i tä rd iens t nehmen l ießen3 5 , wobei u.a. Neigung zum Waf-

3 3 s. zum Folgenden Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 65f.; Corvisier,  L'armée 
(Anm. 19), I, 149ff.;  Houlding  (Anm. 12), 117ff.;  Scouller  (Anm. 12), 103ff.;  Peter-
Christoph Storm,  Der Schwäbische Kreis als Feldherr. Untersuchungen zur Wehrver-
fassung des Schwäbischen Reichskreises in der Zeit von 1648 bis 1732 (Schriften zur 
Verfassungsgeschichte, 21), Berlin 1974, 413 ff.,  und Jürg  Zimmermann,  Militärver-
waltung und Heeresaufbringung  in Österreich bis 1806 (Handbuch zur deutschen 
Militärgeschichte 1648 - 1939,1, 3), Frankfurt a. M. 1965, 96f. 

3 4 s. Anderson  (Anm. 12), 122 f., und Ulrich  Muhlack,  Absoluter Fürstenstaat und 
Heeresorganisation in Frankreich im Zeitalter Ludwigs XIV., in: Staatsverfassung 
und Heeresverfassung  (Anm. 3 a), 273, 275. Ob diese Beobachtungen für England und 
Frankreich auch auf andere Länder übertragen werden können, ist ohne weiterfüh-
rende Untersuchungen nicht zu sagen. 

' 
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fenhandwerk und Abenteuerlust, sozialer D ruck i n den Dörfern,  drückende 
Abhängigke i t vom Feudalherrn oder eine ausgeprägte Loya l i t ä t zum 
Grund- oder Gutsherrn, k le in l iche Reglementierung der Lebensführung 
durch die Zunf t , Aussichtslosigkeit des beruf l ichen Fortkommens, fami l iäre 
Schwier igkei ten oder eine drohende Strafverfolgung  eine Rolle spielten, 
doch war für die Mehrzahl zweifel los ihre schlechte wi r tschaf t l iche Lage 
ausschlaggebend. Davon kündet n icht zuletzt der große Zu lau f an Rekruten 
i n den Jahren von Mißernten, die etwa 1692/94 und 1709/10 die Ergänzung 
der Heere spürbar er le ichter ten 3 6 und zum Tei l eine merk l iche Senkung 
des Handgelds er laubten 3 7 ; das deutet ferner  die durchweg erfolgreichere 
Werbung i m Spätherbst und Win ter an, wenn durch Unterbeschäft igung, 
Arbei ts losigkei t und Teuerung die No t der unteren Schichten wuchs und die 
Subsistenzsicherung schwierig, wenn n ich t gar gefährdet war. Schl ießl ich 
konnte auch konfessionelle Intoleranz der Obr igkei t zum Mot i v für den E in -
t r i t t i n den Mi l i tä rd iens t werden, denn nach dem Bekenntnis wurde bei den 
Stre i tkräf ten  i n der Regel n ich t gefragt,  und somit boten sie einen gewissen 
rel igiösen Freiraum. Mangel an Zu lau f bei der Rekrut ierung führ te anderer-
seits zu Übergr i f fen  der Werbekommandos auf jene für taug l ich Erachte-
ten, deren man m i t L is t oder auch Gewal t habhaft werden konnte. Zuwei len 
förderten  die lokalen Herrschaftsträger  sogar diese „P rak t i ken" , u m auf sol-
che Weise mißl iebige Leute loszuwerden; und obwoh l die Landes- und 
Kriegsherren durchweg dieses Vorgehen untersagten, scheinen ihre Verbote 
nur die gröbsten Übergr i f fe  verhindert zu haben. Selbst das „Unterstecken" 
Kr im ine l le r oder Kr imina l is ie r te r k a m vo r 3 8 , wobei als ehrlos Di f famier te 
al lerdings ausgeschlossen waren, ohne daß aber ein Unterschlüpfen i n 
jedem Fa l l zu verh indern war . Konnte der erforderl iche  Personalersatz den-
noch n icht beschafft  werden, dann gr i f f  die Obr igkei t m i tun te r auf die Aus-
hebung zurück; h iervon waren i n erster L in ie offenbar  jene betroffen,  die i n 
der M i l i z , i m Landausschuß bzw. i n vergleichbaren Format ionen zum Lan -
desschutz d ienten3 9 . 

Zu r massiven Aushebung von Unter tanen kam es beispielsweise i m Spa-
nischen Erbfolgekr ieg  i n Frankre ich 4 0 . Auch wenn nach w ie vor i n erster 

3 5 s. dazu generell Anderson  (Anm. 12), 121 f., und Corvisier,  Armies and Societies 
(Anm. 12), 132 f. 

36 Anderson  (Anm. 12), 121, und J. W.  Stoye,  Armies and Navies: Soldiers and Civi-
lians, in: J. S. Bromley (Ed.), The Rise (Anm. 8), 764f. 

3 7 In Frankreich scheint 1693/94 und 1710 die Zahlung von Handgeld sogar entfal-
len zu sein; Corvisier,  Armies and Societies (Anm. 12), 133. 

3 8 Vgl. dazu die Beobachtungen für Frankreich bei Corvisier,  L'armée (Anm. 19), I, 
281 ff.,  und für Deutschland bei Redlich  (Anm. 13), 186f., die im großen und ganzen 
auch für andere Staaten zutreffend  sein dürften. 

3 9 s. zusammenfassend für Deutschland Helmut  Schnitter,  Volk und Landesdefen-
sion. Volksaufgebote, Defensionswerke, Landmilizen in den deutschen Territorien 
vom 15. bis zum 18. Jahrhundert (Militärhistorische Studien NF, 18), Berlin 1977, 147, 
158, dessen Ausführungen aber nicht frei  von Einseitigkeiten sind. 
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L in ie die Werbung zur Komple t t ie rung der E inhei ten diente, so rück ten nun 
jedoch auch Jahr für Jahr viele Mi l izangehör ige ins Feld, die i n geschlosse-
nen Einhei ten eingesetzt wurden; diese Truppenkörper t rugen spürbar dazu 
bei, den Sol lstand der Stre i tkräf te  aufrechtzuerhalten.  Viele der Betroffe-
nen, die durch das Los zum E inrücken best immt worden waren, suchten sich 
indes dem Kriegsdienst durch F lucht zu entziehen und fanden mancherorts 
bei den lokalen Herrschaftsträgern  Rückhal t , denn ein Einsatz von M i l i zan -
gehörigen außerhalb der Heimatregion oder -prov inz - erst recht außerhalb 
des Landes - war ungewöhnl ich und gal t durchweg als unzulässig oder gar 
unrechtmäßig. Zeitweise wurden jähr l i ch mehr als 20 000 Mann ausgeho-
ben; an Zuverlässigkeit und Kampfei fer  b l ieben diese Soldaten anscheinend 
aber merk l i ch h in ter den meisten Geworbenen zurück, w ie die häuf igen 
Desert ionen folgern lassen. Erst die Kr isenjahre ab 1709 bereiteten den 
Schwier igkei ten insofern ein Ende, als zum einen ein Appe l l des Königs zum 
Schutz des bedrohten Vaterlandes n ich t ohne W i r k u n g geblieben zu sein 
scheint4 1 , so daß nunmehr ohne nennenswerte Widersetz l ichkei t Jahr für 
Jahr zwischen 16 000 und 23 000 Mi l iz ionäre für das stehende Heer rekru-
t ier t werden konnten, u n d zum anderen der Zu lau f auf den Werbeplätzen 
bekannt l i ch i n diesen Jahren anschwoll , da Mißernten und Teuerung die 
Angehör igen der Unterschichten aus Existenznot vermehrt i n den Kr iegs-
dienst führten. Der An te i l der Mi l izangehör igen stel l te sich i m Spanischen 
Erbfolgekr ieg  auf r und 40 % bzw. sogar auf ca. 46 % 4 2 , wenn bloß die „na t io -
nale" Rekrut ierung veranschlagt w i r d und die Fremdenregimenter unbe-
rücks icht ig t bleiben. Z u einem vergleichbaren Rückgr i f f  auf die M i l i z oder 
den Landausschuß - de iure gab es diese Ins t i tu t ionen i n fast al len europäi-
schen Ländern - k a m es i n den anderen Staaten zumeist n icht . Z w a r wurden 
bei akuter Bedrohung immer wieder Unter tanen zum unmi t te lbaren Lan -
desschutz aufgeboten, die dann mehr schlecht als recht zu E inhei ten zusam-
mengefaßt und no tdür f t i g m i t Waffen  ausgestattet wurden, doch bl ieb der 
mi l i tär ische Wert dieser Krä f te i m al lgemeinen ger ing 4 3 . Das Schloß f re i l ich 
n icht aus, daß die Landesherren oder ihre Befehlshaber versuchten, aus 
diesem Potent ia l einen Te i l ihres Mannschaftsersatzes für den miles perpe-
tuus zu wohl fe i len Bedingungen zu gewinnen, jedoch fehlen darüber für die 
Zei t des Pfälzischen und des Spanischen Erbfolgekrieges  verläßl iche quan-
t i ta t ive Erkenntnisse. 

4 0 s. Corvisier,  La France (Anm. 9), 195ff.,  und Muhlack  (Anm. 34), 271f., 274. Zur 
Struktur der Miliz und zum Rückgriff  auf dieses Personal siehe zudem Corvisier, 
L'armée (Anm. 19), I, 55ff.,  197ff. 

41 Corvisier,  La France (Anm. 9), 195, spricht in diesem Zusammenhang von 
„défense nationale". 

42 Corvisier,  L'armée (Anm. 19), I, 157, 249, II, 960. 
4 3 Vgl. dazu für den Fränkischen Reichskreis Sickert  (Anm. 16), I, 358ff.,  und für 

den Schwäbischen Reichskreis Storm  (Anm. 33), 95, 104f. 
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Die A r t der Rekrut ierung, die sowohl ein f re iwi l l iges Engagement aus 
unterschiedl ichen Mot i ven als auch Zwang zum Dienst durch Aushebung, 
Abschiebung oder betrügerische Machenschaften einschloß, wa r für den 
Zusammenhal t , die Le i t - und Wertvorstel lungen, die Disz ip l in , die Kampf -
weise und Loya l i tä t na tü r l i ch n ich t ohne gewicht ige Konsequenzen. Das 
gal t u m so mehr, als den Soldaten ethische Bindungen an den Kr iegsherrn i n 
der Regel f remd und die Kriegsziele meist g le ichgül t ig waren, ind iv idue l le 
Fähigkei ten i m Kampf n ich t ver langt und besonderes Engagement i n den 
Feldzügen n ich t gefordert  wurden. Denn die arrangierte Schlacht m i t der 
zunehmend dominierenden L inea r tak t i k wurde von gleichmäßig und 
geschlossen avancierenden und rasch feuernden Truppenkörpern geprägt, 
die dem einzelnen keinen Raum für aufsehenerregende Waffentaten  ließen, 
so daß der sozialen Herkun f t  des Kr iegsvolks und den Gründen für den E in -
t r i t t i n den Mi l i tä rd iens t oder einer etwaigen Nöt igung zum Dienst keine 
große Bedeutung zukam. Daraus folgte einerseits ein großes Maß an Zwang 
i m Dienst, gekennzeichnet durch v ie l fä l t ige Kont ro l le und enge Reglemen-
t ierung, durch harte D isz ip l i n und schwere Strafen, u m ein Kr iegsinst ru-
ment zu formen, das sich erfolgreich  handhaben ließ; andererseits begün-
st igten diese s t rukture l len Bedingungen die dokt r inäre Ers tar rung der 
Kr iegführung.  I m übr igen erlaubte die mechanische A r t des Einsatzes auch 
einen unproblemat ischen Austausch „abger ichteter" Soldaten und gestat-
tete ohne weiteres den Gefangenen einen Parteiwechsel oder Deserteuren 
das Unterschlüpfen bei einem anderen Truppenkörper 4 4 ; sie erleichterte 
darüber hinaus die gemeinsamen Operat ionen von Heeren verschiedener 
Staaten und gestattete außerdem die Format ion einer Armee aus mehreren 
Kont ingenten unterschiedl icher nat ionaler oder landsmannschaft l icher 
Herkunf t ,  ohne daß die Kampfk ra f t  gravierend leiden mußte. 

Dennoch war es u m die Ausb i ldung des Kriegsvolkes i m al lgemeinen n icht 
zum besten bestel l t und rückten m i tun te r Truppenkörper ins Feld, deren 
Kampfk ra f t  den Anforderungen  n ich t genügte. Auch fehlten noch zur Zei t 
des Spanischen Erbfolgekrieges  durchweg für die Infanter ie und die Kava l -
lerie verb indl iche Exerzierreglements 4 5 , obwoh l Heerführer  w ie Pr inz 
Eugen, Mar lborough und Vi l lars wiederhol t auf eine Vereinhei t l ichung 
gedrängt hatten. Stat t dessen gingen die Regimentskommandeure bei der 
Ausb i ldung nach ihren Kenntnissen und Erfahrungen vor, was i n manchen 
Detai ls ind iv idue l len Zügen Raum gab, jedoch den Einsatzwert für die 
Schlacht oder bei Belagerungen kaum behinderte. Häuf ig standen zudem 
den Regimentern, die zu Kr iegsbeginn hast ig aufgefül l t  worden waren, nur 
wenige Wochen zur Verfügung, u m die Rekruten m i t dem Waffenhandwerk 

4 4 s. zusammenfassend Anderson  (Anm. 12), 128, 130. 
45 Anderson  (Anm. 12), 105f.; zur Entwicklung der Reglements in England s. Houl-

ding  (Anm. 12), 172 ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



Heeresaufbringung und Koalitionskriegführung 103 

ver t raut zu machen und i n die Kompan ien bzw. das Bata i l lon, das als t ak t i -
sche E inhe i t fungierte, zu integr ieren 4 6 . Bei Neuaufstel lungen mußten eben-
falls wenige Monate genügen, u m die Waffenhandhabung  u n d die sog. Evo-
lut ionen, die takt ischen Bewegungen i n der geschlossenen Format ion, zu 
erlernen, obwoh l die Vie lzahl der Handgr i f fe  und manche der kunstvo l len 
Schwenkungen, w ie sie i n zahlreichen zeitgenössischen kriegswissenschaft-
l ichen Werken überl iefert  sind, n ich t le icht einzuüben waren, wenn sie ta t -
sächl ich zum al lgemeinen Rüstzeug werden sol l ten4 7 , das selbst unter extre-
mer Belastung sicher beherrscht wurde. Weitere Gelegenheiten zur Ausb i l -
dung und zum Exerzieren ergaben sich zwar durchweg noch be im Aus-
marsch ins Feld und i n den Lagern, so daß Unzuläng l ichke i ten eventuel l 
wet tgemacht werden konnten, doch Schloß das den r is ikoreichen Einsatz 
ungenügend für den Kamp f vorbereiteter Truppen n icht aus. Dieser M iß -
stand wa r zum einen darauf zurückzuführen,  daß die Verantwor t l i chen häu-
f ig aus f inanziel len Erwägungen die Fr isten zwischen der Einste l lung von 
Rekruten und dem Ausrücken ins Feld zu knapp bemaßen und zum anderen 
Gefechtsdr i l l  i m Bata i l lon oft n ich t mögl ich war ; i m Früh jahr und Sommer, 
also zur Kampagnezeit , wurden näml ich die zur Komple t t ie rung nachge-
sandten Rekruten meist unverzügl ich i n die Kompan ien eingereiht und 
unter Umständen auch eingesetzt, während i m Win te r die D is loka t ion der 
Truppenkörper - ganz zu schweigen von der notwendigen Schonung von 
Mann und Mater ia l bei ungünst igen Wit terungsverhäl tn issen - eine 
Gefechtsausbi ldung erschwerte oder verhinderte. D ie oft beklagte Abwe-
senheit der Offiziere  i m Win te r 4 8 , die die übl iche Kampfpause 4 9 von Novem-
ber oder Dezember bis März oder A p r i l gern auf ihren Besitzungen ver-
brachten, erschwerte zudem die Aufs icht über das Kr iegsvolk u n d verkürzte 
die Zeitspanne zur Ausbi ldung, so daß die Feldzugpraxis für zahlreiche Sol-
daten zum eigentl ichen Lehrmeister wurde. Das scheint für die Infanter ie 
und die Kaval ler ie gleichermaßen gegolten zu haben, wobei die Reiterei aber 
normalerweise insofern begünst igt war , als sie sich eines größeren Zulaufs 
erfreute,  bei den D iens tw i l l igen h in längl iche Reitkenntnisse voraussetzte 
und ihre K a m p f t a k t i k a rm an Var ianten w a r 5 0 . Hingegen benötigte die 
Ar t i l l e r ie besonders qual i f iz iertes Personal, soweit es die Geschütze zu 
bedienen hatte, weshalb man von vornherein stärkere Kader unterh ie l t , zum 

4 6 Nach Houlding  (Anm. 12), 116 Anm. 31 galt im 18. Jahrhundert generell eine 
Zeitspanne von einem Jahr als erforderlich,  um einen Rekruten feldverwendungsfähig 
auszubilden. 

47 Chandler , Marlborough (Anm. 15), 76f.; ders.,  The Art of Warfare in the Age of 
Marlborough, London 1976, 102 f. 

48 Chandler , Marlborough (Anm. 15), 76, Scouller  (Anm. 12), 274ff.  Einige Beispiele 
für die hohen Abwesenheitsquoten bei den Reichs- und Kreistruppen finden sich bei 
Sicken  (Anm. 16), I, 178. 

49 Chandler , Marlborough (Anm. 15), 63. 
50 Childs  (Anm. 12), 105, hält hingegen die Ausbildung der Kavalleristen für 

schwieriger. 
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Te i l auch Personal aus fremden Diensten zur Aufs tockung übernahm. Das i n 
großer Zah l erforderl iche  Hi l fspersonal wurde dagegen bei Bedarf  auf die 
gewöhnl iche A r t und Weise rekrut ier t . 

Z u r Ar t i l l e r ie sei i n diesem Zusammenhang angefügt, daß sie erst gegen 
Ende des 17. Jahrhunderts die handwerk l ichen Elemente abstreifte und eine 
mi l i tär ische Organisat ion erhielt , die der der Infanter ie und Kaval ler ie m i t 
ih ren Regimentern und Kompan ien bzw. Schwadronen sowie den hierar-
chisch gestuften Chargen gl ich. I n dieser En tw i ck l ung ging Frankre ich 
voran 5 1 , indem aus mehreren Dutzend Zug u m Zug formierten  Ar t i l l e r ie -
kompanien schl ießl ich zwei Regimenter hervorgingen, die i n Batai l lone 
untergl iedert waren und sowohl i m Pfälzischen als auch i m Spanischen Erb -
folgekrieg r u n d 6300 bis 6500 Offiziere  und Mannschaften umfaßten. Diese 
Truppenkörper, denen später noch die Bombardiere - zuständig u. a. für die 
Bedienung der Mörser - angegliedert wurden, zähl ten i m Fr ieden immerh in 
gut 3800 Mann und konnten sich auf Ar t i l le r ieschulen zur fachl ichen Aus-
b i ldung stützen, die - basierend auf den guten Erfahrungen mi t Vorläufern  -
i m Jahr 1720 an jenen Orten eingerichtet wurden, wo ein Ar t i l l e r ieba ta i l lon 
i n Garnison l ag 5 1 a . Dem französischen Vorb i l d folgten zögernd die anderen 
Staaten, al lerdings zugeschnitten auf einen merk l i ch kleineren Rahmen bei 
quant i ta t i v v ie l geringeren Kräf ten. H ier wurde das Ar t i l ler iepersonal orga-
nisator isch oftmals zu sog. Korps zusammengefaßt, ohne daß dies al lerdings 
eine Vorgabe für den takt ischen Einsatz bedeutete. Da dem Geschützperso-
na l auch i m Fr ieden die War tung des kostspiel igen Mater ia ls oblag, war es 
meist am Standort von Zeughäusern oder i n Festungen untergebracht. I m 
Spanischen Erbfolgekr ieg  gehörten beispielsweise zur Ar t i l l e r ie des habs-
burgischen Staatenkonglomerats nur ca. 800 Mann; dami t übert raf  sie zwar 
ihre Stärke i m vorausgegangenen Kr ieg, ohne aber propor t iona l nur annä-
hernd m i t den französischen Krä f ten Schr i t t hal ten zu können 5 2 . Numer isch 
noch schwächer wa r das br i t ische Ar t i l le r iepersonal 5 3 , läßt man die Bedie-
nung der stark armier ten Kriegsschiffe  außer acht. Bei der Mob i l i sa t ion i m 
Pfälzer und i m Spanischen Erbfo lgekr ieg  faßte man das Personal zu einigen 
schwachen Ar t i l l e r iekompan ien zusammen, die nach Friedensschluß jedoch 
auf D ruck des Parlaments alsbald wieder aufgelöst wurden. Erst 1716 kam 
es zu einer dauerhaften Organisat ion m i t der B i l dung eines wenige hunder t 

51 Chandler , The Art of Warfare  (Anm. 47), 157ff.;  Corvisier,  La France (Anm. 9), 
190. 

51a Roger  Hahn, L'enseignement scientifique aux écoles militaires et d'artillerie, in: 
Réne Taton (Ed.), Enseignement et diffusion  des sciences en France au XVII Ie siècle 
(Histoire de la pensée XI), Paris 1964, 516. 

52 Bernhard Sicken,  Kriegskunst und Heeresorganisation im Zeitalter des Prinzen 
Eugen, in: Johannes Kunisch (Hrsg.), Prinz Eugen von Savoyen und seine Zeit, Frei-
burg/Würzburg 1986, 40. 

53 Chandler,  The Art of Warfare  (Anm. 47), 160 f. 
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Mann zählenden Regiments, nachdem eine Erhebung i n Schott land eklatante 
art i l ler ist ische Mängel offenbart  hatte. 

I m Fr ieden bi ldete bei der Infanter ie und Kaval ler ie das Regiment den 
stärksten geschlossenen Truppenkörper und fungierte zugleich als organi-
satorischer Baustein, aus dem i m Kr ieg die Heere formier t  wurden. D ie 
Kopfs tä rke der Regimenter schwankte be t räch t l i ch von Staat zu Staat 
und bekannt l i ch auch zwischen Kr ieg und Frieden. I m Spanischen E rb -
fo lgekr ieg zäh l ten z u m Beispie l manche habsburgischen In fanter iereg i -
menter nach dem Sol ls tand bis zu 2500 Mann, andere w iederum bloß ca. 
1500 Mann, aus denen zur Schlacht dann drei oder zwei Bata i l lone formier t 
wurden, während die Kaval ler ieregimenter jeweils über 800 bis 1000 Ber i t -
tene ver fügten 5 4 . D ie Masse der Reichsstände or ient ierte sich für ihre T rup -
penkörper am kaiser l ichen Vorb i ld , und fo lg l ich ist von vergleichbaren Per-
sonalstärken auszugehen. Hingegen waren die Regimenter der verbündeten 
Seemächte personell deut l ich schwächer; denn die Kopfzah l stel l te sich bei 
der br i t ischen Infanter ie auf rund 800 bis 900 M a n n und bei den nieder län-
dischen Truppen auf ca. 700 Mann sowie bei der Kaval ler ie auf englischer 
Seite je nach der Zah l der Schwadronen auf 300 bis 480 M a n n und auf nie-
derländischer Seite auf r und 310 M a n n 5 5 . Noch schwächer waren zum Tei l 
die französischen Truppenkörper, die z.B. bei der Infanter ie i m Spanischen 
Erbfolgekr ieg  gerade 600 Mann und bei der Kaval ler ie zwischen 300 und 
400 Reiter umfaßten 5 6 . Diese beträcht l ichen Unterschiede spielten i m 
Kampf insofern keine größere Rolle, als bei der Infanter ie das ca. 500 bis 800 
Mann zählende Bata i l lon - numerisch kleine Regimenter fungier ten fakt isch 
als Ba ta i l l on - die takt ische E inhe i t b i ldete und bei der Reiterei die Zusam-
menfassung der Regimenter, gegebenenfalls i n Schwadronen unter te i l t , f le-
x ib le r gehandhabt werden konnte. Andererseits wa r i n den k le ineren Trup-
penkörpern das Verhäl tn is zwischen Off izieren  und Mannschaften aber 
günstiger, was die Aufs icht und Führung sicherl ich erleichterte. Daß diese 
günstige Relat ion bei den französischen Stre i tkräf ten  u.a. durch die Ver-
mehrung der käuf l ichen Ämte r zustandegekommen war, von der die Of f i -
zierstel len n icht ausgenommen waren, und dadurch manchem Untüch t igen 
der Weg i n den Mi l i tä rd iens t gebahnt wurde, sei al lerdings n ich t verschwie-
gen. Schl ießl ich verdient noch Beachtung, daß es größere gemischte Ver-
bände, die der späteren D iv is ion vergleichbar waren, i n jener Epoche n ich t 

5 4 Feldzüge des Prinzen Eugen von Savoy en. I. Serie 3. Bd.: Spanischer Succes-
sions-Krieg. Feldzug 1701, bearb. von Leander Heinrich Wetzer, Wien 1876, 83f., 88, 
466. 

55 Chandler , Marlborough (Anm. 15), 7If.; ders.,  The Art of Warfare  (Anm. 47), 46, 
96, Feldzüge des Prinzen Eugen (Anm. 54), 455, Scouller (Anm. 12), 98ff.; J. W.  Wijn, 
Inleiding en veldtochten van 1702 - 1705 (Het Staatsche Leger VIII: Het tijdperk van 
de Spaanse Successieoorlog 1702 - 1715, Bd. I), s'Gravenhage 1956, 22. 

56 Corvisier,  L'armée (Anm. 19), I, 153 f. 
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gab 5 7 . Z w a r wurden gelegentl ich mehrere Regimenter - auch unterschiedl i -
cher Waffengat tung  - für best immte Aufgaben zu Detachments zusammen-
gefaßt sowie Infanter iebatai l lone für die Schlacht zur Br igade formiert ,  u m 
die einheit l iche Kampf füh rung  sicherzustellen, doch waren solche Zusam-
menstel lungen auftragsgebunden. Gemeinsame Übungen von Infanterie, 
Kaval ler ie und Ar t i l l e r ie bl ieben i m Fr ieden die Ausnahme u n d kamen über 
ein ef fektvol l  inszeniertes theat rum be l l i kaum hinaus, das i n erster L in ie 
der Un te rha l tung des Monarchen u n d seines Hofes und zudem der Reputa-
t i on des Befehlshabers diente, w ie vor a l lem die französischen Feldlager i n 
der Ära Ludwigs X IV . bekunden 5 8 . 

Bereitete i m Kr ieg die Rekrut ierung der Mannschaften bei der Komp le t -
t ie rung der E inhei ten und bei Neuaufstel lungen zuwei len Schwier igkei ten, 
so fehlte es n ich t an Offizierersatz,  fal ls die Standeszugehörigkeit n ich t 
zum ausschlaggebenden K r i t e r i u m für Befehlshaberstellen gemacht wurde 
und diese fo lg l ich auch Nichtadel igen zugängl ich waren 5 9 . Denn die hohen 
Blutopfer,  die die zahlreichen Kriege jener Epoche auch und gerade von den 
Off izieren  verlangten, überforderten  durchweg den Ade l und nöt ig ten zur 
Erwei te rung der sozialen Basis, so daß eine E n t w i c k l u n g zur ständischen 
Exk lus i v i tä t ausgeschlossen war , zumal sich auch ein Tei l des Adels aus 
unterschiedl ichen Gründen dem Kriegsdienst fernhiel t .  Zwa r entstammten 
u m die Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert die meisten Offiziere  we i te rh in 
dem Adel , doch standen daneben zahlreiche Aufsteiger aus den unteren 
Ständen, die als homme de fortune  manchmal sogar Generalsrang erreichten 
und m i t der Nob i l i t i e rung belohnt wurden. Eine solche Karr iere wurde 
begünstigt, wenn durch f inanziel le Invest i t ionen die Voraussetzungen ver-
bessert oder dem Aufst ieg i n der mi l i tä r ischen Hierarchie ta tk rä f t i g nachge-
holfen werden konnte. Dem t rad i t ione l len Standesvorzug t ra t der Besitz von 
Vermögen und somit i n modi f iz ier ter  Form das ältere Mi l i tä run ternehmer-
t u m 6 0 zur Seite, was i n vorwiegend ständisch-stat ischen Gesellschaften zu 
beträcht l ichen Spannungen führen konn te 6 1 . Das t ra f  vor a l lem für F rank-
reich zu, da durch die Käuf l i chke i t der Stel len des Kompanie- und des Regi-
mentschefs dem ärmeren Ade l i m reichen Bürger tum ein Konkur ren t 
erwuchs, der Zugr i f f  auf jene Chargen hatte, die für den Aufst ieg w i ch t i g 
waren und zugleich Ansehen und mater ie l len Gewinn verhießen. I n der Ära 
Ludwigs X IV . wa r dieses Kon f l i k tpo ten t ia l al lerdings insofern re lat iv ier t , 
als durch den großen Bedarf  an Offizieren,  den die Ar is tokra t ie kaum zu 

5 7 s. Chandler , Marlborough (Anm. 15), 70, Houlding  (Anm. 12), 162 f. 
58 Chandler , The Art of Warfare  (Anm. 47), 107 f. 
5 9 s. zum Folgenden Redlich  (Anm. 13), 121 ff. 
6 0 Auf die grundlegende und materialreiche Studie von F.  Redlich  sei verwiesen. 
6 1 s. Corvisier,  Armies and Societies (Anm. 12), 161 ff.,  und Johannes Kunisch,  La 

guerre - c' est moi! Zum Problem der Staatenkonflikte im Zeitalter des Absolutismus, 
in: ZHF 14 (1987), 414ff. 
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decken vermochte 6 2 , die Aufstiegschancen durchweg gut waren, zumal 
w icht ige Befehlshaberstellen von vornherein von der Käuf l i chke i t ausge-
nommen waren. Gle ichwohl stieß die Ämterkäu f l i chke i t  schon i n jener Zei t 
auf massive K r i t i k 6 3 , ohne daß infolge der F inanznot der Krone dieses pro-
blematische Kred i t i ns t rumen t 6 4 jedoch w i r ksam eingedämmt, geschweige 
denn beseit igt werden konnte. 

Durch die Käuf l i chke i t fanden t rotz des von der Krone beanspruchten 
Prüfungsrechts  auch Unqual i f iz ier te den Weg i n die mi t t le ren und unter 
Umständen sogar höheren Offiziersränge;  darunter mußte n ich t i n jedem 
Fa l l die Kampfk ra f t  leiden, we i l i n der arrangierten Schlacht der Pf l ichten-
kreis für die Masse der Offiziere  recht k le in war. Du rch die Ste l lenkäuf l ich-
kei t ver lor andererseits der Schwertadel seinen Anspruch auf die Befehlsha-
berstellen, so daß h ierdurch die Umfo rmung der armée  féodale  zur armée du 
roi  vorangetr ieben wurde, für die f re i l ich m i t dem Au fbau der dem Monar -
chen verantwor t l ichen M i l i t ä rve rwa l tung längst die Grundlagen gelegt u n d 
m i t den Intendanten, Kr iegskommissaren und Inspekteuren die erforder l i -
chen Vol lzugs- und Kontro l lorgane geschaffen  worden waren. Auch die i m 
Jahr 1682 formier ten  Kadet tenkompanien, die zur Ausb i ldung geeigneten 
Offiziersnachwuchses  vorgesehen und den Söhnen Adel iger u n d Bürger-
l icher gleichermaßen zugängl ich waren, d ienten n ich t zuletzt dem Zweck, 
diese angehenden Befehlshaber auf den „Staatsdienstgedanken" zu ver-
p f l i ch ten 6 5 und die überkommenen Standesansprüche zurückzuweisen. 
Schl ießl ich t rug zu dieser En tw i ck l ung noch bei, daß seit dem Pfälzer E rb -
folgekrieg vermehrt Off izierstel len  i n den zahlreichen neu formier ten  Regi-
mentern an bewährte Soldaten vergeben werden mußten, die aus dem 
Mannschaftsstand hervorgegangen waren, we i l insbesondere die Besetzung 
von Subalternstel len auf Schwier igkei ten stieß. 

Der Kau f mi l i tär ischer Chargen wa r f re i l ich n ich t auf Frankre ich 
beschränkt, sondern t rotz vieler Vorbehalte u n d K r i t i k i n unterschiedl ichen 
Versionen i n den meisten europäischen Staaten verbreitet, wobe i sich aber 
durchweg der Kr iegsherr die Vergabe der höheren Ränge vorbehiel t und bei 
anderen wicht igeren Stel len zumindest die Bestät igung des Anwär ters 
beanspruchte. Der Stel lenhandel gehörte auch i n den br i t ischen St re i tk rä f -
ten zur gängigen Praxis, obwoh l i hn die Monarchen und das Parlament w ie -
derhol t für i l legal erk lär t oder zumindest zu beschränken versucht ha t ten 6 6 . 

6 2 s. Muhlack  (Anm. 34), 273 ff.  Vgl. dazu auch die Schätzungen über den Adels-
anteil bei Corvisier,  La France (Anm. 9), 61 f. 

6 3 s. zusammenfassend Gembruch  (Anm. 29), 133 f. 
6 4 Vgl. dazu Reinhard  (Anm. 10), 310ff. 
65 Gembruch  (Anm. 29), 133; siehe zudem Corvisier,  Armies and Societies (Anm. 

12), 163. 
66 Anthony  Bruce, The Purchase System in the British Army, 1660 - 1871 (Studies 

in History, 20), London 1980, 14ff. 
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Bezeichnenderweise mußte deshalb ein str iktes Verbot Kön ig Wi lhe lms I I I . , 
das seit 1693 bei einer Beförderung  von jedem Off iz ier  eine eidl iche E rk lä -
rung ver langt hatte, keiner le i Zahlungen für die vakante Charge geleistet 
oder zugesagt zu haben, i m Vorfe ld des Spanischen Erbfolgekrieges  wieder 
aufgehoben werden, we i l anscheinend i n vielen Fäl len bedenkenlos ein Mein-
eid geleistet worden war . D ie große Nachfrage nach Off iz ierstel len  wa r i m 
Fr ieden insofern verständl ich, als die kleine, ständig i m In land unterhal tene 
Stre i tmacht nur wenige Ansehen und E innahmen verheißende Posten zu 
vergeben ha t te 6 7 , doch konnte auch die kr iegsbedingte Aufs te l lung zusätz-
l icher Truppenkörper die Zah l der Interessenten n icht nennenswert vermin-
dern, we i l hauptsächl ich die Chargen i n jenen Truppenkörpern gefragt 
waren, die nach Friedensschluß n ich t abgedankt wurden und fo lg l ich die 
Invest i t ion für einen Kau f l uk ra t i v machten6 8 . Geld und Protekt ion - i n 
erster L in ie t r i f f t  das für die Vergabe von Regimentern zu - spielten bei der 
Stellenvergabe und bei Beförderungen die maßgebende Rol le 6 9 ; andererseits 
nöt ig ten die immer wieder erhobenen K lagen über die daraus result ierenden 
Mißstände die Krone zum neuerl ichen Einschre i ten 7 0 . Darau fh in wurde bei-
spielsweise i m Jahr 1705 der Verkauf von Stel len an K inder und Jugendliche 
untersagt und ein Jahr später sogar jeder Stel lenkauf verboten, soweit sich 
der Monarch n ich t best immte Ausnahmeregelungen eigens vorbehal ten 
hatte. Dennoch änderte sich an der bisherigen Praxis wenig, so daß 1711 
abermals einschneidende Weisungen ergingen, u m den Stel lenhandel einzu-
dämmen und an eine best immte Ordnung zu binden, die die Au to r i t ä t der 
Krone hervorheben und ih r zugleich die tatsächl iche Kont ro l le über die Ver-
gabe der Off iz ierstel len  sichern sollte. Diese Restr ik t ionen stießen f re i l ich 
bei Mar lborough auf erhebliche Bedenken, der einerseits den dami t verbun-
denen Einf luß des Parlaments auf die Stre i tkräf te  fürchtete und anderer-
seits die Vorschr i f ten  für unzweckmäßig hiel t , we i l sie die insbesondere i m 
Kr ieg nöt ige F lex ib i l i t ä t bei der Personalauswahl und somit die Förderung 
tücht iger Offiziere  zusätzl ich erschwerten, für die sich verantwortungsvol le 
Befehlshaber - das g i l t n ich t zuletzt für Mar lborough, Schloß jedoch die 
Begünst igung eigener Parteigänger n ich t aus - immer wieder eingesetzt 
hatten. K r i t i k r ief  u.a. hervor, daß for tan den weniger engagierten oder 
glücklosen Off izieren  ein vorzeitiges Ausscheiden gegen eine Abstandszah-
lung durch einen ambi t ion ier teren und - das wurde kurzerhand unterstel l t 
- qual i f iz ier teren  Off iz ier  untersagt werden sollte. Darüber hinaus h ie l t 
Mar lborough ein solches Verbot insofern für unzweckmäßig, als es beson-
ders befähigten Off izieren  verwehrte, die Anwar tschaf t  eines anderen auf 

6 7 Vgl. dazu die Angaben für die Zeit nach dem Spanischen Erbfolgekrieg  bei Houl-
ding  (Anm. 12), 99, die auch die Größenordnung für die Jahre 1697 - 1701 abstecken, 

es Childs  (Anm. 12), 89. 
69 Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 76; Scouller  (Anm. 12), 69ff. 
70 Bruce  (Anm. 66), 20 ff. 
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eine höhere Charge f inanzie l l abzulösen, und diesen somit die Chance zum 
rascheren Avancieren durch ein Überspr ingen älterer, aber mi t te lmäßiger 
Anwär te r nahm. Diese einseit igen E inwände deuten an, daß sich die engl i -
schen Heer- und Truppenführer  m i t dem Stel lenhandel, der ihnen w o h l als 
unausrot tbar galt, zu arrangieren wußten. Sie nahmen die unbestrei tbaren 
Nachtei le wahrschein l ich auch i n Kauf , u m die E inwi rkungsmögl ichke i ten 
Dr i t t e r auszuschalten oder zu begrenzen, deren Sachkompetenz f ragwürd ig 
und deren Engagement für die Stre i tkräf te  zweifelhaft  war . I n der Diskus-
sion über die Reglementierung des Stel lenhandels i n Eng land fand Mar lbo -
rough m i t seinen Argumenten i m Sommer 1711 nochmals Gehör, doch gab 
sein Sturz wen ig später wieder der Gegenseite Auf t r ieb,  so daß der K a m p f 
gegen die Ämterkäuf l i chke i t  zur Wahrung der monarchischen Prärogative 
verschärft  wurde, ohne daß längerfr is t ig  aber mehr als eine festere Regle-
ment ierung durchgesetzt werden konnte 7 1 . 

Der Aufst ieg i n die oberen mi l i tär ischen Ränge war daher i n der Regel den 
Söhnen vermögender Fami l ien reserviert. F inanziel le M i t t e l a l le in genügten 
jedoch n icht , sondern die Zugehör igkei t zum hohen Ade l oder zum Landadel 
und somit die r icht ige ständische Herkunf t ,  verbunden m i t fami l iä rem E in -
fluß und entsprechender Protekt ion, waren weitere wicht ige Erfordernisse 
für eine mi l i tär ische Karr iere. D ie Kommandeure der Regimenter und die 
General i tät gehörten zu mehr als der Häl f te dieser Schicht, der landed  class, 
an, w ie für das 18. Jahrhundert nachgewiesen i s t 7 2 und offenbar  auch für die 
Zei t u m die Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert zut r i f f t .  Darüber hinaus 
entstammten die Offiziere  zu einem beträcht l ichen Tei l dem angesehenen 
Bürgertum, das u. a. i m k i rch l i chen Dienst, i m Handel oder i n anderen ange-
sehenen Berufen tä t i g wa r und par t ie l l den Nebenl in ien adeliger Fami l ien 
zuzuordnen war. Ferner stel l ten t rad i t ione l l die den Mi l i tä rd iens t bevorzu-
genden Fami l ien ohne größeres Vermögen und manche Ausländer einen Te i l 
der Offiziere;  unter den Fremden fanden sich häuf ig Söhne von Glaubens-
f lücht l ingen 7 3 , die durch Erz iehung und B i l dung m i t den erstgenannten 
Gruppen konkur r ie ren konnten, jedoch keine engeren Beziehungen zur ein-
f lußreichen landed  class  hatten, so daß ihnen die Befehlshaberstellen meist 
vorenthal ten blieben. Das gal t erst recht für jene Aufsteiger,  die weder über 
Standesvorzüge u n d Vermögen noch über B i l dung und Erz iehung verfügten 
und meist durch langjähr igen Dienst i n die unteren Off iz ierstel len  gelangt 
waren, ohne dann aber über die Subalternränge hinauszugelangen. Der ver-
gleichsweise offene  Zugang zur „of f icer  c lass"7 4 Schloß demnach keine 

71 Bruce  (Anm. 66), 22ff.;  Houlding  (Anm. 12), lOOff. 
72 Houlding  (Anm. 12), 104. 
73 s. Geoffrey  Symcox,  Louis XIV and the Outbreak of the Nine Years War, in: 

Ragnhild Hatton (Ed.), Louis XIV and Europe, London, Basingstoke 1976, 184; hier-
bei handelte es sich in erster Linie um Hugenotten, von denen offenbar  viele in der 
Marine dienten. 

7 4 Vgl. dazu Houlding  (Anm. 12), 104 Anm. 15. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



110 Bernhard Sicken 

größere ver t ika le Mob i l i t ä t ein, sondern ließ die weniger begünst igten Off i -
ziere über die unteren und mi t t le ren Ränge n ich t hinausgelangen; fo lg l ich 
konnten sie sich i n einem selbständigen Kommando n ich t hervortun, wäh-
rend den ohnehin durch Geburt , Vermögen und Beziehungen ausgezeichne-
ten Off izieren  der Aufst ieg i n Befehlshaberstellen, die Ansehen und Ehre 
verhießen, von vornherein er leichtert war . 

Selbstverständl ich wurde der Stel lenhandel i n den habsburgisch-öster-
reichischen St re i tk rä f ten  ebenfalls p rak t i z ie r t 7 5 . Beispielsweise war es vie-
len Regimentsinhabern bzw. i n deren Au f t rag den Regimentskommandeu-
ren er laubt, al le Off iz ierchargen  bis zum Oberst leutnant nach ih rem Ermes-
sen zu vergeben; das soll te zwar grundsätz l ich ohne sachfremde Erwägun-
gen geschehen, Schloß jedoch Begünstigungen und Nepotismus hüben und 
f inanziel le Zuwendungen oder Entschädigungen drüben n ich t aus. Bei 
diesem Recht handelte es sich u m ein Rel ik t aus der vorabsolut ist ischen 
Zeit , i n der die Befehlshaber zugleich Mi l i tä runternehmer waren und sich 
die Stellenvergabe vorbehielten, wenn sie einen Truppenkörper auf eigene 
Kosten formier t  und dann einem Kr iegsherrn zur Verfügung gestellt 
ha t ten 7 6 . Derart ige Ansprüche entf ielen oder wurden eingeschränkt, sofern 
der Landesherr die Kosten ganz oder wenigstens tei lweise übernommen 
hatte oder sich ver t ragl ich Einf luß auf die Vergabe der wicht igeren Posten 
hatte sichern können, was gegen Ende des 17. Jahrhunderts mehr und mehr 
geschah, soweit n ich t bei hochgestel l ten Persönl ichkeiten Ausnahmen 
gemacht wurden. D ie angestrebte systematische Monarchis ierung der 
Stre i tmacht wurde darüber hinaus durch den of f iz ie l l  zugelassenen Stel-
lenkauf beeinträcht igt , der zwar i m Untersuchungszei t raum durch die 
habsburgischen Herrscher verstärkt an best immte Voraussetzungen gebun-
den war - Ungediente dur f ten sich bloß den Rang des Fähnrichs bzw. K o r -
netts erkaufen, ein Off iz ier  jeweils nu r den nächsthöheren Rang - , doch 
immer wieder zur Zurücksetzung erprobter Offiziere  führte, wenn das für 
eine Beförderung  i m al lgemeinen maßgebende Anc ienn i tä tspr inz ip auf sol-
che Weise unter laufen wurde. Diese Begünst igung der Vermögenden 
bedrohte die soziale Homogeni tät des werdenden Off izierskorps  stärker als 
die herkömml ichen und akzept ierten Standesunterschiede. Einsicht ige 
Staatsmänner und Heerführer  sahen i m Stel lenhandel deswegen einen Miß-
stand, da er die landesherrl iche Gewal t über die Stre i tmacht beschränkte 
und die Qual i tä t des Kr iegsinstruments durch manchen untücht igen Off i -
zier sowie durch die Unzufr iedenhei t  Zurückgesetzter schwächte. Mehrfach 
wandte sich deshalb Pr inz Eugen gegen den Ste l lenkauf 7 7 , auf den er i m 
Unterschied zu Mar lborough i n vielen Fäl len n ich t e inmal in formel l  Einf luß 

7 5 s. zusammenfassend Zimmermann  (Anm. 33), 131 ff. 
™ s. Redlich  (Anm. 13), 50 ff. 
7 7 s. dazu Max  Braubach,  Prinz Eugen von Savoyen. Eine Biographie, 5 Bde., Mün-

chen 1963 - 1965, hier II, 25ff. 
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nehmen konnte. Darauf ergingen z.B. 1703, 1708 und 1711 kaiserl iche Ver-
bote, durch die al lerdings bloß die gröbsten Auswüchse beseit igt werden 
konnten. Auch das Stellenbesetzungsrecht der Regimentsinhaber konnte 
n icht aufgehoben, sondern nur a l lmäh l ich eingedämmt werden. 

I n ihrer sozialen Zusammensetzung unterschieden sich die kaiser l ich-
habsburgischen Stre i tkräf te  k a u m von denen der meisten anderen europäi-
schen Staaten. Denn das Kr iegsvolk rekrut ier te sich hauptsächl ich aus den 
unteren Bevölkerungsschichten des f lachen Landes und der vorwiegend 
kleineren Städte, hingegen dominier te unter den Off izieren  i n he rkömml i -
cher Weise der Adel. Bürger l ichen war der Zugang zu Off izierstel len  zwar 
n icht verwehrt , doch b l ieb ih r An te i l re lat iv gering, we i l e in numerisch 
bedeutsames Wir tschaf tsbürger tum  fehlte und von den Söhnen der i m Hof -
und Staatsdienst tä t igen Bürger nur vergleichsweise wenige i n den M i l i t ä r -
dienst traten, zumal ihnen schon mangels f inanziel ler M i t t e l e in rascher 
Aufst ieg erschwert war. A l lerd ings konnten bürger l iche Offiziere  verhä l t -
nismäßig le icht den Adelsstand erlangen, was m i tun te r i r reführende  Rück-
schlüsse begünstigt hat. Aus solchen Fami l ien ohne nennenswertes Vermö-
gen, die auf den Staatsdienst angewiesen waren, gingen oft über mehrere 
Generationen Offiziere  hervor, die durch ihre B indung an die Dynast ie 
zugleich dem Zusammenhal t des habsburgischen Staatenkonglomerats 
dienten und dessen Umfo rmung zu einem Gesamtstaat mi t t rugen. D ie 
Anziehungskraf t  des kaiser l ichen Kriegsdienstes, die i n den Auseinander-
setzungen m i t dem Osmanischen Reich n ich t nu r viele Adel ige aus den ver-
schiedenen habsburgischen Landen und aus zahlreichen Reichsterr i tor ien, 
sondern auch aus anderen europäischen Staaten i n die Feldlager führte, 
spiegelt sich i n den Off izieren  der nun rasch verstärkten Stre i tmacht wider . 
Die Heerführer  entstammten zu einem erhebl ichen Te i l dem Hochadel, 
wobei die Reichsfürsten f re i l ich dominier ten; deren poli t isches u n d m i l i t ä r i -
sches Engagement mußte der Kaiser indes häuf ig m i t höheren Befehlshaber-
stellen honor ieren 7 8 , was die Kr ieg führung  bei ungenügender Er fahrung 
und mangelndem Talent dieser Herren wiederhol t behinderte und manchen 
Fehlschlag verursachte. Un te r den Regimentskommandeuren scheint die 
nat ionale und landsmannschaft l iche Vie l fa l t besonders groß gewesen zu 
sein. Wie anhand der Analyse der 1683 zum Entsatz Wiens eingesetzten E in -
heiten zu folgern ist, waren hier die fremden Befehlshaber e indeut ig i n der 
Überzahl, unter denen sich w iederum jene aus den nichthabsburgischen 
Reichsterr i tor ien und aus dem Aus land i n etwa die Waage h ie l ten 7 9 . Offen-

™ s. Redlich  (Anm. 13), 113f. 
7 9 s. dazu Thomas  M. Barker,  Army, Aristocracy, Monarchy: Essays on War, 

Society, and Government in Austria, 1618-1780, New York 1982, 15ff.,  dem auch 
Corvisier,  Armies and Societies (Anm. 12), 104, folgt. Bei diesen Angaben scheinen 
jedoch Truppenkörper von Reichsständen oder -kreisen miterfaßt zu sein, so daß die 
Erkenntnisse lediglich den Trend anzeigen. 
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s icht l ich mied die in ländische Ar is tokrat ie , vor a l lem wenn sie über einträg-
l ichen Grundbesitz verfügte, eher den Mi l i tä rd ienst , der manchem als 
Inst rument zur Durchsetzung des Absolut ismus erscheinen mochte und 
fo lg l ich t radier te landständische Rechte gefährdete. Diese Reserve bot den 
Fremden, hauptsächl ich Adel igen aus dem Reichsgebiet, gute Chancen zum 
Aufst ieg, zumal die Beziehungen m i t den süd- und westdeutschen Terr i to-
r ien und der Reichsri t terschaft  ohnehin eng waren. Andererseits machten 
die v ie l fä l t igen personellen und in formel len Beziehungen verständl ich, daß 
sich die Stre i tkräf te  dieser Fürsten und Stände bei ih rem Au f - und Ausbau, 
soweit es die beschränkten Verhältnisse zuließen, durchweg am kaiser l ichen 
Vorb i l d or ient ierten; h ierzu t rug n ich t zuletzt die enge Kooperat ion m i t 
habsburgischen Regimentern i n den Reichskriegen oder als Subsid ient rup-
pen bei. Die kaiserl ich-österreichischen Stre i tkräf te  wurden demnach von 
Befehlshabern kommandier t , die mehr als i n anderen Staaten nach ihrer 
landsmannschaft l ichen und nat ionalen Herkun f t  gemischt waren. I n einigen 
Regimentern domin ier ten außerdem die fremdsprachigen  Soldaten, denn 
zum habsburgischen Besitz gehörten auch größere Terr i tor ien i m romani -
schen, slawischen und f innisch-ugr ischen Sprachgebiet. Aus dieser Vie l fa l t 
erwuchsen indes keine gravierenden Schwier igkei ten, we i l die mi l i tä r ischen 
St ruk tu ren bekannt l i ch für ein hohes Maß an Gleichhei t sorgten und die 
dok t r inär erstarrte Kr iegskunst für die Schlacht und bei Belagerungen 
k a u m noch Var ianten kannte, die n ich t längst zum Al lgemeingut geworden 
waren. Deshalb konnte Frankreich, so sei angefügt, auch ohne Einbußen an 
Schlagkraf t  seinen Heeren Fremdenregimenter einverleiben, und konnten 
die Seemächte ihre Stre i tkräf te  durch zahlreiche und vielherr ige Kon t i n -
gente i n den Kr iegen gegen Frankre ich auffül len. 

Die Deckung des umfangreichen Ausrüstungsbedarfs  der St re i tkräf te  und 
ihres Ersatzbedarfs  nach verlustreichen Kämpfen hat i n der Forschung über 
den Pfälzischen und den Spanischen Erbfo lgekr ieg  bis lang wen ig Au fmerk -
samkeit gefunden 8 0 , so daß kaum mehr als punktue l le Erkenntnisse über 
einige Produkt ionsstät ten und led ig l ich generelle Beobachtungen zur w i r t -
schaft l ichen, technischen oder organisator isch- inst i tut ionel len E n t w i c k -
lung vorl iegen. Bekannt ist dagegen, daß Frankre ich i n jener Epoche staat-
l iche proto industr ie l le Rüstungsbetriebe err ichtet und i n den Arsenalen 
stat t l iche Vorräte angehäuft hat, die den Bedarf  zusätzl icher Truppen 
sicherstellen konnten 8 1 . D a m i t hat te sich der ludovizianische Staat n icht 
nur wei tgehend von E in fuhren unabhängig gemacht - von einigen Rohstof-
fen w ie B le i und Salpeter e inmal abgesehen82 - , sondern auch durch die 

8 0 Vgl. dazu die kritischen Bemerkungen zum Forschungsstand bei Bernhard  R. 
Kroener,  Vom „extraordinari Kriegsvolck" zum „miles perpetuus". Zur Rolle der 
bewaffneten  Macht in der europäischen Gesellschaft der Frühen Neuzeit. Ein For-
schungs- und Literaturbericht, in: MGM 43 (1988), 171. 

8 1 s. zusammenfassend Corvisier,  La France (Anm. 9), 147 ff. 
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Konzent ra t ion von Fachleuten gute Voraussetzungen für technische Verbes-
serungen und m i t den großen Fert igungsstätten die nöt igen Kapaz i tä ten für 
eine Massenfert igung leistungsfähigerer  Waffen  geschaffen.  M i t diesem 
systematischen Ausbau der Rüstung konnten die anderen Staaten - läßt 
man die Werf ten für den Kr iegsschi f fbau  und die Werkstät ten für die nöt ige 
Armie rung außer Betracht - n ich t mi tha l ten, we i l die Nachfrage schon auf 
Grund der Heeresstärken u m ein Vielfaches geringer war und überdies die 
s taat l ich-admin is t ra t iven S t ruk tu ren eine analoge En tw i ck l ung ausschlos-
sen. Insgesamt scheinen die k le ineren Betr iebe i n den anderen Ländern, 
mochten sie handwerk l i ch -zün f t ig organisiert sein oder als pr iv i legier te 
Manu fak tu r f i rmieren,  die Nachfrage aber befr iedigt zu haben, da die 
metal lgewerbl ichen Zentren u m Lü t t i ch , Suhl, Nürnberg, Brescia, i n K ä r n -
ten u n d Steiermark etc. durchaus i n der Lage waren, b innen kurzer Zei t 
einige tausend Musketen, Karabiner , Degen, Bajonette etc. zu l iefern; 
zudem scheint der Waffenhandel  recht leistungsstark gewesen zu sein und 
kurzfr ist ige  Lieferschwier igkei ten  ausgeglichen zu haben8 3 . Darüber hinaus 
lagerten i n den landesherr l ichen Zeughäusern meist umfangreiche Bestände 
an Rüstungsgütern, die zwar oft überal ter t und nu r noch bedingt verwen-
dungsfähig waren, doch zumindest zur Überw indung produkt ionsbedingter 
oder f inanziel ler Engpässe herhal ten konnten, bis eine feldgerechte Ausrü-
stung mögl ich war , die unter Umständen auch aus der E innahme feindl icher 
Waffenplätze  stammen konnte. Obwoh l dadurch die E inhe i t l i chke i t der 
Bewaffnung,  die die Kriegsherren i n ihren Vorschr i f ten  immer wieder for-
derten, i n manchen Detai ls i n Frage gestellt wu rde 8 4 , waren die Folgen für 
die Schlagkraf t  schon deshalb gering, we i l die nach wie vor handwerk l iche 
Fer t igung ohnehin zu erhebl ichen Toleranzen führte und z.B. bei den 
Schußwaffen  auch bei Fer t igung nach Mode l l k a u m mehr als die verlangte 
Kal iberg le ichhei t eingehalten werden konnte; ein Austausch von Waffentei-
len wa r deswegen viel fach unmögl ich. M i t solchen Schwier igkei ten hatte 
erst recht die Ar t i l l e r ie zu kämpfen, da bei den Geschützen herstel lungsbe-

82 George  Clark,  War and Society in the Seventeenth Century, Cambridge 1958, 
61 f. 

8 3 Zwar ergingen im Krieg regelmäßig Handelsverbote oder -beschränkungen, die 
dem Gegner insbesondere die Zufuhr kriegswichtiger Waren abschneiden sollten, 
doch scheinen diese nur bedingt eingehalten worden zu sein, da die wirtschaftlichen 
Interessen der Alliierten erheblich divergierten. So setzte sich beispielsweise England 
im Pfälzischen und im Spanischen Erbfolgekrieg  für strenge Handelssperren gegen 
Frankreich ein, während die Republik der Niederlande bezeichnenderweise eine maß-
volle, den Handelskreisen entgegenkommende Haltung einnahm, s. dazu Anderson 
(Anm. 12), 147; Andrew  Lossky,  International Relations in Europe, in: J. S. Bromley 
(Ed.), The Rise (Anm. 8), 174f., 187f., und A. J. Veenendaal,  The War of the Spanish 
Succession in Europe, in: J. S. Bromley [wie vorstehend], 419. Zur wirtschaftlichen 
Haltung des Reichs siehe auch Fritz  Blaich,  Die Wirtschaftspolitik des Reichstags im 
Heiligen Römischen Reich. Ein Beitrag zur Problemgeschichte wirtschaftlichen 
Gestaltens (Schriften zum Vergleich von Wirtschaftsordnungen,  16), Stuttgart 1970, 
116 ff. 

8 4 s. Anderson  (Anm. 12), 105, und für die Kreistruppen Sicken  (Anm. 16), I, 188 ff. 

8 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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d ingt die Abweichungen re lat iv groß waren, selbst wenn der Bedarf  i n den 
Standardgat tungen i m Serienguß gefert igt  wurde. Z u r Fabr i ka t ion von 
Geschützen dienten durchweg staatl iche Gießereien, die viel fach m i t einem 
Zeughaus verbunden waren, was sich personell anbot und für die War tung 
sowie das Einschmelzen al ter Rohre für Neugüsse als vor te i lhaf t  erwies. 

Verläßliche quant i ta t ive Angaben über die Stärke der Heere i n den Kr ie -
gen u m die Wende vom 17. zum 18. Jahrhundert s ind kaum zu ermi t te ln; 
denn die Sollzahlen, die etwa i n den Anschlägen der Kr iegsherren und ihrer 
Behörden oder i n den Ansätzen gegenüber den Verbündeten bei den Feld-
zugsplanungen zu f inden sind, we ichen von den Is tzahlen of t m e r k l i c h 
ab. Derart ige Dif ferenzen  s ind n ich t i n jedem Fa l l auf eine Täuschung der 
Koal i t ionspartner oder auf gewinnsüchtige Manipulat ionen der Befehlshaber 
zurückzuführen,  w ie manchmal vorschnel l gefolgert  w i rd , sondern häuf ig 
durch das Unvermögen zur rechtzeit igen Au fb r ingung der Truppen, durch 
unvorhersehbare Ausfäl le oder andere Ursachen bedingt, die für die Heeres-
s t ruk tu r jener Epoche typ isch sind. Auch Rückschlüsse anhand der Zah l der 
etwa i n einer Kampagne oder bei einem Treffen  eingesetzten Regimenter 
führen zu keinen gesicherten Erkenntnissen, da bekannt l i ch deren Perso-
nalumfang schon nach den Richtwer ten stark schwankte, und selbst der 
Rückgr i f f  etwa auf Abrechnungen über Bro t - und Fourageport ionen 
gewährt keinen k laren E inb l i ck , unterschieden sich doch die Ansprüche je 
nach Charge erhebl ich 8 5 . D ie folgenden Angaben zur Personalstärke können 
somit n ich t mehr als Größenordnungen mark ieren und darüber hinaus 
anhand der Proport ionen led ig l ich andeuten, welche Lasten die an den lang-
jähr igen Auseinandersetzungen betei l ig ten Staaten und Terr i tor ien über-
nahmen. 

I m Pfälzischen Erbfolgekr ieg  zählte das Heer Frankreichs zeitweise u m 
400 000 M a n n 8 6 , von denen vermut l i ch über zwei D r i t t e l i m Feldeinsatz 
standen. Dagegen konnte die Große A l l i anz schätzungsweise 320 000 bis 
350 000 Mann aufbieten; Eng land m i t r u n d 80 000 Mann, die Republ ik der 
Niederlande m i t über 70 000 Mann und das Haus Österreich m i t ungefähr 
50 000 M a n n stel l ten den Löwenante i l 8 7 , wobei al lerdings zu berücks icht i -
gen ist, daß der Kaiser zusätzl ich i n einen Kr ieg m i t dem Osmanischen Reich 
verwicke l t war . D ie Stre i tkräf te  der anderen Verbündeten waren merk l i ch 
schwächer; das g i l t gleichermaßen für Spanien und Savoyen und erst recht 
für das Hei l ige Römische Reich8 8 , da es mancher Reichsstand vorgezogen 

8 5 Vgl. Chandler,  The Art of Warfare  (Anm. 47), 15. 
86 Anderson  (Anm. 12), 83; Chandler,  The Art of Warfare  (Anm. 47), 30, veran-

schlagt für das Jahr 1693 sogar 440 000 Mann. 
8 7 s. Childs  (Anm. 12), 42, und Kennedy  (Anm. 7), 99; zum Teil abweichende Anga-

ben finden sich bei Anderson  (Anm. 12), 85. 
8 8 Über den genauen Umfang des Reichsheeres besteht keine Klarheit; im wesentli-

chen sind hierzu die Truppen der Reichskreise zu rechnen, die ab 1692 mindestens 
24 000 Mann zählten, die allein von den Kreisen Franken und Schwaben unterhalten 
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hatte, größere Truppenkont ingente gegen Subsidien den Seemächten oder 
dem Kaiserhaus zu überlassen. I m Spanischen Erbfolgekr ieg  ist von ver-
gleichbaren Truppenmassen auszugehen. Al lerd ings bereitete es Frankre ich 
jetzt große Mühe, nochmals ein überstarkes Heer aufzubr ingen und Jahr u m 
Jahr zu komplet t ieren, so daß einerseits zur Rekrut ierung zu einem erhebl i -
chen Te i l auf Mi l izangehör ige zurückgegri f fen  werden mußte 8 9 u n d anderer-
seits der effektive  Stand sank, der nach mehreren verlorenen Schlachten i m 
Jahr 1710 zwar noch nomine l l ca. 360 000 Mann betrug, von denen anschei-
nend aber eine große Quote n ich t oder nur bedingt feldverwendungsfähig 
w a r 9 0 . Rückha l t an seinen Verbündeten fand L u d w i g X IV . n icht ; i m Gegen-
tei l , diese benöt igten ihrerseits Unterstützung, da sich Ph i l ipp V. i n Spanien 
lange Zei t nu r m i t französischer  H i l fe behaupten konn te 9 1 und die Ku r f ü r -
stentümer K ö l n (1703) und Bayern (1704) i n die H a n d der Gegner gefallen 
waren. A u f Seiten der erneuerten Großen A l l ianz mobi l is ier ten jetzt Eng-
land rund 75 000 Mann, die Republ ik der Niederlande über 100 000 M a n n 
und das Haus Österreich ebenfalls ca. 100 000 M a n n 9 2 , zu denen sich noch 
die Truppen weiterer Verbündeter gesellten, unter ihnen jene Savoy ens (seit 
1703), Portugals, Brandenburg-Preußens und des Hei l igen Römischen 
Reichs; viele reichsständische Regimenter standen al lerdings als Subsidien-
t ruppen wieder i m Sold der Seemächte. Quant i ta t iv hat ten die Stre i tkräf te 
der A l l i anz nun offenbar  ein Übergewicht . 

Die umfassenden Koal i t ionen, die sich 1688/89 und 1701 aus aktuel lem 
Anlaß gegen die Krone Frankre ich bi ldeten, s ind als Reakt ionen auf das 
Streben Ludwigs X IV . nach Hegemonie zu verstehen, denn of fenkundig 
konnte dem Bourbonen ke in Staat ohne den Beistand anderer Mächte 
widerstehen. Diese Auseinandersetzungen f i rmier ten  propagandist isch auf 
Seiten der Verbündeten als Kamp f gegen eine drohende Universalmonar-
chie9 3 , der man die Idee vom Gleichgewicht der Krä f te und somit ein po l i t i -

wurden, und 1696/97 durch das Engagement weiterer Reichskreise auf 60 000 Mann 
aufgestockt werden sollten, ohne daß es aber zum Vollzug der Beschlüsse kam. Siehe 
Aloys  Schulte,  Markgraf  Ludwig Wilhelm von Baden und der Reichskrieg gegen 
Frankreich 1693 - 1697, Bd. I: Darstellung, Heidelberg 1901, 74, 343; Sicken  (Anm. 
16), I, 89ff.; Storm  (Anm. 33), 92ff.;  Bernd  Wunder,  Die Kreisassoziationen 1672 -
1748, in: ZGO 128 (1980), 208ff. 

89 Corvisier,  La France (Anm. 9), 195 ff. 
90 Corvisier,  L'armée (Anm. 19), 55. Zu den Schwierigkeiten Marschall Villars', für 

den Feldzug des Jahres 1709 in Flandern ein kampfkräftiges  Heer zu formieren,  s. 
auch Claude  C. Sturgill,  Marshai Villars and the War of the Spanish Succession, 
Lexington 1965, 81 ff. 

9 1 s. Kamen  (Anm. 27), 58ff. 
9 2 s. dazu Braubach,  Bedeutung der Subsidien (Anm. 13), 170f.; Childs  (Anm. 12), 

40; Corvisier,  Armies and Societies (Anm. 12), 113; Kennedy  (Anm. 7), 99. Nach Wijn 
(Anm. 55), 24, unterhielt die Republik der Niederlande im Jahr 1702 nominell sogar 
113 700 Mann. 

9 3 s. Franz  Bosbach, Monarchia universalis. Ein politischer Leitbegriff  der frühen 
Neuzeit (Schriftenreihe  der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften, 32), Göttingen 1988, 107ff.,  118f. 

8* 
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sches Pr inz ip zur Gestal tung der Mächtebeziehungen entgegenstel l te94 , auf 
das sich die Vormächte u m so leichter verständigen konnten, als es den 
Handlungsspie l raum und fo lg l ich die Wahrung der eigenen Interessen n icht 
unmi t te lbar beschnitt . Das erleichterte den Abschluß eines Bündnisses und 
zugleich den Be i t r i t t v ieler Staaten, denn eine Bedrohung des Gleichge-
wichts b l ieb für keine Macht i n Europa ohne Folgen und l ieferte plausible 
Argumente, u m die Abwehr als gemeinsame Sache auszugeben. E i n defensi-
ver Kamp f gegen das Streben nach Vorherrschaft  bzw. i m zeitgenössischen 
Sprachgebrauch nach einer Un iversa lmonarch ie Schloß indes offensive 
Kriegsziele n ich t aus, die einerseits auf die Durchsetzung eben dieses Mäch-
tegleichgewichts gerichtet sein konnten, andererseits aber - insbesondere 
bei günst igem Verlauf der Auseinandersetzungen - m i t sich ausweitenden 
terr i tor ia len, dynastischen oder wi r tschaf t l i chen Forderungen verknüpf t 
sein konnten, die ihrerseits gewicht ige Machtverschiebungen bedeuteten 
und demnach die ideelle und pol i t ische Basis untergruben, auf die das 
Bündnis gegründet war . Das Konzept von der Balance der Krä f te konnte 
sich dann gegen den einen oder anderen seiner Protagonisten wenden, 
indem es zur Begründung eines Kompromißfr iedens  diente oder zur Verte i -
d igung eines vertragswidr igen, jedoch vor te i lhaf ten Separatfriedens  heran-
gezogen wurde, u m das angebliche oder tatsächl iche Übergewicht einer 
Macht zu verhindern, die noch unmi t te lbar zuvor A l l ianzpar tner gewesen 
war. Trotz immer wiederkehrender Bündnisbest immungen, die Separatab-
machungen m i t dem Gegner ausschlossen, waren solche Vereinbarungen 
jedoch eher die Regel als die Ausnahme. Durchweg kam es näml ich zur 
Kr ise i m Bündnis oder gar zum einseit igen Bruch der Abmachungen, falls 
wiederhol t Rückschläge i n den mi l i tär ischen Auseinandersetzungen einzu-
stecken waren, we i l die gemeinsamen Grundlagen größeren Belastungen i n 
den meist nach Verfassung, Macht und Interessen heterogenen Koa l i t ionen 
nur selten standhielten. D ie vage pol i t ische Formel vom Kampf gegen eine 
drohende Universalmonarchie bzw. für ein Kräf tegle ichgewicht ,  die den 
Be i t r i t t v ieler Mächte m i t recht unterschiedl ichen Vorstel lungen ermögl icht 
hatte, eignete sich insbesondere dann n ich t zur K lammer für eine A l l ianz, 
wenn die Vertragspartner  ihre Ansprüche oder Interessen übergangen 
wähnten oder diese gar ver letzt zu sein schienen95 . D ie verschiedensten 
Gründe und Vorwände mußten sodann herhalten, u m die Lösung aus der 
Koa l i t i on zu rechtfert igen;  i n erster L i n i e berief  man sich hierbei auf ein 
generell bündniswidr iges Verhal ten oder auf ein ungenügendes m i l i t ä r i -

94 Bosbach (Anm. 93), 116f., 120f.; Heinz  Duchhardt,  Westfälischer Friede und 
internationales System im Ancien Regime, in: HZ 249 (1989), 536ff.;  ders.,  Die Glo-
rious Revolution und das internationale System, in: Francia. Forschungen zur west-
europäischen Geschichte 16/11: Frühe Neuzeit - Revolution - Empire 1500- 1815 
(1989), 34f. 

9 5 s. auch Jehuda  L. Wallach,  Suggestions for a Typology of Coalition Warfare,  in: 
Forces armées et systèmes des alliances (Anm. 20), vol. I, 19. 
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sches Engagement der Vertragspartner.  Diese Vorwür fe  waren insofern 
meist n ich t von der Hand zu weisen, als es bei der gemeinsamen Wi l lensb i l -
dung und konkreten Zusammenarbei t immer wieder objekt ive Schwier ig-
kei ten gab; auch die subjekt iven Vorbehalte der Herrscher, Staatsmänner 
und Heerführer  untereinander dürfen n ich t unterschätzt werden. Daraus 
w iederum konnte eine geschickte gegnerische D ip lomat ie viel fachen Nutzen 
ziehen, w ie die Unterhändler Ludwigs X I V . i n den Jahren 1697 und 1711 bis 
1714 eindrucksvol l demonstr ierten. 

Die sich i m Jahr 1689 formierende  Große A l l ianz , die aus einem Defensiv-
und Offensivbündnis  zwischen der Casa d 'Aust r ia und der Republ ik der 
Niederlande hervorging u n d von vornherein den Be i t r i t t wei terer Staaten, 
insbesondere Englands u n d Spaniens anstrebte und erreichte, erweiterte 
sich bekannt l i ch i n den folgenden Jahren u. a. u m Savoyen, Brandenburg-
Preußen, Bayern, Braunschweig-Lüneburg, Sachsen und schl ießl ich noch 
die Assoziat ion der Reichskreise Franken und Schwaben. Dieses machtmä-
ßig heterogene Bündnis hat te sich zum Z ie l gesetzt96 , n icht nu r den Angr i f f 
Frankreichs abzuwehren, sondern auch die Rückkehr zum ter r i tor ia len und 
recht l ichen Besitzstand bei Abschluß des Westfäl ischen Friedens und des 
Pyrenäenfriedens  durchzusetzen. Demnach sollte die Krone Frankre ich vor -
dergründig unter Berufung auf eine Fr iedensordnung bekämpf t werden, die 
sich längst als unha l tbar erwiesen hat te und zunehmend den Charakter 
einer formelhaft  gebrauchten Wendung annahm, je mehr das Gleichge-
wich tspr inz ip zur „Basis des staat l ichen Nebene inande r " wurde und dann 
„ i n die Funk t i on eines w i r k l i chen Ordnungsfaktors  h ine inwuchs" 9 7 . Daher 
w a r auf eine Rest i tu t ion der ter r i to r ia len Verluste, die seit 1648 bzw. 1659 
vor a l lem das Reich und Spanien er l i t ten hat ten und deren Wiedergewinn 
manchem tatsächl ich als aussichtsreiches Z ie l erscheinen mochte, kaum zu 
hoffen,  we i l eine solche Rückgabe ohne größere Machtverschiebungen zu 
Lasten Frankreichs n ich t zu erwar ten und somit an eine Voraussetzung 
gebunden war , die ihrerseits das Gleichgewichtspr inz ip i n Frage stellte, 
wenn n ich t gefährdete. 

Von derart igen Bedenken oder Vorbehal ten gegenüber den we i t gesteck-
ten Zie len wa r i n den Bündnisvereinbarungen na tü r l i ch n ich t die Rede. 
Stat t dessen sagten die A l l i i e r ten einander den Einsatz al ler ihrer St re i t -
kräf te zu L a n d und zu Wasser zu, schlossen Friedensverhandlungen ohne 
wechselseitige Zus t immung und Berücksicht igung ihrer Ansprüche aus und 
erk lär ten generell, die Interessen des Partners nach Krä f ten fördern  zu w o l -
len. Über diese al lgemeinen Zusicherungen hinausgehende konkrete Ver-

9 6 s. Österreichische Staatsverträge. Niederlande I, bearbeitet von Heinrich Ritter 
von Srbik (Veröffentlichungen  der Kommission für neuere Geschichte Österreichs, 
10), Wien 1912, 271 ff. 

97 Duchhardt,  Westfälischer Friede (Anm. 94), 536. 
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pf l ich tungen enthie l t der A l l ianzver t rag nicht . Also gründete sich das Bünd-
nis auf den Konsens über die Abwehr der aggressiven französischen Po l i t i k , 
deren Gefahren i m übr igen als so groß eingeschätzt wurden, daß ein Defen-
sivbündnis auch nach Friedensschluß als we i te rh in uner läßl ich gal t und 
sogleich zwischen dem Kaiser und den Nieder landen abgeschlossen wurde. 
Substant iel le Absprachen über die A r t und Weise der Kooperat ion - von 
Zusagen über eine enge K o m m u n i k a t i o n zur zweckmäßigen Kr ieg führung 
und Unter r i ch tung über das Vorgehen abgesehen - fehlen i n dem Vertrag; 
gemeinsame Gremien zur Koord ina t ion der Operat ionen waren n ich t vor-
gesehen. Dieser Verzicht erleichterte zweifel los den Zusammenschluß, er 
konnte andererseits aber zum st rukture l len Def iz i t werden, sobald sich das 
pol i t ische Einvernehmen lockern oder die Einschätzung der vom Gegner 
ausgehenden Bedrohung ändern sollte. Hingegen war von vornherein fest-
gelegt, daß Stre i t igkei ten zwischen den Vertragschließenden über Besitz, 
Rechte und Ansprüche grundsätz l ich auf f r iedl ichem Weg durch Kommis -
sionen oder Beauftragte beizulegen seien, w o m i t ein Weg gewiesen war, 
der selbstverständl ich auch zur besseren Zusammenarbei t genutzt werden 
konnte. 

Tatsächl ich wurde auf Drängen K ö n i g Wi lhe lms I I I . , der auf Grund der 
sich ba ld abzeichnenden Schwier igkei ten ein Gremium zur Koord ina t ion 
der Po l i t i k und Kr ieg führung  für dr ingend erforder l ich  hiel t , ein Gesand-
tenkongreß i m Haag einberufen, der M i t t e März 1690 zusammentrat und bis 
zum Kriegsende tä t ig w a r 9 8 . A n diesen Zusammenkünf ten nahmen die Ver-
treter der mindermächt igen A l l i i e r ten ebenfalls tei l , deren Mitsprache die 
Großmächte zwar m i t Skepsis betrachteten, die sie jedoch i n der Hof fnung 
auf einen u m so ta tkräf t igeren  Einsatz i m Kampf gegen Frankre ich 9 9 sowie 
zur Wahrung des Bündniszusammenhalts akzeptierten. Größere Bedeutung 
bl ieb diesen Beratungen al lerdings versagt, we i l es die Vormächte an der 
nöt igen Verständigungsbereitschaft  fehlen ließen und über die Schwer-
punkte der Kr ieg führung  Une in igke i t bestand. So ver langten etwa die See-
mächte von der Casa d 'Aust r ia eine Befr iedung Ungarns und suchten dar-
über hinaus ein Ende des Türkenkr iegs zu vermi t te ln , u m weitere Stre i t -
kräf te zum Kampf gegen Frankre ich verfügbar  zu machen, während die 
Wiener Hofburg ihrerseits den Verbündeten vorwarf ,  die nötige Tatk ra f t  i m 
Feld vermissen zu lassen u n d dafür die Rückschläge bei Fleurus, Steenker-
k e n 9 9 a und Nerw inden zum Beweis nahm. Doch n ich t nur solche Divergen-
zen belasteten die Haager Zusammenkünfte, sondern auch über die Zustän-
digkei ten und Aufgaben bestand Unk la rhe i t ; außerdem waren die Gesand-

9 8 s. dazu Stephen B. Baxter,  Will iam III, London 1966, 288; Lossky  (Anm. 83), 
171 f.; Clark  (Anm. 12), 237f. 

9 9 s. Österreichische Staatsverträge. Niederlande I (Anm. 96), 289 ff. 
9 9 a Nach Baxter  (Anm. 98), 304f., endete die Schlacht bei Steenkerken dagegen mit 

einem bedingten Erfolg Wilhelms III. 
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ten, denen mi l i tä r isch wei tgehend die Fachkompetenz und erst recht die 
Au to r i t ä t fehlte, von ihren Höfen bzw. Regierungen weisungsabhängig und 
mancher ohne größeren Einf luß auf die Beratungen i n der heimischen Zen-
trale. Sieht man von gelegentl ichen Vereinbarungen über die Ver te i lung von 
Winterquar t ieren und von einer Regelung1 0 0 zum Schutz der m i t t e l - und nie-
derrheinischen Gebiete i m Jahr 1693 durch die Truppen der reichsständi-
schen Verbündeten e inmal ab, so führ ten die Konferenzen i m Haag über 
einen unverb ind l ichen Informationsaustausch offenbar  n ich t hinaus. Sie 
erfuhren  auch keine Au fwer tung durch die Friedenssondierungen, die seit 
1693 n icht mehr abrissen und den Haager Kongreß wiederhol t beschäft ig-
t en 1 0 1 , da diesen Vorschlägen und Anregungen led ig l ich eine ablenkende, 
wenn n ich t gar eine täuschende Funk t i on zufiel, wurden die tatsächl ich 
w ich t igen Gespräche doch insgeheim an anderen Orten und ohne Wissen der 
M i ta l l i i e r ten geführt.  Von der Bedeutungslosigkeit der Haager Beratungen 
kündet darüber hinaus, daß sich i n Wien schl ießl ich unter Federführung 
habsburgischer Min is ter und Betei l igung von Gesandten der Verbündeten 
ein zweites, informelles Beratungsgremium bi ldete, das die Operat ionen auf 
den verschiedenen Kriegsschauplätzen zu koord in ieren und das gemein-
same pol i t ische Hande ln sicherzustellen suchte. I n dieser Konkur renz spie-
gelt sich sowohl das Ringen u m Einf luß zwischen dem Kaiser u n d den See-
mächten als auch das wachsende Gewicht der südl ichen Kriegsschauplätze. 
Zugle ich demonstr iert dieses Bemühen u m informel le Absprachen, daß eine 
Koord ina t ion des Vorgehens geboten war , wenn sich die A l l i anz gegen 
Frankre ich behaupten wol l te , mehr noch, daß solche Zusammenkünf te für 
den Bestand des Bündnisses u m so wicht iger wurden, je geringer das po l i t i -
sche Einvernehmen war. Diese Eins icht führte al lerdings n ich t zur Au fwer -
tung der Konferenzen i m Haag oder i n Wien, geschweige denn zur E in r i ch -
tung gemeinsamer pol i t ischer oder mi l i tär ischer Gremien m i t nennenswer-
ten Kompetenzen, sondern ledigl ich zur formellen Erneuerung der Al l ianz i m 
Sommer 16951 0 2 . D a m i t sollte gegenüber Frankre ich E in igke i t bewiesen und 
zudem wechselseit ig die ungebrochene Bündnistreue unterstr ichen werden, 
u m das übergroße Mißt rauen zu dämpfen, das durch die Geheimverhand-
lungen des Kaisers und der Seemächte m i t französischen Emissären läh-
mend w i r k t e und tatsächl ich u m den Bestand des Bündnisses hat te fürchten 
lassen. Nennenswerte Impulse gingen von dieser Erneuerung für die A l l i anz 
jedoch n ich t aus, denn die pol i t ische Une in igke i t b l ieb bestehen, die Zusam-
menarbei t wurde n ich t intensiv ier t und die heiml ichen Friedenssondierun-
gen wurden alsbald wieder aufgenommen. 

Den Al l i ie r ten fehlte i m Pfälzer Erbfolgekrieg  sowohl eine strategische Ge-
samtkonzept ion für die Auseinandersetzungen m i t Frankre ich als auch Jahr 

1 0 0 Österreichische Staats Verträge. Niederlande I (Anm. 96), 293 ff. 
1 0 1 Österreichische Staats Verträge. Niederlande I (Anm. 96), 306 ff. 
1 0 2 Österreichische Staats Verträge. Niederlande I (Anm. 96), 322 ff. 
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u m Jahr eine verb indl iche Operat ionsplanung, u m das Vorgehen gegen den 
Gegner zu L a n d und zu Wasser zu koordinieren. Da die A l l ianz die Kämpfe 
aufnahm, ohne irgendwelche Absprachen über die Kr ieg führung  getroffen 
zu haben, und diesen Mangel i n den folgenden Jahren n icht auszuräumen 
vermochte, l ießen die Feldzüge auf den verschiedenen Kriegsschauplätzen 
einen übergeordneten Zusammenhang vermissen. Somit wa r eine zweckmä-
ßige Komb ina t i on von Offensive  und Defensive, die etwa den konzentr ier ten 
Einsatz von Truppen i n einem Operat ionsschwerpunkt unter vorübergehen-
der Schwächung der Krä f te auf einem anderen Kriegsschauplatz erlaubte, 
von vornherein erschwert, wenn n icht gar durch die wachsende Unein igke i t 
ausgeschlossen. Z u diesen Schwier igkei ten t rugen zweifel los die Auseinan-
dersetzungen auf zum Te i l we i t entlegenen und isol ierten Kr iegsschauplät-
zen bei; zu L a n d wurde näml ich i m südl ichen Vorfe ld der Niederlande, i m 
M i t t e l - und Oberrheingebiet, i n Oberi tal ien, Kata lon ien und zeitweise i n 
I r l and sowie zur See vor a l lem i m Kana l und i m west l ichen Mi t te lmeer 
gekämpft. Zwa r b l ieben Erfolge oder Mißerfolge hüben oder drüben n icht 
ohne Auswi rkungen auf die anderen Kriegsschauplätze und führ ten gefähr-
l iche Rückschläge selbstverständl ich zu Umdisposi t ionen, doch handelte es 
sich hierbei u m erzwungene Reaktionen, die außerdem unter den A l l i i e r ten 
oft umst r i t ten waren, n ich t aber u m einen Ansatz von Stre i tkräf ten  i n einem 
strategischen Konzept. Von diesem Def iz i t an Planung und Koord ina t ion 
künden beispielsweise die Kontroversen zwischen dem Kaiser und den See-
mächten aus dem Jahr 16 9 3 1 0 3 , als die Wiener Hofburg drängte, die schwie-
rige Lage i n Ober i ta l ien zu stabil isieren, sodann auf diesem Kriegsschau-
platz die In i t i a t i ve zu ergreifen  und nach Frankre ich einzufal len, u m dem 
Kr ieg von Piémont aus eine Wende zu geben, während die Republ ik der N ie-
derlande und Eng land we i te rh in dem K a m p f i m eigenen Vorfe ld den Vor-
rang zub i l l ig ten und hier - n ich t zuletzt m i t Rücksicht auf die innenpo l i t i -
sche Lage - eine Entscheidung suchten. Die Seemächte waren deshalb 
weder zur pr inz ip ie l len Beschränkung auf die Defensive i n Brabant und 
F landern noch zur tatkräf t igen, vor a l lem f inanziel len Hi l fe le is tung zum 
Kamp f auf dem südl ichen Kriegsschauplatz zu bewegen und ließen sich 
auch n icht durch den Hinweis beeindrucken, daß die starken französischen 
Festungen i m Nordwesten einen raschen Er fo lg ausschlössen, h ingegen 
die wen igen Fo r t i f i ka t i onen i m savoyisch-piemontesischen Grenzraum 
unschwer zu überwinden seien und deshalb einen Durchbruch ermögl ich-
ten. Au f der anderen Seite lehnte es Leopold I. w iederhol t ab, den Kr ieg 
gegen das Osmanische Reich zu beenden, solange die habsburgischen Posi-
t ionen i n Ungarn n icht gesichert waren, u n d verschloß sich demnach dem 

1 0 3 s. Österreichische Staatsverträge, Niederlande I (Anm. 96), 306f., mit der Einlei-
tung Η. v. Srbiks, und Weensche gezantschapsberichten van 1670 tot 1720,1, bearbei-
tet von G. von Antal/J. C. H. de Pater (Rijks geschiedkundige publicatien, 67), s'Gra-
venhage 1929, Nr. 255, 256. Vgl. auch Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), I, 195. 
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Verlangen seiner Verbündeten nach Konzent ra t ion der Krä f te auf den 
Kamp f gegen den Bourbonenstaat 1 0 4 . I m Gegenteil, der Kaiser wa r zeitweise 
sogar gezwungen, sein mi l i tär isches Engagement i m Kr ieg gegen Frankre ich 
merk l i ch zu reduzieren, u m Mißerfolge i m Osten wettzumachen; dami t l ie-
ferte er den A l l i i e r ten plausible Argumente, ihrerseits einen größeren E in -
satz abzulehnen. 

War die mi l i tär ische Zusammenarbei t zwischen der Casa d 'Austr ia , Eng-
land und der Republ ik der Nieder lande unzulängl ich, so gal t das auch für 
den Kaiser und die meisten Reichsstände. Denn zum einen verhal f  den 
mächt igeren Terr i tor ia lherren  der Be i t r i t t zur Großen A l l i anz zu einem 
erwei ter ten Freiraum, den die armier ten Reichsstände durch Subsidienver-
träge zusätzl ich auszudehnen verstanden, u n d zum anderen ziel ten selbst 
die k le ineren und k le inen Reichsstände, die bisher i n erster L i n i e die Stütze 
und die K l ien te l des Reichsoberhaupts gebi ldet hatten, auf mehr Unabhän-
gigkei t von der Wiener Po l i t i k , indem sie sich zu einer Kreisassoziat ion 
zusammenschlossen und Stre i tkräf te  von ansehnlicher numerischer Stärke 
fo rmier ten 1 0 5 . D ie Übernahme des Kommandos über die Truppen der vom 
Schwäbischen und Fränkischen Reichskreis in i t i i e r ten und i m wesent l ichen 
getragenen Assoziat ion durch den kaiser l ichen General leutnant L u d w i g 
W i lhe lm von Baden 1 0 6 zog der Eigenständigkei t zwar Grenzen, wertete 
andererseits aber diese Stre i tkräf te  auf und beschränkte zugleich die Verfü-
gungsgewalt des Reichsoberhauptes über dieses mi l i tär ische Potent ial , über 
das der Wiener Hof zuvor meist nach Gutdünken disponiert hatte. 

Neben den Schwier igkei ten, die sich vor a l lem aus den Spannungen zw i -
schen dem Kaiser u n d den Seemächten ergaben, l i t t die Kr ieg führung  der 
A l l i i e r ten unter dem Fehlen überragender Feldherren. Unter den kaiser-
l ichen Heerführern  t ra ten weder K a r l von Lo th r ingen ( t 1690) noch M a x 
Emanuel von Bayern, weder L u d w i g W i lhe lm von Baden noch Eugen von 
Savoyen oder andere m i t Impulsen hervor, die eine übergreifende,  die 
Kräf te auf den verschiedenen Kriegsschauplätzen ins K a l k ü l einbeziehende 
real i tätsnahe Strategie erkennen lassen. Auch Kön ig W i l he lm I I I . , der an 
der Spitze der englischen und der niederländischen Stre i tkräf te  s tand 1 0 7 , als 
roi-connétable  eine stat t l iche Stre i tmacht befehl igte und i n einer ver-
gleichsweise günstigen Posi t ion war , b l ieb als Heerführer  den Kategor ien 
der herkömml ichen Operat ionsführung  verhaf te t 1 0 8 . E r vermochte zudem 
den Einsatz der Land - und Seestreitkräfte  n ich t zielgerichtet zu koord in ie-
ren und mußte auf dem niederländischen Kriegsschauplatz, auf dem nach 

104 Baxter  (Anm. 98), 297; Clark  (Anm. 12), 233f. 
105 Wunder,  Kreisassoziationen (Anm. 88), 225ff.;  s. zudem Storm  (Anm. 33), 92ff. 
106 Schulte  (Anm. 88), 85 ff. 
™ Clark  (Anm. 12), 234, 236. 
1 0 8 Vgl. etwa Baxter  (Anm. 98), 290, 295, 311 ff. 
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seiner Ans icht die Kriegsentscheidung fa l len würde, mehrere Niederlagen 
einstecken. Derart ige Rückschläge sowie die zei t - und kräf teraubenden 
Festungskämpfe, die i n Brabant und F landern die Feldzüge prägten, l ießen 
auf habsburgischer Seite die K r i t i k n ich t verstummen und den Kaiserhof 
wiederhol t m i t a l ternat iven Vorschlägen für die Kr ieg führung  hervortreten, 
die sich vor a l lem dadurch auszeichneten, daß sie die habsburgischen In ter -
essen stärker berücksicht igten, die Lasten jedoch i n erster L in ie den Ver-
bündeten zuwiesen. Z u einer Strategie, die dem Leistungsvermögen der 
A l l i i e r ten und den pol i t ischen Vorstel lungen vom Gleichgewicht der Krä f te 
angemessen war , fand die Koa l i t i on n icht . 

Das Ringen u m das spanische Erbe ließ i m Jahr 1701 die A l l i anz zwischen 
dem Kaiser und den Seemächten wieder aufleben. Der Habsburger sah sich 
näml ich durch die Po l i t i k der Bourbonen i n seinen Erbrechten grob verletzt, 
während Eng land und die Republ ik der Nieder lande fürchteten, daß der 
Übergang al ler spanischen Besitzungen auf einen Enke l Ludwigs X I V . „ad 
oppr imendam Europae l iber ta tem" führen und überdies ihren Handel emp-
f ind l i ch schmälern werde 1 0 9 . Neuer l ich fanden sich somit die drei Groß-
mächte und i n ih rem Gefolge eine Reihe kleinerer Staaten zusammen, u m 
der hegemonialen Po l i t i k Frankreichs entgegenzutreten und - w ie es aus-
d rück l i ch i n der br i t ischen Kr iegserk lärung hieß - „ l a balance de l 'Eu -
rope " 1 1 0 zu verteidigen. Der Al l ianzvert rag vom Spätsommer 17011 1 1 knüpf te 
i n den generellen Best immungen an die Abmachungen des Jahres 1689 an; 
er legte außerdem die Ansprüche der österreichischen Habsburger auf die 
i ta l ienischen Besitzungen Spaniens fest, sprach der Republ ik der Nieder-
lande zu ihrer Sicherheit eine Barr iere i n den Spanischen Nieder landen 
z u 1 1 2 , räumte den Seemächten umfassende Handelsvortei le insbesondere i n 
den spanischen Ko lon ien ein und erk lär te generell eine Regierung F rank -
reichs und Spaniens i n Personalunion für unannehmbar. Dagegen fehlten 
genauere Regelungen über die pol i t ische und mi l i tär ische Zusammenarbei t . 
Z w a r wurde ein ver t raul icher Meinungsaustausch über alle beabsicht igten 
und laufenden Kriegsoperat ionen sowie i n sonstigen gemeinsamen Angele-
genheiten ver langt und zudem ein mi l i tär isches Engagement und wechsel-
seitiger Beistand m i t a l len Krä f ten vorgeschrieben, doch wurde dieses Ver-
langen n ich t präzisiert , geschweige denn die numerische Stärke der aufzu-
br ingenden Stre i tkräf te  verb ind l ich festgelegt 1 1 3 . Best immungen über die 

1 0 9 Österreichische Staats Verträge. England I, bearbeitet von Alfred Francis Pri-
bram (Veröffentlichungen  der Kommission für neuere Geschichte Österreichs, 3), 
Innsbruck 1907, 227. 

1 1 0 s. Duchhardt,  Westfälischer Friede (Anm. 94), 540. 
1 1 1 Österreichische Staatsverträge. England I (Anm. 109), 226ff. 
1 1 2 Zur Geschichte der Barriere im Spanischen Erbfolgekrieg  s. Werner  Hahlweg, 

Barriere - Gleichgewicht - Sicherheit. Eine Studie über die Gleichgewichtspolitik des 
Staatensystems in Europa 1648 - 1715, in: HZ 187 (1959), 72ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



Heeresaufbringung  und Koalitionskriegführung  123 

A r t und Weise der gegenseitigen In format ionen und erst recht über die 
Koord ina t ion der Operationspläne fehl ten ebenfalls, obwoh l m i t Kämpfen 
auf verschiedenen und entlegenen Kriegsschauplätzen zu rechnen war. 
Gemeinsame Gremien, die solche Vereinbarungen hät ten vorberei ten u n d 
demnach die gebotene Kooperat ion er leichtern können, waren n ich t vorge-
sehen und wurden auch später n ich t err ichtet, so daß w ie i m vorausgegange-
nen Kr ieg der Zusammenhal t i m Bündnis p r imär auf den pol i t ischen K o n -
sens gegründet war. 

Trotzdem bereitete die Kooperat ion zwischen den Vormächten i m Spani-
schen Erbfolgekr ieg  über viele Jahre geringere Schwier igkei ten als zuvor, 
we i l die pr inz ip ie l le Bereitschaft  zur Zusammenarbei t außer Frage stand 
und die Er fahrungen aus dem Pfälzer Erbfolgekr ieg  anscheinend n ich t ver-
gessen waren. Denn zum einen konzentr ier te die Casa d 'Aust r ia ihre 
Anstrengungen nun auf die Auseinandersetzungen m i t Frankreich, so daß 
ein früherer  Vo rwur f  weggefal len war ; außerdem unterstützten die See-
mächte - wenn auch unter massiver Wahrung ihrer kommerzie l len In ter -
essen - den Anspruch des Erzhauses auf die spanischen Kernlande u n d 
festigten somit den Pakt. Z u m zwei ten wa r die unmi t te lbar i n ihrer Sicher-
he i t gefährdete Repub l i k der N ieder lande je tz t mehr als i m Pfälz ischen 
Erb fo lgekr ieg  zur engen m i l i t ä r i schen Zusammenarbe i t gezwungen, da 
m i t den Spanischen Nieder landen das südl iche Vor fe ld i n französische 
Hände gefallen wa r und obendrein das von einem Wit te lsbacher regierte 
Kur fü rs ten tum K ö l n samt dem Fürs tb is tum L ü t t i c h i m Lager Ludwigs X I V . 
stand. U n d zum dr i t ten ließ Eng land an seiner Bereitschaft  zur energischen 
Kr ieg führung  keinen Zwei fe l aufkommen, nachdem der französische Kön ig 
m i t Jakob I I I . nochmals einen Stuar t als englischen Kön ig anerkannt und 
somit W i l he lm I I I . t ro tz gegenteil iger Zusagen i m Fr ieden von R i j sw i j k 
desavouiert hatte. D ie Entscheidung zum Kr ieg wa r i m übr igen durch sieg-
reiche Ak t i onen Pr inz Eugens i n Ober i ta l ien erleichtert worden; sie wurde 
auch durch den Tod Kön ig Wi lhe lms M i t t e März 1702 n ich t zur Debatte 
gestellt, we i l seine Nachfolger in auf dem englischen Thron i n Übere inst im-
mung m i t der Parlamentsmehrheit den aus pol i t ischen und wi r tschaf t l i chen 
Gründen eingeschlagenen Kurs beibehielt . Davon kündet, daß Mar lborough 
unverzügl ich zum Befehlshaber über die br i t ischen Stre i tkräf te  auf dem 
Fest land und zum Botschafter i m Haag ernannt wurde und somit jener 
hochbegabte Heerführer  und D ip lomat i n eine entscheidende Ste l lung 
rückte, den man als „ the most convinced advocate of Wi l l iam's I I I p o l i c y " 1 1 4 

1 1 3 England und die Republik der Niederlande legten zwar einige Monate später 
proportional die Stärke ihrer Streitkräfte  fest, doch handelte es sich hierbei anschei-
nend nur um Absichtserklärungen. Zudem dürfte die Casa dAustria den Erwartun-
gen der Seemächte, die mit dem Einsatz von 90 000 Mann habsburgischer Truppen auf 
den westlichen Kriegsschauplätzen rechneten, zu keiner Zeit entsprochen zu haben. 
Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 56. 

114 Veenendaal  (Anm. 83), 414. 
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bezeichnet hat. Ein ige Wochen später über t rug die Republ ik der Nieder-
lande dem Engländer auch das Kommando über ih r wesent l ich stärkeres 
Heer, solange es m i t dem br i t ischen Korps gemeinsam oper ier te 1 1 5 , und 
erkannte dadurch dessen überragende Fähigkei ten an. Mar lborough t ra t 
demnach mi l i tä r i sch die Nachfolge Wi lhe lms an, doch war seine Ste l lung 
insofern schwächer als die des verstorbenen Königs und Statthalters, als er 
be im Einsatz des niederländischen Heeres generell an die Zus t immung der 
Felddeput ier ten der Republ ik gebunden war und darum bloß bedingt über 
die gesamte Stre i tmacht verfügen konnte. 

F ie l auf Seiten der Seemächte Mar lborough die mi l i tär ische Führung zu, 
so t ra t sein pol i t ischer E in f luß dahinter kaum zurück. Zudem stand i h m m i t 
dem Ratspensionär He ins ius 1 1 6 ein niederländischer Staatsmann zur Seite, 
der schon i m Pfälzischen Kr ieg die antifranzösische Koa l i t i on mitgestal tet 
hat te und für den unzwei fe lhaf t  war , daß nach Ludwigs X IV . Gr i f f  nach 
dem spanischen Erbe diese Po l i t i k fortgesetzt werden müsse. Schl ießl ich 
gesellte sich m i t Eugen von Savoyen, der sich 1697/98 als Türkensieger 
einen Namen gemacht hatte, dem Br i ten und Nieder länder ein D r i t t e r h inzu, 
der als kaiserl icher Heerführer  den Ver lauf des Krieges mi tbest immte. Z u 
Beginn des Ringens u m das spanische Erbe war dieser Generalfeldmarschal l 
al lerdings noch n ich t die dominierende Persönl ichkeit auf habsburgischer 
Seite, sondern i n diese Posi t ion stieg er erst i n den folgenden Jahren auf. 
Etappen auf diesem Weg waren 1703 die Ernennung zum Hofkr iegsratsprä-
sidenten und Konferenzminister,  w o m i t i h m die Le i tung der M i l i t ä r ve rwa l -
tung übertragen und Mitsprache i n außenpoli t ischen Angelegenheiten ein-
geräumt wurde, dann 1707 die Bestal lung zum Reichsgeneralfeldmarschall 
sowie 1708 die Beförderung  zum General leutnant, zum höchsten m i l i t ä r i -
schen Rang i m kaiser l ichen Dienst. Sein Ansehen und seine Au to r i t ä t ver-
dankte Pr inz Eugen jedoch vor a l lem seinen Siegen bei Zenta, Höchstädt, 
Tu r i n und Oudenaarde, da sie von kriegsentscheidender Bedeutung waren 
oder zumindest Wendepunkte i m Kr iegsver lauf  markier ten. Den T r i u m p h 
bei Höchstädt 1704 und die Erfolge i n F landern zwischen 1708 und 1710 
hatte der Savoy er i n enger Zusammenarbei t m i t Mar lborough errungen; 
demnach führ ten die beiden Feldherren wiederhol t Koal i t ionsheere zum 
Sieg, ohne daß Ne id u n d Mißgunst oder die ohnehin marginalen Unter -
schiede i n der Organisat ion, Ausrüstung und Ausb i ldung der Stre i tkräf te 
die Operat ionen nennenswert behinderten. 

115 Wijn  (Anm. 55), 110ff.;  die Bedingungen, unter denen Marlborough als „Capi-
taine General" („kapitein-generaal") den Oberbefehl zu führen hatte, sind 696ff. 
(Beilage 9) publiziert, s. auch Chandler , Marlborough (Anm. 15), 94, 98f., der die 
Kommandobefugnisse Marlboroughs über die niederländischen Truppen allerdings 
recht skeptisch bewertet. 

1 1 6 s. Horst  Lademacher,  Wilhelm III. von Oranien und Anthonie Heinsius, in: 
RhVjBl. 34 (1970), 264ff. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



Heeresaufbringung und Koalitionskriegführung 125 

Die f ruchtbare  Kooperat ion zwischen Prinz Eugen und dem Duke of 
Mar lborough gründete sich auf menschliches Verständnis und Wohlwol len, 
m i t dem sich die beiden Heerführer  von Beginn an begegneten; v ie l le icht 
handelte es sich sogar u m eine Freundschaft,  w ie i n v ielen Darste l lungen 
betont w i r d 1 1 7 . D ie Zusammenarbei t fußte darüber hinaus auf der gemein-
samen Einschätzung, daß die Hegemonialansprüche Frankreichs m i t En t -
schiedenheit zurückgewiesen werden müßten; sie basierte aber insbeson-
dere auf gleichen strategischen, operat iven und takt ischen Anschauungen, 
die es beiden offenbar  le ichtmachten, ihre Feldzugspläne zu koordinieren, 
ihre Ak t i onen bei getrenntem Einsatz zweckmäßig abzust immen und bei 
Schlachten oder Belagerungen m i t wechselndem Part führende oder unter -
stützende Aufgaben zu übernehmen. Längere Aussprachen waren dafür 
n icht unbedingt erforderl ich.  D ie K o m m u n i k a t i o n beschränkte sich deshalb 
oft auf einen schr i f t l ichen Meinungsaustausch, u m die Chancen u n d Ris iken 
größerer Unternehmen abzuwägen, die Durch führung  vorzuberei ten u n d 
für die Berei tstel lung der benöt igten Truppen zu sorgen, wobe i durch die 
Korrespondenz aber meist nur die grundlegenden Fragen geklär t werden 
konnten. Denn zum einen erwiesen sich die Planungen als zu komplex, zum 
anderen wa r vor a l lem bei Koal i t ionsheeren m i t v ie len Kr iegsherren u n d 
Befehlshabern die Geheimhal tung k a u m zu gewähr le is ten 1 1 8 , weshalb die 
In format ionen i m al lgemeinen knapp gehalten wurden, u n d zum d r i t t en 
konnte ein Abfangen von Kur ie ren niemals ausgeschlossen werden; fo lg l ich 
war bei schr i f t l ichen Äußerungen zur Feldzugsplanung stets Vorsicht gebo-
ten. I n erster L in ie hat ten deswegen i m Vorfe ld gemeinsamer Ak t i onen ver-
t raute Untergebene m i t münd l i chen Auf t rägen und Er läuterungen für die 
Absprache über das Vorgehen und die K lä rung wicht iger Einzelhei ten zu 
sorgen. Auch D ip lomaten wurden unter Umständen i n die Überlegungen 
eingeschaltet, fal ls sie durch Ver läßl ichkei t u n d Sachkenntnis h in läng l i ch 
qual i f iz ier t  waren. So hat sich beispielsweise u m die Kooperat ion zwischen 
Prinz Eugen und Mar lborough i m Früh jahr u n d Sommer 1704 Graf Wrat is -
law, der kaiserl iche Botschafter i n London, sehr verdient gemacht 1 1 9 ; er hat 

117 Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 45, 59, Chandler , Marlborough (Anm. 15), 
140, 303. s. auch Gustav  Otruba,  Prinz Eugen und Marlborough. Weltgeschichte im 
Spiegel eines Briefwechsels (Österreich-Reihe 137/138), Wien 1961, 28ff.;  dort finden 
sich weitere einschlägige Hinweise. 

1 1 8 s. dazu Eberhard  Ritter,  Politik und Kriegführung.  Ihre Beherrschung durch 
Prinz Eugen 1704 (Schriften der Kriegsgeschichtlichen Abteilung im Historischen 
Seminar der Friedrich-Wilhelms-Universität Berlin, 10), Berlin 1934, 51, 66, 73; 
knappe Hinweise auf die problematische Geheimhaltung finden sich auch bei Chand-
ler,  Marlborough (Anm. 15), 126, bei Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 58, und bei Wijn 
(Anm. 55), 416, 418. 

119 Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 44, 49f., 52ff.,  67, 69, 71, Chandler,  Marl-
borough (Anm. 15), 124, 126, und Ritter  (Anm. 118), 47ff.,  62f., 72ff.,  108ff.,  129ff., 
141 f. Siehe auch Elke  Jarnut-Derbolav,  Die Österreichische Gesandtschaft in London 
(1701-1711). Ein Beitrag zur Geschichte der Haager Allianz (Bonner Historische 
Forschungen, 37), Bonn 1972, 157 ff.,  sowie generell Klaus  Müller,  Das kaiserliche 
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näml ich die w ich t igen Vorgespräche i m Win te r 1703/04 am br i t ischen Hof 
geführt,  zudem zur Übe rw indung des har tnäck igen Widerstands i m Haag 
gegen den Vorstoß eines engl isch-niederländischen Heeres nach Süd-
deutschland beigetragen und obendrein die Stre i tmacht Mar lboroughs ins 
Feld begleitet, u m Bedenken und Hindernisse bei dieser für die Sicherheit 
der habsburgischen Erb lande so w ich t igen Kampagne ausräumen zu helfen. 
Schl ießl ich dienten dann vor einer Schlacht oder Belagerung persönliche 
Begegnungen der Feldherren dem Zweck, die Lage zu analysieren, das kon-
krete Zusammenwi rken der Heere zu regeln u n d die takt ischen Aufgaben 
für den Kamp f zu vertei len, w ie die Treffen  des Savoyers m i t dem Herzog 
von Mar lborough belegen1 2 0 . Diese Beratungen stel l ten i m übr igen n ich t nur 
die gute Zusammenarbei t sicher, was fal lweise Best immungen über den 
Oberbefehl einschloß und für die Zei t der gemeinsamen Operat ionen meist 
auf einen tägl ichen Wechsel hinausl ief, sondern festigten auch das wechsel-
seitige Vertrauen und er leichterten die weitere Feldzugsplanung. Al lerd ings 
waren solche Aussprachen unter den Heerführern  n ich t selbstverständlich, 
we i l sachliche Dif ferenzen  über die Operat ionsführung  oder die vorrangigen 
Ziele sowie Rang- und Et iket test re i t igke i ten oft i m Wege standen. Davon 
künden beispielsweise die v ie l fä l t igen Spannungen zwischen Kur fü rs t  Max 
Emanuel von Bayern und Marschal l V i l lars über die Kr ieg führung  i m Jahr 
1703 i n Oberdeutsch land 1 2 1 und das Verhal ten Markgra f  L u d w i g Wi lhe lms 
von Baden gegenüber Mar lborough und dessen Drängen auf eine Schlacht-
entscheidung be im Donaufeldzug von 17 0 4 1 2 2 . 

Das vortref f l iche  Einvernehmen zwischen Prinz Eugen und dem Herzog 
von Mar lborough war n ich t auf den operat iven und takt ischen Sektor 
beschränkt; es bewährte sich auch bei anderen pol i t ischen und m i l i t ä r i -
schen Kompl ika t ionen, m i t denen die heterogene A l l i anz zu r ingen hatte. So 
setzte sich Mar lborough beispielsweise i m Spätherbst 1704 nachdrück l ich 
bei Kön ig Fr iedr ich I. e i n 1 2 3 , dami t ein s t r i t t iger Subsidienvertrag zugunsten 
der Casa d 'Aust r ia ver längert und dem Savoyer die erhoffte  brandenbur-
gisch-preußische Truppenhi l fe zute i l wurde, die jener dr ingend für den 
Feldzug i n Ober i ta l ien benötigte. Mehr noch, dem Einsatz und Einf luß des 
commander-in-chief  w a r es zu verdanken, daß dem Erzhaus Österreich i m 
Früh jahr 1706 eine stat t l iche br i t ische Anle ihe gewährt w u r d e 1 2 4 , die größ-

Gesandtschaftswesen im Jahrhundert nach dem Westfälischen Frieden (1648 - 1740) 
(Bonner Historische Forschungen, 42), Bonn 1976, 290ff. 

1 2 0 s. etwa Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 37ff.,  61, 63ff.,  74, 77. 
1 2 1 s. Bernhard  R. Kroener , La planification des opérations militaires et le comman-

dement supérieur. La crise de l'alliance franco-bavaroise  à la veille de la bataille de 
Höchstädt, in: Forces armées et systèmes d'alliances (Anm. 20), vol. I, 169ff., 176, 
180 ff. 

122 Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 55ff.,  67ff., und Ritter  (Anm. 118), lOlf., 
107f., 122, 129f., 141f., 144f., 153ff. 

123 Berney  (Anm. 14), 113ff. 
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tentei ls von hochgestel l ten Persönl ichkeiten gezeichnet worden war . Ande-
rerseits versäumte es Pr inz Eugen n icht , bei den po l i t isch Verantwor t l i chen 
i n den Nieder landen und i n Eng land die Posi t ion des br i t ischen Befehlsha-
bers zu stützen, wenn dieser wegen seines Engagements für die Koa l i t ions-
ziele auf K r i t i k stieß und statt dessen ver langt wurde, die einzelstaat l ichen 
Interessen oder gar die innenpol i t ischen Konste l la t ionen stärker zu berück-
s icht igen1 2 5 . Der Pr inz stand i h m auch we i te rh in zur Seite, als der Herzog i n 
Ungnade gefallen, seiner Posten enthoben und von einer Ank lage bedroht 
w a r 1 2 6 . D a m i t waren Meinungsunterschiede über die Chancen und Erfolgs-
aussichten kühner Operat ionen n ich t ausgeschlossen, w ie sich bei dem 
Angr i f f  Pr inz Eugens auf Tou lon 17071 2 7 oder Mar lboroughs Vorschlag zum 
Vorstoß gegen Paris 17 0 8 1 2 8 zeigte, ohne daß darunter aber die wechselsei-
t ige Hochschätzung l i t t . D ie Beziehungen wurden ebensowenig durch die 
stets problematischen Verhandlungen über Winterquar t iere oder Hi l fsgel-
der bee in t räch t ig t 1 2 9 , die immer wieder zu Kompromissen zwangen und des-
halb wechselseit ig Abstr iche verlangten. 

Trotzdem bl ieben Pr inz Eugen und Mar lborough n ich t von den v ie l fä l t i -
gen Schwier igkei ten verschont, die i n jener Epoche für die mi l i tär ische K o -
operat ion i n Koal i t ionsheeren geradezu typ isch sind. Für den kaiser l ichen 
Heerführer  erwies sich die Zusammenarbei t vor a l lem m i t Savoyen und 
Brandenburg-Preußen als spannungsvol l , da beide Staaten ein n ich t zu 
unterschätzendes Gewicht für das Bündnis besaßen und demnach mehr als 
die meisten anderen A l l i i e r ten ihre Belange vertreten konnten. So war i n 
Ober i ta l ien die Kr ieg führung  durch latentes Mißt rauen zwischen dem Wie-
ner und dem Tur iner Hof gekennzeichnet. Denn sowohl die umfangreichen 
ter r i tor ia len Forderungen V i k to r Amadeus' zu Lasten des Kaisers als auch 
die Versuche des Herzogs, die durch ihre Truppenf inanzierung  auch auf 
diesem Kriegsschauplatz einf lußreichen Seemächte gegen die Casa d 'Au -
str ia auszuspielen, nöt ig ten zur Vors ich t 1 3 0 . Zudem erwuchsen aus der 
unk laren Regelung des Oberbefehls immer wieder Konf l i k te , we i l Pr inz 
Eugen zur engen Zusammenarbei t m i t dem Vetter verpf l ichtet war , anderer-
seits aber dessen Auf r i ch t igke i t  u n d hinlängl iches Engagement für die K o -
a l i t ion bezweifelte. D ie Dif ferenzen  des Kaiserhofs m i t Brandenburg-Preu-

124 Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 50ff.;  ders.,  Bedeutung englischer Subsidien 
(Anm. 26), 200f. 

125 Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 45, 70f., 75. 
126 Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), III, 83ff.; Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 

303f.; Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 83ff. 
127 Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 196ff.;  Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 56ff. 
128 Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 239f.; Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 

224f.; Otruba,  Prinz Eugen (Anm. 117), 63f. 
1 2 9 s. Österreichische Staatsverträge. Niederlande I (Anm. 96), 376ff. 
1 3 0 s. Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 172ff.,  193, 196ff.,  und Otruba,  Prinz 

Eugen (Anm. 117), 57. 
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ßen waren ähn l ich gelager t 1 3 1 . D ie Wiener Staatsmänner waren näml ich 
n icht bereit, Kön ig Fr iedr ich I. die verlangte eigenständige Posi t ion einzu-
räumen und somit die nordostdeutsche Macht po l i t i sch aufzuwerten. Selbst 
das Angebot von Truppenhi l fe,  die we i t über das ver t ragl ich zugesagte K o n -
t ingent und die reichsrechtl iche Verpf l i ch tung hinausging, konnte die 
ablehnende Ha l tung n ich t erschüttern, we i l dieser Vorschlag an Bedingun-
gen - u. a. den Anspruch auf ein selbständiges Kommando - geknüpf t war. 
Erst recht vermochten die zahlreichen Reibungen, die sich daraufh in über 
die Verfügbarkei t ,  die Unterste l lung, die Versorgung etc. der auf Grund des 
Kron t rak ta ts zu stel lenden Regimenter ergaben, die Wiener Hofburg n icht 
zu beeindrucken, auch wenn sie mehrfach die Operat ionen behinderten. 
Diese Ab fuh r nöt igte schl ießl ich den König, große Teile seines überstarken 
Heeres i n den Sold der Seemächte zu geben, und ließ Brandenburg-Preußen 
zur „ A u x i l i a r m a c h t " 1 3 2 werden, deren Truppen dann zum Tei l i n I ta l ien und 
i n Spanien eingesetzt wurden; le tz t l i ch dienten sie somit doch habsburgi-
schen Zielen. Vorbehalte beeinträcht igten auch die Zusammenarbei t zw i -
schen Pr inz Eugen und Kur fü rs t  Georg L u d w i g von Braunschweig-Lüne-
burg, der i m Jahr 1707 den Oberbefehl über die Reichstruppen am Ober-
rhe in übernommen hatte; dami t setzten sich i m Grunde jene Spannungen 
fort ,  die bekannt l i ch schon 1704 die Kooperat ion m i t Markgra f  L u d w i g W i l -
he lm von Baden erschwert hatten. Der Weife fürchtete i n erster L in ie , daß 
m i t der Rückkehr des Savoyers ins Reich oder auf den Kriegsschauplatz i n 
Flandern die Aussichten auf die erhoffte  Verstärkung seines Heeres zunichte 
gemacht und i h m die Chancen für eine ruhmvol le Waffentat  genommen 
würden. D a r u m zeigte er sich gegenüber al len Versuchen unzugängl ich, die 
Feldzugsplanungen zu koord in ie ren 1 3 3 , und unterst r ich durch sein Verhal-
ten, daß der Ehrgeiz hochgestell ter Personen der gemeinsamen Sache m i t -
unter eher zum Schaden als zum Vor te i l gereichte. 

Der Herzog von Mar lborough hatte m i t ähnl ichen Problemen zu kämpfen; 
seine Posi t ion wa r aber insofern besser, als die meisten Kont ingentsherren, 
die Truppen gegen Subsidien für den br i t ischen Dienst bereitgestel l t hatten, 
keine d i rek ten pol i t ischen Forderungen erhoben, sondern hauptsächl ich 
eine pünk t l i che Bezah lung ver langten u n d einen vertragsgemäßen u n d 
verantwortungsvol len Einsatz ihrer Regimenter erwarteten. Sicher l ich er-
wuchsen daraus immer wieder Konf l i k te , doch waren diese zweitrangig, 
wenn man dami t die mühevol le Zusammenarbei t m i t der Republ ik der Nie-
derlande vergleicht. Komp l i ka t i onen ergaben sich für den br i t ischen Ober-
befehlshaber zum einen durch die vagen und eingeschränkten Kompeten-

131 s. Berney  (Anm. 14), 24ff.,  46ff.,  60ff.,  117ff.,  158ff.,  179ff.,  und Braubach, 
Prinz Eugen (Anm. 77), II, 337 ff. 

132 Berney  (Anm. 14), 61, 64. 
1 3 3 s. Braubach,  Prinz Eugen (Anm. 77), II, 216ff.,  221ff.,  und Chandler , Marlbo-

rough (Anm. 15), 207 f. 
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zen 1 3 4 , an die seine Kommandogewal t über die niederländischen Stre i tkräf te 
gebunden war ; dadurch wa r er sogar zu mancher le i Rücksichten auf die i h m 
bei gemeinsamen Operat ionen unterstel l te niederländische General i tät 
gezwungen1 3 5 . Kontroversen entstanden zum anderen aus der Pf l icht , bei 
al len größeren gemeinsamen Unternehmungen den Rat und die Zus t immung 
der Felddeput ier ten einholen zu müssen1 3 6 , die das Heer bei seinen Opera-
t ionen begleiteten und i m übr igen stets „op het [der Republ ik der Nieder-
lande] voordeel, off  op de sekerheijt van de eene provincie, als van de 
andere" bedacht sein so l l ten 1 3 7 . Somit war Mar lborough genötigt, seine 
Feldzugskonzeptionen sorgsam m i t den niederländischen Vorstel lungen und 
Bedürfnissen abzust immen und insbesondere immer wieder zu beweisen, 
daß die Ak t i onen auch und gerade den Zie len der Republ ik dienten. Diese 
Aufgabe wa r schwierig, we i l die Interessen und der Einf luß der Provinzen 
manchmal spürbar d iverg ier ten 1 3 8 , andererseits boten solche Meinungs-
unterschiede aber auch die Mögl ichke i t , die in ternen Spannungen auszu-
nutzen. D ie Vorberei tungen für einen Feldzug erforderten  daher von Ma r l -
borough v ie l Zei t und diplomatisches Geschick, Überzeugungskraft  und 
Fest igkeit sowie zahlreiche Unterhandlungen u n d Reisen, u m Jahr für Jahr 
die M i t t e l zur Fortsetzung des Kampfs i n F landern und auf anderen Kr iegs-
schauplätzen verfügbar  zu machen. 

Die Kr ieg führung  Frankreichs wa r durch derart ige Kon f l i k te und Rei-
bungen k a u m belastet. Denn i m Pfälzischen Erbfolgekr ieg  wa r der Bourbo-
nenstaat isol iert , und i m Spanischen Erbfolgekr ieg  stand nach dem frühzei-
t igen Parteiwechsel Savoyens und der Eroberung Kurkö lns und Kurbayerns 
durch die Truppen der Großen A l l i anz seit 1704 nur noch Spanien i m Lager 
Ludwigs X I V . Das Verhäl tn is zwischen diesen beiden Staaten wa r eindeut ig 
durch die Vorherrschaft  Frankreichs best immt; Ph i l i pp V. wa r näml ich 
angesichts der f inanziel len Schwäche seines Landes und des Niedergangs 
der Stre i tkräf te  n ich t i n der Lage, den Staat zu verteidigen, und mußte den 
Schutz seiner Herrschaft  Frankre ich anvertrauen. Fo lg l ich f ie l französi-
schen Marschäl len die Le i tung der Kr iegsoperat ionen auf der Pyrenäen-
halbinsel zu und b l ieb es diesen überlassen, „ to coordinate m i l i t a r y and 
naval strategy i n a theatre where support f rom the sea was of immense 
impor tance" 1 3 9 . E inen Koal i t ionskr ieg, der zur Koord ina t ion der Ak t i onen 
und Rücksichtnahme auf den Verbündeten zwang, führte Frankre ich de 

1 3 4 s. auch 124. 
1 3 5 s. Chandler , Marlborough (Anm. 15), 322; vgl. auch Wijn  (Anm. 55), 624 ff. 
136 Wijn  (Anm. 55), 113; s. auch 699 ff.  (Beilage 10), dort ist die Instruktion für die 

Felddeputierten abgedruckt. Vgl. zudem Chandler , Marlborough (Anm. 15), 101 f., 
117,208, 322. 

137 Wijn  (Anm. 55), 699 Art. 1. 
138 vg l dazu etwa Österreichische Staats Verträge. Niederlande I (Anm. 96), 352 ff., 

und Wijn  (Anm. 55), 69f. 
139 Kamen  (Anm. 27), 61. 

9 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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facto nur i n den Jahren 1703 und 1704, als ein französisches Heer zunächst 
unter dem Befehl Marschal l Vi l lars ' , dann unter dem Kommando Tal lards i n 
Süddeutschland operierte, u m M a x Emanuel von Bayern Rückhal t zu 
gewähren. Beide Feldzüge endeten m i t Mißerfolgen. Diese Rückschläge s ind 
auf viele, zum Tei l unterschiedl iche Ursachen zurückzuführen,  doch weisen 
sie auch auf typische Schwier igkei ten h in, die die Zusammenarbei t zweier 
Partner m i t stark divergierendem Machtpotent ia l und nur par t ie l l überein-
st immenden Zielen behinderten. 

Von vornherein konnte ke in Zwei fe l bestehen, daß der Wit telsbacher nur 
m i t französischer  Unters tü tzung seine hochgespannten Ansprüche auf Ter-
r i tor ia lbesi tz aus der spanischen Erbmasse durchsetzen konnte und somit 
An lehnung an L u d w i g X I V . suchen mußte, wenn er seinen Ehrgeiz n icht 
zügeln wol l te . Andererseits wa r Bayern für Frankre ich ein w ich t iger Par t -
ner, solange Aussichten bestanden, das Reich zum Kriegsschauplatz zu 
machen, die kaisertreuen Reichsstände Süddeutschlands zur Neut ra l i tä t zu 
zwingen u n d das Reichsoberhaupt i n seinen Stammlanden anzugreifen; ent-
f ielen dagegen diese Chancen, wurde Bayern zum Außenposten, der kaum 
gehalten werden konnte u n d zum Verzetteln von Krä f ten abseits der eigenen 
Versorgungsbasen führen mußte. Tatsächl ich nahm die En tw i ck l ung diesen 
Verlauf;  denn zum einen hat ten die heiml ichen Verhandlungen über einen 
Parteiwechsel den Wit te lsbacher noch 1703 vor einem def in i t iven Bruch m i t 
der Casa d 'Aust r ia zurückschrecken lassen, so daß die zei twei l ige Über le-
genheit t rotz Vi l lars ' Drängen n ich t zu einem Stoß auf Wien genutzt und 
statt dessen die Zei t m i t zwei t rangigen Unternehmen ver tan w u r d e 1 4 0 ; und 
zum anderen hat ten sich M a x Emanuel und Ta l la rd i m folgenden Jahr durch 
Mar lborough und Prinz Eugen die In i t ia t i ve entreißen lassen und an der 
oberen Donau i n eine Posi t ion manövr ier t , die ihren Gegnern zum Vor te i l 
gereichte und von jenen dank überlegener Feldherrnkunst genutzt w u r d e 1 4 1 . 
Bezeichnend für die Unsicherhei t über die Absicht des Gegners und die U n -
schlüssigkeit über das zweckmäßige eigene Verhal ten war die unglück l iche 
Wah l des Kampfplatzes, der anscheinend weder für eine Verte id igung noch 
für einen Angr i f f  besonders günst ig wa r und auf einen halbherzigen K o m -
promiß hindeutet , da der Wit te lsbacher zur Schlacht drängte, von der h i n -
gegen Ta l la rd zu Recht aus strategischen Gründen abriet. Der Zwiespal t 
unter den Befehlshabern wa r of fenkundig  der Grund, der die französisch-
bayerischen Stre i tkräf te  unter ungünst igen Bedingungen den Kamp f auf-
nehmen ließ. Diese Une in igke i t spiegelt darüber hinaus erstens die Kr iegs-
erfahrungen,  die beide Heerführer  auf unterschiedl ichen Kr iegsschauplät-
zen, näml ich der eine vor a l lem i n Ungarn, der andere i m west l ichen M i t t e l -

140 Kroener,  La planification (Anm. 121), 178ff. 
1 4 1 s. zusammenfassend Johannes Kunisch,  Kurfürst Max Emanuel als Feldherr, in: 

Hubert Glaser (Hrsg.), Kurfürst Max Emanuel, Bayern und Europa um 1700, Bd. I: 
Zur Geschichte und Kunstgeschichte der Max-Emanuel-Zeit, München 1976, 327. 
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europa, gemacht ha t t en 1 4 2 ; sie result ierte zweitens aus der größeren Ris iko-
bereitschaft  des auf Ruhm bedachten électeur-connétable,  während der 
französische Marschal l , der von den Weisungen des Versai l ler Hofs abhän-
gig und diesem verantwor t l i ch war , unka lku l ie rbare Ris iken scheute; u n d 
sie t rug dr i t tens dazu bei, daß verb indl iche Absprachen über die Komman-
doführung bei gemeinsamen Operat ionen offenbar  unterbl ieben. Somit w ie -
derhol ten sich die Schwier igkei ten, die auch ein Jahr zuvor die Kooperat ion 
zwischen dem Bayern und Vi l lars belastet hatten. Sie waren seinerzeit von 
M a x Emanue l außerdem durch die hochfahrende Behand lung des M a r -
schalls verschärf t  w o r d e n 1 4 3 , der - stolz auf seinen Rang u n d auf seine 
Reputat ion bedacht - w iederum i m Umgang m i t dem regierenden Landes-
herrn wen ig diplomat ische Geschmeidigkeit bewies, so daß persönliche und 
mi l i tär isch-sachl iche Gründe und obendrein Mißt rauen i n die pol i t ische 
Ver läßl ichkei t des Verbündeten erhebliche Spannungen heraufbeschworen, 
die schließlich zur Abberu fung Vi l lars ' geführt  hatten. Diese Er fahrungen 
m i t einem selbstherr l ichen Verbündeten, m i t dem er nach seinem Vorstoß an 
die Donau kooperieren mußte, mögen Ta l la rd zu einer verb indl icheren Ha l -
tung gegenüber dem Wit te lsbacher bewogen haben, doch gedient hat er der 
Sache dadurch n icht ; denn durch seine Nachgiebigkei t wa r er m i tveran t -
wor t l i ch , daß Mar lborough und Pr inz Eugen bei Höchstädt unter günstigen 
Bedingungen angreifen konnten. M i t der Niederlage g ing Bayern ver loren 
und büßte M a x Emanuel insofern den Status eines echten Verbündeten ein, 
als er for tan auf das Entgegenkommen und die Großzügigkeit Ludwigs X I V . 
angewiesen war . 

Dagegen wa r der Zusammenhal t der Großen A l l i anz i m Spanischen E rb -
folgekrieg t rotz vieler Dif ferenzen  und ständiger Reibungen bis zum p lö tz l i -
chen Tod Kaiser Josephs I. n ich t grundlegend gefährdet,  zumal mi l i tär ische 
Erfolge auf den w ich t igen Kriegsschauplätzen - zunächst i n Oberdeutsch-
land, dann auch i n I ta l ien und vor a l lem i n F landern - die Hof fnungen  auf 
einen endgült igen Sieg nähr ten und aufkommende K r i t i k immer wieder ver-
stummen ließen. H ierzu t r ug u. a. bei, daß der Kamp f gegen die Hegemonie 
Ludwigs X I V . zugleich den wi r tschaf t l i chen Interessen der Seemächte 
diente, wovon der Einsatz für die Ansprüche Erzherzog Kar ls auf die spa-
nische Krone beredt Kunde gibt . Andererseits zeichnete sich seit dem Tod 
Josephs I. ab, daß K a r l nach dem Regierungsantr i t t i n den Landen der Casa 
d 'Aust r ia unter Umständen auch Spanien beherrschen werde, fal ls er sich 
auf der Pyrenäenhalbinsel behaupten konnte. Eine solche Machtkonzentra-
t i on - wenngleich nur personal konst i tu ier t - gefährdete indes nach Ans icht 
mancher Staatsmänner und po l i t isch einf lußreicher  Kreise i n Eng land und 

142 vg l dazu die anregenden Beobachtungen Kroeners,  La planification (Anm. 
121), 166ff. 

1 4 3 s. Sturgill  (Anm. 90), 40, 50, dessen Darstellung aber durch die weiterführenden 
Erkenntnisse Kroeners,  La planification (Anm. 121), 169ff.,  zu ergänzen ist. 

9' 
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i n den Nieder landen n ich t weniger als die bourbonischen Prätent ionen das 
europäische G le ichgewich t 1 4 4 und ließ den Gedanken einer Te i lung des spa-
nischen Erbes wieder i n den Vordergrund treten. Indem von dieser Seite ein 
Kompromißfr iede  angestrebt wurde, der angesichts der übergroßen Kr iegs-
lasten selbstverständl ich auf breite Zus t immung rechnen konnte, g ing dem 
Bündnis sowohl die pol i t ische Grundlage als auch die Bereitschaft  zum ta t -
kräf t igen mi l i tä r ischen Engagement verloren, und begann i m Jahr 1711 die 
Auf lösung der A l l ianz , ohne daß ihre Anhänger M i t t e l und Wege fanden, den 
Erosionsprozeß aufzuhalten. 

* 

Der Hegemonia lpo l i t i k Ludwigs X IV . , die zur Durchsetzung der expansi-
ven Ziele den Gr i f f  zu den Waffen  einschloß, konnte ke in Staat ohne Bei-
stand widerstehen. Deshalb b i ldeten Schutzbündnisse der Bedrohten und 
Kr iegskoal i t ionen der Angegri f fenen  i n den Dezennien u m die Wende vom 
17. zum 18. Jahrhundert einen w ich t igen Bestandtei l der zwischenstaat l i -
chen Beziehungen. M i t der gr i f f igen  Formel vom K a m p f gegen eine Un iver -
salmonarchie und für ein Gleichgewichtssystem waren dafür die nöt igen 
pol i t ischen und propagandist ischen Begründungen zur Hand, die wei teren 
Staaten den Be i t r i t t er leichterten u n d das ant i ludoviz ianische Lager ver-
stärkten, deren Interessen und Forderungen die Zusammenarbei t of t aber 
auch belasteten. Das gal t u m so mehr, als weder die Kriegsziele h in läng l ich 
präzisiert waren noch die pol i t ische und mi l i tär ische Kooperat ion geregelt 
wa r oder wenigstens gemeinsame Gremien vorgesehen waren, die diese Au f -
gabe übernehmen konnten. Fo lg l ich w a r der Zusammenhal t unter den A l l i -
ier ten i n erster L in ie auf den pol i t ischen Konsens gegründet, und bl ieben die 
Absprachen über die konkrete Zusammenarbeit zwischen den Staatsmännern 
und Heerführern  der herkömml ichen, al lerdings unter dem Kr iegsdruck 
intensiv ier ten K o m m u n i k a t i o n überlassen. 

I n der Ära des roi  soleil  waren die Staaten zum Unterha l t stehender Heere 
gezwungen, u m i m M i t - , Neben- und Gegeneinander der Mächte und Terr i -
tor ien ih ren Platz zu behaupten. D a m i t waren sie auch genötigt, die admin i -
strat iven und f inanziel len Voraussetzungen für den Unterha l t eines kost-
spiel igen Kr iegsinstruments zu schaffen,  für das es nach Ans icht der Lan -
des· und Kriegsherren wegen seiner Schlagkraf t  u n d jederzeit igen Verfüg-
barke i t - n ich t zuletzt zum Einsatz i m Landesinnern - keine A l ternat ive 
gab, obwoh l die Ausgaben für Söldnerheere mi tun te r zu Lasten der w i r t -
schaft l ichen Substanz gingen und durchweg zu hoher staat l icher Verschul-
dung führten. Verständl icherweise gewannen neben den dominierenden 
machtpol i t ischen Kriegszielen, deren Anlaß häuf ig st r i t t ige dynastische 

1 4 4 s. Duchhardt, Glorious Revolution (Anm. 94), 34 f. 

OPEN ACCESS | Licensed under CC BY 4.0 | https://creativecommons.org/about/cclicenses/
DOI https://doi.org/10.3790/978-3-428-47208-6 | Generated on 2025-10-31 00:21:41



Heeresaufbringung  und Koalitionskriegführung 133 

Erbregelungen waren, zunehmend wi r tschaf t l iche Aspekte an Bedeutung, 
jedoch „economic measures were inst rument of pol icy, never i ts a i m " 1 4 5 . 
Andererseits wa r aber n ich t zu bezweifeln, daß wi r tschaf t l iche K ra f t  und 
f inanziel les Leistungsvermögen pol i t ische Macht bedeuteten, denn sie 
ermögl ichten den Unterha l t eines stehenden Heeres und er laubten somit 
eine akt ive Po l i t i k , die vor einem bewaffneten  K o n f l i k t n ich t zurückschrek-
ken mußte. I m übr igen mußten diese Stre i tkräf te  n icht i m In land aufge-
bracht werden, sondern konnten aus dem Aus land gegen Entgel t übernom-
men werden, ohne daß darunter die Einsatzbereitschaft  l i t t ; die Kriegsziele 
waren näml ich den Truppen i m al lgemeinen gleichgül t ig. Da auch nat ionale 
oder landsmannschaft l iche B indungen ke in nennenswertes Gewicht hat ten 
und die Heere i m Zei ta l ter des Absolut ismus weder i n ihrer S t ruk tu r noch i n 
ihrer Kampfweise größere Besonderheiten aufwiesen, bereitete die Zusam-
menfassung von Kont ingenten verschiedener Kriegsherren zu einer Koa l i -
t ionsarmee keine pr inz ip ie l len Probleme. 

Schwier igkei ten für die Kooperat ion erwuchsen somit n ich t i n erster 
L in ie durch das Kr iegsinstrument, sondern diese waren zum einen auf 
divergierende Interessen u n d Kriegsziele zurückzuführen,  die den Zusam-
menhal t schwächten und das erforderl iche  Engagement behinderten, und 
sie waren zum anderen dem Fehlen eines strategischen Konzepts zuzu-
schreiben, so daß ein zweckmäßiger Einsatz der Stre i tkräf te  auf den ver-
schiedenen Kriegsschauplätzen - auch unter Berücksicht igung des Le i -
stungsvermögens der Verbündeten - ausgeschlossen war. Darüber hinaus 
fanden sich die Monarchen bzw. Regierungen zumeist nur zögernd zur 
Beschränkung ihrer Verfügungsgewalt  über die Stre i tkräf te  bereit. Z u 
diesen s t rukture l len Mängeln t rugen neben der zeitraubenden K o m m u n i k a -
t i on zwischen den Regierungssitzen u n d den daraus result ierenden In for -
mat ionslücken außerdem die Empf ind l i chke i ten der Heerführer  bei, deren 
Kooperat ionswi l l igke i t ger ing war , wenn ihnen dami t eine Unterordnung 
zugemutet wurde. Beachtung verdient, daß die mi l i tär ische Zusammenar-
bei t i n den Koa l i t ionen ohne Unters tü tzung oder Vorberei tung durch ein 
Gremium fal lweise abgesprochen wurde, wobei auf höchster Ebene vor 
Feldzugsbeginn das Z ie l nur i n groben Zügen festgelegt wurde, hingegen die 
konkreten Operat ionen dann der Abs t immung der Befehlshaber überlassen 
blieben. Das wa r zweckmäßig, setzte al lerdings den Wi l l en zur Kooperat ion 
voraus u n d bedeutete die Verpf l i ch tung auf ein gemeinsames Vorhaben, 
wozu die Feldherren jedoch nur selten zu bewegen waren; davon künden die 
Dif ferenzen  auf Seiten der Großen A l l i anz i m Pfälzer Erbfolgekrieg.  Hinge-
gen wa r die Zusammenarbei t i m Spanischen Erbfolgekr ieg  zwischen Prinz 
Eugen und dem Herzog von Mar lborough beispielhaft, was of fensicht l ich 
aber atypisch war , w ie die zeitgenössischen Reakt ionen verdeutl ichen. Fest-

145 Lossky  (Anm. 83), 187. 
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zuhal ten ist ferner,  daß der pol i t ische Zusammenhal t der A l l i anz i m Spani-
schen Erbfo lgekr ieg  über lange Zei t merk l i ch größer als i m Pfälzer Erb fo l -
gekrieg war ; davon prof i t ier te  selbstverständl ich die Kr iegführung.  H ierzu 
t rugen gewiß die schlechten Erfahrungen bei, die die Verantwor t l i chen i n 
den Vor jahren hat ten machen müssen, doch wa r das Verdienst i n erster 
L in ie den beiden überragenden Heerführern  und ih rem Einsatz i n Wien 
bzw. i n London und i m Haag zuzubi l l igen. Fo lg l ich schwand der Zusam-
menhalt , nachdem der pol i t ische Konsens i m Bündnis durch das Verlangen 
der Seemächte nach einem Kompromißf r ieden  verlorengegangen und Mar l -
borough als Protagonist der Kr iegsparte i gestürzt worden war ; for tan domi -
nier ten wieder die Dif ferenzen  unter den Vormächten 1 4 6 . Diese Beobachtun-
gen deuten an, daß die Def iz i te i n der Zusammenarbei t t rotz al ler Schwie-
r igkei ten und Unzuläng l ichke i ten n ich t an erster Stelle auf mi l i tär ischer 
Seite, sondern auf pol i t ischer Seite zu suchen sind. 

1 4 6 Analog konstatiert Chandler,  Marlborough (Anm. 15), 275: „All ied disunity thus 
proved Louis XIV' greatest ally". 
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Konfession als Argument 
in den zwischenstaatlichen Beziehungen 

Friedenschancen und Religionskriegsgefahren in der 
Entspannungspolitik zwischen Ludwig X I V . und dem Kaiserhof 

Von Johannes Burkhard t , E ichstät t 

Wenn unter den Faktoren, von denen i m Zusammenhang m i t den in terna-
t ionalen Beziehungen des 17. und 18. Jahrhunderts die Rede sein kann, am 
Ende auch die Rel ig ion i n den S inn kommt , dann w o h l n ich t gerade m i t der 
gesteigerten Spannung einer Gretchenfrage,  sondern eher m i t der E rwar -
tung eines knappen Amens u m der Vol ls tändigkei t w i l l en 1 . Denn i n der 
Reihe außenpol i t isch relevanter Faktoren und Argumente - w ie etat is t i -
scher, sozialer, ökonomischer, mi l i tär ischer, ideeller oder ideologischer der 
verschiedensten A r t - wechselt i n den verschiedenen Epochen die Pr ior i tä t 
und Wert igkei t , und das sicher n ich t zugunsten eines Trends zu dem hier 
themat is ier ten Aspekt. Ist es i n einem außenpoli t ischen Diskussionszusam-
menhang überhaupt nöt ig, der Rel ig ion eine eigene Betrachtung zu widmen? 
Ist Konfession i m Zei ta l ter Ludwigs X IV . noch ein histor isch relevanter 
Faktor? Ist n ich t das Konfessionelle Zei ta l ter 1648 zu Ende gegangen? 

Es g ib t n ich t wenige angesehene Darstel lungen, die uns das bis heute ver-
sichern. Exp l i z i t hat sich Theodor K. Rabb der Frage angenommen und Rel i -
g ion zu Recht als einen der Kr isenfaktoren  des 17. Jahrhunderts behandelt, 
deren Gewal tpotent ia l abgenommen habe. Daß aber darum überhaupt i h r 
Einf luß auf die Po l i t i k i n der M i t t e des 17. Jahrhunderts schnell geschwun-
den sei und al lenfal ls ein „ t ime lag" zwischen in ternat ionalen Beziehungen 
und „He imat f ron t " gelegen habe, s ind doch recht problematische Wei terun-
gen2. Vor a l lem Heinz Duchhard t hat unter besonderer Beachtung der In ter -
dependenzen von Innen- und Außenpo l i t i k die for tw i rkende  Bedeutung 
konfessioneller Verwick lungen an einer Reihe von Fäl len vor a l lem i m Ze i t -

1 Der nach Stichworten gesprochene Vortrag konnte wegen der fortgeschrittenen 
Zeit auf dem Historikertag nur noch abgekürzt gehalten werden. Ich dokumentiere 
ihn in Form einer schriftlich ausgeführten vollständigen Vortragsfassung,  ohne die 
auch den Inhalt mitbestimmende Sprechsituation ganz zu tilgen. 

2 Theodore  K.  Rabb, The Struggle for Stability in Early Modern Europe, New York 
1975. Vgl. das Kapitel „International Relations and the Force of Religion", 74 - 82, 
bes. 80. 
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alter Ludwigs X I V . verdeut l icht 3 . Entsprechend revidierende Gesamtdar-
stel lungen stel len k lar , daß das Konfessionelle Zei ta l ter 1648 n ich t abrupt 
geendet hat und überhaupt m i t dem Rel ig ionskr ieg n ich t auch der umfas-
sende Zusammenhang von Po l i t i k und Rel ig ion aus der Geschichte ver-
schwunden is t4 . E i n neues Studienbuch setzt zwar i m T i te l dem „Konfessio-
nel len Ze i ta l te r " das t rad i t ionel le Schlußjahr 1648, läßt es aber unter 
Rezeption neuer Forschungen über „Konfessionel le Elemente i n der Staa-
tenpo l i t i k " nach dem Westfäl ischen Fr ieden erst 1763 ausgehen5. A l l das 
hängt zum großen Te i l dami t zusammen, daß die Staatsräson, die 1648 die 
Rel ig ion abgelöst haben soll, sich vorher w ie nachher m i t Rel ig ion auch 
t re f f l ich  vertragen konnte. Nach einem v ie lz i t ier ten Gewährsmann hat zwar 
Rat io status als ein „wunder l iches Th ie r " i m Westfäl ischen Fr ieden al le 
anderen Rationes ver jagt 6 , aber diesem - i m übrigen mißbi l l igend gemeinten -
Wor t eines evangelischen Gesandten lassen sich andere gegenüberstellen, 
zum Beispiel, w a r u m Rat io status n ich t umsonst m i t der Rel ig ion den glei-
chen Anfangsbuchstaben habe7 . I m Kon f l i k t f a l l  f ielen die epochalen Pr io r i -
tä ten verschieden aus, aber i m Ideal fa l l haben sich die beiden ins t i tu t ione l -
len Hauptvorgänge der Frühen Neuzeit, die Konfessionsbi ldung und die 
Staatsbi ldung, gegenseitig gestützt und verstärkt 8 . Gerade wenn man die 
Frühe Neuzeit unter dem systematischen Vorzeichen des Staatsbi ldungs-
prozesses betrachtet, der alles i n a l lem i m Zei ta l ter des Absolut ismus die 
stärkste geschichtl iche D y n a m i k entfaltete, dann erweist der konfessionelle 
Aspekt seine Relevanz. 

3 Vgl. vor allem Heinz  Duchhardt,  Protestantisches Kaisertum und Altes Reich. Die 
Diskussion über die Konfession des Kaisers in Politik, Publizistik und Staatsrecht, 
Wiesbaden 1977 sowie ders.  (Hrsg.), Der Exodus der Hugenotten. Die Aufhebung des 
Edikts von Nantes 1685 als europäisches Ereignis, Köln/ Wien 1985. 

4 Vgl. Heinz  Duchhardt,  Das Zeitalter des Absolutismus (Oldenbourg Grundriß der 
Geschichte, 11), München 1989, 78f. 

5 So Harm  Klueting,  Das Konfessionelle Zeitalter 1525 - 1648 (UTB 1556), Stutt-
gart 1989, 348ff.,  bes. 359 - 362 unter pointierter didaktischer Aufbereitung meiner 
Habilitationsschrift  (Anm. 73). 

6 So der Gesandte von Sachsen-Altenburg, Thumshirn, am 28. 11. 1648, Georg 
Schmid,  Konfessionspolitik und Staatsräson bei den Verhandlungen des Westfäli-
schen Friedenskongresses über die Gravamina Ecclesiastica, in: ARG 54 (1953), 203 -
223, hier 223. 

7 Dietrich  Reinkingk,  Biblische Policey, Frankfurt  (1653), 2. Aufl. 1681, 14. Das 
sprechende Zitat bei Wolfgang  Reinhard,  Konfessionelle Grundlagen und Auswirkun-
gen des Dreißigjährigen Krieges, in: Historischer Verein für Nördlingen und das Ries. 
Jahrbuch 27 (1985) u.d.T.: Friede ernährt, Krieg und Unfriede zerstört. 14 Beiträge 
zur Schlacht bei Nördlingen 1634, Nördlingen 1985, 21 - 38, hier 27: „Religio und 
Ratio Status fangen beyde vom R. an, und stecket in diesen beyden das größte 
Arcanum Republicarum, sonderlich wann ein neues Reich und Regiment stabilirei 
werden sol l . . . Eine Religion in einem Lande und Republica verbindet und verknüpf-
tet die Gemüther der Unterthanen unter sich und gegen ihre Obrigkeit so viel stärker 
und erhält besser Vertrauen". 

8 Vgl. Johannes Burkhardt,  Frühe Neuzeit, in: Richard van Dülmen (Hrsg.), 
Fischer-Lexikon Geschichte, Frankfurt a. M. 1990,364 -385. 
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Der f rühmoderne  Staat i m Au fbau ist als Konfessionsstaat angetreten. 
Zwar s ind al le Versuche überhol t , best immte Konfessionen m i t best immten 
ökonomischen, sozialen oder pol i t ischen Verhaltensmustern zu synchroni-
sieren9, aber daß die Entscheidung für eine der Konfessionen, die dann auch 
durchzuhal ten und durchzubi lden war , t rotz mancher Var ianten und Beson-
derheiten gleichsam zum etat ist ischen Programm gehörte, ist eine konsens-
fähige Grundannahme der Frühneuzeit ler. Das leuchtet i n besonderem 
Maße innenpol i t isch ein, insofern der Staat m i t der konfessionellen Dezision 
die Homogenisierung u n d soziale D isz ip l in ie rung der Unter tanen fördern 
konnte und seine pol i t ische Ident i tä t verstärkte 1 0 . I n Frankre ich wa r zwar 
die arb i t räre Ste l lung Heinr ichs IV. über den Rel igionsparteien ein erster 
Hebel des pol i t ischen Erfolgs, aber die Akzeptanz eines kathol ischen Kön ig -
tums programmier te doch eine En tw ick lung , die m i t der Revokat ion seines 
Toleranzediktes von Nantes 1685 die konfessionelle Homogeni tä t des Staa-
tes herstellte. Aber eine solche konfessionelle Verstärkung der Ident i tä t der 
Staaten war n ich t nur e in innenpol i t ischer, sondern auch ein außenpol i t i -
scher Tatbestand. D ie zwischenstaat l ichen Beziehungen gingen - u m es m i t 
dem Programmbegr i f f  des Histor iker tags zu sagen - noch keineswegs i n 
Ident i tä ten auf, die re in po l i t isch und konfessionsneutral  gewesen wären. 

Der konfessionelle Aspekt konnte auf v ie l fä l t ige Weise ins außenpol i t i -
sche Spiel kommen. Z u m Beispiel eröffnete  die konfessionelle Ident i tä t der 
Mächte besondere Intervent ionsmögl ichkei ten, w ie sie sich am spektakulär -
sten i n einer schwedischen Kr iegsdrohung äußerte, die 1707 die Gegenrefor-
mat ion i n Schlesien anhie l t und zur A l t ranstädter Konvent ion führte. Schon 
1702 veranlaßten Schweden, die Nieder lande u n d Brandenburg ih ren engl i -
schen Partner, eine Denkschr i f t  zugunsten der österreichischen Protestan-
ten zu präsentieren. Das wa r zu Beginn des Spanischen Erbfolgekriegs  po l i -
t isch eher störend, denn w ie die englische Forschung lakonisch feststellte, 
hat die Denkschr i f t  n ichts dazu beigetragen, die Beziehungen zwischen den 
A l l i i e r ten zu verbessern 11 . Angesichts der dynastischen S t ruk tu r der Fü r -
stenstaaten, die m i t der Sukzessionsproblematik gleichsam die zu zahllosen 
Erbfolgekr iegen  führende destabil isierende Schwachstel le eingebaut 

9 Vgl. dazu treffend  Paul  Münch  (Hrsg.), Ordnung, Fleiß und Sparsamkeit. Texte 
und Dokumente zur Entstehung der „bürgerlichen Tugenden" (dtv dokumente), Mün-
chen 1984, Einleitung 33 f. - Ein neuer Versuch, religiöse Strömungen auf politische 
Affinitäten  hin zu interpretieren, endet mit der Erkenntnis, daß sich je nach Umfeld 
ganz gegensätzliche Beiträge geleistet und Einstellungen gefördert  haben. Mary  Ful-
brook, Piety and Politics. Religion and the Rise of Absolutism in England, Württem-
berg and Prussia, Cambridge 1983, 174ff. 

1 0 Vgl. die grundlegenden Studien von Reinhard und Schilling, repräsentativ zum 
Beispiel: Wolfgang  Reinhard,  Zwang zur Konfessionalisierung, ZHF 10 (1983), 257 -
277. Heinz  Schilling,  Die Konfessionalisierung im Reich. Religiöser und gesellschaft-
licher Wandel in Deutschland zwischen 1555 und 1620, in: HZ 246 (1988), 1 - 45. 

11 Linda  und Marsha  Frey,  A Question of Empire. Leopold I and the War of Spanish 
Succession, 1701 - 1705, New York 1983, 55. 
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hatten, w a r es auch n ich t g le ichgül t ig, daß die He i ra tspo l i t i k noch von kon-
fessionellen A f f i n i tä ten  geprägt war . Wenn Ph i l i pp W i l he lm von Pfa lz-Neu-
burg mehrere Töchter erfolgreich  „un terbr ingen" konnte, dann doch m i t der 
charakter ist ischen Einschränkung seines Biographen, der „Schwiegervater 
des zumindest kathol ischen Europas seiner Ze i t " gewesen zu sein1 2 . Eine 
besondere Einfallsschneise konfessioneller Vorbehalte waren die geist l ichen 
Staaten des Reichs, die auch aus existent iel ler Furcht vor Säkular isat ion 
und Umsturzp länen zu defensiver Vorsicht gegenüber protestant ischen 
Mächten neigten1 3 . Auch der durch das Papst tum hineinkommende konfes-
sionelle Aspekt ist t ro tz seiner seit 1648 abnehmenden pol i t ischen Gel tung 
n ich t zu vernachlässigen; man sollte n ich t vergessen, daß sich w ie Ranke 
auch der moderne Rekonstrukteur des Staatensystems seit L u d w i g XIV. , 
M a x Immich , m i t einer Papstmonographie für diese Aufgabe „ leg i t i -
m ie r te " 1 4 . Vor a l lem aber konnte die konfessionelle Ident i tä t der interagie-
renden Staaten pol i t ische Gegnerschaften verstärken oder konterkar ieren, 
das pol i t ische Bündnisverhal ten stützen oder d is funkt iona l durchkreuzen. 
Das konfessionelle Argument mußte, je nachdem, ob es m i t dem pol i t ischen 
gleichl ief oder gegenläufig war , die pol i t ische Lagerb i ldung verabsolut ieren 
oder relat iv ieren. 

Was hat das für das System von Kr ieg und Fr ieden bedeutet? Es wäre 
interessant, e inmal methodisch zu untersuchen, w a n n konfessionelle Argu-
mente i m zwischenstaat l ichen Verkehr einen eher kr iegstreibenden Charak-
ter hat ten u n d inw iewe i t die Berufung auf eine gemeinsame Rel ig ion auch 
fr iedensdienl iche Aspekte entwickel te. Eine solche Gewichtung muß al ler-
dings jewei ls auch das Verhäl tn is zu anderen fr iedensrelevanten  Faktoren 
mi tbedenken und gerät zudem i n der Epoche eines noch keineswegs exi -
stenzgesicherten Staatensystems i n besondere Interpretat ionsschwier igkei-
ten h ins ich t l i ch der i n Rechnung zu stel lenden Zwischenstaat l ichkei ten. D ie 
Prob lemverwick lung sol l da rum besser an einem Fal lbeispiel angerissen 
werden, das es er laubt, die Probleme ein wen ig zu sortieren und i n eine 
historische Perspektive zu rücken. Das f re i l ich an einem prominenten Fal l : 
dem habsburgisch-französischen  Grundgegensatz i m Zeital ter Ludwigs X IV . 
und dem Versuch seiner Überwindung. 

12 Hans Schmidt,  Philipp Wilhelm von Pfalz-Neuburg (1615 - 1690) als Gestalt der 
deutschen und europäischen Politik des 17. Jahrhunderts, Bd. 1, Düsseldorf  1973, 18. 
Grundsätzlich zur Problematik Johannes Kunisch  (Hrsg. in Zusammenarbeit mit Hel-
mut Neuhaus), Der dynastische Fürstenstaat. Zur Bedeutung von Sukzessionsord-
nungen für die Entstehung des frühmodernen  Staates (Historische Forschungen, 21), 
Berlin 1982. 

1 3 Vgl. Alfred  Schröcker,  Ein Schönborn im Reich. Studien zur Reichspolitik des 
Fürstbischofs Lothar Franz von Schönborn, Wiesbaden 1978, 20. 

1 4 So Below und Meinecke im Vorwort zu Max  Immich,  Geschichte des europäischen 
Staatensystems 1660 - 1789, Darmstadt 1967, unter Bezugnahme auf ders.,  Papst 
Innozenz XI., Berlin 1900. 
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I . 

Die Gegnerschaft  zwischen dem Haus Habsburg und dem französischen 
Königshaus hat bekannt l i ch die d ip lomat ischen S t ruk tu ren der Frühen 
Neuzeit mehr als 250 Jahre lang best immt. I m 15. Jahrhundert aus dem 
Kampf u m die Vorherrschaft  i n I ta l ien entstanden, weitete sich der K o n f l i k t 
rasch zu einem „ D u e l l u m Europa" aus, w ie He in r i ch Lu tz die konkur renzf i -
xierte Kriegsserie anschaulich bezeichnet ha t 1 5 . I n einem langen 16. Jahrhun-
dert hatte es so ausgesehen, als ob die Habsburger i n Gestalt Kaiser Kar ls V., 
der spanischen Monarchie Phi l ipps I I . oder der neuformierten  Hauseinhei t 
zu Beginn des Dreißig jähr igen Krieges das Due l l gewinnen könnten; i m 
17. Jahrhundert schien L u d w i g X I V . auf dem Wege dazu zu sein, und i m 18. 
Jahrhundert pendelte sich m i t H i l fe Englands das Gleichgewicht ein. Aber 
erst i m Jahre 1756 wurde das Renversement der A l l ianzen vollzogen, deren 
Kernstück der Ausgleich zwischen den antagonist ischen Kont inen ta lmäch-
ten, ein Bündnis zwischen Wien und Versail les gewesen ist. A ls „ d i p l oma t i -
sche Revolut ion" ist diese außenpolit ische Sensation des 18. Jahrhunderts 
t ref fend  bezeichnet. 

I n seinem schon klassischen Werk hat nun M a x Braubach 1952 „Vorsta-
dien der d ip lomat ischen Revolut ion" freigelegt.  Es s ind dies Anfänge, Pro-
jekte und Episoden einer Annäherung zwischen den verfeindeten Höfen, 
denen Braubach deta i l l ie r t nachging u n d sie bis i n die Zei t Ludwigs X I V . 
zurückverfo lgte 1 6 . Das historische Erkenntnisinteresse des Bonner H is to r i -
kers wa r w o h l etwas von der sich anbahnenden deutsch-französischen Aus-
söhnung der 1950er Jahre mi tbes t immt ; deut l ich setzt das Buch Gegenak-
zente gegenüber einer histor iographischen Trad i t ion, die i n der Geschichte 
von Reich und Frankre ich nur Erbfeindschaft  am Werke gesehen hatte. Das 
ehrenwerte Engagement des Histor ikers berühr t bis heute sympathisch, 
auch wenn das Interesse an dieser Friedenschance heute i n eine etwas 
grundsätzl ichere und - v ie l le icht wieder aus einer anderen Ze i t heraus -
andere Perspektive und Sprache zu rücken ist u n d die folgenden Über legun-
gen auch die Kehrseite einer mögl ichen Entspannung n ich t übersehen las-
sen. Jedenfalls gründen die Beobachtungen Braubachs auf einem brei ten 
Aktenbefund und s ind zum Tei l auch i n der gedruckten großen französi-
schen Ins t ruk t ionensammlung überprü fbar 1 7 . Anderes ist durch neuere For -

15 Heinrich  Lutz,  Friedensideen und Friedensprobleme in der Frühen Neuzeit, in: 
Gernot Heiss/Heinrich Lutz (Hrsg.), Friedensbewegungen. Bedingungen und Wir-
kungen (Wiener Beiträge zur Geschichte der Neuzeit, 11), Wien 1984, 28 - 54, 31. 

16 Max  Braubach,  Versailles und Wien von Ludwig XIV. bis Kaunitz. Die Vorsta-
dien der diplomatischen Revolution im 18. Jahrhundert (Bonner Historische For-
schungen, 2), Bonn 1952, 1 - 104. 

1 7 Recueil des instructions données aux ambassadeurs et ministres de France 
depuis les Traités de Westphalie jusqu'à la Révolution française. Bd. 1: Autriche, hrsg. 
v. A. Sorel, Paris 1884. 
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schung heute noch zu ergänzen. Insgesamt handelte es sich i n der Ze i t L u d -
wigs X IV . vor a l lem u m drei historische Entspannungs- und Kooperat ions-
versuche: 

Das erste Beispiel wa r der geheime Erbschaftsvertrag  vom 19. Januar 
1668. Angesichts des al lgemein erwarteten u n d zwischen den Höfen 
umkämpf ten Anfa l ls des spanischen Erbes wurden bereits seit 1663 Tei-
lungspläne als beste Lösung ins Gespräch gebracht, so durch den Mainzer 
Kur fü rs ten  und Erzkanzler Johann Ph i l i pp von Schönborn auf dem Regens-
burger Reichstag. I n der Entspannungsphase am Ende des Devolut ionskr ie-
ges gelang es dem französischen Gesandten Grémonvi l le i n Wien i n einem 
kompl iz ie r ten Spiel, i n dem am Ende m i t Lobkow i t z und Auersperg das pro-
französische w ie das prospanische Parte ihaupt am Kaiserhof gewonnen 
waren, i n der Tat einen geheimen Tei lungsvertrag abzuschließen. Der bis ins 
19. Jahrhundert w i r k l i c h geheim gebliebene Vert rag sah eine Kooperat ion 
der Mächte be i der Durchsetzung des Te i lungspro jekts i n Spanien u n d 
gegenseitige mi l i tär ische Unters tü tzung vor, wies also sogar Bündnischa-
rakter auf, wenngle ich er i n den pol i t ischen und personellen Wechselfäl len 
keinen Bestand bis zum tatsächl ichen E i n t r i t t des Erbfal ls ha t te 1 8 . Doch 
bl ieb die spanische Erbfrage  n ich t nu r ein Stre i t - , sondern auch ein 
Anknüpfungspunkt , t r ieb n ich t nu r zu Konf l i k ten , sondern - nach dem 
Zeugnis der umfangreichen Quellen - auch zu Verhandlungen 1 9 . 

Z u m zwei ten M a l verdichteten sich die d ip lomat ischen In i t i a t i ven i m 
Umkre is des Pfälzischen Erbfolgekriegs  oder Orléansschen Kr iegs 2 0 . „ L ' h i -
stoire d ip lomat ique renai t ! " wurde ein Werk i m Vorwor t seines Herausge-
bers angekündigt , das unlängst dem Ursprung des Krieges auf fast tausend 
Seiten nachging und so unter anderem auch deut l ich macht, daß der K r ieg 
m i t Kaiser u n d Reich für die französische D ip lomat ie keine vorgezeichnete 
Einbahnstraße gewesen i s t 2 1 . Auch die Sondierungen und Vermi t t lungen, 
die den Kr ieg begleiteten u n d i n denen sich der notor isch französische Par-
teigänger i m Reich, W i l he lm von Fürstenberg, noch e inmal hervortat , lock-
ten m i t einem grundsätzl ichen Interessenausgleich und kooperat iven 

18 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 9 - 13, zu ergänzen um die weitergehende Beur-
teilung von Jean Bérenger,  An Attempted 'rapprochement' between France and the 
Emperor. The Secret Treaty for the Partition of the Spanish Succession of 19 January 
1668, in: Ragnhild Hatton (Hrsg.), Louis XIV and Europe, London 1976, 133 - 152, 
bes. 146 und 152, Anm. 47. Der zuerst 1965 erschienene Aufsatz setzt sich allerdings 
mit der hier skeptischen Position Braubachs und der deutschen Forschungstradition 
nicht auseinander. 

1 9 Vgl. allein Mignet,  Négociations relatives à la succession d'Espagne, 4 Bde., Paris 
1835 - 1842, hier Bd. 2, 324ff. 

2 0 Vgl. zu den internationalen Bezeichnungsdifferenzen  mit dem Vorschlag „Orlé-
ansscher Krieg". Heinz  Duchhardt,  Altes Reich und Europäische Staatenwelt 1648 -
1806 (Enzyklopädie deutscher Geschichte, 4), München 1990, 22. 

21 Charles Boutant,  L'Europe au grand tournant des années 1680. La Succession 
palatine, Paris 1985. Vorwort von André Corvisier, vgl. bes. 350ff.,  863 - 870. 
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Zukunf tsperspekt iven 2 2 . D ie berücht igte R i j sw i jker K lausel von 1697, die 
am Ende des Krieges das auf dem Norma l jahr 1624 gründende Reichsrel i-
gionsrecht des Westfäl ischen Friedens für die Kurp fa lz durchbrach, wa r 
doch ein greifbares  Ergebnis einer begrenzten Zusammenarbeit . Der franzö-
sische Gesandte i n Wien und spätere Marschal l und Staatsmann Vi l lars 
suchte diese Ännäherungspol i t i k for tan zu intensivieren. 

E inen d r i t ten Höhepunkt und zugleich eine neue Qual i tä t erreichte diese 
Ausgle ichspol i t ik am Ende des Spanischen Erbfolgekriegs.  Nach Beseit i-
gung des unmi t te lbaren Konf l ik ts tof fes  durch die Tei lung des spanischen 
Reiches war der historische Moment günstig. I n Wien war man noch über 
den Sonderfr ieden  des englischen Verbündeten m i t Frankre ich verärgert, 
aber auch i n Frankre ich beunruhigte das aufsteigende Eng land unter wech-
selnder Führung, so daß Interessen der Kont inenta lmächte zu konvergieren 
begannen u n d über eine dauerhafte Verständigung gesprochen wurde. D ie 
übl ichen Vermi t t lungen, Sondierungen und Friedensverhandlungen er-
reichten schl ießl ich i n d i rekten Konsul ta t ionen und koord in ier ten Ak t ionen 
zwischen Vi l lars u n d Pr inz Eugen eine hochrangige Ebene, wenngle ich das 
Ausmaß einer außenpol i t ischen Modi f iz ierungsbere i tschaf t  Eugens u n d 
der österreichischen Seite n ich t le icht zu beurtei len is t 2 3 . E inschränkend 
wäre auch zu bedenken, daß ewige Gül t igkei tsdauer schon zum Protoko l l 
der Friedensverträge gehörte und dies i n einem e inmal näher zu untersu-
chenden u n d zu gewichtenden Maße i n dieser Zei t auch für den Begrif fskreis 
u m Freundschaft,  Verständigung und U n i o n ga l t 2 4 . D ie berühmten „ le tz ten 
Ins t ruk t ionen" Ludwigs X I V . vor seinem Tod, nament l ich diejenige für den 
Wiener Gesandten du Luc vom 3. Januar 1715, scheinen aber doch eine echte 
Umorient ierungschance geboten zu haben, die noch n ich t genutzt wu rde 2 5 . 

22 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 14-17 und ausführlicher  ders.,  Wilhelm von 
Fürstenberg und die französische Politik im Zeitalter Ludwigs XIV. (Bonner Histori-
sche Forschungen, Bd. 36), Bonn 1972, 414, 487. 

2 3 Vgl. neben Braubach,  Versailles (Anm. 16) die ausführliche Diskussion bei ders., 
Prinz Eugen von Savoyen. Eine Biographie, 5 Bde., München/Wien 1963 - 1965, Bd. 
3, 248 - 276. Das Fazit erkennt auf ein „gut Stück Ernsthaftigkeit",  aber nur im Not-
fall Bereitschaft  zu einem echten Wechsel der Bündnisse (276). Neuere noch zurück-
haltendere Gewichtung bei Hermann  Weber,  Prinz Eugen und Frankreich, in: Johan-
nes Kunisch (Hrsg.), Prinz Eugen von Savoyen und seine Zeit. Eine Ploetz-Biographie, 
Würzburg 1986, 104 - 112, bes. 110-112, während Heinz  Duchhardt,  Krieg und 
Frieden im Zeitalter des Prinzen Eugen, ebd., 22 - 30, 29 den Eugenschen wie konfes-
sionellen Anteil an der Annäherung höher veranschlagt. 

2 4 Zur Gültigkeitsdauer das Grundlagenwerk Jörg  Fisch,  Krieg und Frieden im 
Friedensvertrag. Eine universalgeschichtliche Studie über Grundlagen und Formele-
mente des Friedensschlusses (Sprache und Geschichte, 3), Stuttgart 1978, 361. Wei-
tere Beobachtungen in Heinz  Duchhardt,  Gleichgewicht der Kräfte, Convenance, 
Europäisches Konzert. Friedenskongresse und Friedensschlüsse vom Zeitalter Lud-
wigs XIV. bis zum Wiener Kongreß (Erträge der Forschung, 56), Darmstadt 1976, 
76 - 86 sowie demnächst in Johannes Burkhardt,  Der Dreißigjährige Krieg, Frank-
furt a. M. (im Druck). 

2 5 Instructions, Bd. 1: Autriche (Anm. 17), Nr. IX, 154 - 183. Dazu Braubach,  Ver-
sailles (Anm. 16), 45 - 104. 
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E i n A n k n ü p f u n g s p u n k t u n d Haup ta rgumen t fü r a l l diese Pläne u n d 
Schr i t te der Annähe rung w a r n u n stets die Beru fung auf die gemein-
same kathol ische Religion. Es wäre gut und „ zum Besten der a l le in seelig-
machenden Rel ig ion" , heißt es etwa m i t ten i m Kriege vermi t te lnd, wenn die 
„Conf idenz" zwischen den beiden kathol ischen Mächten „e in wen ig redres-
siert" werden könnte 2 6 . Der Ruf nach vertrauensbi ldenden Maßnahmen 
appel l ierte schon hab i tue l l an die konfessionelle Sol idar i tät . Der „gemein-
samen Rel ig ion ha lber" , für „das Beste der Rel ig ion" , we i l es „der Rel ig ion 
dienen" würde, erscheint eine Verständigung zwischen den Mächten w ü n -
schenswert; das „Interesse der Rel ig ion" fordere  es oder gar „das Interesse 
Got tes" 2 7 . Entsprechend werden i n der off iz iel len  französischen Ins t ruk t io -
nensprache Wohl , Interesse und Nutzen der kathol ischen Rel ig ion zur ste-
henden Formel, die eine völ l ige Versöhnung und U n i o n m i t dem Kaiser ver-
langten: „ Le b ien de la re l ig ion" , „ l ' in térê t de la re l ig ion cathol ique" oder 
deren „vér i tables intérêts" sowie auch noch 1725 „ l 'avantage de la re l ig ion 
ca tho l ique" 2 8 . Auch i m Echo und i n den Beratungen Wiens sprach für ein 
Zusammengehen m i t Frankre ich „d ie Sicherung unserer Hei l igen Rel i -
g i on " 2 9 . Denn gerade für die Religion, so hieß es auf dem Höhepunkt der 
französischen Bündniskampagne selbstkr i t isch, sei der machtpol i t ische 
Zwiespal t schädl ich gewesen, jetzt aber könnten das Interesse der Rel ig ion 
und die we l t l i chen Interessen zusammengehen30 . Na tü r l i ch gab es auch 
andere ideelle Argumente für eine Verbesserung der Beziehungen, aber 
mehr noch als der Sorge für Ruhe u n d Fr ieden Europas oder den Fami l ien-
banden - den l iaisons du sang - wurde doch der Rel ig ion zugetraut, gemein-
same Interessen zu mobi l is ieren. D ie Religionsinteressen müßten „p lus que 
tou t autre mot i f réunier le Roi et l 'Empereur" , meinte die Ins t ruk t i on für du 
L u c 3 1 . 

Angesichts solcher Rhetor ik stel l t sich die Frage, inw iewe i t die Rücksicht 
auf die Rel ig ion auch ein wi rk l iches Mo t i v gewesen ist. Eine besondere 
Al tersrel ig iosi tät Ludwigs X I V . unter dem Einf luß f rommer  Kreise am Hofe, 
auf die i n diesem Zusammenhang gern verwiesen w i rd , mag am Ende h i l f -
reich gewesen sein, geht aber den His tor iker als eine i m pol i t ischen En t -
scheidungsraum sachl ich w ie ze i t l ich n ich t recht spezif izierbare  Kategorie 
nichts wei ter an 3 2 . Eine Rolle hat sicher gespielt, daß an vielen dieser I n i t i a -
t iven Personen geist l icher Staaten oder konfessionell akt iver Ausr ich tung 
betei l igt waren, geistl iche Kur fürs ten  und Fürsten und päpst l iche Nun t ien 

2 6 Kollonitsch an Fürstenberg, 9. Jan. 1693, bei Braubach,  Versailles (Anm. 16), 15. 
2 7 Zitate bei Braubach,  Versailles (Anm. 16), 24, 72, 82; 22. 
2 8 Recueil Bd. 7 (Bavière), 4 (bezogen auf Österreich) bei Braubach  (Anm. 16), 50 

Anm. 15; Recueil Bd. 1: Autriche, 176; ebd., 220. 
2 9 Bei Braubach  (Anm. 16), 96. 
3 0 Instruktion für du Luc 1715, Recueil Bd. 1: Autriche (Anm. 17), 159. 
3 1 Recueil Bd. 1: Autriche (Anm. 17), 176. 
3 2 Vgl. Duchhardt,  Protestantisches Kaisertum (Anm. 3). 
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oder andere Vermi t t le r aus dem Umkre is der Reichskirche oder der röm i -
schen Kur ie . Das Papst tum ku l t i v ie r te i n der Frühen Neuzeit das überpar-
tei l iche Ideal eines „padre comune" der kathol ischen Fürsten, zu dessen 
Amtspf l i ch ten immer wieder Mahnungen zu Fr ieden und Versöhnung zw i -
schen den verfeindeten Vormächten gehörten. Gerade i n dieser Epoche 
kursier ten wieder entsprechende Friedensdenkschrif ten,  und die französi-
sche D ip lomat ie hat i n diesem Sinne auch m i t der Kur ie kooperiert und 
römische Vermit t lungsdienste i n Anspruch genommen3 3 . Aber religiöse 
Sprache und Sache wiesen doch auch auf die Höfe selbst zurück, für deren 
konfessionelle Sol idar i tä t sich auch prakt ische Veranlassung bot. 

Z u m einen waren das gemeinsame Vorbehalte und Projekte gegen den 
durch Eng land erstarkenden protestantischen Norden Europas. Die Eng l i -
sche Revolut ion von 1688, die erst endgül t ig die konfessionellen w ie bünd-
nispol i t ischen Weichen gegen Rom und Frankre ich stellte, wurde i n ihren 
Folgen von L u d w i g X IV . lange n ich t anerkannt. D ie kryptokathol ische und 
verdeckt profranzösische  Po l i t i k der rest i tu ier ten Stuarts hat ten i m po l i t i -
schen K a l k ü l Ludwigs X I V . einen hohen Stel lenwert gehabt, und das jako-
bit ische Kön ig tum i m französischen E x i l b l ieb für Versailles ein Hoffnungs-
träger. Zwa r mußte 1697 die Thronfolge Wi lhe lms I I I . anerkannt werden, 
aber davor und danach unterstützte L u d w i g X I V . die jakobi t ische Sukzes-
sion bis h i n zu Umsturzp länen und Landungsmanövern. Der konfessionell-
legi t imist ische Aspekt dieser Po l i t i k , der die Beziehungen zu Eng land nach-
ha l t ig belastete, bot aber bei dessen Wiener Verbündeten einen gewissen 
Ansatzpunkt . So hat Kaiser Leopold 1692 i n französischen Friedenssondie-
rungen das jakobi t ische Anl iegen woh lwo l l end unterstützt und selbst einen 
Kompromiß vorgeschlagen, der eine Toler ierung der englischen Ka tho l i ken 
und nach dem Tod des Oraniers die Nachfolge des Sohnes des gestürzten 
Stuartmonarchen vorsah 3 4 . Noch nach dem Tod der Kön ig i n Anna i m 
August 1714 tauchte für einen Moment wieder die Idee einer Nachfolge des 
Stuartprätendenten auf, und auch i n Wien erweckte die Aussicht der n ich t 
mehr zu verhindernden hannoverschen Sukzession und Personalunion Sor-
gen für die Wahrung des macht - und konfessionspoli t ischen Status quo für 
den Ka iser 3 5 . D ie französischen Ins t ruk t ionen malen denn auch ein kräft iges 
B i l d von einem übermächt igen protestant ischen Nordeuropa, i n dem neben 
England-Hannover von Brandenburg, Dänemark und Schweden i m Bunde 
m i t wei teren Reichsständen die Rede is t 3 6 . 

33 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 27f. Zum Hintergrund päpstlicher Vermitt-
lungsbemühungen vgl. Burkhardt,  Abschied vom Religionskrieg (Anm. 73), 19 - 24. 

34 Claude  Nordmann,  Louis XIV and the Jabobites, in: Ragnhild Hatton (Hrsg.), 
Louis XIV and Europe, London/Basingstoke 1976, 82 - 111, 86. 

35 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 97 f. 
3 6 Recueil Bd. 1: Autriche (Anm. 17), 154 - 183; Recueil, Bd. 2: Suède, 247 - 276. 

Vgl. Braubach,  Versailles (Anm. 16), 67, 74. 
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Z u m anderen bezog sich die prakt ische Interessenwahrung d i rek t auf den 
Konfessionsstand des Reiches und benachbarter beiderseit iger In te ressen-
sphären. Es ist symptomatisch, daß m i t der R i jsw i jker K lausel das erste 
bleibende Ergebnis der geheimen Kooperat ion ein konfessionspolit isches 
gewesen ist, das der Gegenreformation  am Rhein einen späten T r i u m p h 
bescherte, al lerdings auch Gegenakt iv i täten weckte. Bei Beendigung des 
nächsten Krieges wiederhol te sich i n gewisser Weise dieses Spiel durch eine 
konzert ierte In tervent ion der beiden Mächte i n der Schweiz zugunsten der 
kathol ischen Rel ig ionsparte i 3 7 . Vor a l lem aber verk lammerte sich die mehr 
europäische Sorge vor einer protestant ischen Übermacht Eng land-Hanno-
vers i n Frankre ich m i t den mehr reichspol i t ischen Sorgen vor einer prote-
stantischen Übermacht Hannover-Englands am Kaiserhof.  D ie Idee eines 
protestantischen Kaisertums, m i t der die evangelischen Kur fü rs ten  und 
Mächte immer wieder umgingen, schien durch das zusätzl iche verstärkte 
Gewicht der neuen hannoverschen Kurs t imme noch einmal aktuel l zu werden 
oder wurde doch dem Kaiserhof von der französischen D ip lomat ie gezielt 
als Bedrohung vorgestel l t 3 8 . 

D ie Ansätze zu einer Entspannungspol i t ik zwischen Versailles und Wien 
gründeten also auf einer sprachl ich konvent ionel len, aber eher wieder 
zunehmenden und intensiv ier ten Beschwörung der gemeinsamen Religion, 
auf der Par t iz ipat ion von Amtst rägern und Anwä l ten des konfessionellen 
Sonderinteresses und auf der Aufnahme realen Konf l ik ts to f fs  i m Reich und 
i n Europa. Es gab i n dieser Bündn is in i t ia t i ve echte rel ig ionspol i t ische Hof f -
nungen und Befürchtungen, die aber doch auch etwas dramat is ier t w i rken. 
Wie ernst ist das konfessionelle Argument zu nehmen? Was sollte es eigent-
l i ch leisten? 

I I . 

I n seinem einer anderen Ze i t gewidmeten Religionskriegsaufsatz hat Kon -
rad Repgen von der Frage der Mo t i va t i on grundsätz l ich die öffent l iche  Legi -
t ima t i on als die für den His tor iker maßgebliche Ebene abgehoben39 . Das ist 
eine erhellende, wenn auch i n der Praxis zu strenge Unterscheidung, schon 
we i l die Mögl ichkei t , etwas legi t imieren zu können, le icht selbst zum Hand-
lungsmot iv w i rd , und we i l i m speziellen Fal le gerade das Rel igionsargument 
m i t Rücksicht auf anderskonfessionelle Bundesgenossen selten ganz öffent-

3 7 Näheres bei Braubach,  Versailles (Anm. 16), 55 f. 
3 8 Recueil Bd. 1: Autriche, 156 - 158. Vgl. mit weiteren Quellen Duchhardt,  Prote-

stantisches Kaisertum (Anm. 3), 247 ff. 
39 Konrad  Repgen, What is a 'Religious War'? in: Politics and Society in Reforma-

tion Europe. Essays for Sir Geoffrey  Elton on his 65th birthday, London 1987, 311-
328, 313. Vgl. zum methodischen Hintergrund auch ders., Kriegslegitimationen in 
Alteuropa. Entwurf einer historischen Typologie (Schriften des Historischen Kollegs, 
9), München 1985, auch in HZ 241 (1985), 27 - 49. 
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l ieh war . Aber das Abrücken von der Motivat ionsebene weist i n die r icht ige 
Richtung. E i n Argument , formal zwischen Mo t i va t i on und nachträgl icher 
Leg i t imat ion, sol l etwas bewi rken - be im Partner, bei der eigenen Partei 
oder auch zur Selbstvergewisserung - , und das muß n icht nur das sein, was 
es sagt. Schon Braubach hat es n ich t bei rel igiösen Mot iven belassen, die er 
- m i t Vorsicht - m i t w i r k e n sieht, sondern die po l i t i sch- funkt iona le Seite der 
Sache angedeutet4 0 . Denn u m i n der D ip lomat ie mi te inander ins Gespräch 
zu kommen und Entgegenstehendes vergessen zu lassen, mußte man an 
Gemeinsamem heranziehen, was man hatte, und hier k a m die Rel ig ion 
gerade gelegen. Selbst Konsu l ta t ionen und koordin ier te Intervent ionen von 
Mächten lassen n ich t den Schluß zu, daß den Betei l ig ten die Sache selbst 
von pr imärer Bedeutung ist; es g ing bei diesen k le inen konfessionellen 
Geländegewinnen eher u m erste dip lomat ische Demonstrat ionen der ver-
trauensvol len Zusammenarbeit . U n d was die konfessionellen Bedrohungs-
vorstel lungen angeht, nament l ich durch das protestantische Kaiser tum, so 
hat der Erforscher  dieses histor ischen Langprojektes klargestel l t , daß i n 
dieser Ze i t k a u m noch eine unmi t te lbare Realisierungschance bestand, es 
aber doch noch als „ In tegrat ionsfaktor  der kathol ischen Seite" w i r k t e 4 1 . 

Das konfessionelle Argument soll te dabei n ich t etwa f romm über eine 
andersartige pol i t ische Interessenlage hinwegtäuschen, i n der i n Wahrhei t 
vieles für eine bündnispol i t ische Umor ien t ie rung sprach. Das Argument 
hatte v ie lmehr ein selbst hochideologisiertes Gegenargument zu entkräf ten 
und relat iv ieren: das Geschichtsbi ld. Der habsburgisch-französische  An ta -
gonismus hatte n icht nur schon 200 Jahre bestanden, sondern er wa r i n der 
h istor isch-pol i t ischen Pub l iz is t ik des 17. Jahrhunderts auch sorgfäl t ig 
gepflegt worden. D ie Flugschr i f ten des Dreißig jähr igen Krieges w ie die 
Polemik u m Lisola und Le ibn iz ergingen sich n ich t nur i n histor isch nach-
w i rkenden Schuldzuweisungen, sondern argument ier ten dabei selbst schon 
historisch, wer von beiden „Char lequint ische oder Gustav-Adolphische 
Consi l ia" hege42 . Auch i n den Ins t ruk t ionen an die Gesandten wurde der 
Antagonismus der beiden Häuser als ein schon geschichtl icher Sachverhalt 
behandelt und erläutert , m i t dem man rechnen müsse, ja als natür l iche und 
gleichsam ererbte Gegnerschaft  - „ l 'oppos i t ion si naturel le comme hérédi-
t a i r e " 4 3 . Der Begr i f f  des Erbfeindes k a m auf oder wurde von dem türk ischen 
»Erbfeind des chr is t l ichen Namens' auf den innerchr is t l ichen ,Reichsfeind' 
übertragen. Noch Mar ia Theresia sprach i m Rückb l i ck vom „Erb fe ind 

40 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 87. 
41 Duchhardt,  Protestantisches Kaisertum (Anm. 3), 204ff. 
42 Gottfried  Wilhelm Leibniz,  Securitas Publica (1670), in ders., Sämtliche Schrif-

ten und Briefe, hrsg. von der Deutschen Akademie der Wissenschaften zu Berlin, 
4. Reihe: Politische Schriften, Bd. 1, Berlin 1971, 174 - 207, 175. Vgl. Alfred  Francis 
Pribram,  Franz Paul Freiherr von Lisola, Leipzig 1894, 353f. 

4 3 Instruktion für Vitry 1679, Recueil 1: Autriche (Anm. 17), 71, wiederholt 1680, 
81. 

10 Zeitschrift  für Historische Forschung, Beiheft 11 
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meines Erzhauses von Anfang an" ; nach der Wende von 1756 sagte sie dann 
„der bisherige E rb fe ind " 4 4 . Diese sich verselbständigende historische Trad i -
t ion, deren Einf luß sich i n vielen Beratungen beider Seiten nachweisen 
ließe, wa r n ich t ohne prakt ische Relevanz. I n dem berühmten französischen 
Kronra t vom 10. November 1700, der m i t dem Beschluß zur Annahme des 
spanischen Testaments den Spanischen Erb fo lgekr ieg  auslöste, w u r d e n 
noch e inmal die Verständigungsmögl ichkei ten m i t Österreich erwogen. D ie 
Entscheidung f ie l unter ausdrückl ichem Hinweis auf die histor ischen 
Exempel bis zurück zu K a r l V., die n ich t an redl iche Tei lungsabsichten der 
anderen Seite glauben l ießen4 5 . Dieses Argument f indet sich mehrfach. 

Wie man sieht, wäre also auch e inmal über historische Argumente und 
ihre Funk t i on i n den zwischenstaat l ichen Beziehungen nachzudenken. Z u 
beachten ist dabei das statische Geschichtsbi ld und Exempeldenken der 
Frühen Neuzeit, die diesen habsburgisch-bourbonischen Gegensatz noch 
zusätzl ich stabi l is ier ten und perpetuierten. Noch 1738, als die d ip lomat i -
sche Revolut ion fast gelungen wäre, berichtete der venezianische Gesandte 
kopfschüt te lnd über einen derart igen Bruch m i t al len d ip lomat ischen Tra-
di t ionen, der n ich t gutgehen könne. N ich t ohne professionelle Befr iedigung 
registr ierte dann sein Nachfolger,  daß die Bedenken berecht igt gewesen 
waren und zwischen den verfeindeten Häusern wieder die immer gleichen 
und feststehenden Max imen galten - „ le massime sempre egual i e 
cos tan t i " 4 6 . Erst das innovat ionsfreundl iche K l i m a seit der Jahrhunder t -
mi t te hat dann den Trad i t ionsbruch begünst igt - man kann bis i n die E in -
zelheiten der Sprache seit den 1750er Jahren das aufgeklärte Pathos gegen 
„a l te Vorur te i le" für ein „neues System" und eine vorwärtsgewandte „Revo-
l u t i on " i n den dip lomat ischen Argumenten für den Bündniswechsel nach-
weisen4 7 . Umso nöt iger aber war es, Gegenargumente zu f inden, solange 

4 4 Denkschrift  Maria Theresias an Daun, 1759 im Anhang von: Johannes Kunisch, 
Das Mirakel des Hauses Brandenburg. Eine Studie zum Verhältnis von Kabinettspoli-
t ik und Kriegsführung  im Zeitalter des Siebenjährigen Krieges, München/ Wien 1978, 
98. Vgl. typische Stellen bei Heinz  Duchhardt,  (Hrsg.), Quellen zur Verfassungsge-
schichte des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, Darmstadt 1983, 59, 64, 
135 - 142 und bei Hans Hubert  Hofmann  (Hrsg.), Quellen zum Verfassungsorganismus 
des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation (Freiherr von Stein-Gedächtnis-
ausgabe, 13), Darmstadt 1976, 250, 226ff. 

4 5 Nach den Aufzeichnungen von de Torcy. Vgl. Legrelle,  La diplomatie française et 
la succession d'Espagne, Bd. 4, Paris 1892, 816 - 819. Ähnlich auch in der Instruktion 
für Villars 1698, Recueil Bd. 1: Autriche (Anm. 17), 135. 

4 6 Finalrelation Capello 1744, in: Alfred  Ritter  von Arneth  (Hrsg.), Die Relationen 
der Botschafter Venedigs über Österreich im 18. Jh. (Fontes rerum Austriacarum, 12), 
Wien 1863, 221. Vgl. zuvor Finalrelation Erizzo 1738, 151. 

4 7 Hierzu beabsichtige ich eine eigene Studie; vgl. vorläufig  Burkhardt,  Frühe Neu-
zeit (Anm. 8). Zum geschichtstheoretischen Hintergrund vgl. die Grundlagenbeiträge 
in dem Sammelband Reinhart  Koselleck,  Vergangene Zukunft, Frankfurt  1979, sowie 
vielfach konvergierend Johannes Burkhardt,  Strukturelemente der neueren histori-
schen Wissenschaften, in: August Nitschke (Hrsg.), Verhaltenswandel in der Indu-
striellen Revolution, Stuttgart 1975, 73 - 91. 
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Bündn is t rad i t ion und vormoderne Geschichtsauffassung  übereinst immend 
dafür sprachen, am guten „a l ten System" n icht zu rühren. 

So fungierten die konfessionellen Argumente deut l ich als Gegenideologie. 
D ie geschichtsbildgestützte aggressive Abgrenzungsideologie zwischen den 
Mächten wurde durch eine religiöse Integrat ionsideologie neutral is ier t - m i t 
sehr begrenztem und n ich t anhal tendem Erfolg. Der historische Moment 
g ing 1715 ungenützt vorbei, tei ls we i l die französische D ip lomat ie doch 
noch verschiedene Spiele gleichzei t ig spielen wol l te , tei ls wegen einer 
gewissen Entschlußlosigkei t i n Wien: das historische Argument wa r stärker. 
Braubach kompensierte sein Bedauern über das Scheitern einer f rühen 
Freundschaft  m i t Frankreich, indem er diesen Ansatz einer europäischen 
Neuor ient ierung zum versöhnl ichen Zukunf tsprogramm erk lär te 4 8 . U n d i n 
der Tat scheint so doch e inmal die Berufung auf die Rel ig ion einen Bei t rag 
zur Entschärfung eines kr iegstreibenden europäischen Dauerkonf l ik tes 
geleistet zu haben. Hat te h ier - u m es zuzuspitzen - die Chance bestanden, 
daß das konfessionelle Argument zum Hebel einer Entspannungspol i t ik 
hätte werden können? 

I I I . 

Die Annäherung auf der Grundlage der Rel ig ion enthiel t zwei prob lemat i -
sche Konsequenzen. Das erste Problem entstand daraus, daß das konfessio-
nelle Integrat ionsargument auch den al ten europäischen Universal ismus 
wiederbelebte. Denn gerade die universal ist ischen Lei tbegr i f fe  waren re l i -
giös def in iert  u n d beschworen eine chr ist l ich-überstaat l iche E inhe i t : „Ch r i -
st iani tas", „Chrest ienté", eine i m wei teren Sinne für Europa stehende, i m 
engeren aber vor a l lem die kathol ischen Fürsten meinende Chr is tenhei t 4 9 . 
Auch die imper ia le Terminologie von Kaiser und Reich h ie l t einen sakro-
sankten Anspruch des dom in ium m u n d i aufrecht.  Selbst die „Monarch ie" 
von Gottes Gnaden bezeichnete noch keineswegs sicher den Einzelstaat, 
sondern konnte hei lsgeschicht l ich überbaut sein und ganz wö r t l i ch auf die 
„E inherrschaf t "  i n Europa zielen, i m Sinne der tei ls publ iz is t isch bekämpf-
ten, tei ls aber auch als got tgewol l t ver te id igten „monarch ia un iversa l is " 5 0 . 
Der Gebrauch einer rel igiösen Ein igungsterminologie i n den „zwischen-

48 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 67. 
4 9 Zum Beispiel: Eine Verständigung sei „du bien de toute la chréstienté", Recueil, 

Bd. 1: Autriche (Anm. 17), 93 (1684). Vgl. allgemein Pierre  Blet,  Die Idee der Christia-
nitas im Frankreich des 17. Jahrhunderts. Vorstellung und Wirklichkeit, in: Grego-
rianum 57 (1976),285-305. Zu Inkonsequenzen solcher Stilisierungen vgl. auch Vic-
tor-L.  Tapié,  Louis XIV's Methods in Foreign Policy, in: Ragnhild Hatton, Louis XIV 
and Europe, London 1976, 3 - 5, 8f. 

50 Franz  Bosbach, Monarchia universalis. Ein politischer Leitbegriff  der frühen 
Neuzeit (Schriftenreihe  der Historischen Kommission bei der Bayerischen Akademie 
der Wissenschaften, 32), Göttingen 1988. 

10* 
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staat l ichen" Zusammenhängen stand so gerade deren En t fa l tung i m Wege 
und wies eher auf die universalchr ist l iche E inhe i t zurück. Immer noch 
befand sich Europa schl ießl ich i n einer Übergangssi tuat ion zwischen einem 
vorstaat l ichen Universal verb and und dem kommenden Staatensystem51 . 

I n diesem alteuropäischen Universal ismus aber herrschte ein h ierarchi -
sches Ordnungsideal. Vie len erschien das werdende Staatensystem noch als 
Anarchie, gleichsam ein europäisches Interregnum, i n dem der oberste Rang 
vakant und wieder zu besetzen w a r 5 2 . D ie klassischen Kand ida ten dafür 
waren Papst und Kaiser; nachdem diese ihren Anspruch n ich t mehr realisie-
ren konnten, erhob i hn L u d w i g X I V . D ie Kaiserkandidaturen der französi-
schen Könige hat ten diesen Sinn, ludoviz ianische Propagandaschri f ten 
nannten den Kön ig gelegentl ich schon Kaiser: l 'empereur 5 3 . Aber auch das 
französische Kön ig tum als solches erhob den Anspruch; die sorgfäl t ig 
gepflegten T i te l eines „A l lerchr is t l ichsten Kön ig " - Roi Très Chrestien -
und „erstgeborenen Sohnes der K i r che" hieß i m pol i t ischen K la r tex t : i n der 
Christenheit die Nummer eins. Solche chr is t l ichen Pr ior i tä ts formeln  w u r -
den i m 17. Jahrhundert le icht zum „Haup t der Chr is tenhei t " und zum 
„mächt igsten Herrscher" Europas oder gleich der Wel t ausgeweitet, und 
zwar i m Wettst re i t m i t den habsburgischen Panegyrikern. 

I n diesem „hegemonialen" Zusammenhang ordnet sich auch die Aufhe-
bung des Ed ik ts von Nantes. Lange hat man das Vorgehen gegen die Huge-
not ten vor a l lem unter dem innenpol i t ischen Vorzeichen der Herste l lung der 
Glaubenseinheit i m französischen Staat gesehen54. Z u Recht w i r d heute 
aber auch auf die außenpoli t ischen Bezüge des Revokat ionsedikts von Fon-
tainebleau verwiesen, das i n einer best immten histor ischen S i tua t ion keine 
Rücksicht mehr auf protestantische Bündnispar tner nahm 5 5 . Es spr icht v ie l 

5 1 Anders als ältere Literatur wie Immich sieht die deutsche Geschichtswissen-
schaft, daß das Staatensystem sich im 17. Jh. nicht ändert, sondern erst zu formieren 
beginnt. Vgl. zum Beispiel das Vorwort zu Johannes Kunisch  (Hrsg.), Expansion und 
Gleichgewicht (ZHF, Beiheft 2), Berlin 1986. 

5 2 Vgl. dazu demnächst meine ausführlicheren  Überlegungen in Burkhardt,  Drei-
ßigjähriger Krieg (Anm. 24). 

5 3 So Antoine Aubery,  Des justes prétentions du Roi sur l'Empire 1667, nach Duch-
hardt,  Protestantisches Kaisertum (Anm. 3), 221. 

5 4 Ebenso entschieden wie falsch andere Lesarten abwehrend, zum Beispiel: 
"Observer like the prince of Orange, for whom the measure was inspired by the polit i-
cal calculation that i t would bind to France all other Catholic interests in Europe, and 
so destroy any chance of organising a new coalition against Louis were almost cer-
tainly wrong". John Stoye,  Europe Unfolding 1648 - 1688 (The Fontana History of 
Europe), London 1969, 366. 

5 5 Vgl. vor allem 1985 Duchhardt,  Die Konfessionspolitik Ludwigs XIV. und die 
Aufhebung des Edikts von Nantes (Anm. 3), der den außenpolitischen Rahmenbedin-
gungen und Perspektiven „ein mindestens gleiches Gewicht" (35) zuerkennt, wenn sie 
nicht sogar primär gewesen seien. Im Ansatz auch unter Betonung der religiösen 
Komponente und langen Entwicklung Jean Or  cibai,  Louis XIV et les protestants, 
Paris 1951 und ders.,  Louis XIV and the Edikt of Nantes, in: Ragnhild Hatton (Hrsg.), 
Louis XIV and Absolutism, London 1976, 154 - 176, 160. 
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dafür,  daß der Entschluß dazu gleichsam h in ter die innen- w ie außenpol i t i -
sche A l te rnat ive zurückg ing und der „ innere Kreuzzug" die Führungsstel-
lung des französischen Königs i n der kathol ischen Christenheit unterstre i -
chen sollte. Richelieus berühmtes Wor t über den französischen Kön ig als 
dem größten Monarchen auf Erden wa r an einen „Ketzersieg", den Fa l l von 
L a Rochelle, geknüpf t gewesen56. D ie spanischen Pamphlet isten haben sich 
i n dem Rangstreit den Hinweis n ich t entgehen lassen, daß der „A l le rchr is t -
l ichste K ö n i g " m i t seinen Ketzern n ich t so gut fer t ig werde w ie der „ K a t h o -
lische K ö n i g " m i t den seinen. Es ist symptomatisch, w ie das Revokat ions-
ed ik t von 1685 als ein T r i u m p h für das ganze kathol ische Europa präsentiert 
wu rde 5 7 . V ie l le icht hängt aber auch die auf fa l lend  zurückhal tende Reakt ion 
anderer kathol ischer Mächte u n d selbst des Papsttums m i t der Reserve 
gegenüber dem dami t angemeldeten rel ig iös-pol i t ischen Führungsanspruch 
der französischen Krone zusammen5 8 . 

Au f diese Weise t rug aber das religiöse Argument selbst dazu bei, den 
K o n f l i k t am Leben zu erhalten, den es eigent l ich überwinden sollte. Denn 
die In tegrat ion der kathol ischen Rumpfchr istenhei t  mußte doch sofort  die 
alte Frage nach dem Platz eins i n der Christenheit aufwerfen  und den habs-
burgisch-französischen  Antagonismus reakt iv ieren. So haben die ersten 
Anregungen von dr i t te r Seite, die den französischen Kön ig zu einem Bünd-
nis m i t dem Kaiser anspornten, zunächst dami t argument iert , daß er 
dadurch zum „souveränen Protektor der Chr is tenhei t " werden würde 5 9 . Da 
hätte sich indes der Kaiser unterordnen müssen, so daß die chr is t l ich herbei-
argumentierte E inhe i t die alte Rangfrage erst recht auf warf .  Das konfessio-
nelle Argument hat te so gleichsam eine Nebenwi rkung, die wen ig Erfolgs-
chancen ließ und selbst eher kon f l i k t t re ibend w i rk te . I m Ex t remfa l l  bestand 
hier die Gefahr eines Religionskrieges besonderer A r t u m den innerka tho l i -
schen Führungsanspruch. 

Der argumentat ive Ausweg l ief darauf hinaus, daß die beiden ka tho l i -
schen Supermächte sich die Wel t te i len oder sie eigent l ich gemeinsam 
beherrschen könnten. Schon i n der ersten Annäherungsphase spielte eine 
angebliche Max ime Rudolfs I I . eine förderl iche  Rolle, nach der Kaiser und 
Kön ig vereint zu gemeinsamen Schiedsr ichtern der Christenheit berufen 
seien - „les arbitres de la Chréstienté unis ensemble"6 0 . D ie Zwie t racht bei-

5 6 Vgl. Hermann  Weber,  Die Hugenottenfrage zur Zeit Ludwigs XIII., in: Heinz 
Duchhardt (Hrsg.), Der Exodus der Hugenotten, Köln/Wien 1985, 9 - 28, 24: „le plus 
puissant monarque du monde et le prince le plus estimé". Vgl. 22. 

5 7 Vgl. Ernest  Lavisse,  Louis XIV, Paris 1978, Bd. I, 484. 
5 8 Zum Faktum der Zurückhaltung vgl. André Latreille,  La Révocation de l'édit de 

Nantes vue par les nonces d'Innocent XI, in: Bulletin de la Société de l'Histoire du 
Protestantisme Français 103 (1957), 231. 

5 9 Fürstenberg 1687 bei Braubach, Versailles (Anm. 16), 13. 
6 0 Grémonville an Ludwig XIV., 22. Januar 1668 als Wiener Diktum, Mignet  (Anm. 

19), Bd. 2, 438f. 
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der Häuser nütze nur den anderen Mächten, schrieb etwa Vi l lars, während 
die U n i o n alle unter ihre Au to r i t ä t beugen würde 6 1 . Das domin ium mund i 
erscheint h ier gleichsam halb ier t ; aus dem Universa ldominat w i r d ein U n i -
versal -Kondominat . Der „E i fer für die Rel ig ion und das berechtigte Ver lan-
gen, den al ten Vorrang über die anderen Mächte zu bewahren" näml ich 
zwinge „d ie beiden bedeutendsten Häuser Europas" zur Zusammenarbei t 6 2 . 
Das r ichtete sich vor a l lem gegen die protestant ischen Seemächte, die „den 
wahren Göt tern der Erde die Gesetze vorschreiben w o l l e n " 6 3 . E i n solches 
Universa lkondominat zur Verh inderung des Aufkommens dr i t te r Mächte 
wäre aber doch, wenn es denn überhaupt real isierbar gewesen wäre, keine 
staatensystemverträgliche Lösung gewesen, sondern hätte eher retardierend 
gewirk t . E inen Schr i t t i n die r icht ige Richtung zu einer f r iedl icheren  Wel t 
des staat l ichen Nebeneinanders kann man dar in jedenfalls k a u m sehen. 

Das andere Problem lag auf der Hand: die konfessionelle In tegrat ion 
brauchte auch das konfessionelle Fe indbi ld . I n der z i t ier ten Sorge vor einer 
Göt terdämmerung der kathol ischen Universalmächte hatte sich das Ressen-
t iment gegenüber den protestant ischen Mächten schon gemeldet. Wenn es i n 
der zentralen französischen Ins t ruk t i on die „Interessen der Rel ig ion" 
waren, die mehr als alles andere den Kön ig und den Kaiser „gegen deren 
Feinde innerhalb und außerhalb des Reiches" verb inden sollten, dann waren 
dami t auch diese Feinde n ich t pol i t isch, sondern p r imär konfessionell def i-
niert . Selbst von Ketzern u n d Häre t ikern ist i n po l i t isch-d ip lomat ischen 
Zusammenhängen die Rede; der ältere Kaun i t z meinte i n der Wiener Konfe-
renz, eines Tages werde man sich doch gegen sie m i t Frankre ich verbünden 
müssen. Bei den geist l ichen Ratgebern und Vermi t t le rn f ielen die Empfeh-
lungen oft noch drastischer und offensiver  aus. „Der Kön ig hat die Häresie 
aus seinen Landen ver jag t " , meinte der Bischof von Passau i m H inb l i c k auf 
das Vorgehen Ludwigs X I V . gegen die Hugenotten, „ w a r u m könnten w i r 
uns n ich t verständigen, u m sie auch anderswo zu schwächen?"6 4 . Daß nach 
dem Spanischen Erbfolgekr ieg  „d ie alte Jalousie der Präpotenz n u n n ich t 
mehr stat t f indet, sondern pro bono rel ig ionis die Ka tho l i z i tä t zusammenste-
hen muß, u m die Präpotenz der acathol icorum zu schwächen", lautet ein 
Diskussionsbeitrag aus K u r k ö l n dazu 6 5 , der sich zwischen den Sprachen 
n ich t recht entscheiden kann, umso deut l icher aber zwischen den Konfes-

61 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 83. 
6 2 Denkschrift  für Kardinal Trémoille, 26. März 1707 bei Braubach,  Versailles 

(Anm. 16), 27. 
63 Braubach,  Versailles (Anm. 16), 83. 
6 4 Nach einem Bericht von Villars am 4. November 1699, deutsch zitiert von Brau-

bach, Versailles (Anm. 16), 22. 
6 5 Joseph Clemens an Karg, 13. März 1714, bei Max  Braubach,  Joseph Clemens von 

Köln als Vermittler zwischen Versailles und Wien, in: Annalen des historischen Ver-
eins für den Niederrhein 146/147 (1948), 232f., auch in: ders., Diplomatie und geisti-
ges Leben im 17. und 18. Jh. Gesammelte Abhandlungen, Bonn 1969, 289 - 300. 
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sionsparteien. Für die Tei lnahme an einem solchen konfessionellen Kampf -
bund gab es auch weitere Kand idaten; schon des längeren warb die franzö-
sische D ip lomat ie m i t den gefährl ichen Plänen der protestantischen Fürsten 
- „a s'opposer aux pernic ieux desseins des princes protestants" - i n Bayern 
u m Anschluß 6 6 . 

Au f der konfessionellen Gegenseite wuchs denn auch seit 1685 die Furcht , 
daß L u d w i g X I V . Europa n ich t nu r eine Universalmonarchie, sondern eine 
Universal re l ig ion m i t Waffengewalt  auferlegen wo l l e 6 7 . Das wa r w o h l gar 
n icht so we i t von den WunschvorStel lungen entfernt,  die tatsächl ich gehegt 
wurden. „ L e rêve français d'une nouvel le Europe cathol ique?", überschrieb 
Charles Boutant t ref fend  Beobachtungen zu entsprechenden B lockb i l -
dungsideen, und das Beispiel Fr iedr ichs des Großen hat später bewiesen, 
einen w ie starken Handlungsanreiz „Pol i t ische Träumereien" bieten kön-
nen 6 8 . Entsprechend stark wa r auch umgekehrt der zugleich ant ikathol ische 
und antifranzösische Af fek t  i n England, und zwar i n Presse, Parlament, 
D ip lomat ie , w ie i m for tan protestant isch dienstverpf l ichteten Königshaus. 
Wenn Ragnhi ld Ha t ton den ersten englischen K ö n i g aus dem Hause Hanno-
ver als einen aufgeschlossenen f rühaufgeklär ten  Monarchen zeichnete, so 
hat Jeremy Black dazu m i t f reundl icher  I ronie angemerkt, das Por t ra i t 
Georgs I. bedürfe noch der Ergänzung u m den protestant ischen Kreuzfah-
rer. Denn auch i n diesem Umkre is wurden konfessionelle Unionspläne 
geschmiedet, und t rotz eines gewissen außenpoli t ischen Pragmatismus gal t 
doch i m 18. Jahrhundert : „An t i -Ca tho l i c i sm was a major par t of Br i t i sh 
po l i t i ca l cul ture and ideo logy" 6 9 . 

Es ist k lar , worauf das hinausl ief. Neben der dynastischen Konf ron ta t ion 
der konkurr ierenden Universalmächte stand eine konfessionelle Lagerb i l -
dung der europäischen Staaten zur Debatte. Das konfessionelle Argument 
konnte zwar zwischen Wien und Versailles Annäherungen er leichtern und 
so i n innerkathol ischer Begrenzung dem Frieden dienen. Z u einer Entspan-
nung i n Europa t rug das jedoch k a u m bei, denn die Abkehr von den al ten 
Konf ronta t ionen zielte n ich t auf die Auf lösung der Lager, sondern auf neue 
Lager, Bündnisse und Konfrontat ionen, so daß sicherheitspol i t isch für die 
„Ruhe Europas" i n Wahrhe i t wen ig zu gewinnen war. Diese Konsequenz 
eines konfessionellen Integrat ionsarguments m i t eingebautem Fe indb i ld 

6 6 So 1687/88. Zitiert bei Boutant , L'Europe du grand tournant (Anm. 21), 865. 
67 Ragnhild  Hatton,  Louis XIV and his Fellow Monarchs, in: dies. (Hrsg.), Louis XIV 

and Europe, London 1976, 16 - 59, 43. 
68 Boutant  (Anm. 21), 863 - 873; vgl. Erika  Bosbach, Die 'Rêveries Politiques' in 

Friedrichs des Großen politischem Testament von 1752 (Kölner Historische Abhand-
lungen, 3), Köln/Graz 1960. 

69 Jeremy  Black,  British Foreign Policy in the Age of Walpole, Edinburgh 1985,119, 
127; vgl. das ganze Kapitel 6: "A Confessional Policy? Religion and British Foreign 
Policy", 118-138. 
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lassen es für Europa noch weniger f r iedensdienl ich erscheinen als der kon-
fessionalisierte Universalanspruch. 

Eher drohte das Argument m i t der Konfession noch tiefere Gräben zw i -
schen Staatengruppen aufzuwerfen.  Wie we i t konnten religiöse Argumente 
t rotz ihres n ich t immer wö r t l i ch zu nehmenden funkt iona len Charakters 
bel l iz ist ische Energien freisetzen? Ob w o h l gelegentl ich durchschlagende 
Religionskriegstendenzen i n Teilsegmenten des Pfälzischen Krieges und 
anderswo, die erste Diskurse u m den Begr i f f  des „Rel ig ions-Kr ieges" und 
Bemühungen, gegen L u d w i g X IV . M a r t i n Lu the r publ iz is t isch ins Feld zu 
schicken, zu Tage förder ten 7 0 , zu großer Form aufgelaufen  wären? Hät te 
Europa m i t einem Rückgang h in ter die Bündniskonste l la t ion von 1635, m i t 
einer Revision der In tervent ion Frankreichs i n den Dreißig jähr igen Kr ieg 
auf der konfessionell „ falschen" Seite, die sich zur D iskred i t ie rung des gro-
ßen Religionskrieges als die r icht ige erwies, u m 1715 wieder fer t ig werden 
können? Gewißheit kann es hier n ich t geben, denn die Probe aufs Exempel 
hat bis zum Tode Ludwigs X I V . n ich t stattgefunden. 

IV. 

I m Jahre 1718 erschien das erste von zweihundertv ierz ig Totengesprä-
chen, i n denen Dav id Faßmann die Prominenten dieser Wel t sich nach ih rem 
Ableben i m Jenseits mi te inander unterhal ten ließ. D ie erste dieser okku l ten 
Begegnungen i n Fortsetzungen, eine zugleich ant ik is ierende w ie populäre 
E ink le idung eines f rühaufgeklär ten  Räsonnements über die „Große Pol i -
t i k " , fand zwischen Kaiser Leopold I. und L u d w i g X IV . statt. Nachdem die 
Potentaten noch e inmal höf l ich mi te inander gestr i t ten, aber einander auch 
ihre Probleme und Kon f l i k te er läutert hatten, kamen sie einander so nahe, 
daß schl ießl ich der „ l iebste L u d w i g " dem „wertesten Leopo ld" versichert, 
er würde n ich t das geringste mehr gegen den Kaiser unternehmen, wenn er 
„noch e inmal i n der Wel t regieren so l l te " 7 1 . Der versöhnliche Schluß dieses 

7 0 Eine frühe begriffsgeschichtliche  Buchung bei Repgen, What is a 'Religious 
War?' (Anm. 39), 323: Discours Von den Religions-Kriegen ins gemein/Und in specie, 
Ob auch der jetzige einer seye Oder nicht? (Freystadt, 1689). - Luther in Martin  Rabe-
nac: Christliches Bedencken über die außgeschickten Wär-Wölffe  Des Aus einem 
Aller-Christlichsten in einen Aller-Unchristlichsten verwandelten Franzosen-Köni-
ges, Cöln 1689, vgl. Hans von Zwiedineck-Südenhorst,  Die öffentliche  Meinung in 
Deutschland im Zeitalter Ludwigs XIV. 1650 - 1700. Ein Beitrag zur Kenntnis der 
deutschen Flugschriften-Litteratur,  Stuttgart 1888, Nr. 1689. - Religionskriegerische 
Schriften gegen den Kaiser bei: Paul  Schmidt,  Deutsche Publizistik in den Jahren 
1667 - 1671 in: MIÖG 28 (1907), 577 - 630, 597ff. 

71 (David  Faßmann),  Gespräche in dem Reiche derer Todten. Erste Entrevue: Zwi-
schen Leopoldus I., Römischer Kaiser und Ludovicus XIV., König in Frankreich, 
Leipzig 1718, 75. Zur historischen Einordnung vgl. Fritz  Valjavec,  Die Entstehung der 
politischen Strömungen in Deutschland. Unveränderter Nachdruck der Erstausgabe 
von 1951. Mit einem Nachwort von Jörn Garber (Athenäum-Droste-Taschenbücher 
Geschichte), Düsseldorf  1978, 94f. 
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frühen histor iographischen Vorläufers  von Braubach mag am Ende dazu 
anregen, das dem Kön ig als Gedankenspiel e inmal zu erlauben. Was wäre 
geschehen, wenn es L u d w i g X IV . zu Lebzei ten gelungen wäre, m i t Kaiser 
Leopold oder einem seiner Nachfolger,  Joseph I. oder K a r l VI., zu einer Ver-
ständigung zu gelangen? Wenn die „Neuor ient ierung des europäischen 
Staatensystems" (Braubach) durch das konfessionelle Argument bis 1715 
tatsächl ich gelungen wäre? 

Kontrafakt ische Überlegungen s ind methodisch problematisch. „Was 
wäre wenn?" zu fragen, g i l t i n der Geschichtswissenschaft als n ich t schulge-
recht, wenngle ich hier i n letzter Ze i t auch bemerkenswerte in te l lektuel le 
Lockerungsübungen zu registr ieren s ind 7 2 . I n einem programmatischen 
Kontex t , i n dem neben den Rahmenbedingungen auch die Handlungsspiel -
räume interessieren, l iegt es jedenfalls nahe, auch an die mögl ichen Folgen 
zu denken, wenn die Entscheidung anders ausgefallen wäre. I n diesem Fa l l 
w i r d das der histor ischen Phantasie dadurch erleichtert, daß die bi laterale 
Entspannungsutopie doch noch eingelöst wurde, die Verständigung zw i -
schen den beiden Mächten gelang, die dip lomat ische Revolut ion sich ta t -
sächl ich vol lzog - m i t einer Phasenverschiebung von 50 Jahren. 

D ie wen ig ermutigende Folge aber wa r der Siebenjährige Kr ieg, der 
schwerste K o n f l i k t der Epoche und noch mehr. Obwoh l es sich u m eine ganz 
andere Epoche handelte, eine Zei t , i n der schon Lessing schrieb, die franzö-
sische Enzyklopädie erschien und Au fk lä rung angesagt war , geschah 1756 
noch Erstaunl iches 7 3 : Versailles u n d Wien nutz ten zur Anbahnung und zum 
Ausbau ihres Bündnisses w iederum das konfessionelle Argument . Viele 
Reichsstände, die sich p lö tz l i ch zwischen dem neuen französisch-öster-
reichischen oder englisch-preußischen Block entscheiden mußten, or ient ier-
ten sich an der Konfession. D ie päpst l iche D ip lomat ie nahm engagiert für 
die „kathol ischen Waffen"  Partei, auch wenn sie außer ideologischer Schüt-
zenhil fe nur noch k le ine Hi l fsdienste leisten konnte, ja sie erhoffte  sich eine 
Wiederaufnahme der Gegenreformation.  Eine Gruppe kathol ischer A k t i v i -
sten p lante bei einem österreichisch-französischen  Sieg das seit dem West-
fäl ischen Fr ieden gül t ige Reichskonfessionsrecht auszuhebeln, so daß der 
namhafteste Reichsrechtler Johann Jacob Moser meinte, nur die Tatsache, 
daß keine Rel igionspartei den Kr ieg gewann, habe den Umsturz der ganzen 
Reichsverfassung verhindert . A u f der Gegenseite aber war zur Propagierung 

7 2 Vgl. Peter  Burg,  Die Funktion kontrafaktischer  Urteile am Beispiel der Bauern-
kriegsbewegung, in: GWU 34 (1983), 768 - 779. Zu bedenken wären danach wohl hier 
kontrafaktische Urteile des Typs 2 zur „Ermittlung des Spielraums für geschichtli-
ches Handeln" und vor allem des Typs 3 zur „Ermitt lung der Folgen einer nicht reali-
sierten Möglichkeit" (777). Meine Überlegungen sind wohl eher ein - so streng nicht 
gemeintes - Spiel mit der Entwicklungsperspektive. 

7 3 Zum folgenden siehe den Nachweis Johannes Burkhardt,  Abschied vom Reli-
gionskrieg. Der Siebenjährige Krieg und die päpstliche Diplomatie, Tübingen 1985 
(Bibliothek des Deutschen Historischen Instituts in Rom, 61), 487. 
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des außenpoli t ischen Bündniswechsels das konfessionelle Argument das 
meistgebrauchte überhaupt gewesen, und die englische Pub l iz is t ik nahm 
nun die Gelegenheit wahr , Fr iedr ich den Großen zum protestantischen He l -
den gegen den „Papismus" aufzubauen 7 4 . I n Preußen selbst g ing man m i t 
Plänen für einen evangelischen Fürstenbund und Säkular isat ionen um, 
während die preußische Propaganda derwei l - überzogen, aber n ich t ganz 
grundlos - den Gegnern unterstel l te, einen Rel igionskr ieg zu führen. 

A l l das wa r das Ergebnis eines europäischen Bündniswechsels, der m i t 
dem habsburgisch-französischen  Kernbündn is die pol i t ischen Fronten 
wei tgehend m i t den konfessionellen zur Übere ins t immung brachte - die 
kathol ischen A l l i i e r ten hat ten noch auf einige n ichtkathol ische Reichs-
stände und Hi l fsmächte Rücksicht zu nehmen, t rafen aber n ich t mehr auf 
kathol ische Gegner. Wenn so dieser Kr ieg i n der zwei ten Jahrhunderthäl f te, 
i n der die Gel tung des konfessionellen Arguments we i t herabgesetzt war, 
einen n ich t mehr zentralen, aber einen auch n ich t zu unterschätzenden Rel i -
gionskriegsaspekt auf G rund der Bündniskonste l la t ion erhielt , dann kann 
man ermessen, was w o h l geschehen wäre, wenn die Entspannung zwischen 
Wien und Versail les schon i m Zei ta l ter Ludwigs X I V . gelungen wäre - i n 
einer Zei t , i n der die Gegenreformation  gerade erst auslief, das Papst tum 
noch etwas galt, das Staatensystem sich erst emanzipierte, die protestant i -
sche Thronfolge i n Eng land noch reversibel erschien, das Reichskonfes-
sionsrecht gerade seine letzten großen Bewährungsproben zu bestehen 
hatte, kurz: Konfession noch ein po l i t isch we i t wicht igeres Argument war. 
D ie N ich tübere ins t immung pol i t ischer und konfessioneller Lagerbi ldung, 
ein n icht unbeträcht l icher Rest von D is funk t iona l i tä t und mehrdimensiona-
len Loyal i tä ten, hat bel l iz ist ische Konf l ik tbündelungen, die bis zum Rel i -
gionskr ieg gehen konnten, i n der Außenpo l i t i k erschwert und beschränkt, 
w ie auch umgekehrt die Rel ig ion die Verabsolut ierung pol i t ischer Konf ron-
tat ionen relat iv ieren konnte. I n der gegebenen histor ischen S i tua t ion aber 
erhiel t so der habsburgisch-bourbonische Gegensatz auch eine prävent ive 
Funk t ion : Wenn sich das ludovizianische Zei ta l ter so wen ig ein Ruhmes-
b la t t i n der Geschichte des Friedens erworben hat w ie i n der Geschichte der 
rel igiösen Toleranz, so hat doch gerade der n icht überwundene Antagonis-
mus zwischen Versail les und Wien der Zei t den großen Rel igionskr ieg 
erspart. 

7 4 Vgl. Manfred  Schlenke,  England und das friderizianische  Preußen 1740 - 1763, 
München 1963, 198 - 235. 
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